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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


A. in Civilſachen. 
1. 


Wird dem vertragswidrig handelnden Mieter gekün⸗ 
digt, ſo hat er dem Rermieter auch den zufolge der 
Kündigung eintretenden Schaden zu erſetzen. 


Der Kl. hat den mit den Beklagten abgeſchloſſenen 
Mietvertrag in Ausübung des ihm in 8 3 des Vertrags 
eingeräumten Kündigungsrecht am 21. Juli 1914 aufgelöſt, 
weil die Bekl. die gemieteten Räume vertragswidrig benutzt 
haben und mit der Bezahlung des Mietzinſes im Rückſtand 
geblieben find. Es fand ſich kein neuer Mieter. Die Bell. 
wären an den Mietvertrag bis 18. Dezember 1915 gebunden 
geweſen. Unter dem Geſichtspunkt des Schadenserſatzes hat 
der Kl. verlangt, daß ihm die Bekl. diejenigen Mietsbeträge 
entrichten, die ſeit dem Auszug der Bekl. fällig wurden und 
künftig bis zum Ende der Mietzeit auflaufen werden. Die 
Bekl. haben nicht darzutun vermocht, daß der Kl. in der 
Lage geweſen wäre, durch Abgabe der Räume an einen 
Mieter ſeinen Schaden zu beſeitigen oder zu mindern. Das 
Landgericht und das Oberlandesgericht haben die Schadens⸗ 
erſatzpflicht der Bekl. in dem bezeichneten Umfang bejaht, 
letzteres aus folgenden 

| Gründen: 
Nach 8 3 des Mietvertrags konnte der Kl., wenn die 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVII. I. 1 


2 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Bekl. mit Zahlung einer Rate von 925 Mk. 4 Wochen im 
Rückſtand blieben, die ſofortige Räumung der Mietsräume 
und Schadenserſatz verlangen. Von dieſem Recht hat der 
Kl. Gebrauch gemacht. Mit der Kündigung und Räumung 
iſt der Mietvertrag der Parteien beendet und damit der An⸗ 
ſpruch auf weiteren Mietzins ſeit der Räumung ausgeſchloſſen. 
Dagegen werden Schadenserſatzanſprüche aus früheren Ver⸗ 
tragsverletzungen durch die Beendigung des Mietsverhält⸗ 
niſſes nicht berührt. Dies iſt allgemein anerkannt für den 
bis zur Beendigung eingetretenen Schaden. Dagegen iſt be⸗ 
ſtritten, ob der Vermieter, der den Vertrag durch ſeine Kün⸗ 
digung aufgelöſt hat, auch für den als Kündigungsfolge ein⸗ 
getretenen Schaden noch Erſatz verlangen kann. Gegen 
letzteres wird vor allem geltend gemacht, daß die Kündi⸗ 
gung auf dem eigenen Willen des geſchädigten Vermieters 
beruhe. Allein im vorliegenden Fall hat der Vermieter nicht 
aus freiem Entſchluß gehandelt, ſondern er wurde hierzu 
durch das vertragswidrige Verhalten der Bekl. beſtimmt. — 
Die letzteren können ſich auch nicht auf § 325, 326 BGB. 
berufen. Dieſe Beſtimmungen geben dem Gläubiger ein 
Wahlrecht, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen 
oder von dem Vertrag zurückzutreten und dieſer Rücktritt 
hebt den ganzen Vertrag von Anbeginn auf. Die Kündigung 
dagegen hebt nicht den ganzen Vertrag auf, ſondern beendet 
ihn nur für die Zukunft, ſo daß Umſtände, die mit dem 
Schaden des Vermieters urſächlich zuſammenhängen, insbe⸗ 
ſondere Vertragswidrigkeit des Mieters, zum Schadenerſatz 
auch dann berechtigen, wenn deſſen Höhe ſich erſt nach Be⸗ 
endigung des Mietverhältniſſes ergibt!). — $ 555 BGB. 
kann gleichfalls nicht zugunſten der Bekl. verwertet werden. 
Nach dieſer Beſtimmung hat der Vermieter im Fall der vor⸗ 
zeitigen Kündigung den für die ſpätere Zeit im Voraus ent⸗ 
richteten Mietzins nach Maßgabe des $ 347 BGB. zurück⸗ 
zuerſtatten. Daß der im Voraus entrichtete Mietzins im 


1) RG. 64, 381; ROH. 22, 265. 
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Fall der Beendigung der Miete zurückzuvergüten iſt, ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt; denn der Mietzins iſt die Gegenleiſtung 
für die Gewährung des Gebrauchs der vermieteten Sache, 
und durch die außerordentliche Kündigung hört der Gebrauch 
der Mietſache auf. Dies ſchließt jedoch nicht aus, daß der 
Vermieter, der ohne Beſtand des Mietvertrags keinen Miet⸗ 
zins beanſpruchen kann, für Mietzinsentgang oder ſonſtigen 
Schaden Erſatz verlangen darf. Die Vorſchrift des § 555 
BGB. will zweifellos nur eine ungerechtfertigte Bereicherung 
des Vermieters verhüten. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb 
dem Vermieter, der infolge des ſchuldhaften vertragswidrigen 
Verhaltens ſeines Mieters von ſeinem Recht auf ſofortige 
Kündigung Gebrauch macht, der Anſpruch auf vollen Scha⸗ 
denserſatz nicht gewährt werden ſollte. Denn es iſt ein all⸗ 
gemeiner Rechtsgrundſatz, daß, wer fahrläſſig ſeine Ver⸗ 
tragspflichten verletzt, dem Vertragsgegner ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig wird. Das Reichsgericht hat denn auch ausge⸗ 
ſprochen !), daß der Vermieter, der wegen Zahlungsverzugs 
des Mieters von dem Kündigungsrecht des §S 554 BGB. 
Gebrauch mache, von dem Mieter Erſatz des Schadens ver⸗ 
langen könne, der ihm durch die Kündigung ſelbſt entſtehe. 
Der Senat hat ſich dieſer Auffaſſung angeſchloſſen. Zu alle⸗ 
dem kommt im vorliegenden Fall, daß in § 3 des Miet⸗ 
vertrags dem Kl. ausdrücklich das Recht eingeräumt iſt, im 
Fall der Mieter mit einer Mietsrate länger als 4 Wochen 
im Rückſtand bleibt, ſofortige Räumung der Mietgelaſſe und 
Schadenserſatz zu verlangen. Es haben alſo, was zweifel⸗ 
los zuläſſig war, die Bekl. auch vertragsmäßig die Ver⸗ 
pflichtung übernommen, dem Kl. den Schaden zu erſetzen, 
der ihm durch eine infolge ihres vertragswidrigen Verhal⸗ 
tens bezüglich der Mietzinszahlung verurſachte Räumung des 
Ladens entſtehen würde. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 18. Februar 1915 i. S. 

B. u. N. g. G. Nr. 758/1914. 


) RG. 76, 367. 
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2. 


Die kurze Rerjührung nach 88 558, 581 BGB. darf 
nicht auf andere Erſatzanſprüche zwiſchen Rerpüchter 
und Pächter ausgedehnt werden. 


Die zwei Söhne der bekl. Eheleute haben die dem Kl. 
gehörige Domäne M. durch Vertrag vom 1. Oktober 1906 
auf 9 Jahre, von Lichtmeß 1908 bis Lichtmeß 1917, um 
jährlich 4700 Mk. gepachtet. Nach § 25 des Pachtvertrags iſt die 
Pachtherrſchaft berechtigt, in folgenden Fällen die Pächter 
ohne Entſchädigung von der Pacht zu entfernen und außer⸗ 
dem ihrerſeits Bezahlung des bei der Neuverpachtung ſich 
etwa ergebenden Mindererlöſes, ſowie Erſatz etwaiger Schä⸗ 
den und Koſten zu verlangen, nämlich: 

1. wenn die Pächter länger als ein halbes Jahr mit 
der Entrichtung des Pachtgelds im Rückſtand bleiben; 

2. wenn ſie das Gut und deſſen Betrieb nach Anſicht 
Sachverſtändiger vernachläſſigen und die Vernachläſſigung 
wiederholter Erinnerungen unerachtet fortſetzen oder ſonſt 
wichtigen Vertragsbedingungen zuwiderhandeln; 

3. wenn ſie in Konkurs kommen, Pfändungen oder Ar⸗ 
reſte über ſich ergehen laſſen müſſen oder näher bezeichnete 
ſtrafbare Handlungen begehen. 

Am 9. November 1912 ließ der Kl. den Pächtern die 
Pacht auf Grund des § 25 des Vertrags wegen fortgeſetzter 
Zahlungsrückſtändigkeit und wegen der Beſorgnis weiteren 
Herunterkommens des Guts auf Lichtmeß 1913 kündigen. Bei 
der Neuverpachtung wurde nur ein jährlicher Pachtzins von 
4200 Mk. erzielt. Mit der jetzigen Klage verlangt der Klr. 
von den bekl. Eheleuten, die ſich anläßlich des Abſchluſſes 
des Pachtvertrags vom 1. Oktober 1906 dem Klr. als Selbſt⸗ 
zählerbürgen für die aus dem Pachtverhältnis erwachſenden 
Verbindlichkeiten der Pächter haftbar gemacht haben, unter 
anderem 500 Mk. Mindereinnahme an Pachtgeld für das 
Pachtjahr 1913/14 erſetzt. Die Bekl. wenden ein, daß der 
Klaganſpruch durch Verjährung nach § 581 Abſ. 2 vgl. mit 
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8 558 BGB. erloſchen ſei. Dieſe Einrede iſt für unzutreffend 
erklärt worden aus folgenden 
Gründen: 

Richtig iſt zwar, daß zur Zeit der Erhebung der Klage 
(7. Oktober 1913) mehr als 6 Monate ſeit der tatſächlichen 
Beendigung des Pachtverhältniſſes (2. Februar 1913) ver⸗ 
floſſen waren und daß für die Zwiſchenzeit keine die Ver⸗ 
jährung unterbrechenden Tatſachen behauptet oder erſichtlich 
ſind. Auch der Umſtand, daß der Klaganſpruch nicht auf 
Geſetz, ſondern auf Vertrag beruht, würde an ſich ein Hin⸗ 
dernis für den Eintritt der Verjährung nicht bilden. Immer 
wäre aber Vorausſetzung der kurzen Verjährung nach § 558, 
daß es ſich um einen Anſpruch der dort bezeichneten Art, 
alſo um einen Erſatzanſpruch wegen Verſchlechterung des 
Pachtguts handelt. Dies kann aber nicht angenommen wer⸗ 
den. Der Anſpruch auf Erſatz des Mindererlöſes bei der 
Neuverpachtung des Pachtguts iſt der Anſpruch auf Erſatz 
des Schadens, der dadurch entſtanden iſt und weiterhin ent⸗ 
ſteht, daß infolge des die einſeitige Aufhebung des Pacht⸗ 
verhältniſſes rechtfertigenden Verhaltens des bisherigen Päch⸗ 
ters eine Neuverpachtung notwendig geworden und daß bei 
dieſer ein geringeres Pachtgeld, als das von dem bisherigen 
Pächter bezahlte, erlöſt worden iſt. Die in § 25 Ziff. 2 des Pacht⸗ 
vertrags genannte Verſchlechterung des Pachtguts iſt nur 
einer der Fälle, in denen der Verpächter zu der einſeitigen Auf⸗ 
hebung des Pachtverhältniſſes berechtigt iſt, und dieſem einen 
Fall ſind in Ziff. 1 und 3 andere Fälle gleichgeſtellt, die 
— wie die Zahlungsrückſtändigkeit, der Konkurs, ſonſtige 
Zahlungsſchwierigkeiten des Pächters oder die Begehung be⸗ 
ſtimmter ſtrafbarer Handlungen durch ihn, — mit einer 
Verſchlechterung des Pachtguts lediglich nichts zu tun haben. 
Andererſeits braucht auch die bei der Neuverpachtung ſich er⸗ 
gebende Erzielung eines geringeren, als des bisherigen, 
Pachtgelds ihren Grund durchaus nicht gerade in einer Ver⸗ 
ſchlechterung des Pachtguts zu haben, kann vielmehr ebenſo⸗ 
gut durch hievon vollſtändig unabhängige Umſtände, wie 
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einen allgemeinen Rückgang der Pachtgelder oder dergl. her⸗ 
beigeführt ſein. Dies zeigt, daß der Anſpruch auf Zahlung 
des Mindererlöſes zwar ſtets ein Schadenserſatzanſpruch, 
aber keineswegs notwendig und höchſtens dann ein Anſpruch 
auf Erſatz des durch Verſchlechterung des Guts verurſachten 
Schadens iſt, wenn die Aufhebung des Pachtverhältniſſes 
ausſchließlich auf Grund des § 25 Ziff. 2 des Vertrags er⸗ 
folgt iſt. Dies trifft aber nicht zu, weil nach dem Ausge⸗ 
führten der Klr. das Pachtverhältnis und zwar mit Recht 
auch wegen der in § 25 Ziff. 1 zum Aufhebungsgrund er⸗ 
klärten Zahlungsrückſtändigkeit des Pächters aufgehoben hat. 
Der geſetzgeberiſche Grund der kurzen Verjährung des § 558, 
auf eine möglichſt baldige Auseinanderſetzung zwiſchen Ver⸗ 
pächter und Pächter hinzuwirken, allein kann nicht dazu füh⸗ 
ren, die kurze Verjährung über die in § 558 ſelbſt genann⸗ 
ten Anſprüche hinaus auf alle gegenſeitigen Anſprüche zwi⸗ 
ſchen Verpächter und Pächter auszudehnen. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 26. November 1914 i. S. 

C. gegen Graf von N. Nr. 302/1914. 


3. 


Die Haftpflichtverſicherung iſt nicht anf die von dem 
Berſicherer in Rechnung genommenen Gefahren und 
ſog. Bifiken beſchrüänkt. 


Der Klr. iſt ſeit 1. Mai 1910 in ſeiner Eigenſchaft als 
Inhaber des Kurhauſes zur Tannenburg in G. bei der Bekl. 
gegen geſetzliche Haftpflicht verſichert. Am 2. Auguſt 1911 
iſt der mit ſeiner Mutter als Kurgaſt bei dem Klr. woh⸗ 
nende, 11 Jahre alte W. F. dadurch verunglückt, daß er an 
einer in der Scheuer des Klrs. ſtehenden Futterſchneidma⸗ 
ſchine ſich zwei Finger verletzte. W. F. und ſeine Mutter 
haben den Klr. auf Erſatz des durch den Unfall entſtandenen 
Schadens in Anſpruch genommen. Ter Klr. iſt verurteilt 
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worden ), ein Viertel des Schadens zu erſetzen. Jetzt klagt 
der Klr. auf Feſtſtellung der Verpflichtung der Bekl. ihn für 
die Folgen ſeiner Haftpflicht ſchadlos zu halten. Die Bekl. 
beſtreitet ihre Verpflichtung hiezu, da der Unfall nicht im Gaſt⸗ 
wirtsbetrieb des Klrs., ſondern in ſeinem landwirtſchaftlichen 
Betrieb, für den er damals noch nicht bei ihr verſichert war, 
eingetreten ſei. 

Die Zivilkammer hat durch Urteil vom 3. Juli 1914 
feſtgeſtellt, daß die Bekl. verpflichtet iſt, dem Kl. für die 
Folgen ſeiner Haftpflicht aus dem Unfall des W. F. vom 
2. Auguſt 1911 einſchließlich der ihm durch den ſchwebenden 
Rechtsſtreit entſtandenen und entſtehenden Koſten ſchadlos 
zu halten. Die Berufung der Bekl. gegen dieſes Urteil iſt 
zurückgewieſen worden. 

Gründe: 

Nach § 2 der allgemeinen Haftpflichtverſicherungsbe⸗ 
dingungen gewährt die bekl. Geſellſchaft Verſicherungsſchutz 
für den Fall, daß der Verſicherungsnehmer in ſeinen gemäß 
§ 1 beurkundeten Eigenſchaften — vorliegendenfalls in ſeiner 
Eigenſchaft als Inhaber des Kurhauſes — wegen der wäh⸗ 
rend der Dauer des Verſicherungsſchutzes erfolgten Geſund⸗ 
heitsſchädigung, Tötung oder Beſchädigung von Menſchen 
auf Grund geſetzlicher Haftpflichtbejtimmnngen in Anſpruch 
genommen wird. Die Verſicherung umfaßt ſowohl die Ab⸗ 
wehr unbegründeter als auch die Befriedigung begründeter 
Schadenserſatzanſprüche. Danach kommt es nicht darauf an, 
ob die Futterſchneidmaſchine, an der der Unfall ſich ereignet 
hat, dem landwirtſchaftlichen Betrieb oder dem Gaſtwirts⸗ 
gewerbe des Klrs. dient, ſondern darauf, ob der Klr. als 
Gaſtwirt für den Unfall geſetzlich haftet. Wenn in der Be⸗ 
rufung geltend gemacht wird, es komme darauf an, ob die 
Gefahr, welche den Anlaß zum Schaden gegeben hat, in die 
Verſicherung eingeſchloſſen ſei, ſo iſt damit nicht viel ge⸗ 
wonnen. Die Gefahr, gegen die der Klr. verſichert iſt, iſt 


1) Urteil des RG. VI vom 3. Nov. 1913 bei Warneyer, RS. 
Rechtſpr. 1914 Nr. 13. 
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die mit dem Betrieb ſeines Kurhauſes verbundene Gefahr, 
Dritten haftpflichtig zu werden, und zwar iſt es die mit 
ſeinem Betrieb in ſeiner tatſächlichen Geſtaltung verknüpfte 
Gefahr, nicht etwa die mit einem derartigen Betrieb erfah⸗ 
rungsgemäß allgemein ausſchließlich oder vorwiegend ver⸗ 
bundene Gefahr. Auch die beſondere Gefahr, die gerade nur 
beim Betrieb des Klrs. beſteht, iſt verſichert. Die einzelnen 
Gefahren die bei ſolchen Betrieben mehr oder weniger häufig 
vorzukommen pflegen, mögen für die Prämienberechnung maß⸗ 
gebend ſein, weil ſich nicht für jeden einzelnen Betrieb die 
möglichen Haftpflichtfälle vorausſehen laſſen, ſondern weil 
ſich nur eine Wahrſcheinlichkeitsberechnung des Geſamtriſikos 
machen läßt, die an der Hand der Erfahrungen auf Durch⸗ 
ſchnittszahlen aufgebaut iſt und eine gewiſſe Schematiſierung 
und Rubrizierung nach verſchiedenen Richtungen vorausſetzt 
und erfordert. Allein daraus folgt nicht, daß Gefahren, die 
nicht in das Schema und ſeine Rubriken paſſen, auch nicht 
in die Verſicherung fallen. Dies geht ſchon daraus hervor, 
daß die einzelnen Gefahren und ſog. Riſiken, nach denen die 
Verſicherungsunternehmungen ihre Prämienberechnungen an⸗ 
ſtellen, den Verſicherungsnehmern in der Regel gar nicht be⸗ 
kannt ſind. Wollte nur das regelmäßig mit ſolchen Betrie⸗ 
ben verbundene oder das beſonders angegebene Riſiko ver⸗ 
ſichert werden, ſo hätte die Bekl. ihre Beſtimmungen weſent⸗ 
lich anders faſſen müſſen. Es kann ſehr wohl ſein, daß die 
Futterſchneidmaſchine gar nichts mit dem Betrieb des Kur⸗ 
hauſes zu tun hatte und daß doch gerade die Eigenſchaft des 
Klrs. als des Beſitzers eines Kurhauſes an ihn die An⸗ 
forderung ſtellte, wegen der Futterſchneidmaſchine beſondere 
Vorkehrungen zum Schutze ſeiner Gäſte zu treffen. Dies 
hat das Reichsgericht!) in einer für die Schadenshaftung 
des Klrs. maßgebenden Weiſe angenommen. Damit hat der 
Klr. nachgewieſen, daß er in ſeiner Eigenſchaft als Beſitzer 
des Kurhauſes mit Erfolg in Anſpruch genommen iſt. Die 


ı Siehe das in Note 1 angeführte Urteil. 
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Bekl. hat ſonach gemäß § 2 ihrer Bedingungen Verſicherungs⸗ 
ſchutz in dem vom Landgericht ausgeſprochenen Umfang zu 
gewähren. 
Urteil des I. Zivilſenats vom 4. Dezember 1914 i. S. 
Th. g. V. Nr. 596/1914. 


4. 


1. Zur Berantwortlichkeit des Rechtsanwalts für 
einen Rat. 

2. Bertragsmüßige Rechte anf Jnrückhaltung von 

Leiſtungen können im Konkurs nicht geltend gemacht 
werden. 


Der Bekl. verkaufte am 6. Juni 1910 an den Mehl⸗ 
und Getreidehändler W. in H. 1000 Sack Weizenmehl zum 
Preis von 27 Mk. 25 Pf. für den Sack, lieferbar in den 
Monaten Juli bis November 1910. Es kam nicht zur Lie⸗ 
ferung des Mehls. Am 27. Juni 1910 wurde über das 
Vermögen des W. das Konkursverfahren eröffnet. Der 
Konkursverwalter verlangte die vertragsmäßige Lieferung des 
Mehls. Der Bekl. verweigerte die Lieferung. Der Konkurs⸗ 
verwalter klagte daher gegen ihn bei dem vertragsmäßig 
zuſtändigen Schiedsgericht der Vereinigung ſüdd. Handels⸗ 
mühlen in Mannheim auf Bezahlung von 2700 Mk. Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung. Das Schiedsgericht verurteilte 
den Bekl. antragsgemäß. Nun klagte der Konkursverwalter 
bei dem Landgericht U. auf Vollſtreckbarkeitserklärung des 
ſchiedsgerichtlichen Urteils; auch hier ſiegte er ob. Die zu 
gemeinſamer Ausübung des Anwaltsberufs verbundenen 
jetzigen Kläger hatten den Bekl. vor dem Landgericht U. 
vertreten. Aus dieſer Vertretung ſteht ihnen ein Gebühren⸗ 
und Auslagenanſpruch von 75 Mk. zu; ihn verlangen ſie 
mit der jetzigen Klage. Der Bekl. hatte Widerklage wegen 
eines angeblichen Schadenserſatzanſpruchs gegen die beiden 
Kläger in Höhe von 4028 Mk. 75 Pf. erhoben. Der Bell. 
macht geltend, der Klr. Pr. habe ihn bei einer Beſprechung 
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kurz nach Ausbruch des Konkurſes fahrläſſig falſch beraten, 
ſofern er ihm damals geraten habe, den Konkursverwalter 
nicht zu einer Erklärung darüber, ob er Erfüllung des Kauf⸗ 
vertrags vom 6. Juni 1910 verlange, aufzufordern, vielmehr 
nichts zu tun und abzuwarten, ob der Konkursverwalter von 
ſich aus Erfüllung verlangen werde. Ferner wirft der Bekl. 
dem Klr. Pr. vor, dieſer habe es ſpäter, als der Bekl. ihn 
während des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens um Rat über 
die von dem Bekl. vor dem Schiedsgericht einzuſchlagende 
Verteidigung gefragt habe, in fahrläſſiger Weiſe unterlaſſen, 
den Bekl. darauf aufmerkſam zu machen, daß er nach den 
zufolge des Vertrags maßgebenden Bedingungen der ſüdd. 
Handelsmühlen Mannheim Lieferung des verkauften Weizens 
inſolange verweigern dürfe !), als nicht der Konkursverwalter 
zwei Wechſelforderungen im Betrag von zuſammen 3270 Mk. 
getilgt habe, die dem Bekl. aus früher mit W. abgeſchloſ⸗ 
ſenen Geſchäften gegen dieſen zugeſtanden haben. 

Das Landgericht, an das der Rechtsſtreit von dem Amts⸗ 
gericht verwieſen wurde, hat der Klage ſtattgegeben und die 
Widerklage abgewieſen. Die Berufung des Bekl. gegen dieſes 
Urteil iſt zurückgewieſen worden aus folgenden 

Gründen: 

Was zunächſt den Vorwurf anlangt, der Klr. Pr. habe 
dem Bekl. bei der Beſprechung kurz nach Konkursausbruch 
einen unrichtigen Rat gegeben, ſo läßt ſich nicht einmal die 
Feſtſtellung treffen, daß dieſer Rat unrichtig war. Selbſt 
wenn es richtig ſein ſollte, daß der Konkursverwalter auf 
Aufforderung zur Erklärung die Erfüllung des Geſchäfts 
abgelehnt hätte, wenn alſo dadurch für den Bekl. ein Ver⸗ 
luſt vermieden worden wäre und ſich nachträglich heraus⸗ 
geſtellt hätte, daß er — wenn ihm der Klr. Pr. dieſen Rat 
gegeben hätte — beſſer daran geweſen wäre, ſo wäre damit 
nicht bewieſen, daß der andere von Pr. erteilte Rat, Bekl. 
ſolle zuwarten und nichts tun, unrichtig war. Denn in einem 


1 Hinſichtlich der damals erörterten Frage, ob Aufrechnung zuläſſig 
ſei, ſiehe Württ J. 26 Seite 263. 
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ſolchen Fall, in dem es ſich um die Frage handelt, wie ſich 
jemand in Zukunft verhalten ſolle, wobei aber dieſe und die 
ſich ergebende Geſtaltung ungewiß iſt, kann es häufig ſehr 
zweifelhaft ſein, wie ſich der Betreffende verhalten ſoll. Es 
können zumeiſt für das Eine und für das Andere gute 
Gründe angeführt werden und es wird häufig erſt durch 
den Erfolg erwieſen, welche Anſicht die richtigere war. Für 
das Zuwarten und das Unterlaſſen einer Aufforderung konn⸗ 
ten im gegenwärtigen Fall immerhin gewichtige Gründe an⸗ 
geführt werden. Es konnte ganz wohl ſein, daß der Konkurs⸗ 
verwalter, wenn er nicht zu einer Erklärung gedrängt wurde, 
den Vertrag nicht erfüllte, ſei es aus Aengſtlichkeit, weil er 
keine Gefahr laufen wollte, fei es aus Mangel an Erfah⸗ 
rung im Getreidehandel oder an Tatkraft, während er — 
wenn man ihn zur Erklärung aufforderte —, unter Umſtän⸗ 
den ſtutzig wurde, und, weil er vielleicht annahm, es handle 
ſich um ein gutes Geſchäft, erſt recht Erfüllung verlangte. 
Es iſt nicht richtig. daß ein Konkursverwalter nicht „ſpeku⸗ 
lieren“ kann. Wenn der Gemeinſchuldner ſeinerſeits Speku⸗ 
lationsgeſchäfte abgeſchloſſen hat, — wie dies hier wohl zu⸗ 
traf, — wird der Konkursverwalter manchmal in die Lage 
kommen, Spekulationsgeſchäfte abwickeln zu müſſen. Dabei 
entſcheidet lediglich der Sachverhalt des einzelnen Falles. 
In der Tat hat ja auch der Konkursverwalter im vorliegen⸗ 
den Fall ſpekuliert; denn er hat ſich im Juli 1910 zur Ab⸗ 
nahme von 200 Sack Weizenmehl entſchloſſen (womit er ſich 
für die Erfüllung des ganzen Abſchluſſes entſchied) !), während 
die Preiſe für die folgenden Monate (Auguſt⸗November) noch 
erheblich ſchwanken konnten. Außer der ebenerwähnten Mög⸗ 
lichkeit, daß der Konkursverwalter auf dieſen Vertrag nicht 
beſonders aufmerkſam wurde, wenn zugewartet wurde, be⸗ 
ſtand aber auch ſachlich die Möglichkeit, daß die Getreide⸗ 
preiſe fielen und daß dann die Erfüllung des Vertrages für 
den Bekl. vorteilhaft wurde. Daß der Rat nach der dama⸗ 


1) Vgl. Jäger, KO. zu § 17 Anm. 18. 
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ligen Sachlage nicht geradezu unrichtig geweſen ſein kann, 
ergibt ſich auch daraus, daß der Bekl. ihn befolgte. Hätte 
er den Rat für unrichtig erachtet, ſo hätte er denfelben ſicher⸗ 
lich ſofort zurückgewieſen. Der Bekl. war in der Lage, ſelb⸗ 
ſtändig zu beurteilen, was das Richtige ſei; er war ſogar 
derjenige, der — als der Sachverſtändige und der Geſchäfts⸗ 
mann — dieſe im weſentlichen tatſächliche Frage beſſer beur⸗ 
teilen konnte, als der Klr. Pr. Wenn er durch Befolgung 
dieſes Rats Schaden gehabt hat, ſo hat er ſich deshalb dieſen 
Schaden ſelbſt zuzuſchreiben und kann ihn nicht auf ſeinen 
Ratgeber abwälzen. Und unter allen Umſtänden kann bei 
dieſer Sachlage nicht geſagt werden, daß der Klr. Pr. die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt verletzt habe. 

Auch der zweite Vorwurf, den der Bekl. dem Klr. Pr. 
macht, daß dieſer es fahrläſſigerweiſe unterlaſſen habe, ihn 
darauf hinzuweiſen, daß er ein Zurückbehaltungsrecht wegen 
der ihm zuſtehenden Wechſelforderungen geltend machen ſolle, 
entbehrt der Begründung. Nach der in Rechtſprechung und 
Rechtswiſſenſchaft herrſchenden Anſicht können im Konkurs 
andere Zurückbehaltungsrechte als dasjenige des § 49 Abſ. 1 
Ziff. 3 und 4 KO. nicht geltend gemacht werden und zwar 
gilt dies nicht nur hinſichtlich der Zurückbehaltung von Sachen 
und anderen Gegenſtänden, ſondern auch bezüglich der Zurück⸗ 
haltung der Leiſtungen, da auch hiedurch der betreffende 
Gläubiger ſeine Lage gegenüber ſeinen andern Konkursgläu⸗ 
bigern in ungerechtfertigter Weiſe verbeſſern würde!). Dieſer 
Grundſatz muß auch bei vertragsmäßigen Zurückbehaltungs⸗ 
rechten, wie ein ſolches hier in Frage ſteht, gelten. 

Der Klr. Pr. hätte alſo, wenn er die Frage geprüft 
hätte, ob der Bekl. dieſes Zurückbehaltungsrecht dem klagen⸗ 
den Konkursverwalter gegenüber geltend machen dürfe, doch 
dazu kommen müſſen, dies zu verneinen, er hätte daher dem 
Bekl. auch bei Anwendung pflichtgemäßer Sorgfalt keinen 

1) Vgl. Jäger, KO. 3./4. Aufl. B. 1 S. 597 zu § 49 Anm. 42; 
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andern Rat geben können, als denjenigen, dieſen Rechtsbehelf 
nicht vorzubringen. Wenn daher der Klr. Pr. unterlaſſen 
hätte, den Bekl. auf dieſen Rechtsbehelf hinzuweiſen, — was 
er mit Nichtwiſſen im Sinne des Beſtreitens beantwortet, 
— ſo wäre hierin keine für den Schaden urſächliche Außer⸗ 
achtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt zu finden. 
Und wenn die Schiedsrichter richtig urteilen wollten, ſo 
durften ſie eine etwa vom Bekl. vorgebrachte Zurückbehal⸗ 
tungseinrede nicht zulaſſen. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 4. Februar 1915 in 

Sachen F. g. Dr. Sch. & Pr. U. Nr. 749/1914. 


5. 


Ber zwiſchen Gläubiger und Hauptſchuldner vereinbarte 

Erfüllungsort gilt regelmüßig auch, nachdem die For⸗ 

derung gemäß § 774 BGB. anf den Bürgen über- 
gegangen iſt. 


Dem Bekl. A. Sch. und ſeinem Bruder, dem früheren 
Mitbeklagten E. Sch., war von der Gewerbebank L. ein Kredit 
in laufender Rechnung eröffnet worden. Hieraus ſchuldeten 
ſie bei Kündigung des Kreditverhältniſſes 897 Mk. Die 
drei Kläger hatten ſich im Auftrag der beiden Beklagten für 
die Anſprüche, die der Gewerbebank aus dem Kreditverhält⸗ 
nis gegen die Beklagten erwuchſen, ſelbſtſchuldneriſch ver⸗ 
bürgt, haben nach Kündigung des Kreditverhältniſſes die 
Gewerbebank befriedigt und haben darauf bei dem Land⸗ 
gericht U. gegen die zwei Beklagten als Geſamtſchuldner auf 
Bezahlung von 897 Mk. geklagt. Die Kläger ſtützen die 
örtliche Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichts darauf, daß 
die Beklagten die geforderte Zahlung in L. zu leiſten haben, 
und zwar ſowohl deshalb, weil zur Zeit der Entſtehung des 
Schuldverhältniſſes die Beklagten ihren Wohnſitz in L. ge⸗ 
habt haben, als vermöge der Beſtimmung in Ziff. 11 des 
Vertrags zwiſchen den Beklagten und der Gewerbebank: 
„Erfüllungsort für den Kreditnehmer ſowie für die Bürgen 
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und Pfandgeber iſt L., die Zahlungen ſind an der Kaſſe der 
Gewerbebank zu leiſten.“ Der Bekl. A. Sch. hat unter Ver⸗ 
weigerung der Einlaſſung zur Hauptſache die Einrede der 
örtlichen Unzuſtändigkeit des angerufenen Gerichts erhoben. 
Die Zivilkammer hat die Einrede durch Zwiſchenurteil ver⸗ 
worfen. Die hiegegen gerichtete Berufung des Bekl. iſt zurück⸗ 
gewieſen worden aus folgenden 
Gründen: 

Daß für die Verbindlichkeiten des Bekl. der Gewerbe⸗ 
bank gegenüber vermöge der Beſtimmung der Ziff. 11 des 
Vertrags vom 5. Juni 1908 — ob auch nach § 269 BGB., 
kann dahinſtehen — L. Erfüllungsort war, ſteht außer Zweifel 
und wird auch vom Bekl. nicht beſtritten. Dadurch aber, 
daß die Klr. die Gewerbebank befriedigt haben, iſt gemäß 
& 774 BGB. deren Forderung gegen den Bekl. auf die Klr. 
übergegangen und zwar ſo, wie ſie der Gewerbebank ſelbſt 
zugeſtanden war, alſo entſprechend SS 401, 412 BGB.!) mit 
allen zugunſten der urſprünglichen Gläubigerin vereinbarten, 
die leichtere Verwirklichung des Anſpruchs bezweckenden 
Nebenrechten. Hiezu gehörte auch das durch die genannte 
Ziff. 11 begründete Recht der Gewerbebank, Erfüllung in L. 
zu verlangen, das offenſichtlich und wie allgemein üblich vor 
allem gerade zu dem Zweck feſtgeſetzt worden war, der Gläu⸗ 
bigerin den Gerichtsſtand des $ 29 ZPO. zu gewähren. Es 
iſt daher auf die Klr. auch das Recht, Erfüllung in L. 
zu verlangen und demgemäß Klage auf Erfüllung im Ge- 
richtsſtand des Erfüllungsorts L. zu erheben, übergegangen !). 
Ob Nebenrechte der gedachten Art dann nicht übergehen, 
wenn die Umſtände ergeben, daß ſie ausſchließlich zugunſten 
der Perſon des urſprünglichen Gläubigers vereinbart find ), 
braucht nicht entſchieden zu werden. Denn auch wenn dies 
angenommen werden wollte, ſo fehlt es doch an allen An⸗ 
haltspunkten dafür, daß vorliegend L. als Erfüllungsort 

1) Vgl. RG. 65, 164; IS. 1907, 745 10. 
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nur zugunſten der Gewerbebank für ihre Perſon vereinbart 
worden wäre. Dies mag vielleicht hinſichtlich der beigefüg⸗ 
ten weiteren Vereinbarung zutreffen, daß Zahlungen an der 
Kaſſe der Gewerbebank zu leiſten ſeien, trifft aber nicht zu 
hinſichtlich der Vereinbarung, daß L. Erfüllungsort ſein ſolle, 
da dieſe Vereinbarung, wie bemerkt, vor allem die Begrün⸗ 
dung des Gerichtsſtandes des Erfüllungsortes bezweckte, da⸗ 
ran aber, auf Erfüllung in dieſem Gerichtsſtand klagen zu 
können, die ſämtlich in der Nähe von L. wohnhaften Klr. 
nicht weniger intereſſiert waren, als die Gewerbebank ſelbſt. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 15. Oktober 1914 in 

Sachen S. Sch. gegen M. u. Gen. U. Nr. 385/1914. 


6. 


1. Bur Auslegung des § 3 Biff. 2 des Anfechtungs⸗ 
geſetzes. 

(Benachteiligung der Gläubiger durch einen entgeltlichen 
Vertrag, auch wenn zur Zeit des Vertragsabſchluſſes noch 
genügende ſonſtige Zugriffsſtücke vorhanden ſind.) 

2. Beweislast im Fall des $ 11 Abſ. 2 Ziff. 1 Anf. Gef. 


Hierüber beſagen die 
Gründe 
eines Berufungsurteils: 

I. In jeder Verkürzung der dem Zugriff des Gläubigers 
offen ſtehenden Vollſtreckungsmaſſe liegt eine objektive Gläu⸗ 
bigerbenachteiligung, insbeſondere auch wenn zur Zeit der 
Vornahme der angefochtenen Handlung noch genügend ſon⸗ 
ſtige Zugriffsſtücke vorhanden waren). 

Denn die Verminderung der für einen Gläubiger beſtehen⸗ 
den Sicherheit bedeutet um deswillen nicht weniger eine Be⸗ 
nachteiligung desſelben, weil der noch übrig bleibende Reſt 
der Sicherheit ihm vorerſt noch genügende Deckung bietet. 
Da jede durch Vertrag vollzogene Kürzung des ſchuldneri⸗ 


) Jäger, Komm. zur KO. 3. Aufl. $ 1 Anm. 52 u. 53 83 
Anm. 11, JW. 1900 S. 651 Nr. 10. 
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ſchen Vermögens objektiv eine ſolche Minderung der Sicherheit 
des Gläubigers in ſich ſchließt, ſo kann auch unbedenklich geſagt 
werden, daß — trotz Vorhandenſeins ſonſtiger ausreichender 
Vollſtreckungsobjekte — unmittelbar durch den Abſchluß eines 
ſolchen Vertrags (ſ. §S 3 Z. 2 Anf. Geſ.) die Gläubigerbenach⸗ 
teiligung bewirkt wird. Selbſtverſtändlich kann aber die 
Tatſache, daß zur Zeit der Veräußerung noch genügend Voll⸗ 
ſtreckungsobjekte verfügbar ſind, ein mehr oder weniger über⸗ 
zeugendes Indiz dafür abgeben, daß eine frauduloſe Abſicht 
nicht mitgewirkt hat. | 

II. Die Anfechtung gegen den Rechtsnachfolger jet vor: 
aus, daß ſein Rechtsvorgänger anfechtbar erworben hat. Dies 
trifft nur inſoweit zu, als die G. m. b. H. ihren Erwerb von 
Amalie und Richard W. jun. ableitet. Für die Anfechtung 
gegen die G. m. b. H. als Rechtsnachfolgerin kommt nur 
§ 11 Abſ. 2 Ziff. 1 in Betracht. Denn als juriſtiſche Per⸗ 
ſon gehört ſie nicht dem Kreis der personae suspectae an; 
daß einer ihrer Vertreter (Richard W. jr. als Geſchäftsführer) 
hiezu gehört, iſt unerheblich !). 
Wie nun ausgeführt, iſt der Erwerb ſeitens der Rechts⸗ 
vorgänger Amalie und Richard W. jr. nach § 3 Ziff. 2 des 
Geſetzes anfechtbar. In Anwendung der Vorſchrift des § 11 
Abſ. 2 Ziff. 1 hat der Kl. ſeiner Beweispflicht genügt, wenn 
er dartut, daß die Geſchäftsführer der Geſellſchaft m. b. H. 
als deren Vertreter gewußt haben, daß die Vorgänger nahe 
Angehörige des Schuldners geweſen ſind und ihren Erwerb 
auf einen unentgeltlichen Vertrag zurückzuführen, welchen ſie 
mit dem Schuldner — in einer für deſſen Gläubiger nach⸗ 
teiligen Weiſe — abgeſchloſſen haben. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 30. Dezember 1913 

i. S. Aſchbacher g. Gerſon u. Wolff U. 547/13. 


1) S. Jäger a. a. O. § 3 Anm. 33. 
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FIR die Leitungsanlage eines Elektrizitätswerks (ſtets) 
ein „weſentlicher Beſtandteil“ des Werks? 


A. H., Rechtsvorgänger des Kls., hatte auf ſeinem An⸗ 
weſen zunächſt für den eigenen Haus⸗ und Wirtſchaftsbedarf 
Elektrizität erzeugt. Im Jahre 1908 beabſichtigte der Bekl. zum 
Zwecke der Verſorgung der etwa 1500 Einwohner zählenden 
Gemeinde A. mit elektriſchem Licht und elektriſcher Kraft eine 
größere Licht⸗ und Kraftanlage zu erſtellen und ließ ſich in 
der Folge durch einen auf 30 Jahre abgeſchloſſenen Vertrag 
von jener Gemeinde das ausſchließliche und alleinige Recht 
übertragen, in den Straßen, auf den Plätzen und Brücken 
des Gemeindebezirks A. Kabel und Leitungen nebſt Zubehör 
und Maſte zur Fortleitung und Verteilung elektriſcher Energie 
zu verlegen. Der Bekl. bezog die Elektrizität für ſeine Licht⸗ 
und Kraftanlage aus dem oben genannten Elektrizitätswerk 
des H., an das er die Drähte der Anlage anſchloß. H. hatte 
zu dieſem Zwecke das Werk mit größeren Maſchinen aus⸗ 
geſtattet und dem Bekl. das alleinige Recht übertragen, elek⸗ 
triſche Einrichtungen für Licht und Kraft oder ſonſtige Zwecke 
im Anſchluß an das H.ſche Werk auszuführen. In einem 
weiteren Vertrag vom 28. Oktober 1908 wurden ſodann die 
beiderſeitigen Rechte an der vereinigten Anlage feſtgeſetzt und 
dabei insbeſondere beſtimmt, daß die Maſchinenanlage, d. h. 
die Antriebskraft, Dynamomaſchinen, Batterien, Schalttafel 
und Zubehör dem Andreas H., die Leitungsanlage von der 
Schalttafel des Maſchinenhauſes an gerechnet aber dem Bell. 
gehören ſolle. 

Nach dem Ableben des Andreas H. haben deſſen Erben 
(die Rechtsvorgänger des Kls.) am 2. September 1912 in 
einem Vergleich vor dem K. Landgericht St. dem Bekl. die 
Leitungsanlage um den Preis von 6400 Mk. abgekauft. Der 
Bekl. hat ſich bis zur Abzahlung des Kaufpreiſes, welche bis 
jetzt nicht erfolgt iſt, das Eigentumsrecht an der Leitungs- 
anlage vorbehalten. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVII. 1. 2 


18 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Der Kl. hat die geſamte elektriſche Anlage der Gemeinde 
A. neuerdings zum Kauf angeboten, dieſe hat die Annahme 
des Angebots von dem Nachweiſe abhängig gemacht, daß 
ſich das Eigentumsrecht des Kls. auch auf die Leitung er⸗ 
ſtrecke. Da ihm dieſes Eigentumsrecht vom Bekl. beſtritten 
wird, ſo hat er klagweiſe deſſen Feſtſtellung beantragt. Sein 
Eigentum begründet der Kl. damit, daß die Leitungsanlage 
einen weſentlichen Beſtanteil des ihm gehörigen Elektrizitäts⸗ 
werks im Sinne der SI 93 ff. BGB. darſtelle und daß des⸗ 
halb ein Sondereigentum an der Leitung trotz des Eigen⸗ 
tumsvorbehalts des Bekl. nicht beſtehen könne. 

Die Klage iſt abgewieſen worden, vom Berufungsgericht 
aus folgenden 

Gründen: 

Die Klage ſtützt ſich ausſchließlich darauf, daß die elek⸗ 
triſche Leitung ein weſentlicher Beſtandteil des auf kläg. 
Grund und Boden ſtehenden Elektrizitätswerks ſei und daß 
ſich, weil an weſentlichen Beſtandteilen keine dinglichen 
Sonderrechte beſtehen können, das Eigentum des Kls. an dem 
Werke auch auf die Leitung erſtrecke. 

Die von der Berufungsbegründung angeführten Reichs⸗ 
gerichtsentſcheidungen“), worin — ohne Rückſicht auf die 
Länge ihrer Ausdehnung — Gasröhrenſtränge als weſent⸗ 
liche Beſtandteile der zugehörigen Gasfabrik, elektriſche Außen⸗ 
leitungen als weſentliche Beſtandteile des zugehörigen Akkumu⸗ 
latorenwerks angeſehen werden, ſtützen ſich, ſoweit ſie ſich 
überhaupt mit neuem Reichsrecht befaſſen, vorwiegend auf 
§ 94 BGB., weil dieſe Geſetzesbeſtimmung keinen Unterſchied 
mache, ob die fragliche Verbindung mit dem Grundſtück ver⸗ 
tikal oder horizontal ſei. Eine ſolche Auslegung tut aber 
dem § 94 BGB. Gewalt an. Denn nach dem Sprach— 
gebrauch ſind die von einer Erzeugungsſtelle ausgehenden, 
mit ihr loſe verbundenen Röhren: oder Drahtleitungen, die 
ſich über ein weites Nachbargebiet erſtrecken, weder mit der 
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Grundfläche, auf der das Gebäude für die Erzeugung des 
Gaſes oder der Elektrizität ſteht, feſt verbunden (§ 94 Abſ. 1), 
noch ſind ſie in dieſes Gebäude ſelbſt zu ſeiner Erſtellung 
eingefügt ($ 94 Abſ. 2). 

Der 8 94 (und der ſich an ihn anlehnende § 95) BGB. 
haben deshalb ganz auszuſcheiden und die Frage, ob die 
Außenleitung weſentlicher Beſtandteil des Elektrizitätswerks 
iſt, iſt ausſchließlich nach der allgemeinen Geſetzesvorſchrift 
des §8 93 BGB. zu beurteilen. 

Auch das Reichsgericht hat in der neueren Entſcheidung 
vom 8. Juli 19131) feinen bisherigen Standpunkt verlaſſen, 
die Beurteilung der genannten Frage ausſchließlich auf $ 93 
abgeſtellt und es auf dieſem Wege als zuläſſig anerkannt, 
daß die Leitung gegenüber dem Elektrizitätswerk als ſelbſtändige 
Sache gewürdigt werde. 

In weſentlicher Uebereinſtimmung mit dieſer Entſcheidung 
geht auch der Senat davon aus, daß zwar an ſich auch eine 
Sache, die auf fremdem Boden ſteht, mit einem anderen 
Grundſtück derart verbunden ſein kann, daß ſie mit ihm 
fortan eine einheitliche Sache bildet, und daß hiebei die Ver- 
bindung — im Gegenſatz zu § 94 — nicht einmal eine be⸗ 
ſonders feſte zu ſein braucht. Andererſeits aber entzieht nicht 
jede Verbindung der verbundenen Sache ihre Selbſtändigkeit. 
Maßgebend ſind vielmehr die Umſtände des Falles und die 
auf ihnen beruhende Verkehrsauffaſſung. Denn wie für die 
Frage des Zubehörs (§ 97 Abſ. 1), ſo iſt auch für die Frage, 
ob durch die Verbindung mehrerer Sachen eine Sacheinheit 
entſtanden iſt, die Verkehrsauffaſſung von höchſter Bedeu— 
tung). Im vorliegenden Falle ſteht feſt, daß durch die 
Leitung der ganze Bezirk einer etwa 1500 Einwohner zäh— 
lenden Gemeinde verſorgt werden ſollte, daß dem Bekl. für 
die Leitung allein von den Rechtsvorgängern des Kls. im 
Vergleichsweg 6400 Mk. geboten worden und daß zur Er— 
ſtellung der Leitung ſeinerzeit Drähte in der Länge von ins⸗ 

5 RG. Bd. 83 S. 67. 

2) RG. Bd. 67, S. 33, JW. 1912 S. 129. 
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geſamt mindeſtens 9300 Meter erforderlich geweſen ſind. Wenn 
letzteres auch nicht zu der Feſtſtellung ausreicht, daß die 
Leitung ſelbſt dieſe Länge hat, ſo ergibt ſich doch — in Ver⸗ 
bindung mit den übrigen erwähnten Tatſachen — daraus 
ſoviel, daß es ſich bei der Leitung keineswegs um ganz enge 
Verhältniſſe handelt und daß ſie nach ihrem Wert und ihrer 
Bedeutung dem Elektrizitätswerk ſelbſt keineswegs erheblich 
nachſteht. Bei dieſen tatſächlichen Verhältniſſen, zu deren 
Beurteilung das Gericht aus eigener Sachkunde ohne Zu— 
ziehung von Sachverſtändigen imſtande iſt, wird jeder ver⸗ 
ſtändige und unbefangene Beurteiler im Verkehr es ablehnen, 
die Außenleitung als einen untrennbaren Beſtandteil des 
Elektrizitätshauſes oder gar ſeiner Grundfläche anzuſehen, 
vielmehr beides als einander ebenbürtige ſelbſtändige Sachen 
bewerten. Dieſe Annahme findet im vorliegenden Fall eine 
nicht zu unterſchätzende Stütze darin, daß die Beteiligten 
ſelbſt, — wenn auch ihrem Willen und ihrer Auffaſſung in 
dieſer Hinſicht eine ausſchlaggebende Bedeutung nicht zu⸗ 
kommt, — offenſichtlich jederzeit von der Selbſtändigkeit bei⸗ 
der Objekte ausgegangen ſind. Und auch die ſehr loſe Ver⸗ 
bindung, in welcher nach den unwiderſprochen gebliebenen 
Feſtſtellungen der Zivilkammer die Drähte der Außenleitung 
zum Elektrizitätswerk ſtehen, kann in dieſem Sinne bis zu 
einem gewiſſen Grade für die Annahme einer ſolchen Selb— 
ſtändigkeit verwertet werden)). Nur ſoviel mag dem Kl. 
zugegeben werden, daß Gebäude und Grundfläche des Elek⸗ 
trizitätswerks einerſeits und die Außenleitung andererſeits 
zuſammen als mehr oder weniger gleichwertige Beſtandteile 
eines dritten Komplexes, nämlich der wirtſchaftlichen Geſamt⸗ 
betriebsanlage, zu werten ſind. Dieſe aber bildet, juriſtiſch 
betrachtet, eine Sachgeſamtheit, deren einzelne Beſtandteile 
nach dem Recht des BGB. ihre Eigenſchaft als Sachindivi⸗ 


1) S. die zit. Entſcheidung vom 8. Juli 1913. 
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duen nicht einbüßen und daher verſchiedene rechtliche Schick⸗ 
fale haben können ). 
Urteil des III. Zivilſenats vom 6. Juni 1914 i. S. 
Haller g. Lauenſtein U. 864/1913. 


8. 


Wann liegt in der Bitte um Stundung ein fill 
ſchweigender Verzicht auf die Unzulänglichkeitseinrede 
des 8 1990 368. 


Die Klin. verlangt von der bekl. Ehefrau, Rückzahlung 
eines Darlehens, das die Klin. der verſtorbenen Mutter der 
bekl. Ehefrau, Witwe W., gewährt hatte, und von dem befl. 
Ehemann Duldung der Zwangsvollſtreckung in das ſeiner 
Verwaltung unterliegende Vermögen ſeiner Ehefrau. Die 
Bekl. leben im geſetzlichen Güterrecht des BGB. Die bekl. 
Ehefrau iſt die Alleinerbin ihrer am 15. Juni 1911 geſtor⸗ 
benen Mutter. Sie ſchrieb, als die Klin. ihr Geld zurück⸗ 
verlangte, dieſer am 6. Juli 1913: „ . .. Ich möchte 
nun bitten, mir noch / Jahr Friſt zu gewähren, da 
mein Mann augenblicklich nicht in der Lage iſt, mir die 
Summe zu geben. Es wäre mir eine Gefälligkeit, ſollten 
Sie mir meine Bitte gewähren, und hoffe ich beſtimmt auf 
Ihr Entgegenkommen.“ Ferner ſchrieb die bekl. Ehefrau am 
6. Oktober 1913 an die Klin.: „Ich beſtätige den Empfang 
Ihres Schreibens vom 22. v. Mts. und möchte Ihnen mit⸗ 
teilen, daß ich Ihnen das Geld bis ungefähr 15. d. Mts. 
ſenden kann; mein Mann mußte ſein Guthaben vorher kün⸗ 
digen und dieſer Termin iſt bis zum 15. Okt. abgelaufen. 
Ich hoffe, daß die Angelegenheit bis dahin vollends Verzug 
hat und bin für die mir gegebene Friſt ſehr dankbar.“ Am 
1. Dezember 1913 beantragte die bekl. Ehefrau bei dem 
Amtsgericht W. die Eröffnung des Konkursverfahrens über 
den Nachlaß ihrer Eltern; ſie gab dabei zu Protokoll: Der 


1) S. Staudinger, BGB. vor $ 94 III 2c. 
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Nachlaß ihrer Mutter ſei überſchuldet; ſchon der Nachlaß 
ihres im Jahre 1906 geſtorbenen Vaters ſei überſchuldet ge⸗ 
weſen; ſie ſtelle den Antrag zur Herbeiführung der beſchränk⸗ 
ten Haftung. Das Konkursverfahren über den Nachlaß der 
Mutter wurde eröffnet, aber wegen Maſſenmangels wieder 
eingeſtellt. Der jetzigen Darlehensklage gegenüber beantrag⸗ 
ten die Bekl., es möge der bekl. Ehefrau die Beſchränkung 
ihrer Haftung als Erbe vorbehalten werden. Dieſer Antrag 
iſt vom Landgericht und vom Oberlandesgericht für gerecht⸗ 
fertigt erachtet worden, von letzteren aus folgenden 
Gründen: 

Daß die bekl. Ehefrau für die Darlehensſchuld als Er⸗ 
bin nach 8 1967 BGB. haftet, iſt nicht zu beanſtanden und 
unbeſtritten. Sie kann aber nach $ 1990 BGB. die Be⸗ 
friedigung inſoweit verweigern, als der Nachlaß nicht aus⸗ 
reicht, da das eröffnete Konkursverfahren wegen Mangels 
einer den Koſten entſprechenden Maſſe eingeſtellt wurde. 
Auf dieſe Einrede kann die Ehefrau verzichten. Die Klin. 
behauptet einen ſolchen Verzicht und hat dies zu beweiſen. 
Sie beruft ſich auf die beiden Briefe. In dieſen iſt von der 
Haftung und der Haftungsbeſchränkung nicht ausdrücklich die 
Rede. Die bekl. Ehefrau war durch den Bezirksnotar da- 
von in Kenntnis geſetzt, daß fie, wenn ſie ſich einen Erb- 
ſchein geben laſſe, die Erbſchaft annehme und dann für die 
Schulden aufzukommen habe. Wenn ſie nun im Glauben 
an dieſe Verpflichtung am 6. Juli 1913 die Klin. um Stun⸗ 
dung gebeten hat, ſo kann hierin der Ausdruck eines Ver⸗ 
zichts auf die Geltendmachung einer beſchränkten Haftung 
nicht gefunden werden. Auch handelt ſie nicht argliſtig, wenn 
ſie dies nachträglich tut; es wäre Sache der Klin. geweſen, 
ſich und den Bekl. hierüber Klarheit zu verſchaffen. Weil 
die Briefe, für ſich allein betrachtet, keinen Verzicht enthal⸗ 
ten, ſteht auch ein bloßer Irrtum im Beweggrunde nicht in 
Frage. 

Eine andere Bedeutung gewinnt der Brief vom 6. Juli 
aber dann, wenn die bekl. Ehefrau damals ſchon die Kennt⸗ 
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nis von der Möglichkeit der Herbeiführung einer beſchränkten 
Haftung gehabt hat, von der ſie in dem Protokoll vom 
1. Dezember 1913 ſelbſt ſpricht. In dieſem Fall muß die 
Bitte um Stundung und die Annahme der gewährten Stun⸗ 
dung als Verzicht auf die Einrede angeſehen werden. Eine 
andere Auffaſſung würde Treu und Glauben widerſprechen. 
Wenn der Gläubiger von dem Erben Zahlung fordert, dar⸗ 
auf dieſer um Stundung bittet und ſie ſich von dem Gläu⸗ 
biger gewähren läßt, ohne ſich auf die von ihm bekannte 
Möglichkeit der beſchränkten Haftung zu berufen, und wenn 
daraufhin der Gläubiger ein weiteres Vorgehen gegen den 
Erben unterläßt, ſo muß andererſeits der Gläubiger ſich auch 
darauf verlaſſen dürfen, daß der Erbe zu zahlen gewillt iſt. 

Nun iſt es von vornherein ſehr unwahrſcheinlich, daß 
die bekl. Ehefrau über die Rechte und Möglichkeiten bei der 
Erbenhaftung unterrichtet war. Es iſt dies nur denkbar, 
wenn ſie hierüber belehrt wurde, und wenn dies zurzeit des 
Briefs vom 6. Juli 1913 der Fall geweſen wäre, ſo wäre 
nicht zu verſtehen, warum ſie damals ſich nicht darauf be⸗ 
rufen und Schritte zur Herbeiführung der Haftungsbeſchrän⸗ 
kung unternommen hat. Das Zeugnis des Bezirksnotars 
L., auf das ſich die Klin. berufen hat, hat die Behauptung 
der Klin. nicht bloß nicht erwieſen, ſondern im Gegenteil 
dargetan, daß der Zeuge die bekl. Ehefrau nicht darüber be⸗ 
lehrt hat. Die Eideszuſchiebung iſt unzuläſſig. Denn wenn 
auch eine Eideszuſchiebung über das Wiſſen als einer inne⸗ 
ren Tatſache nicht unzuläſſig iſt, ſo fehlt es doch an einer 
beſtimmten (konkreten) Bezeichnung und Darlegung, die um 
ſo mehr erforderlich war, als es ſich um nicht einfache recht⸗ 
liche Beſtimmungen handelt, und es iſt erſichtlich, daß die 
Klin., nachdem der Zeugenbeweis ergebnislos geblieben iſt, 
ſolche Tatſachen gar nicht anzugeben vermag. Sonach hat 
die Klin. den ihr obliegenden Beweis nicht erbracht. 

Was den Ehemann betrifft, ſo iſt eine Behauptung über 
ſeine Kenntnis von der Möglichkeit der Haftungsbeſchränkung 
gar nicht aufgeſtellt. Wenn er aber nicht erkannt und ge⸗ 
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wußt hat, daß ſeine Frau eine Verzichtserklärung abgibt, 
ſo fehlt es auf ſeiner Seite von vornherein an der nach 
§ 1412 BGB. erforderlichen Zuſtimmung. 

Hienach iſt die Ehefrau zur Haftung unter Beſchränkung 
auf den Nachlaß, der Ehemann zur Duldung der beſchränk⸗ 
ten Zwangsvollſtreckung mit Recht verurteilt. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 6. November 1914 i. S. 

Gewerbebank E. g. B. Sch. und G. Sch. Nr. 361/1914. 


9. 


Auf Wiederherſtellung des früheren Buflands eines 

öffentlichen Gewüſſers kann vor dem bürgerlichen Ge⸗ 

richt weder wegen Beeintrüchtigung des Eigentums 

nuch wegen unerlaubter Handlung geklagt werden 
(Art. 15 Maſſergeſ.). 


Die bekl. Gemeinde hat mit Genehmigung der Staats⸗ 
behörde die Korrektion des ihre Markung durchfließenden 
Buchenbachs, eines öffentlichen Gewäſſers, zwecks Beſeitigung 
von Hochwaſſerſchaden durchgeführt. Hievon wurde Grund⸗ 
eigentum der Kl. betroffen. Am 10. Mai 1905 kamen die 
Parteien überein, die Bachkorrektion nur bis zum Grund⸗ 
eigentum der Kl., der Walkmühle, auszuführen und von da 
ab den alten Zuſtand zu belaſſen, aber einen Hochflutkanal 
herzuſtellen, zu dem die Kl. den Grund und Boden koſten⸗ 
los abzugeben ſich verpflichteten. Zu dieſer Vereinbarung 
war die Genehmigung der Miniſterialabteilung für Straßen⸗ 
und Waſſerbau vorbehalten. Dieſe Genehmigung wurde 
aber nicht erteilt. Die Grabarbeiten zu dem Hochflutkanal 
hatten ſchon begonnen und wurden fortgeſetzt. Ohne daß 
mit den Klrn. eine andere Vereinbarung zuſtande kam, wurde 
ſtatt eines Kanals an derſelben Stelle ein neues Bachbett 
über die Grundſtücke der Kl. geführt. In dieſem fließt jetzt 
der Buchenbach; das alte Bett iſt aufgegeben. Eine grund⸗ 
rechtliche Aenderung und Vermeſſung iſt nicht erfolgt. Die 
Kl. weiſen eine Geldentſchädigung zurück und haben auf 
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Wiederherſtellung des früheren Zuſtands geklagt. Sie ſtützen 
ihren Anſpruch auf §S 1004 BGB. ſowie (als Schadenserſatz⸗ 
anſpruch) auf unerlaubte Handlung, und machen geltend: 
Die Bekl. ſei nicht berechtigt geweſen, durch die Grundſtücke 
der Kl. graben zu laſſen. Das jetzige Bachbett ſei breiter 
als ein Hochflutkanal; inſofern ſei die Ausführung auch ohne 
ſtaatliche Genehmigung erfolgt. — Die bekl. Gemeinde ent⸗ 
gegnet: Der Rechtsweg ſei unzuläſſig. Sie gebe zu, daß 
ſie das Zwangsenteignungsverfahren hätte durchführen ſollen. 
Die Ausführung entſpreche einem genehmigten Plan, der die 
Verlegung des Bachbetts vorgeſehen habe. 

Die Klage wurde abgewieſen. Auch die Berufung der 
Kl. hatte keinen Erfolg aus folgenden 

Gründen: 

1. Die Klage ift auf S 1004 BGB. und auf unerlaubte 
Handlung geſtützt. Nun genügt aber die Tatſache, daß die 
Kl. Eigentümer beſtimmter Grundſtücke ſind und daß in ihr 
Eigentum eingegriffen wurde, nicht, um den Anſpruch als 
einen privatrechlichen zu kennzeichnen. Wenn das Rechts⸗ 
verhältnis, auf Grund deſſen der Eingriff in das Privat: 
eigentum erfolgt iſt, dem öffentlichen Rechte angehört, ſo iſt 
zur Entſcheidung darüber, ob der Eingriff gerechtfertigt war 
oder nicht, der Zivilrichter nicht berufen. 

Die Korrektion des Laufs eines öffentlichen Gewäſſers 
gehört dem öffentlichen Recht an. Grundſtücke ſind erforder⸗ 
lichenfalls im Wege des Enteignungsverfahrens heranzuzie— 
hen. Das Bachbett, deſſen Aenderung die Kl. verlangen, iſt 
nach Art. 7 des Waſſergeſetzes dem Privateigentum entzo— 
gen. Die Wiederherſtellung des früheren Zuſtands ergreift 
alſo ein öffentliches Gewäſſer und damit ein öffentliches 
Verhältnis. In Art. 15 des Waſſergeſetzes ſind Streitig⸗ 
keiten über die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes im 
Falle des Art. 13 Abſ. 2 des Waſſergeſetzes ausdrücklich der 
Entſcheidung der Verwaltungsgerichte zugewieſen worden. 
Hierin iſt die Anwendung eines allgemeinen Grundſatzes auf 
einen Einzelfall enthalten. Inſoweit der Anſpruch unter Be⸗ 
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hauptung einer Beeinträchtigung des Eigentums lediglich auf 
§ 1004 BGB. geſtützt wird, iſt der Rechtsweg hienach nicht 
zuläſſig und es kann dahingeſtellt bleiben, ob im übrigen die 
Vorausſetzungen des $ 1004 BGB. vorliegen. 

Ob die zur Durchführung der Bachkorrektion ermächtigte 
Gemeinde im einzelnen von einem genehmigten Plan abge⸗ 
wichen iſt, macht hiebei keinen Unterſchied. Uebrigens war 
ein Plan, der die Verlegung des Bachbetts vorſieht, geneh⸗ 
migt und es iſt jedenfalls nachträglich die durchgeführte Kor⸗ 
rektion genehmigt worden. 

2. Schadenserſatzanſprüche, insbeſondere ſolche auf Grund 
unerlaubter Handlung, unterſtehen der Entſcheidung des Zi⸗ 
vilrichters, auch wenn die Tatſachen, auf Grund deren ſie 
erhoben werden, Gebieten des öffentlichen Rechts angehören. 
Eine Ausnahme müßte beſonders geſetzlich feſtgelegt werden. 
Dies iſt aber im Württ. Waſſergeſetz nicht nur nicht ge⸗ 
ſchehen, ſondern deſſen Inhalt, vgl. z. B. Art. 15 Abſ. 3, 
ergibt, daß es durchaus auf dem grundſätzlichen Standpunkt 
ſteht. 

Aber auch mit dieſer Klage können die Kl. nicht die 
Wiederherſtellung des früheren Zuſtands erreichen. Denn mit 
einem dahingehenden Anſpruch würde der Zivilrichter nach 
dem unter Ziff. 1 Ausgeführten in unzläſſiger Weiſe in 
öffentlich⸗rechtliche Verhältniſſe eingreifen; auch wäre die 
Bekl. gar nicht in der Lage, von ſich aus einem ſolchen Ur- 
teil zu entſprechen. Es iſt alſo dem Zivilrichter nicht mög⸗ 
lich, auf Grund dieſer Klage auf Herſtellung des früheren 
Zuſtands zu erkennen, es könnte vielmehr die Bekl. nur zur 
Entſchädigung in Geld verpflichtet werden. Eine ſolche Ent⸗ 
ſchädigung haben aber die Kl. nicht begehrt, ſondern aus⸗ 
drücklich abgelehnt, obwohl ſie auch bei Durchführung des 
Enteignungsverfahrens nichts anderes hätten erreichen können. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 29. Januar 1915 i. S. 

B. und Gen. g. Gemeinde L. Nr. 611/1914. 
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Merweilung nach 8 505 BO. nur an ein ordentliches 
Gericht. — Anfechtbarkeit des Berweiſungsbeſchluſſes 
bei einem Rerſtaß hiegegen. 


In dem einen Schadenserſatzanſpruch aus Lehrvertrag 
betreffenden Rechtsſtreit hat das Amtsgericht G. durch Be⸗ 
ſchluß vom 10. September 1914 ſich für unzuſtändig erklärt 
und den Rechtsſtreit vor das Gewerbegericht G. verwieſen. 
Die Zivilkammer hat die hiegegen gerichtete Beſchwerde für 
zuläſſig, die Verweiſung für unbegründet erachtet, demgemäß 
den angefochtenen Beſchluß aufgehoben und die Sache zu 
weiterer Behandlung an das Amtsgericht zurückverwieſen. 
Die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden mit fol⸗ 
gender 

Begründung: 

Daß in einem Fall, in welchem das ordentliche Gericht 
ſich für unzuſtändig hält und das Gewerbegericht — ein be⸗ 
ſonderes Gericht — zuſtändig ſein ſoll, ſich das ordentliche 
Gericht nicht gemäß $ 505 Abſ. 1 Satz 1 durch Beſchluß 
für unzuſtändig erklären und die Rechtsſache nicht vor das 
betr. Gewerbegericht verweiſen kann, iſt die weitaus über⸗ 
wiegende Meinung in Rechtslehre und Rechtſprechung ). 
Dieſe Meinung erſcheint auch begründet; denn nach § 3 EG. 
ZPO. iſt durch die ZPO. über das Verfahren nur inſoweit 
Beſtimmung getroffen, als es vor die ordentlichen Gerichte 
gehört. Hätte alſo der $ 505 auch Beſtimmungen treffen 
wollen, die ſich auf die beſonderen Gerichte beziehen, hätte 
insbeſondere mit der Wendung „an das zuſtändige Gericht“ 
in § 505 Abſ. 1 Satz 1 auch ein beſonderes Gericht ge- 
troffen werden ſollen, ſo hätte dies beſonders zum Ausdruck 
kommen müſſen. Dies iſt aber nicht geſchehen. 

Das Amtsgericht konnte ſich daher nicht durch Beſchluß 


1) Vgl. die Nachweiſung in dem Aufſatz von Seuffert, 33. 
Bd. 42 S. 243. — Anderer Anſicht insbeſondere Gaupp⸗ Stein, ZPO. 
10. Aufl. $ 505 Bem. VI. 
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für unzuſtändig erklären und konnte den Rechtsſtreit nicht 
vor das Gewerbegericht verweiſen. 

Die Zivilkammer hat aber auch mit Recht bejaht, daß 
gegen dieſen Beſchluß die Beſchwerde zuläſſig ſei. Nach dem 
oben Ausgeführten kann ſich die Beſtimmung des $ 505 
Abi. 2 Satz 1, Halbſatz 1, wonach eine Anfechtung des in 
Abſ. 1 genannten Beſchluſſes nicht ſtattfinde, nur auf ſolche 
Beſchlüſſe beziehen, in denen die Verweiſung vor ein ordent⸗ 
liches Gericht ausgeſprochen iſt, nicht aber auf Beſchlüſſe, 
wie es der angefochtene iſt. Und eine Anfechtung iſt — mit 
der Zivilkammer — deshalb gemäß § 567 Fall II ZPO. 
für zukäſſig zu erachten, weil der angefochtene unrichtige Be⸗ 
ſchluß kein ſolcher war, der mündliche Verhandlung erfor⸗ 
derte, und weil mit ihm ein das Verfahren betreffendes Ge⸗ 
ſuch der Bekl. (der Antrag auf Klagabweiſung) zurückgewieſen 
worden iſt!). 

Danach ſtellt ſich der angefochtene Beſchluß als be⸗ 
gründet dar. 

Beſchluß des II. Zivilſenats vom 9. November 1914 

i. S. R. g. W. Nr. 258/1914. 


11. 


Kriegsentſcheidungen. 
A. 

KTohchG. vom 4. Auguſt 1914 SS 2, 3 Abſ. 2 (Unter⸗ 
brechung bzw. Ausſetzung, wenn ein Geſellſchafter einer 
offenen Handelsgeſellſchaft im Feld ſteht). 

In den 
Gründen 
eines dieſe Frage behandelnden Beſchluſſes iſt geſagt: 
Der Ausſetzungsantrag ift begründet. Nach dem KTSchG. 
vom 4. Auguſt 1914 kann gemäß 8 3 Abſ. 2 die Ausſetzung 
beantragt werden, wenn hinſichtlich einer Partei die in 8 2 


) Vgl. Gaupp⸗ Stein, ZPO. Vorbem. vor $ 511 Ziff. III 5 
zu N. 38—42. 
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des Geſetzes bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen, oder 
wenn dies hinſichtlich einer Perſon zutrifft, durch die eine 
natürliche, nicht prozeßfähige Perſon im Prozeß geſetzlich 
vertreten iſt ($ 9 des Geſetzes). Es fragt ſich alſo, wer in 
Prozeſſen der offenen Handelsgeſellſchaft Partei iſt, und dies 
führt auf die in der Literatur beſtrittene Frage nach der 
rechtlichen Natur der o. HG. 

Die einen!) erblicken in der o. HG. ein ſelbſtändiges 
Rechts ſubjekt und in den vertretungsberechtigten Teilhabern 
die geſetzlichen Vertreter dieſes Rechtsſubjekts. | 

Die andern?) erblicken in der o. HG. eine Geſellſchaft 
des bürgerlichen Rechts, zwiſchen deren Teilhabern hinſicht⸗ 
lich des Geſellſchaftsvermögens eine Gemeinſchaft zu geſamter 
Hand beſteht. Der § 24 Abſ. 1 HGB. hat nach dieſer Auf⸗ 
faſſung in prozeſſualer Hinſicht nur die Bedeutung, daß der 
o. HG. nur formelle Parteifähigkeit zukomme, während in 
Wirklichkeit die ſämtlichen Geſellſchafter Prozeßparteien ſeien. 

Dieſer letzteren Anſicht, die zurzeit als die vorherrſchende 
zu bezeichnen iſt, hat ſich auch das Reichsgericht in mehreren 
neueren Entſcheidungen angeſchloſſen?) und auch der er— 
kennende Senat iſt ihr beigetreten. Wie der Einzelkaufmann 
unter ſeiner Firma klagen und verklagt werden kann, den⸗ 
noch aber ſtets ſelbſt die Prozeßpartei iſt, ſo gilt dasſelbe 
hinſichtlich der o. HG. und der Geſamtheit ihrer Teilhaber. 
Die entgegengeſetzte Meinung würde insbeſondere dazu füh— 
ren, daß die nicht vertretungsberechtigten Teilhaber, da ſie 
weder Partei noch geſetzliche Vertreter wären, als Zeugen 
vernommen werden könnten, eine Folgerung, die von der 
Praxis mit Recht abgelehnt wird)). 

) Namentlich die prozeßrechtliche Literatur, ſ. Gaupp-Stein, 
ZPO. 5 50 II 4 und die Nachweiſe daſelbſt in Note 31. | 

2) Namentlich die handelsrechtliche Literatur, ſ. Staub, HGB. 
§ 106 Anm. 8, $ 124 Anm. 5 ff.; Literaturnachweiſe daſelbſt und bei 
Gaupp⸗Stein a. a. O. Note 28. 

8) Leipziger Zeitſchrift 1910 S. 150, JW. 1914 S. 532. 


) RG. in Leipziger Zeitſchriſt 1910 S. 150 und ſonſt, ſ. Staub, 
HGB. 5 124 Anm. 13. 
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Sind nun aber die Geſellſchafter ſelbſt die Prozeßpartei, 
ſo ſind fie nicht!) geſetzliche Vertreter der o. HG., ſondern 
Streitgenoſſen, und zwar ſind die Geſellſchafter notwendige 
Streitgenoſſen, da in Aktiv- wie in Paſſivprozeſſen der o. HG. 
der Prozeß ſich notwendig auf alle Geſellſchafter erſtreckt und 
gegenüber von ihnen allen (als den Teilhabern einer Geſell⸗ 
ſchaft zur geſamten Hand), nur eine einheitliche Feſtſtellung 
möglich iſt 7. 

Hinſichtlich des Teilhabers G. liegt nun aber der Fall 
des § 2 Abi. 1 Z. 1 des KSchG. vor, und es iſt daher die 
beantragte Ausſetzung zu bewilligen, die ſich wegen der unter 
den Teilhabern beſtehenden notwendigen Streitgenoſſenſchaft 
auf ſämtliche Teilhaber und ſomit auch auf die formelle 
Partei, auf die ſämtlichen Teilhaber umfaſſende o. HG. er⸗ 
ſtreckt). Dabei kann es keinen Unterſchied machen, ob der 
Teilhaber G. zur Vertretung der Geſellſchaft befugt iſt oder 
nicht. Gemäß § 125 Abſ. 1 HGB. iſt übrigens bis zum 
Nachweis des Gegenteils davon auszugehen, daß auch G. 
Vertretungsmacht beſitzt. 

Beſchl. des III. Zivilſenats vom 27. April 1915 i. S. 

Müller⸗Schlenker g. Köhler und Ehmann. 

Der erſte Zivilſenat hat in Entſcheidungen vom 30. Ok⸗ 
tober 1914 und 12. Februar 1915 in den Beſchwerdeſachen 
W. Nr. 252/1914 und 16/1915 ohne nähere Begründung 
ausgeſprochen, „daß eine Unterbrechung bzw. Ausſetzung des 
Verfahrens gegen eine offene Handelsgeſellſchaft nach dem 
KTSchG. jedenfalls dann nicht einzutreten habe, wenn 
nicht ſämtliche vertretungsberechtigte Teilhaber kriegsbehin⸗ 
dert ſind.“ 

In mehrfachen Entſcheidungen (ſo vom 20. November 
1914 in der Beſchwerdeſache W. 261/1914 und vom 1. De⸗ 


— 


1) Wie Staub annimmt, a. a. O. § 124 Anm. 7, 9. 

2) S. Saupp- Stein, ZPO. § 62 Anm. 36. 

3) Wie hier im Ergebnis insbeſondere auch das Kammergericht, DJZ. 
1915 S. 210, anderer Anſicht namentlich OLG. München in SeuffA. 
70 Nr. 48, Recht 1915 S. 111 Nr. 268. 
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zember 1914 in der Beſchwerdeſache W. 265/1914) haben der 
I. und der III. Zivilſenat ausgeſprochen, da nach Auskunft 
des K. Kriegsminiſteriums ein Kriegsfreiwilliger, Erſatzreſer⸗ 
viſt oder Landſturmmann, ſo lang er ſich zu ſeiner Ausbildung 
bei einem in der Heimat befindlichen nicht mobilen (Erſatz⸗) 
Truppenteil befinde, nicht als zu einem mobilen Teil der 
Landmacht gehörig anzuſehen ſei, ſei das Verfahren gegen 
einen ſolchen nicht unterbrochen oder auszuſetzen. 


b. 


Ausſetzung, wenn der einzige Geſchüftsführer einer 
Gmb. im Feld ſteht? 


Hierüber ſagen die 
Gründe 
eines Beſchluſſes: 

Es kann unentſchieden bleiben, ob die §§ 2, 3 und 9 
des KTSchG. vom 4. Auguſt 1914 auf juriſtiſche Perſonen 
und insbeſondere auf Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
deren geſetzliche Vertreter kriegsbehindert ſind, keine ent⸗ 
ſprechende Anwendung finden können. Keinenfalls iſt die 
entſprechende Anwendung gerechtfertigt, wenn die juriſtiſche 
Perſon einen Vertreter hat, der ihre Rechte im Prozeß wahr⸗ 
nehmen kann. Dies trifft bei der Klin. zu. Zwar iſt nach 
dem vorgelegten Handelsregiſterauszug Dr. B., der in Al⸗ 
gier ſich als Gefangener in der Gewalt des Feindes befindet, 
der einzige Geſchäftsführer der Klin. Allein ſie beſitzt in 
der Perſon ihres nicht kriegsbehinderten Prokuriſten Karl M. 
einen Vertreter, der ihre Rechte im Prozeß nach § 49 Abſ. 1 
BGB. wahrnehmen kann. Daß der techniſche Leiter und 
Berater der Klin. und Erfinder des ſtreitigen Patents, 
Dr. Otto M., im Feld ſteht, bildet keinen Grund zur Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens. 

Beſchluß des I. Zivilſenats vom 12. März 1915 i. S. 

der Sparlichtgeſellſchaft in Berlin⸗Schöneberg gegen die 

Firma Stotz u. Schlee, GmbH. W. 38/1915. 
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0. 


Wann liegt „offenbare Unbilligkeit“ einer Ausfebung 
| vor? 


In den 
Gründen 
eines Beſchluſſes iſt geſagt: 

Daß bei dem Inhaber der bekl. Firma die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 2 Ziff. 1 KTSHO. zutreffen, iſt nicht be⸗ 
ſtritten. Das Landgericht hatte daher das Verfahren ge⸗ 
mäß 8 3 Abſ. 2 a. a. O. auszuſetzen, wofern nicht die Aus: 
ſetzung nach den Umſtänden des Falls offenbar unbillig iſt. 
In dieſer Richtung hat aber Klin., ſoviel erſichtlich, nur den 
Inhalt von 4 vorgetragen. Daraus allein, daß der In⸗ 
haber der bekl. Firma ſein Geſchäft weiter zu betreiben in 
der Lage iſt, folgt eine ſolche offenbare Unbilligkeit nicht: 
eine ſolche mag z. B. vorliegen, wenn ein zufolge des Kriegs 
mit gewinnbringenden Beſtellungen ſtark beſchäftigter, im 
Feld ſtehender, aber durch einen Prokuriſten vertretener 
Fabrikant, um die unbeſtreitbare Forderung eines unbemit⸗ 
telten, arbeitsloſen Handwerksmannes nicht zahlen zu müſſen, 
Ausſetzung des Verfahrens beantragt. Der Fall kann aber 
auch ſo liegen, daß es dem Klr. nichts ausmacht, wenn ſeine 
Forderung zurzeit nicht gedeckt wird, während es dem im 
Feld ſtehenden Bekl. trotz Aufrechterhaltung ſeines Betriebs 
ſchwer fällt, Schulden zu bezahlen, die vor Kriegsausbruch 
entſtanden find (ganz abgeſehen von der möglichen Schwierig- 
keit der Inſtruktionserteilung). Da im vorliegenden Fall 
nicht erhellt, daß die Lage des Bekl. eine pekuniär günſtige, 
die der Klin. eine ungünſtige iſt, durfte der Ausſetzungs⸗ 
antrag nicht abgelehnt werden: vgl. JW. 1915 S. 159. 

Beſchluß des III. Zivilſenats vom 9. März 1915 i. S. 

Ramſpachers Nachf. g. Häfele W. 52/1915. 
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In S8 4 der Bekanntmachung des Bundesrats vom 
7. Anguſt 1914 über die gerichtliche Bewilligung von 
Jahlungsfriſten (RG Al. 5. 359). 


In den 
Gründen 
eines Beſchluſſes ift geſagt: 

Das LG. Tübingen hat durch Teilurteil vom 13. Juni 
1914 nach vorangegangenem Beweisverfahren den Bekl. für 
ſchuldig erklärt, dem Kl. 722 Mk. 45 Pf. nebſt Zinſen zu 
bezahlen. Am 24. Oktober 1914 haben ſodann die Parteien 
einen gerichtlichen Vergleich geſchloſſen, wonach der Bekl. 
weitere 60 Mk. an den Kl. bezahlen ſollte und die Koſten 
des Rechtsſtreits (mit Ausnahme der Reiſekoſten des Vor⸗ 
ſtands des Klrs.) auf ſich nahm, während Kl. auf ſeine Mehr⸗ 
forderung verzichtete. An Gerichtsgebühren wurden drei Ge⸗ 
bühren in 8. Wertsklaſſe mit je 26 Mk. angeſetzt. Eine Er⸗ 
innerung, womit Bekl. auf Grund des $ 4 der Bekannt⸗ 
machung des Bundesrats vom 7. Auguſt 1914 über die 
gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten die Ermäßigung 
dieſer Gebühren auf die Hälfte beantragte, hat der ange⸗ 
fochtene Beſchluß zurückgewieſen, weil bei Abſchluß des Ver⸗ 
gleichs der Rechtsſtreit in betreff des Teilbetrags von 
722 Mk. 45 Pf., die der Bekl. bezahlt gehabt, erledigt ge⸗ 
weſen, alſo inſoweit nicht durch den Vergleich erledigt wor⸗ 
den ſei, ſondern durch das Teilurteil. 

Die gegen dieſen Beſchluß gerichtete Beſchwerde iſt be- 
gründet. Der fragliche § 4 lautet: „Wird ein Rechtsſtreit 
durch einen vor Gericht abgeſchloſſenen oder dem Gericht 
mitgeteilten Vergleich erledigt, ſo werden die Gerichtsgebüh⸗ 
ren nur zur Hälfte erhoben.“ Der augenſcheinliche Zweck 
dieſer Beſtimmung iſt, während des Kriegs den Abſchluß 
von Vergleichen zu befördern, ſie iſt daher nicht einſchrän⸗ 
kend auszulegen. Im vorliegenden Fall war ohne Frage der 
Rechtsſtreit zur Zeit des Abſchluſſes des Vergleichs . nicht 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVII. 1. 
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erledigt, wenn auch ein Teil davon — anſcheinend rechts⸗ 
kräftig — erledigt war. Nach dem Wortlaut des 8 4 iſt 
daher nur die Hälfte der Gerichtsgebühren anzuſetzen; der 
Standpunkt der Zivilkammer wäre begründet, wenn der § 4 
lauten würde: „ſoweit ein Rechtsſtreit durch Vergleich er⸗ 
ledigt wird, werden uſw.“; aber jo lautet der $ 4 eben nicht 
und nach der erwähnten, ihm offenſichtlich zugrund liegenden 
Abſicht des Geſetzgebers iſt nicht anzunehmen, daß lediglich 
eine ungenaue Faſſung vorliegt, die Beſtimmung iſt viel⸗ 
mehr ihrem Wortlaut entſprechend auch in einem Fall der 
vorliegenden Art anzuwenden ). 

Beſchluß des III. Zivilſenats vom 12. Dezember 1914 

i. S. Darlehenskaſſenverein Unterjeſingen g. Stephan W. 

Nr. 288/1914. 


Vgl. auch JW. 1914 S. 1078. 
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B. in Strafſachen. 


1. 


Nas Berhältnis des Reichsvereinsgeſetzes zur K. Ber- 
ordnung vom 22. Mai 1895 betr. die Feier der Gonn- 
und Feſttage, ſpeziell zu SS 9 und 10 derſelben. 
Ber S 10 der K. BG. erſtreckt ſich auch auf die in 
Lakalen mit Wirtſchaftsbetrieh veranſtalteten Tanz⸗ 
unterhaltungen geſelliger Bereine und geſchloſſener 
Geſellſchaften, § 9 Abſ. 3 daſelbſt. 


Der vom Berufungsgericht wegen einer Uebertretung 
gegen $ 366 Ziff. 1 StGB. vgl. mit § 10 Abſ. 1 und 89 
der K. Verordnung vom 22. Mai 1895 betr. die bürgerliche 
Feier der Sonn⸗, Feſt⸗ und Feiertage zu einer Geldſtrafe 
verurteilte Angeklagte hat hiegegen Reviſion eingelegt. Dem 
Rechtsmittel wurde der Erfolg verſagt. 

Aus den Gründen: 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt iſt der Angeklagte 
Vorſitzender der Filiale des Deutſchen Textilarbeiterverbands 
zu St. und Umgebung, welche Filiale in der Nacht vom 
31. Dezember 1913 auf 1. Januar 1914 im Saal der Wirt⸗ 
ſchaft zur G. in B. für ihre Mitglieder und geladene Gäſte 
eine Silveſterfeier mit Vorträgen, Theateraufführung, Feſt⸗ 
rede und daran anſchließendem Tanz veranſtaltete. Hiezu 
ſuchte der Angeklagte, der als Veranſtalter der ganzen Feier, 
insbeſondere auch der ſich an das übrige Programm an⸗ 
ſchließenden Tanzunterhaltung auftrat, um behördliche Er- 
laubnis nach „ſoweit eine ſolche notwendig“; er erhielt je⸗ 

3 * 
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doch die Antwort erſt einen Tag nach der Feier zugeſtellt, 
dagegen hatte der Fabrikarbeiter B. namens des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes ſchon zuvor in einem Geſuch um Tanzerlaubnis 
von nachts 12—2 Uhr gebeten und das K. Oberamt B. 
hatte dieſe Erlaubnis für Donnerstag 1. Januar 1914 von 
morgens 12—2 Uhr unter Anſatz einer Sportel erteilt, auch 
dem Geſuchſteller ſowie dem Wirt hievon Eröffnung gemacht. 
Von letzterem erfuhr der Angeklagte am 31. Dezember 1913 
abends auf Anfrage, daß die Genehmigung erteilt und die 
Sportel bezahlt ſei. Bei der Veranſtaltung wurde hernach 
vom 1. Januar 1914 über 2 Uhr nachts hinaus getanzt und 
als um halb 3 Uhr der erſchienene Schutzmann das Weiter⸗ 
tanzen verbot, verwahrte ſich der Angeklagte gegen dieſes 
polizeiliche Einſchreiten, da nach ſeiner Anſicht unbeſchränkte 
Tanzerlaubnis für die Veranſtaltung erteilt ſei und er ließ 
mit einer Aufforderung an die Tanzenden den Tanz fort⸗ 
ſetzen. Dieſer wurde jedoch nach kurzer Zeit auf Veran⸗ 
laſſung des Wirts durch den Angeklagten hernach abge- 
brochen. 

Die Reviſion wendet ſich in erſter Linie gegen die An⸗ 
wendung der Beſtimmungen der K. Verordnung vom 
22. Mai 1895, ſofern die SS 9 und 10 Vorſchriften über 
das Vereinsweſen enthalten, die als eine polizeiliche Be⸗ 
ſchränkung desſelben anzuſehen ſeien ſoweit es ſich um ge⸗ 
ſchloſſene Vereinsveranſtaltungen, vorwiegend um Tanzbe⸗ 
luſtigungen handle; das Vereins- und Verſammlungsweſen 
ſei durch das Reichs vereins geſetz vom 19. April 1908 
geregelt und gegen deſſen § 1 verſtoßen jene Vorſchriften, 
da ſie landespolizeiliche Beſchränkungen durch das Gebot der 
Einholung von polizeilicher Genehmigung für einen Teil der 
Vereinsbetätigung, nämlich für Tanzbeluſtigungen geſchloſſe⸗ 
ner Geſellſchaften enthalten, während nur reichsgeſetzliche 
Beſchränkungen im zit. §1 zugelaſſen ſeien. Das Berufungs⸗ 
gericht hat letztere als vorliegend gegeben angeſehen mit dem 
Hinweis auf den im RStGB. ſtehenden $ 366 Ziff. 1, der 
eine Zuwiderhandlung wider die gegen die Störung der 
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Feier der Sonn⸗ und Feſttage erlaſſenen Anordnungen mit 
Strafe bedroht, ſowie mit der Begründung, daß nachdem 
der § 366 Ziff. 1 RStGB. den Charakter eines Blankett⸗ 
geſetzes habe, müßten die im Intereſſe der allgemeinen äuße⸗ 
ren Sonn: und Feſttagsheiligung erlaſſenen landesrechtlichen 
Vorſchriften auch gegenüber den Vereinen Geltung haben, 
ſofern dieſen andernfalls etwas erlaubt wäre, was ſonſt all⸗ 
gemein verboten ſei. 

Dieſer letzteren Auffaſſung kann nicht beigetreten wer⸗ 
den. Das Vereinsgeſetz ſchließt, ſoweit in ihm ſelbſt nicht 
beſondere Ausnahmen gemacht ſind, im Gebiet des Vereins⸗ 
und Verſammlungsweſens das Landespolizeirecht grundſätz⸗ 
lich aus; das in $ 1 RVerGeſ. allen Reichs angehörigen ge- 
währleiſtete Recht, Vereine zu bilden und ſich zu verſammeln, 
unterliegt polizeilich nur den im Vereinsgeſetz ſelbſt und in 
anderen Reichsgeſetzen enthaltenen Beſchränkungen. Andere 
polizeiliche Maßregeln, ſpeziell landesrechtliche Beſchränkun⸗ 
gen des Vereinsrechts ſind überhaupt nicht mehr zuläſſig 
und Beſchränkungen des Verſammlungsrechts nur noch aus 
ſicherheitspolizeilichen Gründen, ſofern es ſich um Verhütung 
unmittelbarer Gefahr für Leben und Geſundheit der Teil- 
nehmer handelt, 8 1 Abſ. 1 und 2. Das hiermit gegebene 
Recht ſchließt von ſelbſt das weitere in ſich, dem erlaubten 
Vereinszweck gemäß ſich zu betätigen, innerhalb des Vereins 
zur Verwirklichung der Vereinszwecke tätig zu ſein und dies 
kann allerdings dazu führen, daß Vereine wegen dieſer 
reichsgeſetzlich verbürgten Vereins- und Verſammlungsfreiheit 
gegen polizeiliche Eingriffe innerhalb der Betätigung des 
Vereinszwecks günſtiger geſtellt ſind als Einzelperſonen, die 
wenn ſie dieſelben Veranſtaltungen ins Werk ſetzen, polizei⸗ 
lichen Beſchränkungen noch immer unterworfen bleiben, die 
Vereinen gegenüber, ſoweit die Vereinsfreiheit ſelbſt ein⸗ 
engend und dem § 1 Ver. widerſprechend, nicht mehr 
zuläſſig ſind. Die Silveſterfeier eines Vereins, die nach der 
Feſtſtellung des Vorrichters außer der Agitation zugunſten 
des Textilarbeiterverbands zugleich der Pflege der Geſellig⸗ 
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keit und dem Tanzvergnügen der Mitglieder dienen ſollte, 
gehört zweifellos zur erlaubten Vereinsbetätigung. Die Ge⸗ 
ſelligkeitspflege unter den Mitgliedern bildet regelmäßig einen 
Nebenzweck aller ſolcher Vereine und damit eine vereinsge⸗ 
mäße Betätigung der Mitglieder. Dann iſt aber auch eine 
polizeiliche Beſchränkung, näherhin die Auflage der Ein⸗ 
holung behördlicher Genehmigung auf Grund des Landes⸗ 
polizeirechts nach dem Grundſatz des § 1 ausgeſchloſſen, 
auch wenn für Einzelperſonen ſolche landespolizeiliche Be⸗ 
ſchränkung beſteht, — mit der einzigen Ausnahme, daß das 
Vereinsgeſetz ſelbſt oder andere Reichsgeſetze die Beſchrän⸗ 
kung ausdrücklich zugelaſſen haben. 

Dieſe Ausnahme trifft aber hier zu. Nach § 24 
RVerG. beiben vom Reichsgeſetz unberührt u. a. „die Vor⸗ 
ſchriften des Landesrechts zum Schutze der Feier der Sonn⸗ 
und Feſttage; jedoch ſind für Sonntage, die nicht zugleich 
Feſttage ſind, Beſchränkungen des Verſammlungsrechts nur 
bis zur Beendigung des vormittägigen Hauptgottesdienſtes 
zuläſſig.“ Dieſe mit § 16 des Entwurfs gleichlautende Be⸗ 
ſtimmung im Unterabſatz 4 § 24 enthält nach dem Kom⸗ 
miſſionsbericht S. 109 die im letzten Teil angefügte Ein⸗ 
ſchränkung für gewöhnliche Sonntage im Intereſſe der un⸗ 
gehinderten Ausübung des Verſammlungsrechts und durch 
den Zuſatz „die nicht zugleich Feſttage ſind“ ſollte, wo etwa 
örtliche Gewohnheiten dies wünſchenswert erſcheinen laſſen, 
im Intereſſe der ungeſtörten Feier aller hohen kirchlichen 
Feſttage die Möglichkeit eines weitergehenden Schutzes er⸗ 
halten bleiben; auch würde eine Streichung dieſer Worte die 
innerlich nicht begründete Folge haben, daß dieſe weiter⸗ 
gehenden Beſchränkungen nur an ſolchen Feſttagen möglich 
wären, die nicht auf einen Sonntag fallen. Für den vor⸗ 
liegenden Fall kommt dieſe weitere Einſchränkung nicht in 
Frage, wohl aber nach dem klaren Wortlaut und Wortſinn 
ſowie nach der angeführten Begründung die im erſten Halb- 
ſatz des Unterabſatzes 4 $ 24 ausgeſprochene Ausnahme der 
zum Schutz der Sonn- und Feſttagsfeier erlaſſenen landes⸗ 
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rechtlichen Vorſchriften von der im Vereinsgeſetz getroffenen 
rechtlichen Regelung. Nun behandelt die hier zur Anwen⸗ 
dung gebrachte K. Verordnung vom 22. Mai 1895 gerade 
die bürgerliche Feier der Sonn⸗ und Feſttage in Wüttemberg 
und in den §§ 9 und 10 die Abhaltung öffentlicher Tanz⸗ 
beluſtigungen, ebenſo die Tanzunterhaltungen geſelliger Ver⸗ 
eine und geſchloſſener Geſellſchaften. Ueberſchrift und In⸗ 
halt der zit. K. Verordnung ſowie die Tatſache, daß durch 
Tanzluſtbarkeiten die Feier von Sonn» und Feſttagen erheb⸗ 
lich geſtört werden kann, laſſen keinen Zweifel darüber auf⸗ 
kommen, daß die Vorſchriften dieſer landesrechtlichen Ver⸗ 
ordnung auf Grund des § 24 RVerGeſ. ihre Geltung un⸗ 
abhängig vom Vereinsgeſetz beibehalten haben und daß ledig⸗ 
lich die Vorſchrift von § 10 Abſ. 3, wonach mit dem zuge⸗ 
laſſenen Tanzen erſt nach Schluß des Nachmittagsgottesdienſtes 
begonnen werden darf, für die oben angeführte reichsrechtliche 
Schranke in Betracht kommen kann. Ob und inwieweit dies 
zutrifft, braucht hier nicht entſchieden zu werden, da der 
kritiſche 1. Januar 1914 als Neujahrsfeſttag (§ 1 der K. Ver O.) 
nicht auf einen Sonntag, ſondern auf einen Donnerſtag fiel. 
Unzutreffend aber iſt die Anſicht der Reviſion, daß weil die 
K. Verordnung für gewöhnliche Sonntage Tanzbeluſtigungen 
geſchloſſener Geſellſchaften über die Zeit des Vormittags⸗ 
gottesdienſtes hinaus beſchränke und damit in Widerſpruch 
mit den Beſtimmungen des Vereinsgeſetzes trete, die K. Ver⸗ 
ordnung der Rechtswirkſamkeit entbehre. Dies mag, wie 
ſchon angedeutet z. B. für deren ſpezielle Beſtimmung in 
Abſ. 3 § 10 zutreffen, wonach mit dem Tanzen wo es ge⸗ 
ſtattet iſt, erſt nach dem Schluß des Nachmittagsgottes⸗ 
dienſtes begonnen werden darf. Allein dadurch, daß nur 
eine Einzelbeſtimmung einer landesrechtlichen Verordnung 
mit der zitierten reichsrechtlichen Norm in Widerſpruch ſteht, 
verliert der übrige Inhalt der erſteren nicht auch ſeine Gel⸗ 
tung. Dies geht überdies aus dem Wortlaut des § 24 
Unterabſ. 4 RVerGeſ. unzweifelhaft hervor. 

Bei dieſer Rechtslage bleibt die übrigens ohne jede 
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nähere Begründung gelaſſene Annahme des Berufungsgerichts, 
daß der $ 24 RVeröGeſ. hier überhaupt außer Betracht 
bleibe, nicht verſtändlich und ob der weiteren Annahme des 
Vorrichters beizutreten iſt, daß der § 366 Ziff. 1 des RStGB. 
als Blankettgeſetz auch die darin inbezug genommenen landes⸗ 
polizeilichen Anordnungen über die Sonntagsfeier gleichſam 
als reichsrechtliche im Sinn des § 1 Abſ. 1 RVerGeſ. an⸗ 
erkenne, kann nunmehr dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls 
ſpricht, abgeſehen von den aus dem Zweck und der Ent- 
ſtehungsgeſchichte des 8 1 RVerGeſ. ſich ergebenden allge⸗ 
meinen Bedenken — das Vereins- und Verſammlungsrecht 
ſollte einheitlich und erſchöpfend für das ganze Reich geord⸗ 
net und innerhalb ſeines Rahmens das Landesrecht vollſtändig 
beſeitigt werden, ſoweit es nicht ausdrücklich aufrechterhalten 
wurde — gerade das Beiſpiel des § 366 Ziff. 1 RStGB. in 
Verbindung mit § 24 RVerGeſ. gegen jene Annahme. Denn 
wenn letztere richtig wäre, hätte es dieſer beſonderen Aus⸗ 
nahmevorſchrift im $ 24 gar nicht bedurft. Nach dem Aus⸗ 
geführten iſt der aus dem Reichsvereinsgeſetz hergeleitete 
Einwand der Reviſion keinenfalls begründet, ohne daß die 
weitere Frage hier zu entſcheiden iſt, ob in der zeitlichen Be⸗ 
grenzung der erteilten Tanzerlaubnis überhaupt eine Be⸗ 
ſchränkung des reichsgeſetzlich gewährleiſteten Vereins⸗ und 
Verſammlungsrechts ſelbſt gelegen iſt. 

Als ebenſo verfehlt erweiſt ſich die weitere Reviſions⸗ 
rüge, nach der auch bei Unterſtellung der Gültigkeit der K. 
Verordnung vom 22. Mai 1895 der §9 derſelben über⸗ 
haupt zu Unrecht angewendet worden ſein ſoll. Wenn 
geltend gemacht wird, der §9 verbiete Tanzbeluſtigungen 
nur in der Karwoche ſowie an den Sonntagen der Advents⸗ 
und Faſtenzeit ſowie an fünf ſpeziellen Feſttagen und die 
Tanzunterhaltug des Textilarbeiterverbands habe an keinem 
dieſer Tage, ſondern am Mittwoch den 31. Dezember ſtatt⸗ 
gefunden, ſomit könne § 9 überhaupt nicht verletzt fein, jo 
wird von der Reviſion ein Doppeltes überſehen. Einmal iſt 
nach der in dieſer Inſtanz nicht angreifbaren tatſächlichen 


B. in Strafſachen. | 41 


Feſtſtellung des Vorrichters die Tanzerlaubnis des Vereins 
für die Zeit von 12 bis 2 Uhr nachts, alſo für die zwei 
erſten Stunden des Neujahrtagfeſtes nachgeſucht und „für 
Donnerstag den 1. Januar von morgens 12—2 Uhr“ vom 
K. Oberamt erteilt worden, ebenſo iſt gerade auch in dieſen 
zwei Stunden und eine halbe bis eine Stunde darüber hinaus 
getanzt, alſo die behördliche Erlaubnis inſoweit nicht ein⸗ 
gehalten worden. Sodann iſt die ausgeſprochene Verurtei⸗ 
lung nicht bloß wie die Reviſion unterſtellt, auf eine Zu⸗ 
widerhandlung gegen den § 9 der K. Verordnung, ſondern 
zugleich auf eine ſolche gegen den § 10 derſelben ausdrüd- 
lich geſtützt worden. Der letztere Paragraph aber beſtimmt, 
daß an anderen als den in $ 9 genannten Sonn⸗- und Feſt⸗ 
tagen öffentliche Tanzunterhaltungen (ſ. § 9) nur mit ober⸗ 
amtlicher Erlaubnis ſtattfinden dürfen. 

Auch darin kann der Reviſion nicht beigetreten werden, 
wenn ſie ausführt, die Tanzveranſtaltung habe an einem 
Wochentag, nämlich am Mittwoch 31. Dezember ſtattgefun⸗ 
den und überhaupt nicht an einem Sonn- oder Feſttag, da 
als Tag der Veranſtaltung der Tag des Be⸗ 
ginns derſelben gelten müſſe. Denn nicht darauf 
kommt es an, was die Reviſion anführt, daß die kirchliche 
und bürgerliche Feier des Sonntags erſt am Sonntag mor⸗ 
gens, alſo nach Sonnenaufgang und mit Anbruch des neuen 
Tags beginnt und daß die erſten Stunden nach 12 Uhr ſich 
in nichts von den vorhergehenden unterſcheiden, zumal in der 
in Frage ſtehenden Silveſternacht. Entſcheidend iſt hierin 
einzig, daß der Neujahrstag genau wie jeder andere Tag 
des Jahres um Mitternacht von 12 Uhr ab beginnt und 
24 Stunden bis wieder nachts 12 Uhr dauert, auch in der 
Geſetzgebung wie im Verkehrsleben der Tag zu 24 Stunden 
gerechnet wird, ſowie daß die für die erſten Nachtſtunden 
des Neujahrtagsfeſtes erteilte Tanzerlaubnis überſchritten 
worden iſt. Auch der Wortlaut der hier maßgebenden K. 
Verordnung läßt eine andere Deutung nicht zu, es iſt hier 
die Rede von „den Sonntagen und Feſttagen“, ſomit als 
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ganzen Tagen nach gewöhnlichem Sprachgebrauch, während 
Wendungen an anderen Stellen wie „Zeit des Vor⸗ 
mittags⸗ und Nachmittagshauptgottesdienſtes“ nur auf be⸗ 
ſtimmte Tageszeiten ſich beziehen. Deshalb iſt auch der Be⸗ 
zugnahme der Reviſion auf ein Urteil des Kammergerichts 
in Berlin, das auf preußiſches Landrecht oder auf Verord⸗ 
nungen preußiſcher Regierungspräſidenten ſich bezieht, für die 
Anwendung württembergiſcher Beſtimmungen eine Bedeutung 
hier nicht beizulegen. Für letztere kommt weiter unterſtützend 
in Betracht, daß der zur Zeit des Erlaſſes der K. Verord⸗ 
nung vom 22. Mai 1895 in Geltung befindliche Sporteltarif 
für die Erteilung von Tanzerlaubnis eine beſondere Abtei⸗ 
lung als Ziff. 3 wie folgt enthielt „bei Erteilung der Er⸗ 
laubnis zur Ausdehnung einer an einem Werktag beginnen⸗ 
den Tanzunterhaltung in den darauf folgenden Sonn- oder 
Feſttag.“ In dem neuen Sporteltarif vom 16. Auguſt 1911 
wurde dieſe Beſtimmung zwar geſtrichen, aber wie die Mo⸗ 
tive beſagen (vgl. Verh. II. K. Beil. 20 S. 296 von 1911), 
lediglich wegen der erweiterten Faſſung von Ziff. 1 (zu Nr. 78), 
wonach die Sportel „für jeden Tag“ (Entwurf) bzw. „für 
die Dauer bis zu 24 Stunden“ (Geſetz) angeſetzt wird, ſo⸗ 
nach für die Aufrechterhaltung der bisherigen Ziff. 3 kein 
Bedürfnis mehr beſtand. 

Verfehlt iſt ebenſo die weitere Reviſionsrüge, daß der 
Begriff der Oeffentlichkeit der in Frage kom⸗ 
menden Veranſtaltung verkannt ſei. Das Berufungsgericht 
hat zutreffend angenommen, daß es ſich bei der fraglichen 
Tanzunterhaltung um die einer geſchloſſenen Geſellſchaft han⸗ 
delte angeſichts der Beſchränkung der Teilnehmer auf Mit⸗ 
glieder des Textilarbeiterverbands (d. h. mit ihren Angehöri⸗ 
gen) und auf geladene Gäſte. Auch die weitere Annahme, 
daß Abſ. 3 des 89 der zit. K. Verordnung zur Anwendung 
komme, weil die Silveſterfeier und der Tanz im Saale der 
G.⸗wirtſchaft ſtattfand, — alſo in Räumen, in denen ein auf 
die Mitglieder der betreffenden Geſellſchaft beſchränkter Wirt⸗ 
ſchaftsbetrieb erfolgte, begegnet keinem rechtlichen Bedenken. 
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Wohl beſtreitet die Reviſion der Landesgeſetzgebung das 
Recht, Veranſtaltungen als öffentliche zu erklären, weil ſie 
in Lokalen mit Wirtſchaftsbetrieb abgehalten werden, da dies 
für faſt alle Vereins veranſtaltungen zutreffe und nicht die 
Art des Lokals, ſondern nur der Kreis der Teilnehmer den 
Maßſtab hiefür bildet. 

Soweit hiemit die Rechtsgiltigkeit des Abſ. 3 in 89 
der K. Verordnung angefochten wird, ſcheitert der Angriff 
an der reichsgeſetzlichen Ausnahmebeſtimmung des S 24 
VerGeſ., da 8 9 unftreitig eine landesrechtliche Vorſchrift 
zum Schutz der Feier der Sonn- und Feſttage enthält und 
nach ihr die Grundſätze von Abſ. 1 und 2 des 89 auf 
Tanzunterhaltungen geſchloſſener Geſellſchaften und geſelliger 
Vereine in Räumen mit Wirtſchaftsbetrieb Anwendung fin⸗ 
den. Auch überſieht die Reviſion, daß der 8 9 Abſ. 3 nicht 
die von ihr unterſtellte Verallgemeinerung auf andere Ver⸗ 
einsveranſtaltungen zum Ausdruck bringt, ſondern lediglich 
Tanzunterhaltungen von Vereinen und Geſellſchaften im 
Auge hat. Ihre weitere Bemängelung, daß das benutzte 
Lokal, weil von der Schankſtube ſtreng abgeſchloſſen nicht 
als ein ſolches mit Wirtſchaftsbetrieb bezeichnet werden könne, 
kann mangels hierauf bezüglicher Feſtſtellungen des Tatrich⸗ 
ters eine Beachtung nicht finden, nachdem das weſentliche 
Erfordernis, das tatſächliche Stattfinden eines Wirtſchafts⸗ 
betriebs in dem betreffenden Lokal im Urteil rechtlich be⸗ 
denkenfrei feſtgeſtellt und von der Reviſion auch ſelbſt nicht 
beſtritten iſt. 

Mit zutreffender Begründung hat das Berufungsgericht 
ſodann angenommen, daß die Vorſchrift des 8S 10 K. Ver⸗ 
ordnung auch auf die Tanzunterhaltungen 
im Sinn des Abſ. 389 ſich erſtreckt und damit 
die in Lokalen mit Wirtſchaftsbetrieb veranſtalteten Tanz⸗ 
unterhaltungen geſelliger Vereine und geſchloſſener Geſell⸗ 
ſchaften gleich den öffentlichen Tanzunterhaltungen im Sinn 
von Abſ. 1 und 2 8 9 umfaßt. Dies ergibt ſich aus der 
Art des Zitats des § 9 in § 10 („ſ. $ 9“), womit auf den 
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ganzen 8 9 und die dort behandelten Tanzbeluſtigungen ſo⸗ 
weit ſie öffentliche oder dieſen gleichgeſtellte ſind, verwieſen 
iſt. Wohl iſt eine gewiſſe Ungenauigkeit in der Wortfaſſung 
bei der einen wie der anderen Auslegung unverkennbar, aber 
falls nur die öffentlichen Tanzbeluſtigungen des Abſ. 18 9 
gemeint ſein ſollten, ſo wäre nicht nur die Art des Zitats 
des § 9, ſondern auch die Tatſache des Zitats ſelbſt unver⸗ 
ſtändlich, nachdem daſelbſt irgend eine Begriffsbeſtimmung 
von öffentlichen Tanzveranſtaltungen nicht gegeben iſt. Hiezu 
kommt weſentlich unterſtützend der geſetzgeberiſche Zweck der 
Beſtimmung, die lediglich die Sonn- und Feſttagsfeier gegen 
Störungen durch Tanzveranſtaltungen ſchützen will und zu 
dieſem Zweck aus naheliegenden Gründen den öffentlichen 
Tanzbeluſtigungen die in Lokalen mit Wirtſchaftsbetrieb ver⸗ 
anſtalteten Tanzunterhaltungen geſelliger Vereine und ge- 
ſchloſſener Geſellſchaften gleichbehandelt; denn auch von letz⸗ 
teren droht der Sonntagsfeier eine gleiche Gefahr und der 
§ 10 erfüllt ſeinen Zweck nur bei dieſer übrigens von der 
Reviſion auch nicht angefochtenen Auslegung. 

Urteil des Strafſenats vom 28. September 1914 in der 

Strafſache gegen H. R. in St. 


2. 


Die Bedeutung einer vorſchriftsmüßigen Rontroll⸗ 
erklärung ($ 472 St.) für das Strafverfahren gegen 
abweſende Wehrpflichtige. 


In der Strafſache gegen V. Ch. und E. K. wegen Ver⸗ 
letzung der Wehrpflicht hatte die Strafkammer den Antrag 
der Staatsanwaltſchaft auf Eröffnung des Hauptverfahrens 
am 21. November 1914 zur Zeit abgelehnt mit der Be⸗ 
gründung, daß die Erklärung des Zivilvorſitzenden der Er- 
ſatzkommiſſion eine zur Einleitung des beantragten Ver⸗ 
fahrens genügende Grundlage nicht biete. Der Mangel 
wurde im Fall Ch. darin geſehen, daß der Annahme der 
zweiten Alternative im Sinn des § 472 StPO. das Ergeb⸗ 
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nis der Ermittlungen entgegenſtehe, ſofern Ch. bis zum 
1. Oktober 1914 zurückgeſtellt war, derzeit in Sch., Böhmen 
wohnhaft iſt und die öſterreichiſche Staatsangehörigkeit er⸗ 
worben haben ſolle; im Fall K. erfolgte die Ablehnung, weil 
die deutſche Staatsangehörigkeit des Angeſchuldigten nicht 
ſicher feſtſtehe. In beiden Fällen wurde die Anſtellung wei⸗ 
terer Erhebungen in den angeführten Richtungen für erfor⸗ 
derlich erklärt. Die von der Staatsanwaltſchaft hiegegen 
mit dem Hinweis auf die prozeſſuale Bedeutung der den 
Vorſchriften des 8 472 StPO. entſprechenden Erklärung des 
Zivilvorſitzenden der Erſatzkommiſſion eingelegte Beſchwerde 
wurde für begründet erklärt. 

Aus den Gründen: 

Die Strafprozeßordnung hat für das Verfahren gegen 
Abweſende, die ſich der Wehrpflicht entzogen haben, in we⸗ 
ſentlicher Abweichung von den allgemeinen Grundſätzen des 
Verfahrens beſondere Normen aufgeſtellt. Dieſe ſind insbe⸗ 
ſondere in den 88 472 und 475 enthalten: im erſteren iſt 
bezüglich der Einleitung des Verfahrens die ausdrückliche 
Beſtimmung getroffen, daß die Erhebung der Anklage und 
die Eröffnung der Unterſuchung auf Grund einer Erklärung 
der mit der Kontrolle der Wehrpflichtigen beauftragten Be⸗ 
hörde erfolgt und der Wortlaut dieſer Erklärung iſt daſelbſt 
für die hier in Betracht kommenden Fälle des § 140 Abſ. 1 
Ziff. 1 StGB. genau vorgeſchrieben. Durch die erwähnte 
Faſſung des Geſetzes zumal durch die Wahl des Ausdrucks 
„erfolgt“ iſt, wie in Literatur und Rechtſprechung anerkannt, 
unzweideutig ausgeſprochen, daß wenn eine vorfchrifts- 
mäßige Erklärung vorliegt — eine ſolche liegt hier bezüglich 
der beiden Angeſchuldigten vor —, das Gericht die Einlei- 
tung des Verfahrens nicht ablehnen darf, falls nicht etwa 
die örtliche oder ſachliche Zuſtändigkeit ihm mangelt, ſo daß 
das Gericht alſo nur zu prüfen hat, ob die Erklärung der 
Kontrollbehörde den Erforderniſſen des $ 472 StPO. ent⸗ 
ſpricht und die Prozeßvorausſetzungen zutreffen. Bejahen⸗ 
denfalls muß die Eröffnung der „Unterſuchung“ beſchloſſen 
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werden, worunter hier, wie ſich aus den Geſetzesmaterialien 
und der ganzen Geſtaltung des Verfahrens, zumal aus $ 475 
Abſ. 2 StPO. ergibt, die Eröffnung des Hauptverfahrens 
zu verſtehen iſt. Der für dieſe Eröffnung erforderliche „hin⸗ 
reichende Verdacht“ für das Vorliegen des Tatbeſtands eines 
Vergehens im Sinn des $ 140 StGB. iſt auf Grund der 
vorſchriftsmäßigen Erklärung der Kontrollbehörde ohne wei⸗ 
teres als vorhanden anzunehmen und die Anſtellung ſelb⸗ 
ſtändiger einzelner Beweiserhebungen über das Vorhanden⸗ 
ſein der Tatbeſtandsmerkmale des § 140 wird durch jene 
Erklärung erſetzt, die als hinreichendes Beweismaterial für 
die Anklage und die Eröffnung des Hauptverfahrens ange⸗ 
ſehen wird. Für die Verurteilung iſt die geſetzmäßige Er⸗ 
klärung der Kontrollbehörde mit der ausdrücklichen Einſchrän⸗ 
kung des 8 475 StPO. „wenn nicht Umſtände ſich ergeben, 
die dieſer Erklärung entgegenſtehen“ gleichfalls für genügend 
erklärt. Ob ſolche Umſtände vorliegen, unterſteht im Einzel⸗ 
fall der freien Würdigung des erkennenden Gerichts, 
doch müſſen ſie als ſolche feſtgeſtellt werden, um eine Frei⸗ 
ſprechung zu begründen, und bloße Möglichkeiten oder auch 
Wahrſcheinlichkeit genügen nicht, da die Kontrollerklärung 
einen geſetzlichen Beweis liefert, der widerlegt werden muß. 
Denn der § 475 StPO. enthält wie feine Entſtehungsge⸗ 
ſchichte beweiſt (Hahn, Mat. z. StPO. I S. 291, 1127 ff., 
II S. 1430, 1453, 1974, 2099) und auch in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts zum Ausdruck kommt, eine ge⸗ 
ſetzliche Beweisregel in dem Sinn, daß der Inhalt der nach 
§ 472 abgegebenen Erklärung als für den Tatbeſtand des 
§ 140 StGB. vollbeweiſend gilt, wenn nicht die Hauptver⸗ 
handlung Umſtände ergibt, die die Richtigkeit der Erklärung 
widerlegen; die letztere liefert, wenn ſie dem Geſetz ent⸗ 
ſprechend ausgeſtellt iſt, bis zum Nachweis des Gegenteils 
Beweis. Und zwar umfaßt dieſe geſetzliche Beweisregel die 
ſämtlichen Teile der von der Kontrollbehörde ausgeſtellten 
Erklärung, alſo nicht nur das Erfordernis des Verlaſſens 
des Reichsgebiets oder des Verbleibens im Ausland in der 
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Abſicht, ſich der Wehrpflichtleiſtung zu entziehen, ſondern auch 
die Eigenſchaft der Wehrpflichtigkeit und Reichsangehörig⸗ 
keit der betreffenden Perſon; auch dieſe gilt bis auf weiteres 
als durch den Inhalt der Erklärung bewieſen !). Für den 
über die Eröffnung des Hauptverfahrens beſchließen⸗ 
den Richter gilt auch in dieſem Punkt der erforderliche 
hinreichende Verdacht auf Grund der Erklärung der Kontroll⸗ 
behörde als gegeben und die Feſtſtellung von Umſtänden, 
die in dieſem oder in anderen Punkten der Erklärung ent⸗ 
gegenſtehen, bleibt der Hauptverhandlung und einer etwaigen 
beſonderen Beweisaufnahme in ihr (Abſ. 2 § 475) vorbe⸗ 
halten. Für die von der Strafkammer angenommene Aus⸗ 
dehnung der Befugnis des erkennenden Richters auf den über 
die Eröffnung des Hauptverfahrens beſchließenden Richter 
bietet die Entſtehungsgeſchichte der beiden 88 472, 475 ledig 
lich keinerlei Anhaltspunkte, vielmehr ſpricht der Wortlaut 
des § 472 und die Schlußfolgerung aus der Faſſung des 
8 475 ſowie der Zweck (Motive S. 230) ſowie die ganze Ge⸗ 
ſtaltung dieſes dem preußiſchen Geſetz vom 10. März 1856 
betr. Verfahren gegen ausgewanderte Militärpflichtige, und 
der preußiſchen StPO. vom 25. Juni 1867 88 468 ff. nach⸗ 
gebildeten Kontumazialverfahrens für das Gegenteil. Dieſe 
Auslegung entſpricht auch der ſeitherigen Praxis des Senats, 
vgl. Jahrb. der W. Rpfl. Bd. III S. 95, von der abzu⸗ 
gehen kein Anlaß beſteht. 

Hiermit iſt von ſelbſt gegeben, daß der Standpunkt der 
Strafkammer wie er aus Obigem erſichtlich iſt, nicht als dem 
Geſetz entſprechend angeſehen werden kann und daß die An⸗ 
ſtellung der von ihr in den zwei Fällen noch für erforder⸗ 
lich erachteten Erhebungen bzw. eine beſondere Beweisauf⸗ 
nahme über die Frage, ob der angeſchuldigte Ch. noch deut⸗ 
ſcher Reichsangehöriger und wehrpflichtig iſt, ebenſo ob dies 
bei dem angeſchuldigten K. zutrifft, der Hauptverhandlung 
vorbehalten bleiben muß. In dieſer iſt dem richterlichen 


1) RG. 38 S. 321; JW. 1905 S. 351; Recht IX S. 140; Goltd. 
Arch. 46 S. 43. 
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Ermeſſen in Prüfung der Unterlagen der Anklage freie Hand 
gelaſſen und der Erklärung der Kontrollbehörde entgegen⸗ 
ſtehende Umſtände können unter freier Beweiswürdigung 
feſtgeſtellt werden. 

Beſchluß des Strafſenats vom 31. Dezember 1914 in 

der Strafſache gegen V. Ch. von W. und Gen. wegen 

Verletzung der Wehrpflicht. 

In einem anderen gleichzeitig in der Beſchwerdeinſtanz 
anhängigen Fall Sch. war der Angeſchuldigte vom Kaiſ. Konſul 
in Kanada bis zum 25. September 1914 zurückgeſtellt worden 
und auch ſeine frühere Zurückſtellung zum Zweck der unge⸗ 
ſtörten Ausbildung für den Lebensberuf im Ausland (Eng⸗ 
land) erfolgt. Die gegen die Ablehnung des Hauptverfah⸗ 
rens erhobene Beſchwerde wurde zwar an ſich unter Bezug⸗ 
nahme auf obige Ausführungen für begründet erachtet, aber vor 
einer Beſchlußfaſſung eine weitere Entſchließung der Staats⸗ 
anwaltſchaft mit folgendem Hinweis anheimgeſtellt: ange⸗ 
ſichts der durch die Kriegs lage geſchaffenen Verhältniſſe, 
die eine tatſächliche Verhinderung für eine Rückkehr der in 
Amerika befindlichen deutſchen Wehrpflichtigen nach Deutſch⸗ 
land bedeuten und angeſichts der bekannten Tatſache, daß 
die trotzdem Zurückkehrenden zumeiſt vor Betreten des deut⸗ 
ſchen Bodens in Kriegsgefangenſchaft geraten ſind, könne die 
nach Eröffnung des Hauptverfahrens gemäß SS 473, 320 
StPO. erfolgende öffentliche Ladung in Verbindung mit dem 
ausdrücklichen Hinweis auf die zu erwartende Verurteilung 
für die Beteiligten ſowie auch für ihre Angehörigen unver⸗ 
kennbar ein ſchweres Unrecht und eine völlig ungerechtfertigte, 
zumal jetzt auf das ſchwerſte empfundene Verdächtigung dar⸗ 
ſtellen und ſtelle jedenfalls eine ſolche in den Fällen dar, in 
denen Wehrpflichtige in der Abſicht ſich zur Kriegsmuſterung 
zu geſtellen, ſofort bei und nach Kriegsausbruch die Heim⸗ 
reiſe unternahmen und dann auf dieſer als Kriegsgefangene 
feſtgenommen wurden. Die Annahme, daß der Angeſchul⸗ 
digte Sch. zu dieſer Gruppe gehöre, ſei nicht ausgeſchloſſen 
und jedenfalls ſeien zahlreiche Fälle ſo gelagert, daß ſchon 
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die Ausſtellung der Erklärung der Kontrollbehörde, jedenfalls 
aber die Erhebung der Anklage während der Kriegsdauer 
im Intereſſe des Vaterlandes wie der Rechtspflege vornweg 
unterbleiben ſollte. — Von der K. Staatsanwaltſchaft bei 
dem Oberlandesgericht wurde die Beſchwerde in dieſem Fall 
hernach zurückgenommen. 


3. 


Anm Tatbeſtand der ſtrafbaren Tierquälerei: 

1. IR unmittelbare Einwirkung auf den Körper des 
Tieres erforderlich? 

2. Was bedentet „rohe Mißhandlung in Kergernis 
erregender Weiſe“? 

Aus den Gründen: 

1. Der Tatbeſtand einer ſtrafbaren Tierquälerei ſoweit 
er durch rohe Mißhandlung erfüllt wird, erfordert keines⸗ 
wegs wie die Reviſion meint, eine unmittelbare Einwirkung 
auf den Körper des Tieres wie zum Zweck der Züchtigung 
oder Tötung. Er kann vielmehr z. B. auch durch die Art 
des Transports, durch die Tatſache des Einſpannens eines 
zugunfähigen, völlig abgemagerten Pferdes an ſchwer be⸗ 
ladenem Wagen, durch die Art der Anſchirrung eines Zug— 
tieres, durch die Benützung eines wunden Pferdes ohne 
ſchützenden Verband zum Zug oder ſein Hinaustreiben in 
die Winterkälte, ebenſo durch Nichtgewährung der notwendi⸗ 
gen Nahrung und dergl. gegeben ſein, wie in der herrſchen⸗ 
den Lehre und Rechtſprechung anerkannt iſt (Olshauſen, 
Oppenhoff, Franck, Binding, Berner; Entſch. Rg. in Goltd. 
Arch. S. 178, OLG. Breslau daſ. 58 S. 467, OLG. Köln daſ. 
51 S. 379, ob. Bayr. Lg. V. 428). Dieſer Auffaſſung hat 
ſich auch der erkennende Senat in einem Urteil vom 17. März 
1913 angeſchloſſen, worin das Einſpannen eines wegen gro- 
ßer Abmagerung und erheblicher Wunden zugunfähig ge⸗ 
wordenen Pferdes an einem ſtark beladenen, eine Steige 
hinauffahrenden Wagen als Tierquälerei im Sinn des Straf⸗ 
geſetzes angeſehen wurde. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVII. I. 4 
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2. Rechtlich einwandfrei iſt das Tatbeſtandsmerkmal der 
rohen Mißhandlung der Pferde im angefochtenen Urteil feſt⸗ 
geſtellt. Der Begriff der Mißhandlung im Sinn dieſer Ge⸗ 
ſetzesſtelle erfordert eine Störung des körperlichen Wohlbe⸗ 
findens oder eine Geſundheitsbeſchädigung, die bei der grö⸗ 
beren Veranlagung des Tieres mit der Erregung erheblicher 
Schmerzen oder Leiden verbunden iſt und nicht durch Wahr⸗ 
nehmung überragender menſchlicher Zwecke und Intereſſen 
geboten erſcheint. Roh iſt die Mißhandlung, wenn ſie aus 
einer die Leiden und Schmerzen des Tieres mißachtenden, 
gefühlloſen Geſinnung entſpringt und eine auffallende Gleich— 
giltigkeit gegen die Leiden des Tieres zum Ausdruck bringt. 
(Folgt die nähere Beſchreibung der rohen Mißhandlung von 
drei Pferden, wie ſie vom Tatrichter feſtgeſtellt war, beſte⸗ 
hend in der Benutzung zu ſchwerem Zug in ganz abgema⸗ 
gertem, das Gehen kaum mehr ermöglichenden Zuſtand un⸗ 
ter Verwendung ganz ſchlechtſitzender, wunde Stellen verur⸗ 
ſachender Geſchirre, wobei einzelne Druckwunden friſch und 
blutend waren, das Geſchirr auf dieſen aufſaß). Das Strafge⸗ 
ſetz verlangt weiter, daß die rohe Mißhandlung öffentlich 
oder in Aergernis erregender Weiſe geſchehen ſei. Eine 
öffentliche Verübung hat der Vorrichter nicht feſtgeſtellt, da: 
gegen das zweite Tatbeſtandsmerkmal als gegeben ange⸗ 
nommen mit der Begründung, der Angeklagte ſei ſich bei 
ſeinem Handeln wohl bewußt geweſen, daß die geſchilderte 
Art der Behandlung feiner Pferde dritte Perſonen, die Zeus 
gen dieſer Mißhandlung waren oder wenigſtens deren Spuren 
und Folgen für die Pferde wahrgenommen haben, wie erſte⸗ 
res beim Landjäger R. und letzteres beim Tierarzt zutraf, 
in ihrem Gefühl verletzen könne, wie denn auch dieſe beide 
ausdrücklich von ſich bekundet haben, daß die fraglichen 
Wahrnehmungen dieſe Folge bei ihnen hatten. Hienach geht 
der Vorrichter davon aus, daß ein Mißhandeln in Aerger⸗ 
nis erregender Weiſe nicht nur dann vorliegt, wenn das 
Aergernis unmittelbar durch den Anblick der Hand⸗ 
lung ſelbſt, alfo bei Zeugen der Tat wie hier beim Land- 
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jäger R. eingetreten iſt, ſondern auch dann, wenn es nur 
mittelbar durch den Erfolg der Tat, durch die nad) 
folgende Wahrnehmung der Spuren der Mißhandlung an 
dem verletzten Tier hervorgerufen wird. 

Dieſe Frage iſt eine beſtrittene. Dafür, daß die Aerger⸗ 
niserregung eine Folge der unmittelbaren Wahrnehmung der 
Tat ſein müſſe, ſprechen ſich aus Oppenhoff (14. Aufl. 1901) 
Nr. 89, Olshauſen (9. Aufl. 1912) zu Ziff. 13 und das 
OLG. Stuttgart im Jahrb. d. W. Rpfl. Bd. 4 S. 324, 
wogegen Binding, Lehrbuch Bd. 1 S. 193, Scholl in Zeitſchr. 
für geſ. StrafRWiſſ. Bd. 13 S. 318, Hippel in „Verglei⸗ 
chende Darſtellung des Strafrechts“ beſ. Teil II S. 244, die 
Oberlandesgerichte Darmſtadt und Frankfurt a. M. in Goldt. 
Arch. Bd. 45 S. 291, Bd. 56 S. 113, OLG. München 
(Entſch. Bd. X S. 216), Ob. Bayr. LG. (Entſch. Bd. V 
S. 428) den Tatbeſtand auch als gegeben erachten, wenn 
nur ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen der Tat und 
der Aergerniserregung beſteht, alſo das Aergernis auch nach— 
träglich an den wahrgenommenen Spuren der Tat entſtanden 
iſt. Franck (Komm. Aufl. 9 S. 612) neigt zu der erſteren 
Anſicht, während Olshauſen in Aufl. 5 im Gegenſatz zu 
ſpäteren Auflagen die zweite Anſicht vertritt, da durch die 
Offenſichtlichkeit bleibender Folgen der Mißhandlung, die die 
Tat an ſich offenbar machen, ein Aergernis durch die Tat 
ebenfalls gegeben ſein könne, ohne daß dies notwendig auch 
„mit“ der Tat ſelbſt geſchehen ſein müſſe. 

Für dieſe letztere Auffaſſung ſprechen der Wortlaut, der Sinn 
und Zweck der Strafvorſchrift wie auch ihre Entſtehungs— 
geſchichte ſich für ſie verwerten läßt. Der Wortlaut („in 
Aergernis erregender Weiſe“) iſt ein weſentlich anderer als 
in den zwei Paragraphen des StGB., nämlich in § 166 
und § 183, — 5 184 b ſcheidet bei dieſem Vergleich von 
ſelbſt aus —, deren Tatbeſtand wie allgemein anerkannt, 
erfordert, daß das Aergernis unmittelbar durch die Hand— 
lung und mit ihr ſelbſt gegeben fein muß; in § 166 heißt 
es „wer dadurch, daß er Gott läſtert, ein Aergernis gibt“ 
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und in § 183 „wer durch eine unzüchtige Handlung ein 
Aergernis gibt“. Die Aergerniserregung bei der Tierquäle⸗ 
rei iſt auch an ſich als Wirkung der Tat in gleichem Maße 
gegeben, wenn die Tierquälerei vor Zeugen ſtattgefunden und 
von dieſen mitangeſehen wurde wie wenn ſie hernach in dem 
durch die Tat veränderten Ausſehen des Tieres, in ſeinem 
durch die Mißhandlung geſchaffenen kläglichen Zuſtand oder 
in ſeinen dadurch hervorgerufenen Schmerzensäußerungen er⸗ 
kennbar geworden iſt. Die Mißhandlung eines Tieres iſt 
deshalb auch dann als in Aergernis erregender Weiſe ver⸗ 
übt zu erachten, wenn das tatſächlich genommene Aergernis 
nicht durch unmittelbare Wahrnehmung der Tat ſeitens eines 
oder mehrerer Zeugen verurſacht, ſondern erſt mittelbar durch 
die Wahrnehmung ihrer Folgen und Spuren am Körper des 
gequälten Tieres wie der friſchen Wunden, Schwielen und 
dergl. hervorgerufen wurde. So iſt als Sinn und Zweck der 
Strafbeſtimmung wie in der Literatur anerkannt und durch 
die Entſtehungsgeſchichte beſtätigt wird, nicht die Rückſicht 
auf das Tier ſelbſt, ſondern die Rückſicht auf das menſch⸗ 
liche Empfinden mit den Tieren anzunehmen; es ſoll die 
Verletzung desjenigen menſchlichen Empfindens in der Be⸗ 
völkerung, das ſich im Mitgefühl für die Tiere äußert, be⸗ 
ſtraft werden (ſo Binding, Franck, Liſzt, Mayer, Hippel, 
Rotering). Den Hauptfall einer ſolchen Verletzung bildet 
die öffentlich begangene Tierquälerei; ihm gleichgeſtellt iſt im 
Geſetz der Fall, in dem unabhängig von etwaiger Oeffent⸗ 
lichkeit der Tat dieſe in Aergernis erregender Weiſe geſchah 
und zwar muß dabei tatſächlich jemand, wenn auch nur ein 
einzelner in ſeinem normalen ſittlichen Empfinden verletzt 
worden ſein. Während die Oeffentlichkeit ein begleitender 
Umſtand der Handlung iſt, wird mit dem zweiten Tatbe⸗ 
ſtandsmerkmal eine Eigenſchaft der Handlung bezeichnet, die 
aber nur in ihrer Wirkung beſteht und eben dieſe letztere iſt 
auch vorhanden, wenn der Beſchauer erſt kurz hernach an 
den frifchen Spuren der Mißhandlung Aergernis nimmt. 
Hätte außer der Oeffentlichkeit nur die ſittliche Entrüſtung 
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des oder der Augenzeugen der Tat vom Geſetzgeber geſchützt 
werden wollen, ſo wäre der gewählte Geſetzesausdruck offen⸗ 
bar zu weit gefaßt, weil das Aergernis auch noch nach der 
Handlung durch dieſelbe, durch ihre ſichtbaren Folgen, friſchen 
Spuren erregt ſein konnte. 

Hiezu kommt, daß das Tatbeſtandsmerkmal „in Aerger⸗ 
nis erregender Weiſe“ erſt bei der Geſetzesberatung als Er⸗ 
weiterung gegenüber dem § 340 Ziff. 10 des preuß. StGB. 
von 1851, aus dem der § 360 Ziff. 13 hervorging, auf 
mehrfache Anregung von Tierſchutzvereinen in das Geſetz 
aufgenommen wurde in der Abſicht, um durch die Straf⸗ 
drohung einer Abſtumpfung des Sittlichkeitsgefühls und einer 
Verrohung des Volkes in dieſem Teil wirkſam entgegenzu⸗ 
treten. So wurde zugleich nach dem Vorgang anderer bun⸗ 
desſtaatlicher Polizeiſtrafgeſetze — das württ. PolStg. von 
1839 Art. 55 bedrohte allgemein eine rohe, Aergernis erre⸗ 
gende Mißhandlung von Tieren mit Strafe — auch die 
nicht öffentliche aber in Aergernis erregender Weiſe verübte 
Tierquälerei zum Zweck der Verſchärfung der Strafvorſchrift 
unter Strafe geſtellt (Stenglein⸗Rüdorff N. 23 zu § 360 
Zeitſchr. für geſ. StRWiſſ. Bd. 13 S. 292, Rt. Sten.⸗B. 
1870 Bd. II S. 765). Dieſem Geſetzeszweck wird un⸗ 
zweifelhaft auch nur die hier vertretene weitere Aus⸗ 
legung gerecht. Dieſe findet auch darin eine Unterſtützung, 
daß nach der jetzt herrſchenden Lehre und Rechtſprechung, 
die wie ſchon erwähnt, auch vom Reichsgericht vertreten 
wird, der Tatbeſtand nicht eine unmittelbare äußere, Schmerz 
verurſachende Einwirkung auf den Körper des Tieres vor⸗ 
ausſetzt. 

In dieſem Sinn tritt der erkennende Senat der vom Vor⸗ 
richter zum Ausdruck gebrachten Auslegung bei und erachtet 
in Abweichung von der früher vertretenen Anſicht (W. Jahrb. 
4, 324) das Tatbeſtandsmerkmal „in Aergernis erregender 
Weiſe“ auch dann als gegeben, wenn das Aergernis durch 
die Wahrnehmung der friſchen Spuren der Mißhandlung 
an dem gequälten Tier ſelbſt erregt wird, wobei vorausge⸗ 
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ſetzt iſt, daß der leidende Zuſtand, der durch die rohe Miß⸗ 
handlung hervorgerufene, das menſchliche Mitgefühl ver⸗ 
letzende klägliche Zuſtand des Tieres noch vorhanden und 
ſichtbar iſt. Dagegen könnte nicht als genügend angeſehen 
werden, wenn das Aergernis nachträglich nur durch eine 
bloße Mitteilung, eine Erzählung der geſchehenen Mißhand⸗ 
lung erregt oder an ſpäter wohl noch wahrnehmbaren, aber 
die Mißhandlung ſelbſt nicht mehr unmittelbar bekundenden 
Spuren hervorgerufen würde. Nach der getroffenen Feſt⸗ 
ſtellung iſt vorwiegend bei der der Tat nachgefolgten Wahr⸗ 
nehmung des Tierarztes die erſtere Vorausſetzung gegeben 
und der in dieſer Richtung unternommene Reviſionsangriff 
daher verfehlt. 

Auch die Feſtſtellung der Selbſttäterſchaft des Ange⸗ 
klagten iſt im Berufungsurteil ausreichend und rechtlich be⸗ 
denkenfrei getroffen. Der Knecht und der Knabe des An⸗ 
geklagten, die die Pferde in der geſchilderten Weiſe zum Zug 
benutzten, haben dies nur auf ſeine Veranlaſſung und als 
ſeine Werkzeuge getan. Auch iſt hinſichtlich des Erforder⸗ 
niſſes der Aergerniserregung ausdrücklich feſtgeſtellt, daß der 
Angeklagte ſich wohl bewußt war, daß die rohe Mißhand⸗ 
lung der Pferde dritte Perſonen in ihrem Gefühl verletzen 
könne. Daß hiemit das vorerwähnte ſittliche Gefühl der 
Zeugen, das im Mitgefühl für die Tiere ſich äußernde 
menſchliche Empfinden gemeint iſt, kann ohne weiteres unter⸗ 
ſtellt werden und der feſtgeſtellte Eventualdolus bezüglich der 
Aergerniserregung genügt jedenfalls zur Anwendung des 
§ 360 Ziff. 13 StGB. Ob für die Aergerniserregung als 
Wirkung der Tat nicht ſchon eine auf Fahrläſſigkeit be⸗ 
ruhende Verſchuldung dieſes Erfolgs genügen würde, iſt vor⸗ 
liegend daher nicht zu entſcheiden. Das für die Tat ſelbſt 
erforderliche vorſätzliche Handeln ergibt ſich ohne weiteres 
aus den getroffenen Feſtſtellungen. 

Urteil des Strafſenats vom 11. Januar 1915 in der 

Strafſache gegen J. Sch. in H. wegen Tierquälerei. 
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4. 


ind für die Höchſtpreisfeſtſetzungen nur die Zivil⸗ 
verwaltungsbehürden zuſtündig? 


Eine Händlerin in Ulm hatte auf dem Wochenmarkt 
daſelbſt am 26. September 1914 das Paar friſche Eier zu 
20 Pf. verkauft, obgleich nach einer durch das Kaiſerliche 
Gouvernement veranlaßten Bekanntmachung des Stadtpolizei⸗ 
amts Ulm der Höchſtpreis für zwei friſche Eier auf 18 Pf. 
feſtgeſetzt worden und dies der Händlerin bekannt war. Die 
Staatsanwaltſchaft erhob Anklage wegen eines Vergehens 
gegen $ Ib des Geſetzes vom 4. Juni 1851 (vgl. 8 68 
Rverf.) über den Belagerungszuſtand, die Strafkammer lehnte 
die Eröffnung des Hauptverfahrens aus rechtlichen Gründen 
ab, da weder die Vorausſetzungen für ein Vergehen im Sinn 
des zit. §S 9b noch für eine Zuwiderhandlung gegen die 
SS 1, 4 des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 betr. Höchſt⸗ 
preiſe gegeben ſeien. Auf erhobene Beſchwerde des Staats⸗ 
anwalts wurde dieſer Beſchluß vom Strafſenat aufgehoben 
und das Hauptverfahren wegen eines Vergehens im Sinn 
des §8 4 RGeſ. vom 4. Auguſt 1914 gegen die Händlerin 
vor der Strafkammer eröffnet. 

Dies geſchah aus nachfolgenden Erwägungen. 

Durch Kaiſerl. Verordnung vom 31. Juli 1914 iſt das 
Reichsgebiet (abgeſehen von Bayern) auf Grund des § 68 
RVf. in Kriegszuſtand erklärt worden und da das daſelbſt 
vorgeſehene Reichsgeſetz bisher nicht ergangen iſt, gelten für 
die Wirkungen dieſer Erklärung die Vorſchriften des preuß. 
Geſetzes vom 4. Juni 1851 über den Belagerungszuſtand. 
Nach § 4 dieſes Geſetzes, das durch den zit. $ 68 die Be⸗ 
deutung eines Reichsgeſetzes erlangt hat, geht mit der Be⸗ 
kanntmachung der Erklärung des Belagerungszuſtandes (jet 
des inhaltlich gleich bedeutenden Kriegszuſtandes) die voll⸗ 
ziehende Gewalt an die Militärbefehlshaber über und die 
Zivilverwaltungs⸗ ſowie Gemeindebehörden haben den An⸗ 
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ordnungen und Aufträgen der Militärbefehlshaber Folge zu 
leiſten. Nach 8 9b wird mit Gefängnis bis zu 1 Jahr be⸗ 
ſtraft falls die beſtehenden Geſetze keine höhere Strafe be⸗ 
ſtimmen, wer in einem in Belagerungszuſtand erklärten Ort 
oder Diſtrikt ein während desſelben vom Militärbefehlshaber 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſenes Verbot 
übertritt. Nun iſt vom Kaiſerl. Gouverneur der Feſtung 
Ulm, zu deren Bezirk die Stadt Ulm gehört, alsbald nach 
Kriegsausbruch in einem Schreiben vom 2. Auguſt 1914 an 
das Stadtſchultheißenamt Ulm die Einſetzung einer Kom⸗ 
miſſion zur Ueberwachung der Kleinverkaufspreiſe, um den 
Preistreibereien wirkſam entgegenzutreten angeordnet und am 
7. Auguſt das Stadtpolizeiamt vom Feſtungsgouverneur in 
U. angewieſen worden, für alle Gattungen von Lebens⸗ 
mitteln, inſoweit es nicht geſchehen, Preisgrenzen feſtzuſetzen, 
damit beim Verkauf von Lebensmitteln Preistreibereien un⸗ 
bedingt vermieden werden. In Befolgung dieſes Erlaſſes 
wurden erſtmals für die Zeit vom 10.— 16. Auguſt 1914 
durch eine unter dem Vorſitz des Oberbürgermeiſters aus 
Gewerbetreibenden der Stadt Ulm beſtehende Sachverſtändigen⸗ 
kommiſſion für eine Reihe von Lebensmitteln Höchſtpreiſe 
feſtgeſetzt; dies geſchah u. a. wieder am 12. September und 
betrug hienach der Höchſtpreis für zwei friſche Eier 18 Pf. 
Die Preisfeſtſetzungen ſind vom Stadtpolizeiamt in den Ul⸗ 
mer Zeitungen ordnungsmößig veröffentlicht worden und 
die angeſchuldigte Händlerin hat eingeräumt, das Paar Eier 
zu 20 Pf. trotz des ihr wohlbekannten niedrigeren Höchſt— 
preiſes verkauft zu haben. 

Die Strafkammer verneint das Vorliegen des Tatbe⸗ 
ſtands des zit. 8 9b aus dem Grunde, weil nach den Er: 
laſſen des Gouvernements das Verbot, zu höheren als den 
von der Kommiſſion feſtgeſetzten Preiſen zu verkaufen, 
lediglich als eine wirtſchaftliche zur Verhinderung 
ſachlich nicht gerechtfertigter Preisſteigerungen beſtimmte 
Maßnahme und nicht als im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit, etwa zur Vermeidung von Straßenunruhen ge⸗ 
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geben erſcheine. Dieſer Auslegung kann nicht beigetreten 
werden. Es iſt nicht einzuſehen warum ein zunächſt aus 
wirtſchaftlichen Gründen für die Bevölkerung einer Stadt in 
ihrer Geſamtheit gegebenes Verbot der erwähnten Art nicht 
als im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſen gelten 
ſoll, ſofern erfahrungsgemäß gerade durch ſtarke Preistreibe⸗ 
reien auf notwendige Lebensmittel Unruhe, Erbitterung und 
Not in die zahlreichen Kreiſe der wirtſchaftlich Schwachen 
getragen und dadurch Anlaß zu Straßenunruhen, Volksauf⸗ 
läufen und dgl. gegeben wird. Eben dies zu verhüten und 
einer damit gegebenen Gefährdung der öffentlichen Sicher⸗ 
heit vorzubeugen, ſtellt ſich nach den obwaltenden Umſtänden 
als der nächſtliegende Endzweck der erwähnten Erlaſſe des 
Feſtungsgouverneurs als des oberſten Militärbefehlshabers 
von Ulm und des in deren Ausführung erlaſſenen Ver⸗ 
botes dar. 

Allein trotzdem hat eine Anwendung des § 9b des Ge⸗ 
ſetzes vom 4. Juni 1851 hier auszuſcheiden. Denn vor⸗ 
liegend handelt es ſich einzig um die Uebertretung einer be⸗ 
hördlichen Feſtſetzung von Höchſtpreiſen und auf dieſem Ge- 
biet iſt nach Kriegsausbruch ein beſonderes Reichs⸗ 
geſetz vom 4. Auguſt 1914 betr. Höchſtpreiſe ergangen. 
Nach deſſen § 1 können für die Dauer des gegenwärtigen 
Krieges für Gegenſtände des täglichen Bedarfs, ſpeziell für 
Nahrungs⸗ und Futtermittel aller Art Höchſtpreiſe feſtgeſetzt 
werden und das nach § 6 mit ſeiner Verkündung in Kraft 
getretene Reichsgeſetz bedroht in § 4 den, der die nach $ 1 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſe überſchreitet, mit Geldſtrafe bis zu 
3000 Mk. oder im Unvermögensfall mit Gefängnis bis zu 
6 Monaten. Die am 17. Dezember 1914 verkündete neue 
Faſſung des Geſetzes mit der verſchärften Strafandrohung 
(bis 1 Jahr Gefängnis oder bis 10000 Mk. Geldſtrafe) 
kommt für die vorliegende Zuwiderhandlung, ganz abgeſehen 
von § 2 StGB., noch nicht in Betracht. Durch dieſes Reichs⸗ 
geſetz vom 4. Auguſt 1914 ſind innerhalb des durch ſeinen 
Inhalt gezogenen Rahmens für die Dauer des gegenwärti⸗ 
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gen Krieges die entſprechenden Vorſchriften des Geſetzes vom 
4. Juni 1851 erſetzt, das neue Geſetz iſt mit ſeiner Sonder⸗ 
regelung der Feſtſetzung von Höchſtpreiſen und der Beſtra⸗ 
fung von Zuwiderhandlungen dagegen nach anerkannten 
Rechtsgrundſätzen an die Stelle des älteren Geſetzes getreten, 
das hier nur allgemein von Uebertretung eines unter ge⸗ 
wiſſen Vorausſetzungen erlaſſenen Verbotes ſpricht. Die Zu⸗ 
widerhandlung gegen eine in zuſtändiger Wei ſe er 
folgte Höchſtpreisfeſtſetzung iſt alſo nach $ 4 des neuen Ge⸗ 
ſetzes ſtrafbar und fällt nicht mehr unter § 9b des alten 
Geſetzes. 

Nun erläßt nach § 3 des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 
1914 die Landeszentralbehörde oder die von dieſer beſtimmte 
Behörde die erforderlichen Anordnungen und Ausführungs⸗ 
beſtimmungen. Auf Grund dieſes § 3 hat das K. Miniſte⸗ 
rium des Innern als Landeszentralbehörde in ſeiner Aus⸗ 
führungsverfügung vom 8. Auguſt 1914 (StAnz. vom 10. 
Auguſt Nr. 189) Ziff. 1 die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe für 
den Kleinverkauf von Gegenſtänden des täglichen Bedarfs 
in den großen und mittleren Städten, damit auch in Ulm 
mit über 50 000 Einwohnern, dem Gemeinderat übertragen, 
der vor der Feſtſetzung ſoweit tunlich geeignete Sachverſtän⸗ 
dige hören ſoll. Mit Unrecht hat jedoch die Strafkammer 
die Anwendung des § 4 RGeſ. vom 4. Auguſt 1914 des⸗ 
halb für ausgeſchloſſen erachtet, weil die von der Händlerin 
übertretene Höchſtpreisfeſtſetzung für die Eier nicht vom Ge⸗ 
meinderat Ulm beſchloſſen worden ſei. Denn der § 4 des 
Geſetzes vom 4. Juni 1851 iſt durch das neue Reichsgeſetz 
vom 4. Auguſt 1914 nicht etwa aufgehoben und er kann 
ohne einen beſonderen, hier fehlenden Ausſpruch des neuen 
Geſetzes angeſichts ſeiner Bedeutung nicht ohne weiteres als 
aufgehoben unterſtellt werden. Nun fällt aber die Entſchei⸗ 
dung darüber, ob und für welche Gegenſtände Höchſtpreiſe 
angezeigt ſind, unzweifelhaft an ſich in das Gebiet der Ver⸗ 
waltung und Wohlfahrtspolizei, auch iſt ſie in Württemberg 
vom Miniſterium an Gemeinde- und Zivilverwaltungsbe⸗ 
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hörden (Gemeinderat, Oberamt) übertragen worden; ſie ſteht 
ſomit als Verwaltungsmaterie unſtreitig der vollziehen⸗ 
den Gewalt zu und der Feſtungsgouverneur von Ulm 
handelte mit ſeiner Anweiſung vom 7. Auguſt an das Stadt⸗ 
ſchultheißenamt, durch eine Kommiſſion Höchſtpreiſe für 
Lebensmittel feſtzuſetzen, im Rahmen der nach § 4 Geſetz 
vom 4. Juni 1851 ſeit dem 31. Juli 1914 auf ihn über⸗ 
gegangenen, das Verordnungs⸗ und Vollzugsrecht der 
Zivilverwaltungs⸗ und Gemeindebehörden umfaſſenden „voll⸗ 
ziehenden Gewalt“. Er war als Militärbefehlshaber, deſſen 
Anordnungen und Aufträgen die Gemeindebehörden Folge 
zu leiſten haben, zur ſelbſtändigen Feſtſetzung von Höchſt⸗ 
preiſen oder zur Anordnung der Feſtſetzung von ſolchen durch 
eine ſtädtiſche Kommiſſion befugt; die im § 3 des neuen 
Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 den Zivilzentralbehörden er⸗ 
teilte Ermächtigung und die in Vollzug hievon vom Mini⸗ 
ſterium des Innern den Gemeinderäten der großen und 
mittleren Städte bzw. den Oberämtern übertragene Befugnis 
fällt von ſelbſt unter die durch § 4 des alten Geſetzes vom 
4. Juni 1851 aufgeſtellte Beſchränkung, d. h. in die Unter⸗ 
ordnung der Zivilverwaltungs- und Gemeindebehörden unter 
die Militärbefehlshaber. Auch kann nicht bezweifelt werden, 
daß die vollziehende Gewalt im Sinn des zit. § 4 auch die 
erſt nach der Erklärung des Belagerungs⸗ bzw. Kriegszu⸗ 
ſtandes durch ein neues Geſetz geſchaffenen weiteren Zuſtän⸗ 
digkeiten oder Befugniſſe von Zivilverwaltungs- und Ges 
meindebehörden umfaßt, ſowie daß der Feſtungsgouverneur 
nicht gehalten war, die Höchſtpreiſe etwa gerade durch den 
Gemeinderat feſtſetzen zu laſſen. Im gegebenen Fall — 
dies wurde wegen der nach dem Akteninhalt hierüber auf⸗ 
getauchten Zweifel gemäß §S 350 StPO. vom Strafſenat 
ermittelt — iſt die Preisfeſtſetzung von der auf Veranlaſſung 
des Kaiſerl. Feſtungsgouvernements eingeſetzten Sachver⸗ 
ſtändigenkommiſſion vorgenommen worden und dieſe hat da- 
bei lediglich auf Grund der vom Feſtungsgouverneur er⸗ 
teilten Anweiſung gehandelt. Daß dieſe Kommiſſion zugleich 
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im Auftrag und Vertretung des Gemeinderats als von die⸗ 
ſem beſtelltes Organ oder mindeſtens mit deſſen Zuſtimmung 
handelte, war nicht erforderlich; die Zuſtändigkeit des Ge⸗ 
meinderats wäre nur in Betracht gekommen, falls der 
Feſtungsgouverneur von ſeiner Vollmacht keinen Gebrauch 
gemacht hätte; der die Ausführungsbeſtimmungen den Lan⸗ 
deszentralbehörden zuweiſende 8 3 des Reichsgeſetzes vom 
4. Auguſt 1914 ließ die nach § 4 des alten Geſetzes von 
1851 begründete Berechtigung des Militärbefehlshabers un⸗ 
berührt. ö 
Beſchluß des Strafſenats vom 15. Februar bzw. 1. März 
1915 in der Strafſache gegen K. H. in Ulm wegen Ver⸗ 
fehlung gegen eine Höchſtpreisfeſtſetzung. 


5. 
Gasentwendung als Biebſtahl oder Betrug? 


Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt hat der Angekl. ſeit 
dem Jahr 1908 in einer fortgeſetzten Handlung unter Um⸗ 
gehung der vom Gaswerk der Stadt T. in ſeiner Wohnung 
im unteren Stockwerk des Hauſes Fr. ſtr. 13 aufgeſtellten 
Gasuhr Nr. 383 846, indem er in der Zwiſchenzeit zwiſchen 
zwei Gaskontrollen an Stelle der genannten Gasuhr eine an⸗ 
dere mit der Nr. 389 189 einſetzte und vor der Kontrolle 
wieder entfernte, Gas aus der ſtädtiſchen Gasleitung ent⸗ 
nommen, um es ohne Bezahlung für ſeine Zwecke zu ver⸗ 
brennen und hiedurch der Stadtgemeinde T. eine ihm fremde 
bewegliche Sache in der Abſicht ſie ſich rechtswidrig zuzu⸗ 
eignen weggenommen. 

Aus den Gründen: 

Verfehlt iſt die Auffaſſung der Reviſion, daß nicht 
Diebſtahl vorliege, ſondern nur Betrug in Frage kommen 
könne. Unzweifelhaft kann Gas Gegenſtand des Diebſtahls 
ſein, da im Strafgeſetz vom Begriff der beweglichen Sachen 
die in luftförmigem Zuſtand befindlichen, ſpeziell flüſſige 
oder gasförmige Brennſtoffe nicht ausgeſchieden ſind. Ebenſo 
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kommt Gas als fremde Sache in Betracht, inſoweit es nicht 
etwa zum gemeinſamen öffentlichen Gebrauch von jedermann 
beſtimmt iſt, was bei dem durch künſtliche Anlagen, Röhren⸗ 
leitungen, in meßbaren und zugemeſſenen Mengen gegen 
Bezahlung beſtimmten Abnehmern gelieferten Gas nicht zu⸗ 
trifft. In der Verbrennung des Gaſes zur Beleuchtung 
oder zu gewerblichen Zwecken liegt eine Wegnahme in der 
Abſicht der Zueignung. Denn bei einer Sache, deren wirt: 
ſchaftlicher Wert darin beſteht, daß ſie der Subſtanz nach 
verbraucht und durch den Gebrauch verzehrt wird, ſchließt 
der in ſolcher Abſicht bewirkte Verbrauch die Zueignungs⸗ 
abſicht in ſich; der Täter eignet ſich in Fällen der vorliegen⸗ 
den Art flüſſige oder gasförmige Brennſtoffe an, um ſie 
ſeinen wirtſchaftlichen Bedürfniſſen entſprechend als Kraft⸗ 
quelle zur Beleuchtung oder Bewegung zu benützen. Das in 
Röhrenleitungen zugeführte Gas ſteht bis zu ſeinem Durch⸗ 
gang durch die vom Gaswerksbeſitzer in den Räumen ſeiner 
Abnehmer aufgeſtellte Gasuhr in deſſen Eigentum und Ge- 
wahrſam, im Augenblick dieſes Durchgangs durch die richtig 
geſtellte Gasuhr wird das Gas dem Abnehmer übergeben 
und das von der Gasuhr aus in die Röhrenleitungen und 
Beleuchtungsanlagen der Abnehmer fließende Gas geht in 
deren Gewahrſam und Eigentum über. Ein Recht auf die 
Benützung des zuſtrömenden Gaſes erfolgt ſomit erſt mit 
deſſen Durchgang durch die offizielle Gasuhr, an der der 
jeweilige Verbrauch abgeleſen werden kann. Die Wegnahme 
und Benützung des Gaſes iſt eine rechtswidrige, wenn z. B. 
das Gas durch eine ohne Wiſſen und Willen des Gaswerks⸗ 
eigentümers heimlich aufgeſtellte Gasuhr vom Abnehmer ge⸗ 
leitet und dieſe Geheimuhr vor der Kontrolle jeweils wieder 
entfernt und die offizielle Gasuhr dafür eingeſtellt wird, 
ebenſo wenn etwa das Gas vor dem Eintritt in die offi⸗ 
zielle Gasuhr durch eine beſondere Veranſtaltung des Ab⸗ 
nehmers abgeleitet wird. Denn eine Einwilligung des Gas⸗ 
eigentümers liegt ſolchenfalls nicht vor, das Gas gilt dem 
Abnehmer in dieſem Augenblick noch nicht als übergeben 
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und ebenſowenig kann ein Gemeinſchafts verhältnis etwa als 
entſtanden aufgenommen werden. 

Die Ausführungen des Vorrichters entſprechen dieſer 
Auffaſſung und laſſen die Annahme eines Diebſtahls nicht 
als rechtsirrig erſcheinen. Er hat ausgeführt: Gas ſei eine 
Sache und ſolange ſie ſich im Leitungsnetz der Gasanſtalt 
befinde, für den Angekl. eine fremde bewegliche Sache; in- 
ſoweit ſei das Gas auch im Gewahrſam der Gasanſtalt und 
zwar auch ſoweit es ſich in den Hausleitungen befinde. Daß 
letzteres nur bis zum Durchgang durch die richtige Gasuhr 
zutrifft, iſt zwar nicht ausdrücklich geſagt, läßt ſich aber den 
weiteren Ausführungen des Vorrichters ohne Zwang ent⸗ 
nehmen. Dieſe gehen dahin: das Gas ſtehe durch dieſe Lei⸗ 
tung unter dem Einfluß der Gasanſtalt, das Zuſtrömen von 
Gas könne won ihr verhindert und eventuell Gas aus der 
Leitung wieder abgeſaugt werden; die Gasmeſſer (Gasuhren) 
ſeien Eigentum des Gaswerks, nur die Gasanſtalt dürfe 
Aenderungen daran und deren Oeffnen vornehmen, auch an 
den Hausleitungen dürfe ohne ihre Einwilligung nichts ge⸗ 
ändert werden und dieſe müſſen ihr vertragsmäßig jederzeit 
zugänglich ſein. Eben hieraus wird ohne erſichtlichen Rechts⸗ 
irrtum gefolgert, daß die ſtädtiſche Gasanſtalt mindeſtens 
Mitgewahrſam an Leitung und Gasmeſſern und damit auch 
an dem darin enthaltenen Gas hat, womit der Begriff der 
Unterſchlagung ausſcheidet wegen Mangels einer ausſchließ⸗ 
lichen Verfügungsgewalt des Angekl. Uebrigens kommt es 
hier nur auf den Gewahrſam am Gas und nicht auf den 
an Leitung und Meſſern an. Als widerrechtlich iſt zutreffend 
ſodann jeder Gasbezug angeſehen, der unter Umgehung des 
Kontrollapparats (Gasmeſſer) erfolgt, ſei es daß die Haus⸗ 
leitung vor Eintritt der Röhren in den Gasmeſſer irgend» 
wie angezapft oder wie hier der Gasmeſſer entfernt werde; 
deshalb liege auch nicht bloß Täuſchung über die bezogene 
Menge (Betrug) vor, da der Verbraucher nicht auf beliebige 
Art Gas aus der Leitung entnehmen dürfe. Endlich hat 
der Vorrichter nach der ſubjektiven Seite ausreichend feſt⸗ 
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geſtellt, daß der Angekl. gut wußte, daß er ein Recht auf 
das durch die Geheimuhr Nr. 389 189 laufende Gas nicht 
hatte. Andererſeits hat die Manipulation mit der Vertau— 
ſchung der Gasuhr zwar den Beamten der Gasanſtalt bei 
der Kontrolle des Gasverbrauchs in Irrtum verſetzt. Dieſe 
Täuſchung erfolgte aber erſt nach der unbefugten Wegnahme 
des Gaſes, die mit dem Abſchrauben der ordnungsmäßigen 
Gasuhr und dem hiedurch ermöglichten Zuſtrömen des Gaſes 
in die Privatleitung des Angekl. gegeben war. Die weitere 
Manipulation geſchah lediglich zur Verdeckung der Gas— 
entwendung. 

Hienach war die Reviſion zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 12. Januar 1914 in der 

Strafſache gegen Friedrich K. in T. wegen Diebſtahls. 


6. 


Borausſetzung für eine Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand. ö 


Durch Urteil der Strafkammer des K. Landgerichts St. 
vom 31. Mai und 11. Juni 1912 iſt der Angekl. wegen 
Steuergefährdung zu Geldſtrafen verurteilt worden; bei der 
Urteilsverkündung am 11. Juni war weder der Angekl. noch 
ſein Verteidiger erſchienen und das Urteil ſonach dem Angekl. 
zuzuſtellen. Dieſe Zuſtellung erfolgte laut vorliegender un- 
mangelhafter Zuſtellungsurkunde am 28. Oktober 1912 und 
zwar in Abweſenheit des Angekl. an deſſen Ehefrau. Am 
12. November 1912 iſt vom Verteidiger ein Auftrag auf 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäu⸗ 
mung der Reviſionsfriſt gleichzeitig mit Einlegung der Re⸗ 
viſion und Begründung derſelben eingereicht worden; nach 
der Erklärung der Gerichtsſchreiberei und Regiſtratur des 
Landgerichts iſt eine frühere ſchriftliche Reviſionseinlegung 
nicht eingekommen, wenn auch der Verteidiger des Glaubens 
iſt, daß er rechtzeitig eine Reviſionsanmeldung geſchrieben 
und bei Gericht eingereicht habe, indes ſelbſt einräumt, daß 
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ein Konzept des Reviſionsſchriftſatzes ſich Be feinen Hand⸗ 
akten nicht findet. 

Der geſtellte Antrag iſt nicht begründet. Der Umſtand, 
daß das Strafkammerurteil dem Angekl. in V. zugeſtellt 
wurde ohne daß ſein Verteidiger eine Kenntnis davon er⸗ 
hielt, begründet nicht die Annahme eines unabwendbaren Zu⸗ 
falls im Sinn des §S 44 StPO. Wohl hatte der Verteidi⸗ 
ger am 25. Oktober 1912 um Zuſtellung des Urteils an ihn 
ſelbſt gebeten, allein er mußte wiſſen, daß wenn der Angekl. 
bei Verkündung des Urteils nicht anweſend war, dieſes ihm 
perſönlich zuzuſtellen war. Daß er als Verteidiger Vorſorge 
getroffen habe, daß der Angekl. dabei anweſend ſein werde, 
hat er ſelbſt nicht behauptet und er mußte mit deſſen even⸗ 
tueller Abweſenheit rechnen; ſeine Pflicht aber wäre es ge⸗ 
weſen, einen ſo wichtigen Akt wie den der rechtzeitigen Re⸗ 
viſionseinlegung und damit die dieſer vorausgehende Urteils⸗ 
zuſtellung zu überwachen. 

Aber auch der Fall liegt nicht vor, daß der Angekl. 
ſelbſt von der Urteilszuſtellung ohne ſein Verſchulden keine 
Kenntnis erlangt hat. Ein ſolches Verſchulden muß viel⸗ 
mehr angenommen werden: das Urteil wurde der Ehefrau 
zugeſtellt und wenn dieſe ihm auch das Urteil ohne Zu⸗ 
ſtellungsurkunde mit anderen Korreſpondenzen vorgelegt hat, 
auf erſterem auch die urſprüngliche Adreſſe „Rechtsanwalt 
E. hier“ durchſtrichen und durch „Dr. med. B., V.“ erſetzt 
war, ſo durfte der Angeklagte doch nicht ohne weiteres unter⸗ 
ſtellen, ſein Verteidiger habe das dieſem zugeſtellte Urteil 
ihm lediglich zur gelegentlichen Lektüre überſandt. Der Angekl. 
mußte vielmehr ſeinerſeits das Erforderliche tun, um ſich 
über die Bedeutung der an ihn erfolgten Mitteilung des 
Urteils zu vergewiſſern und er konnte dies durch jederzeitigen 
telefoniſchen Anruf im Bureau ſeines Verteidigers erfahren; 
er hat dies nicht getan und dasſelbe verſchuldete Verſäum⸗ 
nis liegt ſeinerſeits vor, wenn er wie er behauptet von ſei⸗ 
ner Ehefrau keine auf die erfolgte Zuſtellung hinweiſende 
Mitteilung erhielt. Denn er hatte, nachdem die ſchriftliche 
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Ausfertigung des Urteils täglich zu erwarten war, durch 
entſprechende Anweiſung an ſein häusliches Perſonal für die 
häufigen Fälle ſeiner Abweſenheit Vorkehr zu treffen. Er 
hat nun aber ſeinerſeits nachdem ihm die Urteilsausfertigung 
zu Geſicht gekommen war, ſelbſt das Urteil beiſeite gelegt, 
um es bei gelegener Zeit zu leſen und trägt ſomit ein we⸗ 
ſentliches Mitverſchulden an der Verſäumnis der Rechts⸗ 
mittelfriſt. 

Hienach war das Geſuch um Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Verſäumung der Friſt zur Re⸗ 
viſionseinlegung als unbegründet zu verwerfen. 

Beſchluß des Strafſenats vom 13. Mai 1913 in der 

Strafſache gegen Dr. med. J. B. in V. 


7. 
Zum Tatbeſtand der Tierquälerei. 


Aus den Gründen: 

Der Angeklagte fuhr von G. aus die 2 km lange, nach 
S. mit einer Steigung von 5 % führende Steige mit ſei⸗ 
nem mit 14 Ztr. belaſteten, mit zwei Pferden beſpannten 
Wagen hinauf. Als Handpferd war ein wegen großer Ab— 
magerung und Schwäche ſowie erheblicher Wunden nicht 
mehr zum Einſpannen taugliches, unter ausdrücklichem Hin⸗ 
weis auf die Notwendigkeit der ſofortigen Abſchlachtung an 
den Angeklagten um 5 Mk. verkauftes Pferd eingeſpannt. 
Dieſe Einſpannung war allerdings nur mittels der ſog. 
Steckwage und nur mit einem Strang, ferner vorne an der 
Deichſel erfolgt; jedoch war dadurch, wie dem Angeklagten be- 
wußt, ein Ziehen des Handpferdes nicht ganz ausgeſchaltet, 
ſofern es immerhin etwa ein Drittel der vollen Zugkraft 
aufwenden mußte, die es ohne ſolche Vorrichtungen aufzu⸗ 
wenden gehabt hätte. Nach Zurücklegung der Hälfte des 
Weges fiel das Pferd um und nachdem es wieder aufge— 
richtet war, fuhr der Angekl. weiter und nahm das Hand— 
pferd erſt oben an der Steige vom Wagen weg, ließ es die 
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Steige herabführen, wobei es nochmals umfiel und ſich nicht 
mehr erheben konnte. 

Die Einwendungen der Reviſion gegen die aus $ 360 
Ziff. 13 StGB. erfolgte Verurteilung richten ſich zum grö⸗ 
ßeren Teil gegen obige Beweisannahmen des Vorrichters, 
die nach 8 376 StPO. dem Reviſionsangriff entzogen blei⸗ 
ben. Auch liegt nicht etwa ein innerer Widerſpruch, wie die 
Reviſion annimmt, vor, da im Berufungsurteil nirgends da⸗ 
von die Rede iſt, daß der Angekl. das Pferd zum Zug an⸗ 
getrieben habe. Der vom Tatrichter angenommene Zwang 
oder Anlaß zum Ziehen lag eben in der geſchilderten Art 
der Einſpannung ſowie in dem Hinauffahren auf der Steige 
und ſelbſt wenn — wovon die Reviſion ausgeht — das 
Ziehen des Pferdes ein freiwilliges geweſen wäre, ſo würde 
hiedurch am Vorhandenſein des Tatbeſtands im Sinn des 
§ 360 Ziff. 13 StGB., fo wie er im Berufungsurteil feit- 
geſtellt wurde, nichts geändert werden. Denn die rohe Miß⸗ 
handlung wurde darin geſehen, daß der Angekl. das 
Pferd in Kenntnis ſeines erbärmlichen Zuſtandes in der 
Weiſe an den Wagen nahm, daß das Pferd etwa ein Drittel 
der vollen Zugkraft aufwenden mußte und ſomit das Ziehen 
des Pferdes wie dem Angekl. bewußt nicht völlig aufgeho— 
ben war ſowie darin, daß der Angekl. mit dem Wagen die 
ſteile Steige hinauffuhr und dann das Pferd, trotzdem es 
dabei umfiel, nicht ausſchaltete, ſondern nachdem es wieder 
aufgerichtet war, noch weiter in der beſchriebenen Art am 
Wagen beließ bis dieſer auf der Höhe der Steige angelangt 
war. Hierin wurde eine dem Angekl. bekannte qualvolle, 
mit erheblichen Schmerzen verbundene Behandlung des Pfer⸗ 
des geſehen, die einer gefühlloſen Geſinnung entſprang. 

Dieſe Feſtſtellungen rechtfertigen die Annahme des Tat⸗ 
beſtands der Tierquälerei nach der objektiven wie nach der 
ſubjektiven Seite, wenn auch eine nähere Anführung über 
Art und Umſtand der körperlichen Schmerzempfindung 
des Pferdes ermangelt. Denn einmal iſt die Tatſache einer 
ſolchen rechtlich bedenkenfrei feſtgeſtellt und anderſeits erfor— 
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dert der Tatbeſtand nicht eine unmittelbare Einwirkung auf 
den Körper des Tieres wie z. B. durch Zuſchlagen, über⸗ 
mäßiges Antreiben u. dgl. Er kann vielmehr auch durch 
die Tatſache des Einſpannens eines abgemagerten jchlach: 
tungsreifen, zugunfähigen Tieres oder durch die Art des 
Transportes erfüllt werden, wenn der Täter über die da⸗ 
damit ſichtlich verbundenen Leiden des Tieres gleichgültig 
und unter Verletzung des im Mitgefühl für die Tiere ſich 
äußernden menſchlichen Empfindens ſich hinwegſetzt. Der 
gegenteiligen Auffaſſung der Reviſion, die die dem Pferd 
nach dem Urteilsinhalt auferlegte Leiſtung unter Vergleichung 
der einem Artilleriepferd regelmäßig zugemuteten Leiſtung 
nicht als übertrieben oder als Tierquälerei anſieht, kann nicht 
beigetreten werden. Endlich iſt auch das Tatbeſtandsmerk⸗ 
mal des vorſätzlichen Handelns im Sinn des § 360 Ziff. 13 
StGB. ausreichend und ohne erſichtlichen Rechtsirrtum feſt⸗ 
geſtellt, ebenſo trifft das Erfordernis der öffentlichen Be⸗ 
gehung nach den Ausführungen im angefochtenen Urteil zu. 
Hienach war die Reviſion als unbegründet zu verwerfen. 
Urteil des Strafſenats vom 17. März 1913 in der Straf⸗ 
ſache gegen G. S. in G. wegen Tierquälerei. 


8. 
3nr Anslegung des 8 186 5tG3. 


Die an den Dritten gerichtete Erwiderung, Privatklr. 
habe der Chriſtine B. auch einen Ring genommen und nicht 
mehr hergegeben, hat die Strafkammer für erwieſen wahr 
gehalten. Ueber den Sinn und die Tragweite dieſer Er⸗ 
widerung hat ſich indes der Vorrichter nach keiner Seite 
ausgeſprochen, insbeſondere nicht darüber, ob er die Weg⸗ 
nahme und Nichtzurückgabe des Ringes als eine unbefugte 
oder mit Zuſtimmung der Eigentümerin geſchehen angeſehen 
hat und in erſterem Fall läge die Behauptung einer den 
Privatklr. verächtlich zu machen geeigneten Tatſache, ſonach 
eine üble Nachrede im Sinn des § 186 StGB. vor. Dieſer 
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Paragraph enthält eine Norm des materiellen Strafrechts 
und einen prozeſſualen Rechtsſatz. Nach letzterem iſt die 
Behauptung einer den andern verächtlich zu machen geeigne- 
ten Tatſache nur ſtrafbar, wenn die Tatſache nicht erweis⸗ 
lich wahr iſt; die behauptete Tatſache wird zunächſt als un⸗ 
wahr angenommen, es ſei denn, daß ihre Wahrheit be⸗ 
wieſen wird. Iſt die nachgeredete Tatſache bewieſen oder 
erweislich wahr, ſo iſt die Rechtswidrigkeit ihrer Behaup⸗ 
tung und ihre Beſtrafung ausgeſchloſſen. Eine ſolche kann 
aber nach $ 185 StGB. zufolge des § 192 dann eintreten, 
wenn das Vorhandenſein einer Beleidigung aus der Form 
oder aus den Umſtänden, unter denen fie geſchah, hervor: 
geht. Nach den Urteilsgründen iſt nun nicht erſichtlich, ob 
der Vorrichter das Zutreffen des § 186 und ſofern er den 
Wahrheitsbeweis für geführt erachtete, die Anwendung des 
§ 192 hier geprüft hat. Vor allem wäre zur Würdigung 
der Schuldfrage zunächſt der Sinn der Aeußerung, in der 
die Behauptung einer ehrenrührigen Tatſache enthalten ſein 
konnte, feſtzuſtellen geweſen, ſpeziell welche Tatſachen als 
äußere Vorgänge und ehrgefährdende Umſtände die Angekl. 
behaupten wollte und inwieweit ſich demnach etwa ihr Be- 
wußtſein der ehrenrührigen Eigenſchaft der Nachrede er— 
ſtreckte; ſodann war vom Tatricher zu prüfen, ob die auf- 
geſtellte Behauptung ihrem weſentlichen Kern nach eine Be— 
ſtätigung gefunden hat und ſo der Wahrheitsbeweis im Sinn 
des § 186 als erbracht anzuſehen iſt. Eine Ausführung in 
beiden Richtungen ermangelt im angefochtenen Urteil und 
bleibt fo ungewiß, ob der Vorrichter dieſe Strafvorſchriften 
richtig ausgelegt und angewandt hat. Der Mangel jeglicher 
Begründung der Annahme des Wahrheitsbeweiſes, mag ſie 
angeſichts der gegenteiligen Beweisannahme des Schöffen— 
gerichts und der anders lautenden Zeugenausſage der Chri— 
ſtine B. noch jo befremdlich ſein, kommt nur als prozeſſua— 
ler, der Reviſionsrüge nach 8 380 StPO. entzogener Mangel 
in Betracht. 

Urteil des Strafſenats vom 28. April 1913 in der Pri⸗ 

vatklagſache S. g. H. wegen Beleidigung. 
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9. 
Bie Prozeßvollmacht im Strafverfahren. 


In einer Strafſache hatte der zu 1 Jahren Gefängnis 
verurteilte Angeklagte vom Landesgefängnis aus dem Rechts⸗ 
anwalt L. in St. Prozeß⸗ und Verteidigungsvollmacht erteilt, 
worauf dieſer den Antrag auf Wiederaufnahme des Straf⸗ 
verfahrens zugunſten des Angeklagten ſtellte. Der Antrag 
wurde von der Strafkammer als unzuläſſig verworfen und 
der Beſchluß dem Angeklagten am 2. März in der Straf- 
anſtalt zugeſtellt. Am 23. März hat der Verteidiger mit der 
Verſicherung erſt am 16. März auf Anfrage Kenntnis vom 
Strafkammerbeſchluß erhalten zu haben, die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand ſowie mittels Beſchwerde Aufhebung 
des Strafkammerbeſchluſſes beantragt. Der Antrag wurde 
verworfen. 

Aus den Gründen: 

Der Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
iſt wegen Mangels eines im Geſetz hiefür zugelaſſenen Ver⸗ 
ſäumungsgrundes nicht begründet. Die Beſchwerde gegen 
die Ablehnung des Wiederaufnahmeantrags war als ſofortige 
Beſchwerde binnen einer Woche nach der ordnungsmäßigen 
Zuſtellung des den Wiederaufnahmeantrag verwerfenden 
Strafkammerbeſchluſſes an den Verurteilten, alſo ſpäteſtens 
am 9. März zu erheben. Eine Zuſtellung dieſes Beſchluſſes 
an den Verteidiger, Rechtsanwalt L., war nicht erforderlich 
und hätte, wenn ſie je erfolgt wäre, die geſetzliche Beſchwerde— 
friſt überhaupt nicht in Lauf geſetzt. Denn unerachtet der 
Vorſchrift des §S 37 StPO., wonach auf das Verfahren bei 
Zuſtellungen der den Angeklagten betreffenden Entſcheidungen 
die Vorſchriften der ZPO. über Zuſtellungen entſprechende 
Anwendung finden, iſt die Beſtimmung des § 176 (früher 
162) der ZPO., derzufolge die in einem anhängigen Rechts- 
ſtreit vorzunehmenden Zuſtellungen an den für die Inſtanz 
beſtellten Prozeßbevollmächtigten erfolgen müſſen, nicht auf 
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das Strafverfahren übertragen und für dieſes anwendbar 
gemacht worden. Nur dann können im Strafverfahren Zu⸗ 
ſtellungen von Entſcheidungen an den Verteidiger rechtswirk— 


ſam geſchehen, wenn dieſer zur Empfangnahme von Zuſtel⸗ 


lungen beſonders ermächtigt iſt oder die Zuſtellung an ihn 
ausdrücklich beantragt iſt, in welchen Fällen übrigens auch 
die Zuſtellung an den Angeklagten ſelbſt als dem Geſetz ent⸗ 
ſprechend angeſehen werden könnte. 

Im Strafprozeß gewährt die Vollmacht dem Anwalt 
nicht die gleiche Stellung und dieſelben Rechte wie im Zivil⸗ 
prozeß. Die im Strafverfahren erteilte Prozeß- und Ver⸗ 
teidigungsvollmacht umfaßt nur die in der StPO. erteilten 
Befugniſſe, vgl. §8 137, 139, 147, 148, 339 daſelbſt und 
unter dieſen iſt die Ermächtigung zur Empfangnahme von 
Zuſtellungen nicht aufgeführt. Die letztere iſt auch nicht, wie 
die Beſchwerdefchrift ausführt, bei richtiger Auslegung in 
der Prozeß- oder Verteidigungsvollmacht von ſelbſt enthalten. 
Die dem Angeklagten in der StPO. — im Unterſchied von 
der Stellung der Parteien im Zivilprozeß — zugewieſene 
Stellung und die beſondere Betonung des perſönlichen Er— 
ſcheinens des Angeklagten im Strafprozeß als eines für 
dieſen ganz weſentlichen Moments ſpricht für die gegen— 
teilige, in der Rechtſprechung auch allgemein anerkannte 
Auffaſſung. Höchſtens in Fällen, in denen ein vom Verteidi⸗ 
ger geſtellter Antrag etwa nicht dem Willen des Angeklagten 
entſprochen oder ſeinem beſonderen Widerſpruch begegnet 
war, könnte der Verteidiger die Bekanntmachung einer in 
ſeiner Abweſenheit erlaſſenen Entſcheidung noch beanſpruchen. 
In allen anderen Fällen hat er im Auftrag des Angeklagten 
und für dieſen gehandelt, ein eigenes, ſelbſtändiges Intereſſe 
alſo nicht wahrgenommen und kann deshalb auch eine be— 
ſondere Benachrichtigung nicht von Geſetzes wegen ver⸗ 
langen. Hiebei iſt im Geſetz ein Unterſchied zwiſchen den 
verhafteten und den auf freiem Fuß befindlichen Angeklagten 
in dieſem Teil nicht gemacht. 

Hienach kann das geſtellte Verlangen nicht auf die dem 
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Verteidiger überhaupt vom Geſetz gewährten Rechte geſtützt 
werden und es beſtand für die Vorinſtanz keinerlei prozeſſuale 
Notwendigkeit auch dem Verteidiger die ergangene Entjchei- 
dung zuſtellen zu laſſen. Dieſe kann auch nicht etwa wie 
der Verteidiger meint, daraus abgeleitet werden, daß der An⸗ 
geklagte ihn ſpeziell mit der Stellung des Antrags auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens betraut hatte, ſo daß nun 
der durch Prozeßvollmacht legitimierte Rechtsanwalt ohne 
weiteres auch als Zuſtellungsbevollmächtigter, wenigſtens für 
das Wiederaufnahmeverfahren zu gelten hätte. Dem Um⸗ 
ſtand, daß die Vorinſtanz in einer anderen Strafſache gegen 
K. D. hievon ausgegangen und den ablehnenden Beſchluß 
dem Verteidiger zugeſtellt haben ſoll, kann eine Bedeutung 
für die gegenwärtige Strafſache nicht beigemeſſen werden. — 
Das geſtellte Verlangen kann vorliegend aber auch nicht auf 
den Inhalt der dem Verteidiger vom Angeklagten erteilten 
Vollmacht geſtützt werden. Denn dieſe lautet auf „Prozeß-, 
Inkaſſo⸗ und Verteidigungsvollmacht“, ferner zur Erhebung 
und Vertretung von Privatklagen ſowie zur Stellung des 
Strafantrags und zu der übrigens ſchon im Geſetz (8 339 
StB.) begründeten Befugnis der Einlegung von Rechts⸗ 
mitteln. Von der Ermächtigung zur Empfangnahme von 
Zuſtellungen iſt in der Vollmachtsurkunde nicht die Rede. 
Die nachträglich am 25. März erteilte Zuſtellungsvoll— 
macht an den Verteidiger hat ſelbſtredend keine rückwirkende 
Kraft. 

Die nach Obigem unzweifelhaft vorliegende Verſäumung 
der Friſt zur Erhebung der ſofortigen Beſchwerde innerhalb 
der durch die Zuſtellung des Strafkammerbeſchluſſes an den 
Angeklagten in Lauf geſetzten Friſt iſt nun nicht auf eine 
unverſchuldete Verhinderung des Angeklagten durch ein Na— 
turereignis oder einen anderen unabwendbaren Zufall — 
eine ſolche Verhinderung liegt für ſich allein nicht ſchon in 
der Tatſache der Internierung in der Strafanſtalt —, ſon— 
dern höchſtens auf einen nicht entſchuldbaren Irrtum über 
die für das Strafverfahren geltenden geſetzlichen Beſtim— 
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mungen zurückzuführen. Insbeſondere iſt in der Beſchwerde⸗ 
ſchrift des Verteidigers kein Hinderungsgrund im Sinn des 
8 44 StPO. geltend gemacht und als ein ſolcher kann auch 
der Umſtand nicht angeſehen werden, daß der Verteidiger 
nach dem Vorgang im Fall K. D. damit gerechnet habe, 
der Beſchluß werde ihm und nicht dem Angeklagten zugeſtellt 
werden. 

Nach dem Ausgeführten rechtfertigt ſich der Beſchluß: 
den Antrag auf Wiedereinſetzung in vorigen Stand gegen 
die Verſäumung der Beſchwerdefriſt als unbegründet zu 
verwerfen. | 

Beſchluß des Strafſenats vom 6. April 1914 in der 

Strafſache gegen St. H. v. G. wegen Zuhälterei. 

Anbelangend die Bekanntmachung von Hauptver⸗ 
handlungsterminen in den vor den Strafſenat ge⸗ 
hörenden Reviſionsſachen wird die Benachrichtigung der Par⸗ 
teien (Angeklagter, Privatkläger, Nebenkläger) in allen Fällen 
dieſen ſelbſt zugeſtellt, alſo auch dann, wenn die von der 
Partei einem Rechtsanwalt erteilte Verteidigungs- oder Ver⸗ 
tretervollmacht ſich ausdrücklich auf den Empfang von Zu⸗ 
ſtellungen erſtreckt und es wurde ſeither den Parteien in der 
Ladung ausdrücklich anheimgeſtellt den Verteidiger oder Ver⸗ 
treter vom Termin zu benachrichtigen. Neuerdings werden 
auf Grund eines Strafſenatsbeſchluſſes vom 2. Juli 1914 
in allen Fällen die Rechtsanwälte, die ihre Vertretungs- 
oder Verteidigungsvollmacht zu den Akten nachgewieſen ha⸗ 
ben, auch ohne beſonderes Geſuch oder ohne ausdrückliche 
Zuſtellungsvollmacht von Amts wegen durch formloſe Zu⸗ 
ſchrift vom Verhandlungstermin benachrichtigt. Dieſe Be⸗ 
nachrichtigung geſchieht in Privatklageſachen durch die Ge⸗ 
richtsſchreiberei des Strafſenats, in allen anderen Straf⸗ 
ſachen durch die Kanzlei der Staatsanwaltſchaft bei dem 
Oberlandesgericht. 
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10. 


Die Konkurrenz von Beleidigung und Preßdelikt im 
Rrivatklageverfahren. 


Aus den Gründen: 

In der N. Zeitung war ein Artikel über die Verur⸗ 
teilung des Privatklägers wegen Wuchers erſchienen mit der 
Ueberſchrift „ein Wucherer“ und mit der Angabe, der — 
nach Name, Wohnort und Stand angeführte — Privatkläger 
habe einem in Not befindlichen Fabrikarbeiter von M. ein 
Darlehen von 90 Mk. auf ein halbes Jahr vermittelt, wofür 
er ihm 18 Mk. Zins und Proviſion abgenommen und zur 
Sicherheit verſchiedene Mobilien in Form eines Kaufvertrages 
als Eigentum ſich habe verſchreiben laſſen; er ſei hiefür we⸗ 
gen Vergehens im Sinn des $ 302 StGB. zu 2 Tagen Ge⸗ 
fängnis und 20 Mk. Geldſtrafe ſowie zu den Koſten ver⸗ 
urteilt worden. Gegen den Angekl. iſt als verantwortlichen 
Redakteur der betr. Zeitungsnummer auf erhobene Privat⸗ 
klage wegen einer durch die Ueberſchrift „ein Wucherer“ be⸗ 
gangenen öffentlichen Beleidigung des Privatklägers im Sinn 
der $$ 195, 200 StGB. vgl. mit §8 7, 20 des Preßgeſetzes 
das Hauptverfahren eröffnet worden. 

Im angefochtenen Berufungsurteil iſt zunächſt ausge⸗ 
führt, daß der Angekl. für die Veröffentlichung als verant⸗ 
wortlicher Redakteur an ſich haftbar, aber als Täter nicht 
zu beſtrafen ſei, weil durch beſondere, näher bezeichnete Um⸗ 
ſtände die Annahme ſeiner Täterſchaft ausgeſchloſſen werde. 
Dieſe im weſentlichen auf tatſächlichem Gebiet liegenden 
Ausführungen laſſen eine rechtsirrige Auffaſſung nicht er⸗ 
kennen. Weiterhin iſt ausgeführt: es komme in Frage, ob 
ſich der Angekl. nicht einer Verfehlung im Sinn des § 21 
Preßgeſetzes ſchuldig gemacht habe; die Verfolgung dieſer 
Straftat ſei aber im Wege der Privatklage nicht zuläſſig, 
die Strafkammer alſo nicht in der Lage, darüber zu ent— 
ſcheiden, ob § 21 zutreffe; auch wenn ſie dies verneinen 
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würde, könnte ſie den Angekl. nicht freiſprechen, es ſei viel⸗ 
mehr nach $ 429 StPO. das Verfahren einzuſtellen. 

Es kann einem Zweifel nicht unterliegen, daß hiemit 
der Vorſchrift des 8 429 StPO. zuwider gehandelt iſt. 
Denn das hier vorgeſehene Urteil muß die für feſtgeſtellt 
erachteten Tatſachen angeben, in denen die im Privatklage— 
verfahren nicht verfolgbare ſtrafbare Handlung erblickt wird. 
Nach § 380 StPO. kann indes die Verletzung des § 429 
zur Aufhebung des angefochtenen Urteils nicht führen, viel- 
mehr kann dieſe Aufhebung nur in Frage kommen, wenn 
zugleich eine materielle Rechtsverletzung angezeigt iſt. Auch 
eine ſolche oder wenigſtens der Verdacht einer ſolchen, näm⸗ 
lich der Verdacht einer irrigen Auffaſſung des § 21 des 
Preßgeſetzes bzw. des $ 185 StGB. iſt aber anzunehmen. 
Wenn dieſer § 21 zur Anwendung gelangen ſoll, iſt zunächſt 
die Feſtſtellung erforderlich, daß der Inhalt der in Frage 
ſtehenden Druckſchrift den Tatbeſtand einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung begründet und zwar reicht es aus, wenn der objektive 
Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung durch die Druckſchrift 
gegeben iſt (NG. E. V 356). Das angefochtene Urteil läßt 
nun nicht erſehen, ob die Strafkammer von dieſer Voraus— 
ſetzung ausgegangen iſt und die in Frage kommende ſtraf— 
bare Handlung überhaupt in den Kreis ihrer Erwägungen 
gezogen hat. Dies muß um ſo mehr Bedenken erregen, als der 
Angeklagte durch das ſchöffengerichtliche Urteil hinſichtlich des 
Vergehens gegen § 185 StGB. auf Grund von Erwägungen 
freigeſprochen worden iſt, die rechtlich nicht zu beanſtanden 
ſind. Bei der erneuten Verhandlung und Entſcheidung wird 
vom Berufungsgericht eventuell zu prüfen fein, ob ſeine An 
ſicht zutreffend ift, daß es auch dann zu einer eine Verfeh⸗ 
lung im Sinn des § 21 Preßgeſetzes verneinenden und frei— 
ſprechenden Entſcheidung nicht in der Lage wäre, wenn in dem 
Artikel der Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung nicht vorläge. 

Urteil des Strafſenats vom 8. Dezember 1913 in der 

Privatklageſache W. F. W. in B. gegen den Redakteur 

Th. H. in H. wegen Beleidigung. 
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11. 


Zum Begriff des fortgeſetzten Belikts, ſpeziell im Fall 
der Anſtiftung. 


Der Angeklagte E. war von 1910—1913 in einem 
Gummiwarengeſchäft in kaufmänniſcher Lehre, neben ihm 
war in Stellung daſelbſt der Hausknecht Sch. Beide haben 
in zahlreichen, in einzelnen nicht mehr feſtſtellbaren Zugriffen 
dem Geſchäftsinhaber aus dem Lagerraum Waren im Wert 
von 120 Mk. geſtohlen und zwar E. ſolche von 60 — 70 Mk., 
wovon er nur ganz Weniges im Wert von 4½ Mk. für ſich 
behielt. Beide ſind wegen Diebſtahls und Sch. zugleich we— 
gen Anſtiftung des E. beſtraft worden. E. hat Reviſion 
gegen ſeine Verurteilung eingelegt. 

Aus den Gründen: 

Die Reviſion rügt, daß die Strafkammer den Begriff 
des fortgeſetzten Delikts verkannt habe und daß die tatſäch— 
lichen Feſtſtellungen zur Annahme einer fortgeſetzten Hand— 
lung nicht hinreichen. Dieſer Angriff iſt nicht begründet. 
Das fortgeſetzte Delikt erfordert einen einheitlichen Vorſatz, 
der darauf gerichtet iſt, eine beſtimmte, in Einzelhandlungen 
zerlegbare Tat durch ſolche zeitlich aufeinanderfolgenden Ein— 
zelhandlungen zu verwirklichen. Das Erfordernis der Be— 
ſtimmtheit der Tat darf nun aber nicht überſpannt werden. 
Es iſt nicht erforderlich, daß der Täter bei Faſſung des Vor⸗ 
ſatzes und bei der Ausführung der Einzelhandlungen ſchon 
einen beſtimmten Abſchluß der Geſamthandlung ſich vorge— 
ſtellt hat. Es braucht alſo bei einem fortgeſetzten Diebſtahl 
der Vorſatz nicht notwendig auf die allmähliche Entwendung 
einer beſtimmten Menge gerichtet zu ſein. Vielmehr muß 
ein fortgeſetztes Delikt auch dann als vorhanden anerkannt 
werden, wenn wie häufig der einheitliche Vorſatz von Anfang 
an darauf gerichtet iſt, einem beſtimmten Eigentümer nach 
und nach eine nicht näher begrenzte Menge von Gegenſtän⸗ 
den zu entwenden. Ob das Reichsgericht in den von der 
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Reviſion angeführten, im Recht (Bd. 9 Nr. 1076, Bd. 11 
Nr. 540 und 961, Bd. 15 Nr. 3037) mitgeteilten Entſchei⸗ 
dungen die gegenteilige Anſicht vertritt, kann bei der knap⸗ 
pen Form, in der dieſe Entſcheidungen wiedergegeben ſind, 
nicht mit Sicherheit beurteilt werden. 

Die Strafkammer folgert nun die Einheit des Vorſatzes 
aus der Identität des Beſtohlenen und der Diebſtahlsge⸗ 
legenheit, ferner aus der Gleichartigkeit der Verübung und 
der zeitlichen Aufeinanderfolge der Einzelhandlungen. Wenn 
die Strafkammer in dieſem Zuſammenhang von einer durch 
all das begründeten Kontinuität ſpricht, ſo liegt darin nicht, 
wie die Reviſion geltend macht, eine Unklarheit. Es iſt 
hiemit nicht den vorangeſtellten, für das Vorliegen eines 
fortgeſetzten Delikts als erheblich betrachteten Momenten ein 
weiteres hinzutretendes Moment angereiht, vielmehr iſt mit 
den Worten: „durch all das begründete Kontinuität“ geſagt, 
daß die Strafkammer die zur Annahme einer fortgeſetzten 
Handlung erforderliche „Kontinuität“ d. i. den die Einzel⸗ 


handlungen zur Einheit zuſammenfaſſenden Vorſatz durch die 


vorangeſtellten Momente für gegeben erachtet. Hiemit iſt 
die erforderliche Einheit des Vorſatzes ausreichend feſtgeſtellt 
und begründet. 

Mit Unrecht rügt ferner die Reviſion, daß die Straf⸗ 
kammer es unterlaſſen habe, in eine Prüfung der Einzelfälle 
einzutreten. Die Feſtſtellung der Strafkammer, daß der 
Angekl. in der Zeit von Mai 1910 bis Frühjahr 1913 in 
zahlreichen, im einzelnen nicht mehr feſtſtellbaren Zugriffen 
ſeinem Lehrherrn Waren im Geſamtwert von 60-70 Mk. 
geſtohlen habe, genügt in dieſer Beziehung vollkommen. Es 
bedarf hiebei nicht der Feſtſtellung einer jeden diebiſchen 
Einzelhandlung, es reicht vielmehr die Feſtſtellung aus, daß 
die Waren in genanntem Geſamtwert durch eine Mehrheit 
von diebiſchen Einzelhandlungen geſtohlen worden und daß 
dieſe Einzelhandlungen durch einen einheitlichen Vorſatz zur 
rechtlichen Einheit verbunden ſind. Mehr wird auch nicht 
durch die von der Reviſion angeführte, im Recht Bd. 14 
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Nr. 1304 mitgeteilte Entſcheidung des Reichsgerichts ge⸗ 
fordert. 

Der Fall bietet nun aber das Beſondere, daß der Täter 
nicht aus eigenem Antrieb, ſondern auf die Anſtiftung des 
neben ihm bedienſteten Hausknechts Sch. gehandelt hat, und 
es war deshalb eine nähere tatſächliche und rechtliche Dar⸗ 
legung erforderlich, wie ſich unter der Einwirkung des Sch. 
die fortgeſetzte Handlung des Angekl. E. geſtaltet hat. Die 
Tatſache, daß der Täter fremder Einwirkung folgend die 
Tat begangen hat, ſteht der Annahme einer fortgeſetzten 
Handlung nicht entgegen. Es iſt in ſolchem Falle möglich, 
daß der Anſtifter von Anfang an in dem Täter den Vorſatz 
hervorgerufen hat, einen einheitlichen Diebſtahl in mehreren 
Einzelhandlungen zu begehen, jo daß es zur Vornahme dieſer 
Einzelhandlungen einer beſonderen Anregung nicht mehr be- 
durfte. Es verträgt ſich aber auch mit dem Begriff der 
fortgeſetzten Handlung, daß der von dem Anſtifter hervorge— 
rufene Vorſatz ſich zunächſt darauf beſchränkt, diejenigen 
Gegenſtände, zu deren Wegnahme der Anſtifter in Zukunft 
Anregung geben werde, dem Willen des Anſtifters gemäß 
zu ſtehlen. Iſt in ſolchem Fall von Anfang an in Ausſicht 
genommen, daß dieſe Einzelhandlungen ſämtlich einer be⸗ 
ſtimmten Perſon gegenüber unter Ausnützung derſelben fort⸗ 
dauernden Diebſtahlsgelegenheit begangen werden ſollen, jo 
iſt auch hier eine einheitliche fortgeſetzte Diebſtahlshandlung 
anzunehmen. Die erforderliche Einheit des Vorſatzes liegt 
vor und es iſt bloß die jeweilige Beſtimmung des zu ſteh⸗ 
lenden Gegenſtands dem Anſtifter überlaſſen. Einen Fall 
dieſer Art ſieht nun aber die Strafkammer als gegeben an. 
Sie ſpricht zwar an einer Stelle des Urteils nur von der 
rechtlichen und tatſächlichen Möglichkeit, daß der Angekl. von 
vornherein mit dem Vorſatz gehandelt habe, den nach Um: 
fang und Dauer nicht genauer beſtimmten Warendiebſtahl 
in einzelnen Diebsgriffen, zu den⸗Sch. jeweils die Anregung 
geben würde, zur Ausführung zu bringen. Der Zuſammen⸗ 
hang mit dem Vorausgegangenen ergibt aber klar, daß die 
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Strafkammer dieſen Fall nicht nur als möglich hinſtellen, 
ſondern als hier vorliegend feſtſtellen wollte. 

Hingegen mußte das Urteil wegen eines weiteren, von 
der Reviſion gerügten Mangels der Aufhebung anheimfallen. 
Die Strafkammer ſtellt unter Berückſichtigung der Vermögens⸗ 
lage des Beſtohlenen und des Täters und ferner des Ver⸗ 
hältniſſes des Täters zum Beſtohlenen feſt, daß der Wert 
der von dem Angekl. entwendeten Gegenſtände mit zuſammen 
60 — 70 Mk. keinen unbedeutenden Betrag im Sinn des § 247 
Abi. 1 StGB. darſtelle, und es ſomit zur ſtrafrechtlichen 
Verfolgung der Tat eines Strafantrags des Lehrherrn nicht 
bedürfe. Für die Frage, ob der entwendete Betrag ein uns 
bedeutender iſt, kann nun zwar, wenn es ſich um ein fort⸗ 
geſetztes Delikt handelt, auch die Zeit, über die die Ver⸗ 
übung ſich erſtreckt, in Betracht gezogen werden. Die Straf: 
kammer erwähnt allerdings dieſen Geſichtspunkt nicht aus⸗ 
drücklich; es iſt aber nicht anzunehmen, daß ſie dieſen Ge⸗ 
ſichtspunkt außer acht gelaſſen hätte. Die Reviſion be⸗ 
mängelt jedoch mit Recht folgende Stelle des Urteils: „Da⸗ 
bei mag der Verteidigung ſo viel zugegeben werden, daß 
vielleicht nicht ſchon bei den erſten Diebsgriffen ein ſolch 
weiter gehender Vorſatz bei dem Angekl. beſtanden haben 
kann. Darüber aber, daß ſich der Vorſatz des Angekl. ſehr 
bald und ſchon nach wenigen Einzelakten zu einem ſolch 
fortwirkenden Vorſatz erweitert hat, konnte nach dem bereits 
Ausgeführten und angeſichts der Tatſache, daß der Angekl. 
für die von ihm begangenen Diebſtähle von Sch. belohnt 
zu werden pflegte, ein Umſtand, der den Anreiz zu weiteren 
gleichartigen Straftaten in ſich trug, nicht zweifelhaft ſein.“ 
Wenn hier die Strafkammer (übrigens im Widerſpruch zu 
der vorher getroffenen Feſtſtellung, daß der Angekl. von 
Anfang an mit einem einheitlichen, auf ſucceſſive Entwen- 
dung gerichteten Vorſatz gehandelt habe) von der Möglichkeit 
ausgeht, daß bei den erſten Diebsgriffen noch kein Vorſatz, 
eine fortgeſetzte Handlung zu begehen, vorlag, ſo konnte ſie 
nicht im Zweifel die hier zuungunſten des Angekl. wir⸗ 
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kende Feſtſtellung treffen, daß auch dieſe erſten Fälle von 
dem einheitlichen Vorſatz umfaßt ſeien, ſondern ſie mußte die 
hier in Betracht kommenden Fälle ausſcheiden und als ſelb⸗ 
ſtändige ſtrafbare Handlungen betrachten. Eine ſolche Aus⸗ 
ſcheidung hat aber die Strafkammer, wie ſich aus ihren 
folgenden Ausführungen ergibt, nicht gemacht; ſie hat viel⸗ 
mehr die Verurteilung wegen fortgeſetzten Vergehens des 
Diebſtahls auf den vollen Betrag von 60 Mk. erſtreckt, alſo 
auch die anfänglichen Begehungsfälle, desgleichen die Fälle, 
in denen der Angekl. die Gegenſtände für ſich behalten und 
nicht auf eine Anregung des Sch. hin gehandelt hat, in die 
Verurteilung mit einbezogen. Hiezu fehlt aber bis jetzt die 
Feſtſtellung einer ausreichenden tatſächlichen Grundlage. Er⸗ 
gab ſich vielmehr, daß in den von dem fortgeſetzten Delikt 
auszunehmenden Fällen nur Waren von unbedeutendem Wert 
geſtohlen waren, ſo war inſoweit das Verfahren wegen 
mangelnden Strafantrags einzuſtellen. Dann aber war auch 
die Prüfung erforderlich, ob nicht der nunmehr noch für die 
fortgeſetzte Handlung verbleibende Reſtbetrag gleichfalls nur 
ein unbedeutender im Sinn des § 247 Abſ. 1 StGB. ſei 
und alſo auch hier das Erfordernis des Strafantrags be— 
ſtehe. Konnte auf Grund der Verhandlung die Möglichkeit, 
daß es ſich ſowohl bei den erſten Fällen als auch bei den 
ſpäteren, eine rechtliche Einheit bildenden Fällen nur um 
einen unbedeutenden Betrag im Sinn des § 247 Abſ. 1 StGB. 
gehandelt habe, nicht ausgeſchloſſen werden, ſo konnte über⸗ 
haupt keine Verurteilung erfolgen; denn auch die Frage, ob 
zur Strafverfolgung ein Antrag des Verletzten erforderlich 
iſt, muß bei nicht voll zureichendem Beweiſe zugunſten des 
Angekl. beantwortet werden. Zum mindeſten aber konnte 
das Wegfallen einiger Einzelhandlungen aus dem fortge— 
ſetzten Delikt, wenn auch der hiefür verbleibende Reſt zur 
Feſtſtellung der Entwendung eines nicht unbedeutenden Betrags 
ausreichte, doch für die Strafbemeſſung von Bedeutung ſein. 

Urteil des Strafſenats vom 13. Februar 1914 in der 

Strafſache gegen K. H. E. in St. wegen Diebſtahls. 
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12. 
Zum Tatbeſtand einer Eiſenbahntransportgefährdung. 


Der Angeklagte war die enge, von der Straßenbahn 
befahrene Platzgaſſe in U. mit den von ihm gelenkten zwei 
Brückenwagen überquerend mit einem Straßenbahnwagen 
zuſammengeſtoßen, der hiebei am Vorderperron eine ſtarke 
Verbeulung bekam. Wegen Vergehens im Sinn des § 316 
Abſ. 1 StGB. und wegen Uebertretung des §9 der orts⸗ 
polizeilichen Straßenbahnvorſchriften von U. („vor dem 
Ueberqueren der Geleiſe haben ſich die Fuhrwerkslenker auf 
geeignete Weiſe Ueberzeugung zu verſchaffen, ob die Bahn 
frei iſt und beim Herankommen eines Straßenbahnwagens 
ſolange anzuhalten, bis der letztere vorbeigefahren iſt“) zu 
einer Geldſtrafe verurteilt, hat der Angeklagte Reviſion ein⸗ 
gelegt, die verworfen wurde. 

Aus den Gründen: 

Ohne Erfolg beſtreitet die Reviſion mit dem Hinweis 
auf die geringfügige Beſchädigung des Straßenbahnwagens 
das Vorliegen einer Eiſenbahntransportgefährdung im Sinn 
des Geſetzes und ihrer Annahme, daß eine bloße Beſchädi⸗ 
gung des Transportmittels, alſo das Vergehen einer Sad): 
beſchädigung, in Frage kommt, kann nicht beigetreten 
werden. Nach §§ 315, 3161 StGB. iſt ſtrafbar, wer Eiſen⸗ 
bahnanlagen, Beförderungsmittel oder ſonſtiges Zubehör 
derſelben derart beſchädigt oder auf der Fahrbahn ſolche 
Hinderniſſe bereitet, daß dadurch der Transport in Gefahr 
geſetzt wird. Nach feſtſtehender Rechtſprechung fallen unter 
den Begriff des Transports ſowohl die zu befördernden Gegen⸗ 
ſtände im Zuſammenhang mit dem Bewegungskörper als 
auch die Transportmittel, ſpeziell die Wagen, ſodann die 
Reiſenden und das Zugperſonal, die ſich auf dem Zug be⸗ 
finden; ebenſo fallen unter den Begriff Eiſenbahn auch die 
Straßenbahnen mit Lokomotiv- und elektriſchem Betrieb. 
Das Ingefahrſetzen eines Eiſenbahntransportes ſetzt zugleich 
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das Vorliegen ein er Betriebsgefährdung, d. h. mindeſtens 
eine nach den obwaltenden Umſtänden gegebene Wahrſchein⸗ 
lichkeit oder naheliegende Möglichkeit und begründete Be⸗ 
ſorgnis voraus. Anderſeits iſt nicht immer eine Beſchädi⸗ 
gung von Eiſenbahnanlagen oder Transportmitteln für den 
Tatbeſtand erfordert, vielmehr genügt auch ein Hindernis⸗ 
bereiten auf der Fahrbahn; aber ſowohl die Beſchädigung 
als das Hindernisbereiten muß derart ſein, daß dadurch eine 
Transportgefährdung hervorgerufen wurde. Eine ſolche iſt 
alſo auch dann, wenn ein mit Schaden verbundener Zu⸗ 
ſammenſtoß gar nicht ſtattgefunden hat, unter Umſtänden 
nicht ausgeſchloſſen, falls z. B. der ſonſt nach der Sachlage 
drohende Zuſammenſtoß im letzten Moment durch rechtzeiti⸗ 
ges Eingreifen eines dritten, durch wirkſames Bremſen oder 
ſonſt durch ein außergewöhnliches Ereignis noch vermieden 
wurde. An ſich ſtellt auch eine bloße Beſchädigung des 
Transportmittels, wie der Reviſion zuzugeben iſt, und zwar 
auch eines momentan in Verwendung oder im Lauf befind⸗ 
lichen Transportmittel nicht notwendig eine Transportge⸗ 
fährdung im Sinn des Geſetzes dar, ſo z. B. nicht, wenn 
lediglich Fenſter eines fahrenden Eiſenbahnwagens durch 
Steinwürfe beſchädigt werden. 

Allein vorliegend konnte der Vorrichter ohne erſicht⸗ 
lichen Rechtsirrtum auf Grund des feſtgeſtellten Sachver⸗ 
halts das Tatbeſtandsmerkmal des Ingefahrſetzens eines 
Transports als gegeben annehmen. Es war zu einem Zu⸗ 
ſammenſtoß des vorderen, vom Angekl. gelenkten Brücken⸗ 
wagens mit dem Straßenbahnwagen ſowie zu einer Beſchä⸗ 
digung des letzteren gekommen und im Berufungsurteil iſt 
von einer ſtarken Verbeulung des Bahnwagens und von 
einem heftigen Anprall die Rede, auch ausgeführt, daß zwar 
Perſonen nicht zu Schaden gekommen, aber jedenfalls die auf 
dem Vorderperron ſtehenden Fahrgäſte gefährdet geweſen 
ſeien. Einem rechtlichen Bedenken könnte allerdings die 
Wendung im Urteil begegnen: die Beſchädigung des Trans⸗ 
portmittels infolge ſchuldhafter ſei 
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ſchon eingetreten geweſen und damit jedenfalls die Trans⸗ 
portgefährdung — ſofern damit etwa geſagt ſein ſollte, mit 
der Beſchädigung ſei von ſelbſt auch die letztere gegeben. 
Allein die beigegebene Begründung läßt erkennen, daß in 
dieſer Allgemeinheit ein ſolcher Satz nicht aufgeſtellt werden 
wollte, ſondern die Transportgefährdung in der konkreten 
feſtgeſtellten Sachlage geſehen wurde mit dem Beiſatz, daß 
wenn ein größerer Schaden und eine Verletzung von Per⸗ 
ſonen trotz des heftigen Anpralls nicht eintrat, dies nur der 
Aufmerkſamkeit und dem ſofortigen Eingreifen des Straßen⸗ 
bahnführers zu verdanken geweſen ſei. 

Urteil des Strafſenats vom 15. Juni 1914 in der Straf⸗ 

ſache gegen J. G., Fuhrwerksbeſitzer in N. U. wegen fahr⸗ 

läſſiger Gefährdung eines Eiſenbahntrans portes. 


13. 


Die Rrüfung des Strafantrags durch das Keviſtons⸗ 
ger icht. 

Die Reviſion macht zunächſt Verletzung der nicht aus⸗ 
ſchließlich prozeßrechtlichen, ſondern zugleich ſachenrechtlichen 
Vorſchriften über den Strafantrag geltend. Sie behauptet, 
der am 30. Mai 1913 bei der Staatsanwaltſchaft einge⸗ 
kommene Strafantrag ſei verſpätet, weil die den Gegenſtand 
der Klage bildende Aeußerung des Angekl. in Wirklichkeit 
ſchon am 23. Februar, nicht erſt am 9. März 1913 erfolgt 
ſei. Nach § 61 StGB. läge eine ſolche Verſpätung dann, 
wenn die Aeußerung ſchon am 23. Februar geſchehen wäre, 
vor unter der weiteren Vorausſetzung, daß Stadtſchultheiß 
N. noch im Februar von der Handlung und der Perſon des 
Täters Kenntnis erlangt hätte. Das Reviſionsgericht iſt 
jedoch durch 8 376 StPO. gehindert, die Richtigkeit der 
Feſtſtellung, daß die Aeußerung am 9. März getan worden 
ſei, nachzuprüfen. Allerdings hat der Reviſionsrichter nach 
der ſtändigen Rechtſprechung des erkennenden Senats und 
auch des Reichsgerichts die Frage der ordnungsmäßigen 
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Stellung des Strafantrags (bei Antragsdelikten) von ſich aus 
zu entſcheiden, ohne daß er in dieſem Rahmen, d. h. was die 
Geſetzmäßigkeit des Strafantrags ſelbſt betrifft, an die tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen des Vorrichters gebunden wäre. Dies 
ergibt ſich aus der Natur des Strafantrags als Prozeß⸗ 
vorausſetzung, ohne deren Vorhandenſein die Strafverfolgung 
nicht zuläſſig iſt. Die freiere Stellung des Reviſionsrichters 
erſtreckt ſich aber nur auf die Frage, ob ein Berechtigter im 
Sinne des § 61 StGB. Strafantrag geſtellt und ob der 
Antragſteller (der Berechtigte) das nach § 61 StGB. vgl. 
mit $ 156, 2 StPO. zur Anbringung eines ordnungsmäßi⸗ 
gen Strafantrags Erforderliche getan hat. Hiebei hat der 
Reviſionsrichter insbeſondere auch zu prüfen und ſoweit er⸗ 
forderlich unabhängig von dem Beweisergebnis der Vor⸗ 
inſtanz von ſich aus feſtzuſtellen, wann der Antragsberech— 
tigte von der Handlung und der Perſon des Täters Kennt⸗ 
nis erlangt hat. Die Feſtſtellung des Vorrichters über die 
den Gegenſtand der Anklage bildende Handlung ſelbſt mit 
Einſchluß ihrer zeitlichen Beſtimmung iſt aber der Nach⸗ 
prüfung durch das Reviſionsgericht entzogen. Der Zeitpunkt 
der Handlung iſt zwar (in Verbindung mit der Zeit der 
Kenntnisnahme des Berechtigten im Sinne des § 61 Satz 2 
StGB.) grundlegend für die Rechtzeitigkeit des Strafantrags, 
berührt aber die Frage, ob der Berechtigte innerhalb der in 
8 61 Satz 2 beſtimmten dreimonatigen Friſt einen auch ſonſt 
den Erforderniſſen des Geſetzes entſprechenden Strafantrag 
geſtellt hat, nicht unmittelbar. Das Reviſionsgericht, deſſen 
Befugnis zur freien Nachprüfung ſich hiernach auf die Ord⸗ 
nungsmäßigkeit (Rechtzeitigkeit) des Strafantrages ſelbſt be⸗ 
zieht, iſt daher an die Feſtſtellung der Strafkammer, daß die 
beleidigende Aeußerung vom Angekl. am 9. März 1913 ge⸗ 
tan worden ſei, gebunden. 

Urteil des Strafſenats vom 2. Februar 1914 in der 

Strafſache gegen Albert R. in Schw. wegen Be⸗ 

leidigung. 

6 * 
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14. 


Kann ſich ein Angeſchuldigter gegen die auf § 51 HGB. 
geſtützte Außerverfolgungſetzung wirkſam beſchweren? 


Die Frage wurde vom Strafſenat in einem Beſchwerde⸗ 
fall verneint und die erhobene Beſchwerde als unzuläſſig 
verworfen in der Erwägung: 

1. daß entſprechend dem Antrag des Staatsanwalts 
durch Strafkammerbeſchluß vom 9. v. M. der Angeſchuldigte 
unter Uebernahme der Koſten des Verfahrens auf die Staats⸗ 
kaſſe außer Verfolgung geſetzt worden iſt, weil nach dem 
Gutachten der Sachverſtändigen begründete Anhaltspunkte 
für die Annahme beſtehen, daß der Angeſchuldigte zur Zeit 
der Begehung der Straftaten ſich in einem die freie Willens⸗ 
beſtimmung ausſchließenden Zuſtand krankhafter Störung der 
Geiſtestätigkeit befand; 

2. daß derſelbe gegen dieſen Beſchluß die Beſchwerde 
eingelegt hat, eine Anfechtung dieſes Beſchluſſes aber nach 
dem Geſetz dem Angeſchuldigten nicht zuſteht, da er durch 
die damit getroffene Entſcheidung nicht beſchwert iſt und der 
Umſtand, daß er ein Intereſſe an einer Abänderung der 
Begründung des Strafkammerbeſchluſſes, nämlich der 
Anwendung des § 51 des StGB. hat, nicht entgegenſteht, 
ſofern es für die Zuläſſigkeit der Anfechtung lediglich auf 
die Entſcheidung ſelbſt und nicht auf die Gründe derſelben 
ankommt, nach dieſer Entſcheidung aber ein zur Eröffnung 
des Hauptverfahrens hinreichender Verdacht für das Vor— 
handenſein einer ſtrafbaren Handlung überhaupt nicht vor⸗ 
liegt und damit der Strafanſpruch des Staates gegen den 
Angeſchuldigten beſeitigt, dieſer alſo auch nicht durch die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung in ſeinen rechtlichen Intereſſen irgend⸗ 
wie verletzt iſt. 

Beſchluß des Strafſenats vom 6. Juli 1914 in der 

Strafſache gegen G. R. in St. wegen Beleidigung und 

Uebertretung des Preßgeſetzes. 
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15. 


Zum Tatbeſtandsmerkmal des Rerheimlichens und 
Mitwirkens zum Abſatz bei andern im Sinn des 
§ 259 StG. 


Aus den Gründen: 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt iſt von M. und G. 
in St. im Staatswald IV eine grüne Forche im Wert von 
etwa 30 Mk. bei Nacht unbefugt umgeſägt, in vier Stücke 
von je 4 m Länge zerſägt und mit dieſen vier Stücken in 
die Mühle des Angeklagten auf deſſen Holzlagerplatz ver⸗ 
bracht worden; nach zwei Tagen gab G. dem Angekl. den 
Auftrag, das Holz zu Dielen zu verſägen und dieſer hat 
noch ehe er den Auftrag vollzog, gewußt, daß das Holz von 
G. ſei es allein ſei es zuſammen mit einer dritten Perſon 
geſtohlen worden war. Nach der Annahme des Berufungs⸗ 
gerichts hat der Angekl. durch das Zerſägen des, wie er 
wußte, geſtohlenen Holzſtammes bewußt eine Tätigkeit ent⸗ 
wickelt, die nach ſeinem Wiſſen darauf abzielte, dem beſtoh⸗ 
lenen Eigentümer und deſſen Organen die Auffindung des 
Stammes zu erſchweren oder unmöglich zu machen. Er hat 
damit, wie feſtgeſtellt wurde, den geſtohlenen Stamm ver⸗ 
heimlicht, daneben aber auch zum Abſatz desſelben bei einem 
anderen mitgewirkt, inſofern er ihn hauptſächlich zu Dielen 
zerſägte, die wie er wußte und wollte, von ſeinem Auftrag⸗ 
geber G. dem Wirt N. in St. käuflich geliefert werden ſoll⸗ 
ten und den Beweggrund für ſein Tun hat bei dem Angekl. 
die Abſicht gebildet, durch das Sägen des Holzes einen An⸗ 
ſpruch auf Sägelohn gegen G. zu erwerben. 

Auf Grund dieſer Beweisannahmen konnte der Vor⸗ 
richter ohne erſichtlichen Rechtsirrtum zur Annahme eines 
Vergehens im Sinn des $ 259 StGB., näherhin zu der 
rechtlichen Feſtſtellung gelangen, der Angekl. habe ſeines Vor⸗ 
teils wegen Sachen, von denen er wußte, daß ſie mittels 
einer ſtrafbaren Handlung erlangt ſind, verheimlicht und zu 
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deren Abſatz bei anderen mitgewirkt. Ohne Erfolg bemän⸗ 
gelt die Reviſion, daß in dem Zerſägen des Holzſtammes 
das Tatbeſtandsmerkmal eines Verheimlichens erblickt 
wurde. Denn wenn auch der Angekl. den Holzſtamm vor 
dem Verſägen ein paar Tage auf ſeinem Holzplag für jeder⸗ 
mann ſichtbar liegen hatte, ſo war eben doch in dem nach— 
herigen Verſägen eine Tätigkeit gegeben, die dem Berechtig⸗ 
ten die Auffindung der geſtohlenen Forche zu erſchweren oder 
unmöglich zu machen geeignet war und die nach der nicht 
anfechtbaren, weil auf rein tatſächlichem Gebiet liegenden 
Feſtſtellung des Vorrichters nach dem Willen des Angekl. 
gerade auf dieſe Wirkung abzielte. Hiemit iſt das Tatbe⸗ 
ſtandsmerkmal des Verheimlichens erfüllt, das nicht, wie die 
Reviſion meint, immer etwas Verſtecktes zum Ausdruck bringen 
muß. Auch nach der ſubjektiven Seite iſt ein Mangel des 
Urteils nicht erſichtlich. 

Ebenſowenig begründet iſt die gegen die Annahme des 
Mitwirkens zum Abſattz gerichtete Rüge. Nach der 
getroffenen Feſtſtellung hat der Angekl. entſprechend dem 
Auftrag des Holzdiebs G. etwa 16 Dielen, außer einigen 
Brettern, aus dem Holzſtamm geſägt und gewußt, daß dieſe 
Dielen für den Wirt N. beſtimmt waren; der letztere hat ſie 
zum Preis von 8 Mk. käuflich bezogen und von G. und M., 
die die Forche entwendet hatten, oder von einem der beiden 
zugeführt erhalten, auch zur Verrechnung des Säglohns für 
G. dem Angekl. Rauchfleiſch geliefert. Hienach iſt der An⸗ 
gekl. zum Zweck des Abſatzes des geſtohlen Holzes für einen 
anderen mittätig geweſen und feine Mitwirkung zum Abſatz 
iſt im Einverſtändnis mit dem Dieb entſprechend deſſen 
Willen erfolgt. Dieſe Mitwirkung beſtand allerdings nur 
in dem Verſägen des, wie er wußte, geſtohlenen Holzſtammes 
ſowie in der Herausgabe der geſägten Dielen an den Holz⸗ 
dieb G. Beides aber geſchah zum Zweck der wirtſchaftlichen 
Verwertung des geſtohlenen Holzſtammes, die eben durch das 
Zerſägen in Dielen für den Abnehmer N. ermöglicht oder 
jedenfalls erleichtert wurde. Eine ſolche Förderung und 
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Unterſtützung des Abſatzes, der ſeinem Wiſſen und Willen, 
wie der Vorrichter feſtſtellte entſprochen hat, genügt zur An⸗ 
nahme des Tatbeſtandsmerkmals eines Mitwirkens zum Abſatz 
bei anderen. Außer dem Mitwirkenden war noch ein an⸗ 
derer bei der Handlung beteiligt, es handelte ſich um einen 
bewußt fremden Abſatz im Intereſſe des Diebes, die wirt⸗ 
ſchaftliche Verwertung, näherhin der Umſatz der geſtohlenen 
Sache in Geldwert iſt durch die Tätigkeit des Angekl. er⸗ 
leichtert und gefördert worden und dies geſchah, um dem un⸗ 
redlichen Beſitzer zu dem von dieſem erſtrebten Abſatz zu 
verhelfen. Der Auffaſſung der Reviſion, daß der Hehler 
beim Abſatz der Sache direkt perſönlich mitgewirkt haben 
müſſe, kann nicht beigetreten werden, ſofern die Strafbarkeit 
im Sinne dieſer Geſetzesbeſtimmung überhaupt nicht davon 
abhängt, daß in Wirklichkeit ein Abſatz der Sache ſtattgefun⸗ 
den hat, vielmehr ſchon jede den Abſatz an andere bezweckende, 
ermöglichende und erleichternde Tätigkeit zum Tatbeſtand 
hinreicht. 

Urteil des Strafſenats vom 13. Juli 1914 in der Straf⸗ 

ſache gegen J. D. in R. wegen Hehlerei. 


16. 
Der Begriff von Straße und Feſtſtraße. 


Der Angekl. war wegen Verfehlung wider die Beſtim⸗ 
mungen des § 56 der Volksfeſtordnung („die Feſtſtraßen, 
Gänge dürfen nicht verſtellt werden“) nach § 57 (Straf⸗ 
drohung) und Art. 18 BolSt®. (geſetzliche Grundlage der 
Volksfeſtordnung) zu Strafe verurteilt worden, weil er an 
der Feſtſtraße B einen Raſenplatz, der von der für die Ein⸗ 
teilung des Volksfeſtplatzes beſtellten ſtädtiſchen Kommiſſion 
mit Rückſicht auf den dort wegen der Kreuzung anderer 
Feſtſtraßen und einer nahen Abortanlage zu erwartenden 
größeren Verkehr für den freien Wandel der Volksfeſtbe⸗ 
ſucher offen gehalten und nicht wie die parallel gelegenen 
Plätze zum Aufſchlagen von Buden verpachtet worden war, 
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mit einem vierräderigen Verkaufswagen verſtellt und dieſen 
trotz Weiſung der Polizeiorgane nicht entfernt hatte. Seine 
Reviſion wurde verworfen. 

Aus den Gründen: 

Die Reviſion behauptet in erſter Linie eine Verkennung 
des Begriffs „Feſtſtraße“ in der angeführten Polizeiverord⸗ 
nung. Im Berufungsurteil iſt ausgeführt: Feſtſtraße ſei 
derjenige zwiſchen den Baulinien der Buden gelegene Teil 
der Hauptwege, der für den freien Verkehr des das Volks⸗ 
feſt beſuchenden Publikums offen gehalten und keineswegs 
mit der in der Mitte gelegenen Fahrſtraße identiſch ſei; für 
dieſe Auslegung ſpreche ſchon der Sprachgebrauch, wonach 
an einem bewohnten Ort zu einer Feſtſtraße, durch die ſich 
z. B. ein Feſtzug bewege, nicht bloß der für den Fuhrwerks⸗ 
verkehr beſtimmte, aber auch von den Fußgängern benützte 
breite Straßenteil gerechnet werde, ſondern auch die dies⸗ 
ſeits und jenſeits dieſes Straßenteils befindlichen und den 
Fußgängern vorbehaltenen Bürgerſteigen; für das Cann⸗ 
ſtatter Volksfeſt komme noch weiter in Betracht, daß er⸗ 
fahrungsgemäß das Publikum ſich mit Vorliebe auf dem 
links und rechts der Fahrſtraße befindlichen Raſen bewege, 
der vermöge ſeiner höheren Lage gegenüber der Fahrſtraße 
trockener iſt und den Verkaufsbuden näher liegt; nachdem 
die Volksfeſtkommiſſion den vom Angekl. benützten Platz als 
für den freien Verkehr des Publikums offen zu halten be⸗ 
ſtimmt habe, ſei tatſächlich ein Teil der Feſtſtraße B vom 
Angekl. mit ſeinem Wagen verſtellt worden, der Platz, auf 
dem er ſeinen Wagen aufgeſtellt hatte, habe einen Teil der 
Feſtſtraße gebildet. Den gegenteiligen Standpunkt vertritt 
die Reviſion mit der Behauptung, daß „Feſtſtraße“ nur die 
für den Feſtbeſucher als Straße hergerichtete Fläche des 
Feſtplatzes ſein könne, zumal dieſer Teil durch einen Waſſer⸗ 
graben begrenzt und nur durch Gänge mit den Buden ver⸗ 
bunden ſei; ein Gegenſatz des Begriffs der Feſtſtraße mit 
dem der Fahrſtraße beſtehe nicht und aus der Faſſung des 
§ 56 der Volksfeſtordnung ergebe ſich klar, daß verboten 
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werden wollte, den für den Verkehr des Publikums be⸗ 
ſtimmten und als „Straße“ hergerichteten Teil des Feſt⸗ 
platzes und die um die Buden herumführenden Gänge zu 
verſtellen. 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß nach dem Wortſinn 
und dem im allgemeinen Verkehr üblichen Sprachgebrauch 
regelmäßig nicht eine Raſenfläche, ſondern nur die als 
Straße irgendwie z. B. durch Walzen, Bekieſung, Pflaſte⸗ 
rung, Abſtecken u. dergl. hergerichtete und in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft für jedermann erkennbare Bodenfläche als Straße 
überhaupt und auf einem Feſtplatz als ſog. Feſtſtraße an⸗ 
geſehen wird. Hieran ändert auch das vom Vorrichter an⸗ 
gezogene Beiſpiel der Heranziehung der den Fußgängern 
vorbehaltenen Bürgerſteigen zu Straßenteilen nichts, zumal 
ſie in der Regel nicht durch einen Graben von der Straße 
getrennt ſind und auch nicht als Raſenfläche ſich darſtellen. 
Auch ſonſt werden die von der Fahrbahn abgeteilten Geh⸗ 
wege einer Straße ſtets als Beſtandteile der Straße ſelbſt 
angeſehen. Allein die Eigenſchaft einer „Feſtſtraße“ eines 
Feſtplatzes hängt immer in beſonderer Weiſe von der Ge⸗ 
ſtaltung des Einzelfalles, von der Beſtimmung und Ber- 
teilung der über die Feſtplatzbenützung entſcheidenden zu⸗ 
ſtändigen Behörde ab. Dieſe hat im gegebenen Fall den 
Feſtplatz abgeteilt in Flächen für Schau⸗ und Wirtſchafts⸗ 
buden, Verkaufsſtände u. dergl. und in Flächen für Stra⸗ 
Ben, Verbindungswege, Gänge; fie hat den vom Angekl. mit 
ſeinem Handwagen verſtellten Platz längs der Straße B für den 
freien allgemeinen Verkehr der Volksfeſtbeſucher beſtimmt und 
für dieſen offen gehalten, nicht wie die anderen, an ſich gleich 
liegende Plätze vor den Verkaufsbuden 19 —25 an Händler zum 
Aufſchlagen von Verkaufsſtänden verpachtet. Hiemit iſt der 
fragliche Platz als dem freien Verkehr des Publikums über⸗ 
laſſen oder gewidmet erklärt und da er an einer Feſtſtraße 
gelegen war, konnte er ohne Rechtsirrtum wenn auch eine 
Raſenfläche darſtellend zugleich als ein Teil dieſer durch ihn 
erweiterten Feſtſtraße ſelbſt angeſehen und bezeichnet werden. 
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Als öffentliche Wege, Straßen und Plätze gelten Boden⸗ 
flächen, die der Staat oder die Gemeinde dem öffentlichen 
Verkehr darbietet, die dem freien allgemeinen Gebrauch offen 
ſtehen und dienen, weil ſie durch einen ausdrücklichen oder 
ſtillſchweigenden Akt der zuſtändigen Verwaltungsbehörde 
hiezu beſtimmt, „gewidmet“ worden ſind. Hievon geht auch 
der Entwurf eines neuen Weggeſetzes aus, der in Art. 1 als 
öffentliche Wege ſolche bezeichnet, deren Benützung zu dem 
ihrer Beſtimmung entſprechenden Verkehr ſei es jedermann 
ſei es einem begrenzten Perſonenkreis kraft öffentlichen Rechts 
zuſteht und nach welchem die Oeffentlichkeit eines Weges 
dadurch begründet wird, daß er von der zuſtändigen Behörde 
oder Körperſchaft der öffentlich-rechtlichen Benützung gewid⸗ 
met wird. Trifft vorliegend für den kritiſchen Platz dieſe 
allgemeine Vorausſetzung unzweifelhaft zu, ſo kann ein Mangel 
der ſonſt bei öffentlichen Wegen und Straßen ſelbſtverſtänd⸗ 
lichen und auch notwendigen Zurichtung und Kenntlich⸗ 
machung für die allgemeine Verkehrsbenützung bei Straßen 
und Wegen auf einem beſonderen Feſt- oder Vergnügungs⸗ 
platz der Eigenſchaft einer ſog. Feſtſtraße oder eines Feſt⸗ 
wegs nicht entgegenſtehen. Hier werden auch Raſenflächen 
und andere als Straßen nicht beſonders hergerichtete Teile 
des Feſtplatzes dem allgemeinen Gebrauch und dem freien 
Wandelverkehr des Publikums überlaſſen und zu dienen be⸗ 
ſtimmt. Solche Flächen allgemein und zumal wenn ſie an 
einer mit befeſtigter Fahrbahn hergerichteten oder ſonſt be⸗ 
ſtehenden Straße liegen, als Feſtſtraßen oder Teile einer 
ſolchen anzuſehen, kann einem rechtlichen Bedenken nicht be⸗ 
gegnen und die Annahme der Reviſion, daß nur die für die 
Feſtbeſucher beſonders als Straße hergerichtete Fläche unter 
das Verbot des $ 56 falle, iſt als zu eng nicht haltbar. 
Auch hat der Vorrichter überdies hervorgehoben, daß gerade 
beim Cannſtatter Volksfeſt das Publikum erfahrungsgemäß 
die links und rechts der Fahrſtraße liegenden Raſenflächen 
gerne begehe, ſomit als dem freien allgemeinen Gehverkehr 
dienende Straßenſtrecke benütze. Inſoweit beſteht deshalb 
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allerdings ein gewiſſer Unterſchied zwiſchen Feſtſtraße und 
Fahrſtraße; die erſtere bleibt nicht auf den durch Walzen, 
Bekieſung oder ſonſt als Straße überhaupt oder als Fahr⸗ 
ſtraße ſpeziell hergerichteten Teil beſchränkt, ja ſie kann ganz 
unabhängig von einem ſolchen Straßenteil beſtehen. Jeden⸗ 
falls aber konnten die an die befeſtigte Fahrbahn der 
Straße B links und rechts ſich anſchließenden Raſenflächen 
ebenſogut wie die Gehwege einer Straße als Beſtandteile 
dieſer Feſtſtraße angeſehen und bezeichnet werden. 

Für die gegenteilige Auffaſſung der Reviſion kann mit 
Erfolg auch nicht der Umſtand verwertet werden, daß ſich 
der Angekl. an der Straße B in derſelben Flucht wie die 
übrigen Händler auf der Grasfläche aufgeſtellt habe und 
deshalb dieſe mindeſtens ebenſo wie er die Feſtſtraße ver⸗ 
ſperrt haben würden, folgerichtig die Stadtgemeinde ſelbſt 
dieſen Händlern die Durchbrechung der polizeilichen Anord- 
nung geſtattet hätte. Denn hiebei wird der für die Ver⸗ 
kehrsbeſtimmung und Benützung der einzelnen Teile eines 
Feſtplatzes maßgebende Geſichtspunkt überſehen, daß es 
Sache der hiefür aufgeſtellten Volksfeſtkommiſſion war, Ent⸗ 
ſcheidung darüber zu treffen, welche Teile des Volksfeſt⸗ 
platzes mit Buden, Muſeen, Karuſſels, Schaukeln, Verkaufs⸗ 
ſtänden u. dergl. belegt oder ſonſtwie dauernd verſtellt wer⸗ 
den dürfen und welche andere Teile als Straßen, Wege, 
Gänge oder ſonſt mit Rückſicht auf das Verkehrsbedürfnis 
für die allgemeine freie Benützung des Publikums offen zu 
halten find. Irgend ein Widerſpruch oder eine fachlich un⸗ 
vereinbare Folge iſt damit nicht gegeben, daß die in gleicher 
Flucht mit dem vom Angekl. belegten Platz längs der Straße 
B liegenden Raſenflächen von Händlern gepachtet und an 
ſie abgegeben wurden. Denn der durch den Handwagen des 
Angekl. verſtellte Platz konnte deſſen unerachtet von der zu⸗ 
ſtändigen Kommiffion mit Rückſicht auf feine eigenartige 
Lage, nämlich vor dem Gang zu den Aborten Nr. 7 und in 
der Nähe der beſonderen, über die Feſtdauer erſtellten Brücke 
ſowie in nächſter Nähe der die Straße B querenden Straße D, 
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alſo wegen des daſelbſt zu erwartenden ſtärkeren Maſſen⸗ 
andrangs von Fußgängern für den freien Gehverkehr des Pu⸗ 
blikums vorbehalten und damit noch zu einem Teil der an⸗ 
grenzenden Feſtſtraße B erklärt werden. Eben dies iſt aber 
tatſächlich geſchehen und da dieſe Beſtimmung nicht ohne 
weiteres erkennbar iſt, dem Angekl. von den hiefür zuſtändi⸗ 
gen Beamten Eröffnung darüber mit entſprechender Weiſung 
gemacht worden. 

Der weitere Reviſionsangriff richtet ſich gegen das Re⸗ 
viſionsgericht bindende tatſächliche Feſtſtellungen des Vorrich⸗ 
ters und die Erwägungen, aus denen die Volksfeſtkommiſſion 
die Freilaſſung des fraglichen Platzes angeordnet und her⸗ 
nach die Polizeiorgane den Angekl. vom Platz weggewieſen 
haben, berühren lediglich die etwa im Beſchwerdeweg ange⸗ 
rufene Verwaltungsbehörde, nicht aber den Richter. Er hat 
die Anordnung der Volksfeſtkommiſſion als eine von der 
zuſtändigen Behörde getroffene Anordnung ſeiner Entſchei⸗ 
dung zugrunde zu legen und hienach die Anwendbarkeit der 
polizeilichen Strafbeſtimmung auf den feſtgeſtellten Sachver⸗ 
halt zu prüfen. Dieſe Prüfung läßt auch nach der ſubjek⸗ 
tiven Seite — es wurde eine auf Fahrläſſigkeit beruhende 
Verſchuldung angenommen — einen Rechtsirrtum nicht er⸗ 
kennen und daß auch eine fahrläſſige Zuwiderhandlung gegen 
Art. 18 Pol StG., bzw. § 56 der Volksfeſtordnung für die 
Verurteilung ausreicht, kann einem Zweifel nicht begegnen; 
dies wird auch von der Reviſion nicht etwa beftritten. 

Urteil des Strafſenats vom 18. Mai 1914 in der Straf⸗ 

ſache gegen Karl K. wegen Uebertretung der Volksfeſt⸗ 

ordnung. 


17. 


Bur Auslegung der Stuttgarter Broſchkenordnung 
von 1896. 


Die Strafkammer ſtellt feſt, daß der Angekl. als Be⸗ 
ſitzer und Führer der öffentlichen Taxameterdroſchke Nr. 19 
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am Abend des 21. Februar 1913 bei einer von ihm mit 
einem Fahrgaſt ausgeführten Fahrt zum K. Hoftheater in St. 
(Großes Haus) den Fahrpreis vor Ankunft am Ziele zu 
erheben unterlaſſen, dies vielmehr erſt nach Ankunft am 
Theater getan hat, ohne daß jedoch eine erhebliche Verzöge— 
rung oder Verkehrsſtörung dadurch verurſacht worden wäre. 
Das Berufungsgericht hat den Angekl. hiewegen einer Ueber⸗ 
tretung im Sinne der §§ 48 und 42 Abſ. 1 Satz 2 der 
Pferdedroſchkenordnung für Stuttgart vom 1. Juni 1896 
pgl. mit Art. 21 des Württ. Pol StG. und $ 366 Ziff. 10 
StGB. für ſchuldig erkannt, wobei es von folgenden Er⸗ 
wägungen ausging: Die Vorſchrift des § 42 Abſ. 1 Satz 2 
DroO. (wonach der Kutſcher bei allen Fahrten nach dem 
Theater, dem Bahnhof, größeren Vergnügunslokalen und 
ſonſtigen Orten mit größerem Verkehr den vollen Fahrpreis 
vor Ankunft am Ziele einzuziehen verpflichtet iſt) finde auch 
auf den Taxameterdroſchenverkehr Anwendung, obwohl in 
den vorangehenden $S 32 Abſ. 1, 33 Ziff. 3 und 34 Ziff. 6 
beſtimmt ſei, daß bei Benützung von Taxameterdroſchken das 
Fahrgeld erſt nach Beendigung der Fahrt auf Grund der am 
Apparate ſichtbaren Fahrpreisanzeige zu entrichten ſei. Eine 
wörtliche Einhaltung der letztgenannten Vorſchriften — führt 
das angefochtene Urteil weiter aus — ſei im Falle des § 42 
Abſ. 1 Satz 2 a. a. O. allerdings ausgeſchloſſen; der 
Droſchkenkutſcher müſſe eben, um dieſe Beſtimmung befolgen 
zu können, in Abweichung von dem erwähnten, in den §§ 32 
bis 34 feſtgelegten Grundſatze den Fahrgaſt 100 bis 200 m 
vor dem Ziele zur Bezahlung des in dieſem Zeitpunkt auf 
der Fahrpreisſcheibe angezeigten Preiſes zuzüglich des Be⸗ 
trages von weiteren 10 Pf., die für die reſtlichen 100 bis 
200 m etwa noch fällig werden könnten, veranlaſſen. Stelle 
ſich dann am Schluſſe der Fahrt — am Theater uſw. — 
heraus, daß 10 Pf. zu viel bezahlt ſeien (weil ein weiteres 
Vorrücken des Zeigers während der Zurücklegung der letzten 
100 bis 200 m nicht mehr ſtattfand), ſo ſei der Kutſcher zur 
Rückerſtattung der 10 Pf. verpflichtet. Die Durchführbar⸗ 
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keit und Gültigkeit der Vorſchrift des § 42 Abſ. 1 Satz 2 
auch für den Taxameterverkehr werde hiedurch nicht beein⸗ 
trächtigt. 

Der Strafſenat vermochte dieſer Auffaſſung nicht bei⸗ 
zutreten. 

Wie aus der amtlichen Ausgabe der Stuttgarter Orts⸗ 
polizeivorſchriften, S. 525, erſichtlich iſt, ſind die 88 32 bis 34 
und noch andere jetzt beſtehende Beſtimmungen der Pferde⸗ 
droſchkenordnung von 1896 erſt nachträglich — in den Jah⸗ 
ren 1903 und 1907 — in dieſe Vorſchrift eingefügt worden. 
Die Faſſung des § 42 hat bei der Einfügung der neuen, 
auf Taxameterdroſchken ſich beziehenden Beſtimmungen eine 
Aenderung nicht erfahren. Zwiſchen den erwähnten Vor⸗ 
ſchriften der §88 32, 33 und 34 einerſeits und dem § 42 
Abſ. 1 Satz 2 anderſeits, ſoweit er ſich auf den Verkehr mit 
Taxameterdroſchken beziehen ſoll, beſteht nun aber ein unlös⸗ 
barer Widerſpruch. Die letztere Beſtimmung kann, wie auch 
die Strafkammer nicht verkennt, von dem Führer einer Taxa⸗ 
meterdroſchke (und ebenſo natürlich von dem einer Kraft- 
droſchke mit Taxameter) nur dann befolgt werden, wenn der 
zum Weſen des Taxameterdroſchkenbetriebs gehörige Grund— 
ſatz, daß der Fahrpreis nach Ankunft am Ziele gemäß der 
Anzeige auf der Fahrpreisſcheibe zu entrichten iſt, im ein⸗ 
zelnen Falle aufgegeben wird. Die Entrichtung des vollen 
Fahrpreiſes im Sinne des § 42 DO. iſt beim Taxameter⸗ 
verkehr vermöge der hier für die Anzeige des Fahrpreiſes 
getroffenen beſonderen Einrichtung vor der Ankunft am Ziele 
gar nicht möglich; denn weder der Kutſcher noch der Fahr: 
gaſt kann wiſſen, ob ſich der etwa 100 bis 200 m vor dem 
Ziele angezeigte Fahrgeldbetrag innerhalb der letzten kurzen 
Wegſtrecke noch um weitere 10 Pf. erhöhen wird oder nicht. 
Deshalb fehlt es der von der Strafkammer und auch vom 
Stadtpolizeiamt in ſeiner Bekanntmachung vom November 
1912 gebilligten Anforderung des Fahrgaſts um einen 100 
bis 200 m vor dem Ziele zu bezahlenden Zuſchlag von 
10 Pf. zu dem in dieſem Zeitpunkt vom Taxameter ange⸗ 
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zeigten Fahrpreis an der rechtlichen Grundlage, ganz abge- 
ſehen von den Unzuträglichkeiten, die ſich aus einer derarti⸗ 
gen Anforderung für den Verkehr zwiſchen dem Kutſcher und 
dem Fahrgaſt in nicht ſeltenen Fällen ergeben werden. Bei 
dieſer Sachlage iſt eine ſinngemäße Anwendung der SS 32 
bis 34 auf den Fall des § 42 Abſ. 1 Satz 2 der DrO. aus⸗ 
geſchloſſen, namentlich auch deshalb, weil dem Droſchken⸗ 
kutſcher nicht zugemutet werden kann, die Befolgung des § 42 
Abſ. 1 Satz 2 durch einen an ſich wiederum ſtrafbaren Ver⸗ 
ſtoß gegen eine andere Vorſchrift der DrO. möglich zu 
machen. | 
Das von der Strafkammer feftgeftellte Verhalten des 
Angekl. als Führers einer Taxameterdroſchke iſt daher nach 
dem dermaligen Inhalt der DrO. nicht ſtrafbar, auch wenn 
die bei Einfügung der neuen Beſtimmungen beteiligten Fak⸗ 
foren davon ausgegangen fein ſollten, daß 8 42 Abſ. 1 Satz 2 
von nun an auch auf den Taxameterdroſchkenbetrieb Anwen⸗ 
dung zu finden habe. Hieraus ergibt ſich die Aufhebung des 
angefochtenen Urteils und die Freiſprechung des Angekl. 
Urteil des Strafſenats vom 20. Oktober 1913 in der 
Strafſache gegen Chr. B. in St. wegen Uebertretung im 
Sinn des Art. 21 PolStG. 


18. 


1. IR der Vorwurf des Schmutzes gegenüber einer 
Frau ans 8 186 oder § 185 StG. ſtrafbar? 
2. Aſt § 193 Htg. auf ein privates Betektiuburean 
anwendbar? 


Der Angekl., der nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt ge⸗ 
gen die Privatklägerin im Auftrag ihres Ehemanns in deſſen 
Eheſcheidungsſache Material zu ſammeln hatte, hat im Ge⸗ 
ſpräch mit der bei der Privatklägerin wohnenden Zeugin K. 
geäußert: die Privatklägerin ſei ſehr ſchmutzig und dreckig, 
was die Zeugin auf die Wohnung bezog; zugleich hat er die 
Zeugin aufgefordert, auf die Privatklägerin aufzupaſſen, ob 
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ſie intimen Verkehr mit Herren unterhalte. Hiewegen wurde 
er wegen Beleidigung verurteilt und zwar wegen der erſten 

Aeußerung aus $ 186 StGB., die den Vorwurf des Schmu⸗ 
zes einer Frau gegenüber, die ſich mit Zimmervermieten 
ihren Lebensunterhalt verdiene, die Behauptung einer ehren⸗ 
rührigen Tatſache ſei und wegen der zweiten Aeußerung aus 
8 185, da die Privatklägerin dadurch des Ehebruchs fähig 
bezeichnet und inſofern eines ſittlichen Mangels verdächtigt 
wurde. Der Schutz des § 193 StGB. wurde dem Angekl. 
verſagt. Auf erhobene Reviſion wurde das Berufungsurteil 
aufgehoben. | 

Aus den Gründen: 

Bedenklich iſt ſchon der Satz: „Der Angekl. äußerte 
über die Privatklägerin, ſie ſei ſehr ſchmutzig und dreckig, 
was die Zeugin auf die Wohnung bezog“. Denn es kommt 
zunächſt darauf an, in welchem Sinn der Angekl. die Aeuße⸗ 
rung getan und verſtanden wiſſen wollte, und erſt wenn 
dies feſtgeſtellt iſt, fragt es ſich, ob der dritte die Aeußerung 
in dem gewollten beleidigenden Sinn verſtanden hat. Das 
Urteil enthält aber keine beſtimmte Feſtſtellung darüber, ob 
der Angekl. der Privatklägerin den Vorwurf des Schmutzes 
in Beziehung auf die Wohnung oder auf ihre Perſon oder 
etwa ganz im allgemeinen machen wollte und gemacht hat. 
Weiter iſt nicht unbedenklich der Satz „der Vorwurf des 
Schmutzes einer Frau gegenüber iſt die Behauptung einer 
Tatſache“. Denn dieſe Ausführung könnte den Schein er: 
wecken, als wollte die Strafkammer den allgemeinen Satz 
aufſtellen, der Vorwurf des Schmutzes enthalte ſtets die Be⸗ 
hauptung einer Tatſache; es kann dies allerdings im Einzel⸗ 
fall zutreffen, in der Regel aber wird damit nicht eine be⸗ 
ſtimmte Tatſache behauptet, ſondern nur ein Urteil über die 
betreffende Perſon abgegeben werden, jo daß nicht § 186, 
ſondern $ 185 in Frage kommt. 

Unzutreffend iſt aber in ihrer Allgemeinheit die Aus⸗ 
führung, für die zweite Aeußerung ſei der Schutz des § 193 
deshalb nicht gegeben, weil es eine zu weit gehende Sonder— 
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ſtellung der rein privaten Detektivbureaus bedeuten würde, 
wenn ſie aus ihren Aufträgen das Recht ſollten herleiten 
dürfen, in dieſer Weiſe dritten unbeteiligten Perſonen gegen⸗ 
über den guten Ruf und Namen der Gegner ihrer Auftrag⸗ 
geber in Frage zu ſtellen. Denn hat der Angekl. die Aeuße⸗ 
rung in Ausführung des Auftrags zur Wahrnehmung be⸗ 
rechtigter Intereſſen ſeines Auftraggebers getan, ſo kommt 
es darauf an, ob dieſe für ihn zunächſt fremden Intereſſen 
durch den Auftrag zu einer ihn ſelbſt nahe angehenden 
Sache geworden ſind, ſo daß ſie als ſeine eigene Angelegen⸗ 
heit erſcheinen. Dabei iſt die Tatſache, daß es ſich bei dem 
Geſchäft des Angekl. um ein privates Detektivbureau han⸗ 
delt, ohne maßgebende Bedeutung. Auch bei einem rein 
privaten Geſchäftsbetrieb können ſich ſo nahe Beziehungen 
des Geſchäftsinhabers zu ſeinen Auftraggebern und zu der 
ihm übertragenen Angelegenheit ergeben, daß dieſes Erfor⸗ 
dernis als vorhanden erſcheint. Daß in einer derartigen 
Angelegenheit eine Aeußerung unbeteiligten Dritten gegen⸗ 
über abgegeben wird, kann für die Beweisfrage, ob mit der 
Aeußerung eine Intereſſenwahrnehmung bezweckt war, oder 
für die Frage, ob aus den Umſtänden, unter denen ſie ge⸗ 
ſchah, die Abſicht der Beleidigung hervorgeht, von Bedeu⸗ 
tung ſein. Aber ausgeſchloſſen iſt es nicht, daß auch auf 
eine Aeußerung unbeteiligten Dritten gegenüber der Schutz 
des § 193 StGB. zutrifft. 

Urteil des Strafſenats vom 25. Mai 1914 in der Pri⸗ 

vatklageſache K. K. gegen O. M. in St. wegen Be⸗ 

leidigung. 


19. 


1. Inwiefern kann im Fall des § 182 Pt. die Ber- 
führte als Rebenklägerin zugelaſſen werden? 
2. Bur Auslegung des 5 347 St. 


Gegen den Angeklagten iſt das Hauptverfahren wegen 
eines durch Verführung der erſt im 15. Lebensjahr ſtehenden 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVII. 1. 7 
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L. Sch. begangenen Vergehens im Sinn des $ 182 StGB. 
eröffnet und ſodann entſprechend dem Antrag des Vertreters 
des Vaters der L. Sch. letztere als Nebenklägerin zugelaſſen 
worden. Hiegegen iſt vom Verteidiger des Angekl. Be: 
ſchwerde eingelegt mit der Begründung, es liege kein Fall 
einer geſetzlich zuläſſigen Nebenklage im Sinn der SS 443, 
435 StPO. vor und keinenfalls könne die minderjährige 
L. Sch. als Nebenklägerin zugelaſſen werden. 

Dieſe Zulaſſung iſt dahin zu verſtehen, daß das Neben⸗ 
klagerecht durch den Vater als Vertreter wahrgenommen 
wird. 

Die Beſchwerde iſt jedoch nicht zuläſſig. 

Nach § 347 StPO. unterliegen Entſcheidungen der er: 
kennenden Gerichte, die der Urteilsfällung vorausgehen, nicht 
der Beſchwerde; ausgenommen ſind Entſcheidungen über 
Verhaftungen, Beſchlagnahmen oder Straffeſtſetzungen ſowie 
alle Entſcheidungen, durch die dritte Perſonen betroffen wer⸗ 
den. Als Grund dieſes Ausſchluſſes des Rechtsmittels der 
Beſchwerde iſt in den Motiven zum Entwurf der SIPO. 
angeführt, daß dieſe Entſcheidungen regelmäßig in irgend 
welchem inneren Zuſammenhang mit der nachfolgenden Ur⸗ 
teilsfällung ſtehen und zu deren Vorbereitung dienen, daß 
ſie demzufolge meiſt ſich als bloße vorbereitende Beſchlüſſe 
darſtellen und bei der Urteilsfällung ſelbſt nochmals der 
Prüfung des Gerichts unterliegen; die Geltendmachung der 
Beſchwerdegründe bleibe in dieſen Fällen inſofern vorbehal⸗ 
ten, als ſie zur Begründung des Rechtsmittels (der Beru⸗ 
fung oder Reviſion) gegen das demnächſt ergehende Urteil 
benützt werden können; die Beſchwerde gehe alſo in dieſem 
Rechtsmittel auf. Der hier angegebene Grund trifft auf die 
nach der Eröffnung des Hauptverfahrens vom erkennenden 
Gericht, d. h. von dem vom Eröffnungsbeſchluß an für das 
ganze Hauptverfahren zuſtändigen Gericht erlaſſenen Ent⸗ 
ſcheidungen zu, mögen ſie erſt in oder ſchon vor der Haupt⸗ 
verhandlung in der Zeit vom Eröffnungsbeſchluß bis zum 
Urteil ergangen ſein und gleichviel ob die fragliche Ent- 
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ſcheidung bei der Urteilsfällung tatſächlich nochmals der 
Prüfung des Gerichts unterzogen wird oder nicht. Der in 
der Rechtslehre teilweiſe vertretenen Auffaſſung, daß nur die 
im Lauf der Hauptverhandlung ſelbſt getroffenen Entſchei⸗ 
dungen unter 8 347 fallen, kann nicht beigetreten werden; 
ihr ſteht der Begriff des „erkennenden Gerichts“ wie er ſich 
aus dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz 8 82 und der Strafpro⸗ 
zeßordnung § 207 ergibt, ſowie der Wortlaut und Zweck 
der Vorſchrift entgegen (RG. E. Bd. 43 S. 179). 
Vorliegend trifft die erwähnte Vorausſetzung zu; der 
angefochtene Beſchluß iſt, wenn auch am gleichen Tag und 
bei demſelben Anlaß, ſo doch nach dem Eröffnungsbeſchluß 
(8 205 StPO.) ergangen und mit letzterem hat das das Vor⸗ 
verfahren abſchließende Hauptverfahren ſeinen Anfang ge⸗ 
nommen. Hiezu kommt, daß der ergangene und mit der Be⸗ 
ſchwerde angefochtene Beſchluß nach ſeinem Inhalt unzweifel⸗ 
haft von der Vorſchrift des § 347 umfaßt wird. Abge⸗ 
ſehen von der vom Verteidiger aufgeworfenen Frage, ob die 
Annahme einer Körperverletzung bei der Deflorierung eines 
unbeſcholtenen Mädchens unter 16 Jahren begründet iſt, 
kommt bei dem Delikt der Verführung jedenfalls eventuell 
der Tatbeſtand einer Beleidigung in Betracht und das den 
Gegenſtand der Anklage ſowie der bevorſtehenden Hauptver⸗ 
handlung bildende Verhalten des Angekl. wird ſo unter Um⸗ 
ſtänden auch nach einem rechtlichen Geſichtspunkt zu be⸗ 
trachten ſein, der es zu einer den Anſchluß des Verletzten 
als Nebenkläger gemäß SS 435, 414 StPO. begründenden 
ſtrafbaren Handlung macht. Dies aber genügt, die recht⸗ 
liche Möglichkeit einer Verurteilung wegen Beleidigung, alſo 
einer die Zulaſſung der Nebenklage rechtfertigenden Straf⸗ 
tat liegt je nach dem Verhandlungsergebnis vor und ferner 
iſt ausweislich der Akten dieſe Zulaſſung erkennbar zur 
Wahrnehmung der hierauf bezüglichen Verfolgungsintereſſen 
des verletzten Mädchens in Anſpruch genommen worden. — 
Keinenfalls kann hienach einem Zweifel unterliegen, daß der 
die Anſchlußberechtigung ausſprechende Beſchluß in einem 
7 * 
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gewiſſen inneren Zuſammenhang mit der bevorſtehenden 
Urteilsfällung ſteht und eventuell zur Begründung des Rechts⸗ 
mittels der Reviſion gegen das ergehende Urteil benützt wer⸗ 
den kann. 

Der angefochtene Strafkammerbeſchluß iſt ſomit als eine 
vom erkennenden Gericht erlaſſene, der Urteilsfällung voraus⸗ 
gehende Entſcheidung anzuſehen und deshalb einer Anfech⸗ 
tung durch Beſchwerde entzogen, da keiner der Fälle vor⸗ 
liegt, für die ausnahmsweiſe der § 347 die Beſchwerde zu⸗ 
gelaſſen hat. 

Beſchluß des Strafſenats vom 8. Dezember 1913 in der 

Strafſache gegen K. H. in L. wegen Verführung. 


20. 
Der Widerſtand bei Abnahme von Fingerabdrücken. 


Aus den Gründen: 

Die Angeklagte wohnte unter falſchem Namen in einer 
Penſion, in der gleichzeitig ein eines Raubanfalls Verdäch⸗ 
tiger wohnte und ſie wurde wegen ihres verdachterregenden 
Verhaltens bei Erſcheinen eines Fahnders mangels hin⸗ 
reichender Legitimation zur ſicheren Feſtſtellung ihrer Perſo⸗ 
nalien auf das Stadtpolizeiamt ſiſtiert. Auf letzterem iſt 
eine generelle Anordnung dahin getroffen, daß ſämtlichen 
Eingelieferten Fingerabdrücke abgenommen werden ſollen; 
auch hatten die Fahnder S. und V. von dem Kriminalaſſi⸗ 
ſtenten W., der zu ſolcher Anordnung auf Grund genereller 
Beſtimmung zuſtändig iſt, den ſpeziellen Auftrag bekommen, 
von der Angekl. Fingerabdrücke abzunehmen. Im Daktylo⸗ 
ſkopierraum weigerte ſich dieſe hartnäckig, ſich die Finger⸗ 
abdrücke abnehmen zu laſſen und ſie blieb bei ihrer Weige⸗ 
rung, auch als ihr Gewalt angekündigt wurde. Die Polizei⸗ 
beamten erklärten ihr mehrmals ausdrücklich, daß ſie die 
Weiſung hätten, von ihr die Fingerabdrücke zu nehmen. Die 
Angekl. ballte die Fäuſte und ließ ſich die Hände nicht öff⸗ 
nen; ſie drückte ſich, um ihr näheres Heranbringen an den 
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Apparat zu verhindern, von dieſem weg und ſtemmte die 
Füße gegen den Boden; die Beamten waren durch dieſes 
Verhalten, wie ſie wußte, genötigt, größere Aufwendung an 
Körperkraft zu machen, um ihren Widerſtand zu brechen. 

Die gegen ihre Verurteilung aus $ 113 StGB. einge⸗ 
legte Reviſion konnte einen Erfolg nicht haben. 

Zur Begründung der Reviſion iſt geltend gemacht, die 
Fahnder, die gewaltſam die Fingerabdrücke genommen haben, 
ſeien nicht in rechtmäßiger Ausübung ihres Amtes geweſen, 
ſie hätten auf die wiederholten Fragen der Angekl. nach dem 
Grund des Fingerabdruckes nur geantwortet, weil Polizei⸗ 
ſekretär W. es angeordnet habe und dieſer ſei zu ſolcher 
Anordnung nicht befugt, auch die Polizei nicht berechtigt, 
nach allgemeinem Belieben die Abnahme von Fingerab⸗ 
drücken zu erzwingen. Aus dem eigenen Vorbringen der Re⸗ 
viſion ergibt ſich, daß ſie unbegründet iſt. Die Fahnder, 
Vollſtreckungsbeamte im Sinn des $ 113 StGB., haben ſich 
dann in rechtmäßiger Ausübung ihres Amtes befunden, wenn 
ſie einen von ihrem Vorgeſetzten innerhalb deſſen allge⸗ 
meiner Zuſtändigkeit gegebenen Befehl ordnungs⸗ 
mäßig zur Ausführung gebracht haben. Dies trifft vor⸗ 
liegend in allen einzelnen Punkten zu. Es kann in einem 
ſolchen Falle den Unterbeamten nicht zuſtehen, die Recht⸗ 
mäßigkeit des ihnen erteilten Befehls zu prüfen und dieſem je 
nach ihrem Ermeſſen Folge zu leiſten oder dies zu unter⸗ 
laſſen. Sie befinden ſich in der rechtmäßigen Ausübung 
ihres Amtes, wenn ſie den Befehl ordnungsmäßig und nach 
den für ſie geltenden Vorſchriften zur Ausführung bringen 
und die Frage der Rechtmäßigkeit ihrer Amtsausübung wird 
dadurch nicht berührt, ob dieſer Befehl im einzelnen Fall ein 
geſetzlich begründeter und zuläſſiger geweſen iſt (RG. E. 24 
S. 391; 29 S. 199). Es iſt aber auch nicht zu bezweifeln, 
daß der Polizeiaſſiſtent W. zu dem von ihm den Fahndern 
gegebenen Befehl, der Angekl. Fingerabdrücke abzunehmen, 
befugt geweſen iſt. 

Die Angekl. iſt wegen des Verdachts der Teilnahme am 
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Verbrechen des Raubes ſowie einer Uebertretung der fal⸗ 
ſchen Namensangabe auf das Stadtpolizeiamt gebracht wor⸗ 
den. Die mit ihr vorgenommene Daktyloſkopierung ſtellt 
rechtlich eine Durchſuchung i. S. der SI 102 ff. StPO. dar 
und ihre geſetzliche Zuläſſigkeit iſt durch die Beſtimmungen 
des § 102 und des § 105 daſelbſt begründet. Nach dieſem 
kann bei demjenigen, der als Täter oder Teilnehmer einer ſtraf⸗ 
baren Handlung oder als Begünſtiger oder Hehler verdäch⸗ 
tig iſt, eine Durchſuchung feiner Perſon zum Zweck feiner 
Ergreifung vorgenommen werden und die Anordnung einer 
ſolchen ſteht bei Gefahr im Verzug den Polizei- und Sicher⸗ 
heitsbeamten zu, die als Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft 
deren Anordnungen Folge zu leiſten haben. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen ſind ſämtlich gegeben und es iſt unerheblich, ob 
und inwieweit der Angekl. der Grund und Zweck der mit 
ihr vorgenommenen Daktyloſkopierung von den Fahndern 
mitgeteilt worden iſt. Eine Mitteilung dieſer Art iſt geſetz⸗ 
lich überhaupt nicht vorgeſchrieben; infolge der ihr gemachten 
Mitteilung war ſie ſich aber bewußt, daß eine Amtshand⸗ 
lung mit ihr vorgenommen werde und wenn ſie ſich im Irr⸗ 
tum über deren Rechtmäßigkeit befunden hätte, ſo würde 
dies bei der Feſtſtellung des geſetzlichen Tatbeſtands außer 
Betracht zu bleiben haben, da nach feſtſtehender Rechtſpre⸗ 
chung das Bewußtſein des Täters von der Rechtmäßigkeit 
der betreffenden Amtshandlung nicht zu den Tatbeſtands⸗ 
merkmalen des Vergehens gegen § 113 StGB. gehört. Hie⸗ 
nach bedurfte es keines weiteren Eingehens auf das Vor⸗ 
bringen, die Polizei ſei nicht berechtigt nach freiem Belieben 
die Abnahme von Fingerabdrücken zu erzwingen und es war 
die Reviſion als unbegründet zu verwerfen. 

Urteil des Ferienſenats vom 3. September 1913 in der 

Strafſache gegen J. St. von R. wegen Widerſtands. 


* 
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21. 


Anm Tatbeſtand einer Berfehlung gegen § 1 der Kaiſerl. 
Verordnung vom 22. Oktober 1901 betr. den ̃erkehr 
mit Arzneimitteln. 


Aus den Gründen: | 

Die Verurteilung der beiden Angeklagten iſt erfolgt, 
weil ſie in der von ihnen gemeinſchaftlich betriebenen Dro⸗ 
gerie in den letzten 2 Jahren auf Grund eines und des⸗ 
ſelben fortwirkenden Vorſatzes fortwährend je ohne polizei⸗ 
liche Erlaubnis folgende Arzneien: Leißners Tabletten, Bal⸗ 
drianpaſtillen, Sennesblätterpaſtillen, Eiſentropon, Harzer 
Gebirgstee als Heilmittel für das Publikum zum Verkauf 
feilgehalten und in Perſon als Heilmittel an das Publikum 
verkauft haben. Dieſe Mittel ſind in dem Verzeichnis A 
der Kaiſerl. Verordnung betr. den Verkehr mit Arzneimit⸗ 
teln vom 22. Oktober 1901 unter Ziff. 4 bzw. 9 aufgeführt 
und fie dürfen daher nach § 1 daſelbſt als Heilmittel außer⸗ 
halb der Apotheken nicht feilgehalten oder verkauft werden. 
Inſoweit iſt alſo der Handel mit ihnen nicht freigegeben, 
vgl. 8 367 Ziff. 3 StGB., während fie zu anderen Zwecken, 
insbeſondere als Vorbeugungsmittel zur Verhütung von 
Krankheiten, als Anregungsmittel, als Kräftigungs⸗ und Ge⸗ 
nußmittel auch außerhalb der Apotheken feilgehalten und 
verkauft werden dürfen. Das angefochtene Urteil hat das 
Feilhalten und Verkaufen zu letzteren Zwecken nicht ange⸗ 
nommen, vielmehr feſtgeſtellt, daß die Angeklagten die Mittel 
als Heilmittel feilgehalten und verkauft haben. Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung ſtellt in erſter Linie eine nach $ 260 StPO. ge⸗ 
troffene Feſtſtellung dar, die mit der Reviſion nicht ange⸗ 
fochten werden kann; es iſt aber auch nicht erſichtlich, daß 
die Strafkammer bei dieſer Feſtſtellung von irrigen Rechts⸗ 
grundſätzen oder irrigen rechtlichen Erwägungen ausgegan⸗ 
gen wäre. 

Zum ſubjektiven Tatbeſtand der Uebertretung genügt, 
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daß die Angeklagten die Feilhaltung und den Verkauf der 
erwähnten Mittel gerade als Heilmittel bewußt vorgenom⸗ 
men haben; dies iſt von der Strafkammer einwandfrei nach⸗ 
gewieſen. Der Rechtsbegriff „Heilmittel“ iſt nicht verkannt; 
das angefochtene Urteil hat vielmehr zutreffend angenommen, 
daß darunter Mittel zu verſtehen ſind, die zur Beſeitigung 
oder Linderung von Krankheiten bei Menſchen oder Tieren 
dienen. Ebenſowenig iſt rechtlich zu beanſtanden, wenn die 
Strafkammer unter Krankheit einen nicht normalen Zuſtand 
des Körpers verſtanden hat, der die Erhaltung des Orga⸗ 
nismus und ſeiner vollkommenen Leiſtungsfähigkeit zu ge⸗ 
fährden droht. Unter Zugrundelegung dieſer Begriffsbe⸗ 
ſtimmung hat das angefochtene Urteil den Zuſtand der Ver⸗ 
ſtopfung, das Auftreten von Krämpfen und eine ſchlechte 
Beſchaffenheit des Blutes als Krankheiten bezeichnet. Auch 
hierin kann ein Rechtsirrtum nicht erblickt werden. Dieſe 
körperlichen Zuſtände werden zwar nicht immer und unter 
allen Umſtänden als Krankheiten zu bezeichnen ſein, ſie 
müſſen aber ſtets dann als Krankheiten angeſehen werden, 
wenn ſie in ſo erheblichem Maße auftreten, daß der 
Erhaltung des Organismus und ſeiner vollkommenen Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit Gefahr droht. Der Annahme, daß Mittel 
gegen Verſtopfung, gegen Krämpfe und gegen ſchlechte Blut⸗ 
beſchaffenheit im gegebenen Fall zu den Heilmitteln, d. h. zu 
den Mitteln zur Beſeitigung und Linderung von Krankheiten 
gerechnet werden, ſteht alſo rechtlich nichts im Wege; es 
kann daher auch aus dieſem Grund die Annahme, daß die 
Angeklagten dieſe Mittel als Heilmittel feilgehalten und ver⸗ 
kauft haben, rechtlich nicht beanſtandet werden. Hienach war 
die Reviſion zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 30. März 1914 in der Straf⸗ 

ſache gegen die Drogerieinhaber G. und W. R. in St. 

wegen unerlaubter Abgabe von Arzneimitteln. 


E 
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22. 


IR ein bayeriſcher, zur Führung einer Handapotheke 
ermüchtigter Arzt beim Rerkauf von Arzneimitteln an 
und für Yatienten in Württemberg ſtrafbar? 


Die Frage wurde vom Strafſenat in nachſtehender Ent⸗ 
ſcheidung bejaht. 

Der Angeklagte iſt praktiſcher Arzt und übt ſeine Praxis 
in A., Bayern, aus; dieſer Ort iſt nur wenige Kilometer 
von der württembergiſchen Grenze entfernt. Seine Praxis 
erſtreckt ſich über Bayern hinaus auf das württ. Grenzge⸗ 
biet. Von der K. bayer. Regierung von Schwaben und Neu⸗ 
burg hat der Angekl. die Erlaubnis zur Führung einer 
Handapotheke (Hausapotheke) erhalten und er darf daher 
entſprechend den bayeriſchen Beſtimmungen Arzneien an und 
für ſolche Perſonen abgeben, die in ſeiner ärztlichen Behand⸗ 
lung ſtehen; er hat ſeit einer Reihe von Jahren aus ſeiner 
Apotheke Arzneimittel und namentlich auch ſolche, deren 
Handel außerhalb der Apotheken in Württemberg nicht frei⸗ 
gegeben iſt, nicht nur an ſeine bayeriſchen, ſondern auch an 
ſeine württembergiſchen Patienten abgegeben. In letzterem 
Fall ſind die Arzneimittel teils von den Patienten ſelbſt, 
teils von Perſonen, die von letzteren beauftragt waren, in 
ſeiner Wohnung in A. abgeholt und ihnen dort vom Angekl. 
eingehändigt worden. Bis Ende Auguſt 1913 hat er den 
Patienten Rezepte nicht in die Hand gegeben, vielmehr ihnen 
nur geſagt, wann die Arzneimittel bei ihm geholt werden 
können; ſeit dieſer Zeit ſchreibt er bei ſeinen Krankenbeſuchen 
in Württemberg bei Verordnung eines Arzneimittels ein Re⸗ 
zept, übergibt dieſes den Patienten und ſagt ihnen, ſie können 
es machen laſſen wo ſie wollen. 

Der Angekl. iſt wegen Uebertretung gegen $ 367 Ziff. 3 
StGB. in Verbindung mit § 2 Kaiſerl. VO. vom 22. Of: 
tober 1901 betr. Verkehr mit Arzneimitteln und $ 11 
Abſatz 2 der Miniſterialverfügung vom 9. September 
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1896/23. Dezember 1909 betr. Vorrätighalten und Ab⸗ 
gabe von Arzneimitteln durch Aerzte zur Strafe gezogen wor⸗ 
den, weil er ſeit Jahren, jedenfalls bis Ende Dezember 1913 
in Fortwirkung eines und desſelben Vorſatzes in den näher 
bezeichneten württembergiſchen Ortſchaften ohne polizeiliche 
Erlaubnis Arzneien, mit denen der Handel nicht freigegeben 
iſt, verkauft hat, ohne daß gefährliche Zufälle oder ſonſt 
dringliche Umſtände behufs raſcher Abhilfe die Abgabe er⸗ 
forderlich machten. Seine Reviſion iſt nicht begründet. 

Das angefochtene Urteil hat zunächſt zutreffend ausge⸗ 
führt, daß die dem Angekl. erteilte Erlaubnis zur Führung 
einer Hand⸗ oder Hausapotheke nur für Bayern Gültigkeit 
habe und daß daher der Angekl. Arzneimittel, die nicht frei⸗ 
gegeben ſind, von Notfällen abgeſehen, in Württemberg nicht 
abgeben dürfe. Aber auch die Annahme des Vorrichters iſt 
rechtlich nicht zu beanſtanden, daß der Angekl. ſolche Arznei⸗ 
mittel in Württemberg verkauft hat. Der § 367 Ziff. 3 
StGB. beſtimmt die Strafbarkeit desjenigen, der ohne poli⸗ 
zeiliche Erlaubnis nicht freigegebene Arzneimittel verkauft 
oder ſonſt an andere überläßt. Wie anzunehmen hat der 
Angekl. die Arzneimittel nur gegen Bezahlung abgegeben; 
es kann alſo vorliegend nur das Verkaufen von ſolchen in 
Betracht kommen. 

Aus der Nebeneinander⸗ und Gleichſtellung der beiden 
Begriffe „verkaufen“ und „Ueberlaſſen an andere“ ergibt 
ſich, daß bei den erſteren nicht die zivilrechtliche Bedeutung 
des Wortes „Verkauf“ zugrunde zu legen iſt. Der Verkauf 
wird nur ſeiner praktiſchen Bedeutung wegen als eine Art 
des „Ueberlaſſens an andere“ beſonders erwähnt. Auch iſt 
in der Rechtſprechung anerkannt, daß in den Fällen, wo 
ſtrafrechtlich die Abwicklung des Geſchäfts von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung iſt, ein „Verkaufen“ nicht ſchon dann 
vorliegt, wenn der Kaufvertrag abgeſchloſſen iſt, ſondern erſt 
dann, wenn die zur Erfüllung des Kaufvertrags betätigte 
Uebergabe des Kaufgegenſtandes erfolgt iſt, vgl. die Ent⸗ 
ſcheidung des RG. Bd. 39 S. 73 zu § 2 Süßſtoffgeſ., deren 
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Begründung auch für die Auslegung des Begriffs „ver- 
kaufen“ im Sinn des § 367 Ziff. 3 StGB. zutrifft. 

Der Verkauf der Arzneimittel durch den Angekl. hat 
alſo erſt mit ihrer Aushändigung und der Uebertragung der 
tatſächlichen Verfügungsgewalt über ſie an die Patienten 
ſtattgefunden. Dies trifft in denjenigen Fällen, in denen die 
Arzneimittel von dritten Perſonen in der Wohnung des 
Angekl. abgeholt und von dort den Patienten in Württem⸗ 
berg überbracht wurden, zweifellos erſt dann zu, wenn die 
Patienten in Württemberg in ihren Beſitz gelangt ſind; 
denn erſt dann ſind ſie in die Lage verſetzt, tatſächlich über 
die ihnen überbrachten Mittel verfügen zu können. Es kann 
hiebei auch keinen Unterſchied machen, ob die dritten Per⸗ 
ſonen von dem Angekl. oder den Patienten mit dem Ueber⸗ 
bringen bzw. dem Abholen der Arzneimittel beauftragt wor⸗ 
den ſind und es darf insbeſondere nicht etwa bei einem von 
den Patienten erteilten Auftrag aus den zivilrechtlichen 
Grundſätzen über Stellvertretung, die vielmehr auch inſoweit 
auszuſcheiden haben, eine andere Beurteilung entnommen 
werden. Iſt dies aber richtig, ſo kann auch nichts anderes 
gelten, wenn die Patienten ſelbſt die Arzneimittel in der 
Wohnung des Angekl. abgeholt und nach Württemberg ver⸗ 
bracht haben. Der rein äußerliche Vorgang ihrer Uebergabe 
an die Patienten in Bayern kann auch hier nicht ausſchlag⸗ 
gebend ſein; maßgebend muß vielmehr ſein, wo dieſe über 
die Arzneimittel entſprechend deren Zweckbeſtimmung ver⸗ 
fügen ſollten und verfügt haben. Es kann einem Zweifel 
nicht unterliegen, daß die Abſicht des Angekl. dahin ging, 
den von ihm in Württemberg behandelten Patienten die 
Verfügungsgewalt über die ihnen verabfolgten Arzneimittel 
gerade für das württembergiſche Gebiet einzuräumen, und in⸗ 
ſofern beſtehen auch keine rechtlichen Bedenken, wenn ange⸗ 
nommen wird, daß er ihnen auch dort im Sinn des $ 367 
Ziff. 3 StGB. ohne polizeiliche Erlaubnis Arzneimittel ver⸗ 
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kauft hat. Hienach konnte das Rechtsmittel einen Erfolg 
nicht haben. 
Urteil des Strafſenats vom 15. Juni 1914 in der Straf⸗ 
ſache gegen den praktiſchen Arzt Dr. W. Z. in A. wegen 
unerlaubter Abgabe von Arzneimitteln. 


23. 


Inwiefern if bei Merlebung einer prozeſſnalen Norm 
trotz 5 380 th. die Keviſton gegen landgerichtliche 
Berufungsurteile zulüſſig? 


Der Strafſenat hat in zwei Entſcheidungen die Frage 
der Zuläſſigkeit einer ſolchen Reviſion in dem Fall bejaht, 
in dem die Verletzung der Prozeßvorſchrift auf einem ma⸗ 
teriell rechtlichen Verſtoß beruht. 

Aus den Gründen: 

Die Reviſion macht geltend, die Beeidigung der Zeugin 
Sch. ſei den geſetzlichen Vorſchriften zuwider unterblieben. 
Nach den Prozeßakten hat das Berufungsgericht von der 
Beeidigung dieſer Zeugin Abſtand genommen, da der Ver⸗ 
dacht einer Teilnahme nicht gehoben erſcheine. Hienach iſt 
anzunehmen, daß die Beeidigung der Zeugin auf Grund des 
§ 56 Ziff. 3 StPO. unterlaſſen worden iſt. Die Verletzung 
dieſer Prozeßvorſchrift könnte gemäß $ 380 StPO. aller⸗ 
dings nicht berückſichtigt werden; die Reviſion macht aber 
nicht nur die Verletzung einer Norm des Prozeßrechts gel⸗ 
tend, ſondern auch eine ſolche des materiellen Rechts mit der 
Behauptung, das Berufungsgericht ſei zur Anwendung des 
§ 56 Ziff. 3 StPO. auf Grund einer irrigen Anwendung 
des materiellen Rechts, nämlich des Rechtsbegriffs der Teil⸗ 
nahme gelangt. Dieſes Vorbringen rechtfertigt die Zuläſſig⸗ 
keit der Reviſion nach $ 376 StPO. 

Die Frage, ob die Reviſion gegen Berufungsurteile der 
Landgerichte auch dann zuläſſig ſei, wenn das Berufungsge⸗ 
richt zwar eine Rechtsnorm über das Verfahren verletzt hat, 
dieſe Verletzung aber auf irrtümlicher Auffaſſung einer materiell 
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rechtlichen Beſtimmung beruht, iſt in der Rechtslehre und 
Praxis beſtritten (ſ. Löwe $ 480 Anm. 7). Der Strafſenat 
hat ſich für die bejahende Anſicht entſchieden. 

Das Rechtsmittel iſt auch begründet, da der Verdacht 
nicht von der Hand zu weiſen iſt, daß das angefochtene Ur- 
teil den in 8 56 Ziff. 3 StPO. enthaltenen materiell⸗recht⸗ 
lichen Begriff der Teilnahme an der den Gegenſtand der 
Unterſuchung bildenden Tat verkannt und irrig zur Anwen⸗ 
dung gebracht hat. Die Angeklagten ſollen nämlich die ihnen 
zur Laſt gelegten Aeußerungen der Zeugin Sch. gegenüber 
getan und dieſe ſoll ihrerſeits in zwei Briefen an eine dritte 
Perſon die Aeußerungen teilweiſe weitergegeben haben und 
es iſt hiewegen gegen ſie Privatklage erhoben worden, be⸗ 
züglich deren eine Hauptverhandlung noch nicht ſtattgefunden 
hat. Dieſes Sachverhältnis vermag die Anwendung des 
8 56 Ziff. 3 StPO. nicht zu rechtfertigen. Um eine „Teil⸗ 
nahme an der den Gegenſtand der Unterſuchung bildenden 
Tat“ annehmen zu können, muß das Verhältnis des Zeugen 
zu dem in Frage ſtehenden Vorgang von der Art ſein, 
daß darin eine, ſei es auch nur nachgefolgte, ſtrafbare Mit⸗ 
wirkung bei ihm erblickt werden kann. Die Annahme 
einer Teilnahme erſcheint dagegen ausgeſchloſſen, wenn es 
ſich wie vorliegend um einen tatſächlichen Vorgang handelt, 
der zwar mit der angeklagten Tat in einem äußerlichen 
Zuſammenhang ſteht, aber eine materiell und ſtrafrechtlich 
durchaus ſelbſtändige Verſchuldung des Zeugen in 
ſich ſchließt (RG. E. XI S. 300, XVII S. 117). Hienach 
mußte nach SS 392, 393 StPO. entſchieden werden, da die 
Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen iſt, daß die Entſcheidung 
anders ausgefallen wäre, wenn die Beeidigung der Zeugin 
Sch. ſtattgefunden hätte. — Die Aufhebung des Berufungs⸗ 
urteils erfolgte zugleich wegen rechtlich nicht bedenkenfreier 
Anwendung der §8 193 und 73 StGB. 

Urteil des Strafſenats vom 8. Juni 1914 in der Pri⸗ 

vatklageſache E. P. gegen A. und P. L. wegen Be⸗ 

leidigung. 
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In einem anderen Fall wurde die Reviſion an ſich für 
zuläſſig erachtet, obgleich eine entſprechende ſpezielle Reviſions⸗ 
rüge nicht erhoben war. 

Aus den Gründen: 

Soweit die Nichtbeeidigung des Zeugen Schw. wegen 
Verdachts der Mittäterſchaft, alſo die Verletzung einer Rechts⸗ 
norm über das Verfahren gerügt wird, ſteht einer ſolchen 
Anfechtung an ſich wie auch die Reviſion nicht verkennt, die 
Beſtimmung des § 380 StPO. entgegen. Indes käme hiebei 
auch eine Verletzung des materiellen Rechs in Frage, falls, 
wie die Reviſion annimmt, es ſich einzig um einen Fall des 
Art. 51 Abſ. 1 Satz 2 des Waſſergeſetzes vom 1. Dezember 
1900 handeln würde und der Zeuge hiebei wegen Verdachts 
der Mittäterſchaft zu einer derartigen Zuwiderhandlung nicht 
beeidigt worden wäre. Denn der erwähnte Satz des Art. 51 
ſpricht ausdrücklich nur von dem Beſitzer der Stauanlage 
und der Zeuge Schw. war lediglich als Schloſſer von dem 
Waſſerwerksbeſitzer im Geſchäft angeſtellt. Die Nichtbeeidi⸗ 
gung wäre ſonach durch eine Verkennung der materiellen 
Geſetzesvorſchrift beeinflußt. Allein die Sache liegt anders: 
nach dem Protokoll wurde der Zeuge Schw. gemäß § 56 
Ziff. 3 StPO. unbeeidigt vernommen, weil er als Selbſt⸗ 
täter hinſichtlich der den Gegenſtand der Verhandlung bil⸗ 
dende Tat verdächtig war und den Gegenſtand der Berufungs⸗ 
verhandlung bildete nicht nur eine Verfehlung gegen Art. 51 
Abſ. 1 Satz 2 und gegen den die Strafandrohung auch 
hiewegen enthaltenden Art. 107 Ziff. 3 Waſſergeſ., ſondern 
zugleich eine Zuwiderhandlung gegen die bei Genehmigung 
der Stauanlage aufgeſtellten Konzeſſionsbedingungen, 
Art. 107 Ziff. 1 und die letztere Strafbeſtimmung richtet 
ſich, wie übrigens auch die des Art. 107 Ziff. 3, nicht bloß 
gegen den Beſitzer der Stauanlage, ſondern allgemein gegen 
den Täter („wer ... ausübt“). Hienach iſt die Nichtbe⸗ 
eidigung des Zeugen Schw. auch nicht durch einen in dieſem 
Reviſionsverfahren beachtlichen materiell-rechtlichen Verſtoß 
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etwa beeinflußt. — Die ſonſt erhobene Rüge einer Verletzung 
des Geſetzes wurde als unbegründet verworfen. 
Urteil des Strafſenats vom 2. November 1914 in der 


Strafſache gegen H. R. wegen Verfehlung gegen das 
Waſſergeſetz. 
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II. 
Abhandlung. 


Der Aachweis des Erbrechts gegenüber Aachlaßſchuld⸗ 
nern und ſonſtigen am Nachlaß Beteiligten. 
Von Rechtsanwalt Dr. Eugen Joſef in Freiburg i. Br. 


I. Dem Urteil des OLG. Colmar vom 19. Februar 
1914 (OLG. 30, 185; Recht 14 N. 1288) liegt folgender 
Sachverhalt zugrunde: Der Beklagte verſchuldete der ohne 
letztwillige Verfügung, unverheiratet und kinderlos verſtor⸗ 
benen Erblaſſerin ein Darlehen; beim Tode der Gläubigerin 
hatten auch weder Eltern, noch Abkömmlinge der Eltern, 
noch Großeltern oder Urgroßeltern gelebt. Wohl aber hatte 
Kläger nachgewieſen, daß er ehelich von den Großeltern der 
Mutter der Erblaſſerin von väterlicher Seite abſtamme; aus 
den SS 1928, 1930 BGB. folgerte er, daß er ſomit zur ge⸗ 
ſetzlichen Erbfolge — allein oder mit anderen zu gleichen 
Teilen — berufen ſei und klagte gemäß § 2039 auf Hinter⸗ 
legung des Betrages für die Erben. Der Beklagte ver⸗ 
weigerte dies, weil Abkömmlinge der Großeltern der Erb» 
laſſerin vorhanden- ſeien, durch die ſonach der Kläger von 
der Erbfolge ausgeſchloſſen ſei (§ 1928 Abſ. 3), und das 
OLG. erachtete für erwieſen, daß die Großeltern der Erb: 
lafjerin von väterlicher Seite außer der Erblaſſerin andere 
Abkömmlinge gehabt hatten. Darüber ob dieſe letzteren den 
Erbfall noch erlebt hatten oder ob fie ſchon vorher wegge⸗ 
fallen waren, ſtritten die Parteien; das OLG. erachtete den 
Kläger als beweispflichtig dafür, daß dieſe ihm vorgehenden 
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Abkömmlinge weggefallen ſeien, mit folgender Begründung: 
Wenn der Erbe gegen den Erbſchaftsbeſitzer auf Herausgabe 
klage ($ 2018), jo brauche er nur zu beweiſen, daß ihm der 
Berufungsgrund, aus dem er ſein Erbrecht ableitet, wirklich 
zur Seite ſteht; das Vorhandenſein ihm vorgehender Erb⸗ 
berechtigter habe der beklagte Erbſchaftsbeſitzer zu beweiſen, 
und nur deren Wegfall habe wieder der Kläger zu beweiſen. 
Ein anderes gelte, wenn der Erbe (oder auch der Miterbe 
gemäß § 2039) den Schuldner einer Nachlaßforderung auf 
Leiſtung belangt: Durch Leiſtung an einen Kläger, der 
nicht Erbe iſt, werde der Nachlaßſchuldner (wofern nicht dem 
Kläger der Erbſchein erteilt iſt, § 2367) nicht befreit; folg⸗ 
lich müßte der Kläger nachweiſen, daß er und kein anderer 
der wahre Erbe ſei. Hier ſei nun erwieſen, daß die Groß⸗ 
eltern der Erblaſſerin von väterlicher Seite andere Abkömm⸗ 
linge gehabt haben, deren Erbrecht dem des Klägers vor⸗ 
gehe. Da es möglich ſei, daß dieſe Abkömmlinge noch 
beim Tode der Erblaſſerin am Leben waren, ſo ſei des 
Klägers Erbrecht nicht erwieſen, die Klage folglich abzu⸗ 
weiſen. — 

Dieſes Urteil gibt Anlaß zu Erörterungen über die 
Rechtsſtellung des Nachlaßſchuldners. Dieſem tritt ein viel⸗ 
leicht ganz Unbekannter gegenüber und verlangt Erfüllung 
(Zahlung oder Hinterlegung) der fälligen Nachlaßſchuld; der 
Nachlaßſchuldner hat gerade in Fällen, wo die Berechtigung 
des angeblichen Erben ſoweit hergeholt iſt, wie im eingangs 
entſchiedenen Fall, allen Anlaß, die Erfüllung, ſolange der 
angebliche Erbe ſich nicht als ſolcher ausweiſt, abzulehnen. 
Dann ſoll der Erbanſprecher berechtigt ſein, auf Erfüllung 
zu klagen und dem Prozeßgericht den Nachweis ſeines äußerſt 
zweifelhaften und recht weit hergeholten Erbrechts zu führen. 
Nimmt das Prozeßgericht dieſen Nachweis als geführt an, 
ſo iſt der Schuldner noch der weiteren Gefahr ausgeſetzt, 
daß er ſpäter von einem anderen Erbanſprecher, der ein 
beſſeres Recht nachweiſt, nochmals auf Zahlung belangt 
wird; denn, wie das OLG. zutreffend bemerkt, wird der 
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Schuldner durch die Leiſtung an einen Kläger, der nicht der 
wahre Erbe iſt, nicht von der Schuld befreit, mag auch die 
Leiſtung auf Grund einer rechtskräftigen Verurteilung oder 
im Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgt ſein. Und die 
gleiche Gefahr ergibt ſich für den Beklagten in dem Fall, 
daß das Nachlaßgericht einem anderen Erbanſprecher, weil 
es dieſen (und nicht den Kläger des früheren Prozeſſes) für 
den wahren Erben hält, den Erbſchein erteilt. 

Sonach erhebt ſich die vom OLG. gar nicht berührte 
Frage, ob nicht der Nachlaßſchuldner jede Leiſtung an den 
Erbanſprecher ablehnen kann, ſo lange bis dieſer einen 
Erbſchein (deſſen öffentlicher Glaube unter allen Umſtänden 
die Befreiung des Schuldners herbeiführt) (8 2367) bei⸗ 
bringt? 

Die Frage wurde im früheren preußiſchen Recht, das 
keine ausdrückliche Beſtimmung hierüber enthielt, verneint 
(Förſter⸗Eccius, Preuß. Pr. 4 § 261 Anm. 1 a), während 
einzelne der anderen früheren Rechte jedem Dritten die Be⸗ 
fugnis erteilten, die Vorlegung eines Erbſcheins zu ver⸗ 
langen und ſich auf eine andere Legitimation des Erben nicht 
einzulaſſen. Die Mot. 5, 568 lehnen indes eine ſolche Vor⸗ 
ſchrift als zu weitgehend ab; ſie bemerken: der Erbe könnte 
dadurch in eine mißliche Lage geraten, wenn das Nachlaß⸗ 
gericht die Erteilung des Erbſcheins ablehne; dann wäre 
ihm der Prozeßweg verſperrt, während nicht abzuſehen ſei, 
weshalb dieſer Weg nicht in der Art, daß der Erbe ſeine 
Legitimation in der gewöhnlichen Weiſe führt, geſtattet wer⸗ 
den ſollte. Zudem würde der Erbe hiermit in den häufigen 
Fällen, in denen ſeine Erbeneigenſchaft den Beteiligten hin⸗ 
reichend bekannt iſt, mit nutzloſen Koſten belaſtet werden. 
Aus den gleichen Gründen wurde auch ein in der Kom— 
miſſion geſtellter Antrag, wonach der Nachlaßſchuldner be⸗ 
rechtigt ſein ſollte, die Leiſtung bis zur Erteilung des Erb— 
ſcheins zu verweigern, ferner jeder Dritte einſeitige Rechts⸗ 
geſchäfte des Erben bis zur Vorlegung des Erbſcheins zurück⸗ 
zuweiſen befugt ſein ſollte, abgelehnt. Prot. 5, 686. Das 
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Reichsgericht hat demgemäß die oben aufgeworfene Frage 
verneint, ſo in J. W. 00, 729: Im Lauf des Rechtsſtreits 
ſtarb der Kläger; die Witwe legte das Teſtament vor, durch 
das ihr die unbeſchränkte Verwaltung und Verfügung über 
den geſamten Nachlaß eingeräumt war, und nahm den 
Rechtsſtreit auf. Das NG. erachtete die Beibringung eines 
Erbſcheins für unnötig. Ferner RG. 54, 344: Die Kläger 
verlangten unter Vorlegung des Teſtaments und der Er⸗ 
öffnungsverhandlung von der beklagten Bank die Aushän⸗ 
digung der Wertpapiere der Erblaſſerin; das RG. erachtete 
die von der Beklagten verlangte Vorlegung eines Erbſcheins 
für unnötig. In beiden Fällen war die Erbberechtigung 
ſoweit erſichtlich gar nicht beſtritten. Endlich RG. in Gruchot 
52, 1096: Der beklagte Erbe hatte ein Vermächtnis an die 
Kläger auszuzahlen, wenn dieſe eine Erklärung der Ge⸗ 
ſchwiſter des vorverſtorbenen Ehemannes der Erblaſſerin bei⸗ 
bringen würden, wonach die Geſchwiſter gewiſſen Anſprüchen 
gegen die Erblaſſerin entſagten. Eines dieſer Geſchwiſter 
war vor wenigen Jahren geſtorben unter Hinterlaſſung 
zweier Töchter, die jene Entſagungserklärung ausgeſtellt 
hatten. Hiermit erachteten die Kläger die Entſagungserklä⸗ 
rung als beigebracht; ſie beriefen ſich auf Zeugen darüber, 
daß dieſe Töchter die alleinigen Erben des Vorverſtorbenen 
ſeien. Das Berufungsgericht lehnte die Zeugenvernehmung 
ab, weil die Kläger jenen Nachweis nur durch einen Erb⸗ 
ſchein führen könnten; das Reichsgericht führt dagegen aus: 
wenn jene Behauptung der Kläger richtig ſei, ſo ſei Be⸗ 
klagter zahlungspflichtig und ſchon bei Erhebung der 
Klage zahlungspflichtig geweſen; die Zahlungspflicht ent⸗ 
ſtehe nicht erſt mit der Erbringung des Nachweiſes der Erb— 
berechtigung jener beiden Töchter des Vorverſtorbenen. Da⸗ 
nach habe das Berufungsgericht in Anwendung des § 286 
3PO. die über das Erbrecht benannten Zeugen zu vernehmen. 
Auch hier war das alleinige Erbrecht der beiden Töchter, 
ſoweit erſichtlich, gar nicht beſtritten. 

Der dieſen Entſcheidungen zugrundeliegende Sachver— 
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halt ergibt zugleich die Richtigkeit der Rechtsanſicht des 
Reichsgerichts; es wäre in der Tat eine durch nichts ge⸗ 
rechtfertigte Beläſtigung des Erben, wenn er gezwungen ſein 
ſollte, in allen Fällen, wo die Erbberechtigung dem Gegen⸗ 
beteiligten bekannt iſt oder nach der Ueberzeugung des Ge⸗ 
richts nicht mit Grund zu bezweifeln iſt, dennoch auf Ver⸗ 
langen des Gegenbeteiligten den Erbſchein vorzulegen; der 
Erbe wäre hiermit der Schikane ausgeſetzt. Demgegenüber 
kann der bloße Umſtand, daß z. B. das vorgelegte Teſta⸗ 
ment durch ein ſpäteres aufgehoben ſein könnte, in ſolchem 
Fall aber der Schuldner nicht befreit iſt, nicht in Betracht 
kommen. Der Geſetzgeber hielt es nicht für nötig, für ſo 
ſelten vorkommende Ausnahmefälle Vorſorge zu treffen, zu⸗ 
mal unter den früheren Rechten ſich aus dieſer Regelung 
Mißſtände nicht ergeben hatten. Vgl. Prot. 5, 727, 728. 
Die entgegengeſetzte Anſicht von Hellwig (Seuff. Bl. 69, 473), 
der eine grundſätzliche Verpflichtung des Erben zur Vor⸗ 
legung des Erbſcheins annimmt und ihn auf den Einwand 
aus § 226 BGB. verweiſt, iſt nicht überzeugend. Denn der 
Nachweis, daß das Verlangen nach Vorlegung des Erb— 
ſcheins, „nur den Zweck haben kann“, dem Erben „Schaden 
zuzufügen“, d. h. Koſten zu verurſachen, wird dem Erben 
nur in den ſeltenſten Fällen gelingen, wie gerade die oben 
mitgeteilten drei Entſcheidungen ergeben: ſoweit erſichtlich 
waren in keinem dieſer Fälle Bedenken gegen die dort in 
Betracht kommende Erbeneigenſchaft aufgeſtoßen: aber da 
die Möglichkeit einer anderen Rechtslage doch nicht ganz 
ausgeſchloſſen war, diente der Erbſchein immerhin zur grö- 
ßeren Sicherheit der Gegenbeteiligten, ſo daß der § 226 
keineswegs zur Beſeitigung des Verlangens dienen konnte, 
das, ſoweit die Sachlage zurzeit zu überſehen war, ſich als 
eine unnötige Beläſtigung der Erben darſtellte. Der von 
Hellwig angezogene $ 380 BGB. ſteht der hier vertretenen 
Anſicht nicht entgegen: der Nachlaßſchuldner hat hinterlegt 
wegen Ungewißheit über die Perſon des Gläubigers, alſo 
für die unbekannten Erben und braucht die in § 380 vor⸗ 
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geſchriebene Erklärung über die Empfangsberechtigung erſt 
abzugeben, wenn ihm ein Erbanſprecher nachweiſt, daß er 
der alleinige Erbe ſei, alſo wenn ihm das Erbrecht ſo be⸗ 
ſtimmt nachgewieſen iſt, daß er ſich auf entſchuldbare Unge⸗ 
wißheit nicht mehr berufen kann; mangels dieſer Voraus⸗ 
ſetzung iſt der Erbanſprecher nicht „der Gläubiger“ i. S. des 
§ 380. RG. 79, 77. Dieſer Nachweis wird aber kaum je 
anders zu erbringen ſein als durch den Erbſchein; legt der 
Erbanſprecher dieſen der Hinterlegungsſtelle vor und bedarf 
es nach dem Landesgeſetz dann noch einer Erklärung des 
Hinterlegers (Nachlaßſchuldners), ſo kann dieſer ſie ohne 
Gefahr abgeben. 

Allerdings bietet nun der eingangs mitgeteilte Fall eine 
Beſonderheit: Kläger ſtützte ſein Erbrecht nicht auf ein Te⸗ 
ſtament, auch nicht auf eine Verwandtſchaft, die der Beklagte 
überſehen und als glaubhaft annehmen konnte; er ftüßte 
ſein Erbrecht vielmehr auf gemeinſchaftliche Urgroßeltern, 
alſo auf reichlich fünfzig Geburts⸗ und Sterbefälle, die ſich 
über mehr als ein volles Jahrhundert erſtreckten. Ob ihm 
das Nachlaßgericht den Erbſchein erteilt hätte, d. h. ob es 
ſich von dem Beſtehen des vom Kläger behaupteten Erbrechts 
überzeugt hätte ($ 2359), erſcheint mindeſtens zweifelhaft. 
Aber eine geſetzliche Vorſchrift, die den Beklagten berechtigt, 
in ſolchem Falle jede Verhandlung mit dem geſetzlichen Er: 
ben bis zur Vorlegung des Erbſcheins abzulehnen, gibt es 
nicht; in der Kommiſſion wurde, wie oben erwähnt, ein dies⸗ 
bezüglicher Antrag abgelehnt und die Motive weiſen a. a. O. 
gegenteils darauf hin, daß gerade, wenn das Nachlaßgericht 
die Erteilung des Erbſcheins verweigert, es dem angeblichen 
Erben unbenommen ſein müſſe, ſein Erbrecht im Prozeß 
nachzuweiſen. Ein beſonderer Nachteil kann hierdurch dem 
Nachlaßſchuldner auch gar nicht entſtehen: er kann dem 
Prozeß entgehen, indem er gemäß § 372 Satz 2 den ge⸗ 
ſchuldeten Betrag hinterlegt, und ſelbſt wenn er ſich auf den 
Prozeß einläßt und in ihm unterliegt, ſo iſt er gegen die 
Koſtenlaſt geſchützt durch den unten zu beſprechenden § 94 
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3PO., der in der Kommiſſion eigens für Rechtsverhältniſſe 
der hier beſprochenen Art beſchloſſen wurde (Prot. 5, 687). 
— Ganz beſonders tritt die hier beſprochene Frage hervor 
beim Vorliegen eines eigenhändigen Teſtaments. Da dieſes 
dem Gericht zur Verwahrung abgeliefert wird und die Rück⸗ 
gabe der Urſchrift unzuläſſig iſt (KJ. 38, 145), fo kann 
der Erbe dem Nachlaßſchuldner höchſtens eine beglaubigte 
Abſchrift desſelben vorlegen, aus der doch aber der Nach⸗ 
laßſchuldner (oder ſonſtige Gegenbeteiligte) nicht erſehen 
kann, ob die Urſchrift des Teſtaments wirklich die echte Unter⸗ 
ſchrift des Erblaſſers trägt. Dennoch berechtigt keine ge- 
ſetzliche Vorſchrift den Nachlaßſchuldner, die Verhandlung 
mit dem im eigenhändigen Teſtament berufenen Erben bis 
zur Vorlegung des Erbſcheins abzulehnen !); hegt er erheb- 
liche Zweifel über die Begründetheit der Erbberechtigung, ſo 
daß er bei Anwendung der verkehrserforderlichen Sorgfalt 
in Ungewißheit über die Perſon des Erben iſt, ſo iſt er zur 
Hinterlegung (nicht verpflichtet; RG. 61, 250), aber berech⸗ 
tigt. Hinterlegt er nicht, ſo muß er ſich gefallen laſſen, daß 
ihm der Erbanſprecher im Prozeß den Nachweis der Echt⸗ 
heit der Unterſchrift, und hiermit der Erbberechtigung führt, 
ganz wie dies der geſetzliche Erbe kann, mag er auch mit 
dem Erblaſſer noch ſo weitläufig verwandt ſein. Beſondere 
Mißſtände ſind aus dieſer Regelung, die der der meiſten 
früheren Rechte entſpricht, nicht hervorgetreten; die Umſtänd⸗ 
lichkeiten und Koſten, die für den Erben mit der Beſchaffung 
des Erbſcheins verbunden ſind, erſchienen dem Geſetzgeber 
beachtlicher, als die Gefahren, die die hier vertretene Rege⸗ 
lung zur Folge hat. 

Ein rechtsähnlicher Fall iſt folgender: nach § 410 
braucht der Schuldner dem Zeſſionar nur gegen Aushändi- 
gung einer vom Zedenten ausgeſtellten Abtretungsurkunde zu 
leiſten; ein Antrag, die öffentliche Beglaubigung der Ab— 


1) Tie entgegengeſetzte Anſicht von Jaſt row in DNotV. 3, 452, 453, 
die ich im ArchzivPrax. 100, 438 wiedergegeben habe, erſcheint danach 
nicht richtig. 
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tretungsurkunde vorzuſchreiben, wurde in der Kommiſſion 
abgelehnt, weil der Zweck der Sicherſtellung des Schuldners 
jene Beglaubigung nicht erfordere, hierdurch auch die Ueber⸗ 
tragung von Forderungen zu ſehr erſchwert würde und der 
Schuldner jene Befugnis zur Schikane des Gläubigers miß⸗ 
brauchen könne. Port. 1, 397. Hat der Schuldner berech⸗ 
tigte Zweifel an der Echtheit der Unterſchrift, ſo daß er bei 
Anwendung der verkehrserforderlichen Sorgfalt in Ungewißheit 
über die Perſon des wahren Gläubigers iſt, ſo iſt er berech⸗ 
tigt zu hinterlegen. Will er dies nicht tun, ſo hat er im 
gedachten Fall der berechtigten Zweifel, wie $ 94 ZPO. er⸗ 
gibt, einen Anſpruch darauf, daß der angebliche Zeſſionar 
ihm den Uebergang des Anſpruchs nachweiſe, und zwar 
in der durch Treu und Glauben nach der Verkehrsſitte ge⸗ 
botenen Form, ſo daß danach ſchon ein bloßes Beſtätigungs⸗ 
ſchreiben des Zedenten genügen kann und der Schuldner 
Anſpruch auf Vorlegung einer beglaubigten Abtretungs⸗ 
erklärung nur unter ganz ausnahmsweiſe gearteten Umſtän⸗ 
den hat. Erbringt der Zeſſionar den ſo erforderlichen Nach⸗ 
weis nicht und erhebt er Klage, ſo fallen ihm inſoweit die 
Prozeskoſten zur Laſt; die Koſtenpflicht des obſiegenden 
Zeſſionars tritt alſo nicht ſchlechthin ein, ſondern nur wenn 
die Unterlaſſung des Nachweiſes bei verſtändiger Würdigung 
den Schuldner veranlaſſen konnte, den Anſpruch zu beſtreiten. 
— Das gleiche gilt in unſerem Fall von dem Nachweiſe des 
Erbrechts: der jetzige $ 94 ZPO. tft beſchloſſen in der 
Kommiſſion bei Beratung des oben erwähnten Antrages, 
wonach der Schuldner berechtigt ſein ſollte, jede Verhand⸗ 
lung mit dem nicht durch Erbſchein ausgewieſenen Erben 
abzulehnen, und er war dort nur auf dieſen Fall zuge⸗ 
ſchnitten. Seine Anwendung iſt geboten in dem eingangs 
mitgeteilten Fall, wo dem Kläger überhaupt jede Möglich⸗ 
keit eines Nachweiſes fehlte; der Beklagte konnte ſich im 
Prozeß beſtreitend verhalten und es darauf ankommen laſſen, 
daß Kläger ihm dieſen Nachweis führe; auch wenn der Klä⸗ 
ger obgeſiegt hätte, wäre er in die Koſten zu verurteilen ge⸗ 
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weſen. Legt der Erbe dem Nachlaßſchuldner dagegen die 
Ausfertigung des Teſtaments oder auch nur die beglaubigte 
Abſchrift des eigenhändigen Teſtaments vor oder iſt der Erbe 
dem Nachlaßſchuldner als der nächſte Verwandte des Gläu⸗ 
bigers bekannt, ſo kann der Schuldner nur unter ganz aus⸗ 
nahmsweiſe gearteten Umſtänden veranlaßt werden, den An⸗ 
ſpruch zu beſtreiten und die Vorlegung des Erbſcheins zu 
verlangen, ſo etwa wenn er glaubwürdig weiß, daß das 
Teſtament angefochten (88 2078, 2079) oder die Echtheit der 
Unterſchrift beſtritten iſt oder daß das Nachlaßgericht bereits 
die Erteilung des Erbſcheins abgelehnt hat. Liegen ſolche 
Umſtände nicht vor und läßt der Nachlaßſchuldner es dennoch 
auf den Prozeß ankommen, ſo muß er auch die Koſten tra⸗ 
gen; denn auf die Verlegung des Erbſcheins hat er nach der 
oben nachgewieſenen Abſicht des Geſetzes nicht ſchlechthin 
einen Anſpruch. 

II. Das oben über den Nachweis des Erbrechts gegen⸗ 
über den Nachlaßſchuldnern Geſagte gilt auch für alle ſonſti⸗ 
gen Rechtslagen, in denen der Nachweis eines Erbrechts 
gegenüber Dritten in Betracht kommt, ſo in dem oben mit⸗ 
geteilten Urteil des Reichsgerichts in Gruchot Beitr. 52, 
1096: der Vermächtnisnehmer hatte dem Erben eine Erklä⸗ 
rung gewiſſer Perſonen beizubringen, daß dieſen keine An⸗ 
ſprüche gewiſſer Art gegen den Teſtierer zuſtänden; iſt eine 
dieſer Perſonen geſtorben und bringt der Vermächtnisnehmer 
die Erklärungen Dritter mit der Behauptung bei, dieſe Drit⸗ 
ten ſeien die Erben des Erklärungspflichtigen, ſo kann der 
Erbe die Leiſtung des Vermächtniſſes nicht deshalb ablehnen, 
weil kein Erbſchein vorliege, die Erklärungen alſo noch gar 
nicht als beigebracht gelten könnten. Der Vermächtnisnehmer 
kann vielmehr den Nachweis, daß jene Dritten die Allein⸗ 
erben des Erklärungspflichtigen ſeien, auch in dem auf Lei⸗ 
ſtung des Vermächtniſſes angeſtrengten Rechtsſtreit dem Er⸗ 
ben führen. Die entgegengeſetzte Anſicht würde oft, ganz 
beſonders wenn dem Beibringungsberechtigten die Eigenſchaft 
der Dritten als Erben bekannt iſt, zu einer ungerechtfertig⸗ 
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ten Beläſtigung für den Beibringungspflichtigen führen. 
Ein anderer hierher gehöriger Fall iſt folgender: Nach 
dem Tode des Mieters iſt gemäß § 569 BGB. fein Erbe 
berechtigt, das Mietverhältnis mit geſetzlicher Friſt zu kün⸗ 
digen; muß er ſich nun hierbei dem Vermieter gegenüber 
durch Vorlegung des Erbſcheins (oder ſonſtiger Urkunden) 
ausweiſen? Das bejaht das Kammergericht in OLG. 28, 154 
(Recht 14 N. 1825) mit folgender Begründung: Der Rechts⸗ 
nachfolger müſſe ſeine Legitimation zur Abgabe der Erklä⸗ 
rung durch gleichzeitige Vorlegung der hierzu erforderlichen 
Urkunden ausweiſen; andernfalls könne der Vermieter die 
Kündigung zurückweiſen. Dieſer Rechtsſatz ſei im Geſetz 
bei den Vorſchriften über die Miete zwar nicht ausgeſpro⸗ 
chen, aber anzuwenden, weil ein allgemeiner Rechtsſatz dieſes 
Inhalts für alle einſeitigen Willenserklärungen im Geſetz 
beſtehe. Dies ergebe ſich aus den SS 111, 174, 182 Abſ. 3, 
410, 1160 Abſ. 2, 1831. Der Vermieter habe ein ſehr er⸗ 
hebliches rechtliches Intereſſe daran zu wiſſen, ob der Kün⸗ 
digende wirklich der Erbe des verſtorbenen Mieters iſt. — 
Dem iſt nicht beizutreten; man wird vielmehr mit Mittel⸗ 
ſteiner im Recht 10, 269 folgendes annehmen: Aus all⸗ 
gemeinen Rechtsſätzen ergibt ſich eine Befugnis des Emp⸗ 
fängers einer Kündigung, die Kündigung eines Rechtsnach⸗ 
folgers zurückzuweiſen, weil er ſich nicht als ſolcher ſofort 
ausweiſen kann, nicht (vgl. Mot. 2, 137). Das Geſetz iſt 
aber für eine Reihe von Fällen in den oben angezogenen 
Vorſchriften dem Erklärungsempfänger zu Hilfe gekommen; 
insbeſondere iſt nach §S 410 eine Kündigung des Zeſſionars, 
die ohne deſſen Ausweis erfolgt und dieſerhalb vom Schuld- 
ner zurückgewieſen wird, unwirkſam. Dem Schuldner wird 
hier alſo nur eine Befugnis zur — unverzüglichen — Zu⸗ 
rückweiſung der Kündigung gegeben; andrerſeits genügt die 
Vorlegung einer privatſchriftlichen Abtretungsurkunde, eine 
Beglaubigung der Unterſchrift kann der Schuldner nicht ver⸗ 
langen (Prot. 1, 397). Danach handelt es ſich in jenen 
Beſtimmungen um poſitivrechtliche Vorſchriften, deren ent⸗ 
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ſprechende Ausdehnung auf verwandte Fälle nicht ohne wei⸗ 
teres angängig iſt. Der Zedent kann mit Leichtigkeit ein 
Schriftſtück über die Abtretung aufſetzen und tut dies wohl 
ausnahmslos; dagegen kann der Verſtorbene eine Erklärung 
überhaupt nicht mehr abgeben; daher kann die durch § 412 
im Fall der Uebertragung kraft Geſetzes vorgeſchriebene An⸗ 
wendung des § 410 nicht Platz greifen im Fall der Erb⸗ 
folge (vgl. Hellwig a. a. O. 477). Das Intereſſe des 
Vermieters, zu wiſſen, ob der Kündigende wirklich der Erbe 
des Mieters iſt, kann nicht ausſchlaggebend ſein; denn ſonſt 
würde der Mieter in zahlreichen Fällen der ihm durch § 569 
gewährten Wohltat verluſtig gehen, da der Mieter die er⸗ 
forderliche Urkunde in der zur Kündigung zu Gebote ſtehen⸗ 
den Zeit oft genug gar nicht zur Hand hat. Erwägt man 
ferner, daß die Kündigung zumeiſt ausgeht von den Haus⸗ 
genoſſen des verſtorbenen Mieters, alſo von Perſonen, 
für deren Erbrecht eine gewiſſe tatſächliche Vermutung be⸗ 
ſteht, ſo wäre es eine ungerechtfertigte Beläſtigung des Er⸗ 
ben, wenn man dem Vermieter das Recht zur Zurückweiſung 
der Kündigung wegen mangelnden Erbausweiſes einräumen 
wollte. Hat der zur Kündigung Berechtigte die Kündigung 
gehörig erklärt, ſo tritt ihre Wirkung ein, mag auch Streit 
darüber herrſchen, ob der Kündigende berechtigt war oder 
nicht; ein ſolcher Streit iſt in dem Rechtsſtreit auszutragen, 
der demnächſt über die Verpflichtung zur Zahlung weiteren 
Mietzinſes für die Zeit nach Ablauf der Kündigungsfriſt 
entſteht, oder auch im Weg der Feſtſtellungsklage. 

Daß die vom KG. angezogenen Vorſchriften der §8 111 
uſw. nicht der Ausfluß eines das Geſetz beherrſchenden 
Grundgedankens ſind, ergibt, wie in RG. 74, 263 dargelegt, 
auch ihre Entſtehung. Der Entw. I enthielt nur die Vor: 
ſchrift des S 410 Abſ. 1 Satz 2 in § 308 Satz 1 und die 
Vorſchrift des $ 1160 Abſ. 2 in § 1118. Dagegen finden 
ſich die Vorſchriften des §S 111 Satz 2 und des § 1831 erſt 
im Entw. II ($$ 85, 1711) und auch § 182 Abſ. 3 wurde 
erſt nachträglich in der Kommiſſion beſchloſſen (Prot. 6, 138). 
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Dies ſpricht dagegen, daß den Entw. bereits jener Grund⸗ 
gedanke beherrſcht habe; und der Umſtand, daß für die zahl⸗ 
reichen anderen Fälle, in denen die Legitimation des Kün⸗ 
digenden zweifelhaft und unſicher ſein kann (ſo wenn ſie auf 
geſetzliche Vertretung oder auf Erbgang geſtützt wird), keine 
entſprechende Beſtimmung im geltenden Geſetz getroffen iſt, 
weiſt darauf hin, daß auch dieſes die angezogenen Vor⸗ 
ſchriften als Sondervorſchriften und nicht als Ausfluß eines 
den geſamten Rechtsverkehr beherrſchenden Grundgedankens 
behandelt. 

III. Dem Beſchluß des Kammergerichts vom 5. März 
1914 (OLG. 30, 195) liegt, ſoweit er hier in Betracht kommt, 
folgender Sachverhalt zugrunde: A. hatte nach dem Tode 
ſeiner erſten Frau die Kläger, ſeine Kinder, als Erben be⸗ 
rufen; darauf ging er eine zweite Ehe ein, aus der eine 
Tochter hervorging. Dieſe, vertreten durch ihre Mutter, focht 
nach dem Tode des A. das Teſtament gemäß $ 2079 an. 
Nichtsdeſtoweniger kündigten die Kläger dem beklagten Eigen⸗ 
tümer eine für den Erblaſſer eingetragene Hypothek und be⸗ 
antragten nunmehr ſeine Verurteilung, das Kapital an ſie zu 
zahlen, hilfsweiſe es für alle Erben zu hinterlegen. Das 
KG. erachtete nicht den erſteren, wohl aber den letzteren 
Antrag für begründet, indem es ausführt: Da die Kläger 
einen Erbſchein nicht erhalten hätten, ſo ſtehe ihnen die Ver⸗ 
mutung des § 2365 nicht zur Seite. Habe die von dem 
zweitehelichen Kind erkärte Anfechtung Erfolg, ſo ſei das 
Teſtament, durch das die Kläger berufen waren, nach § 142 
Abſ. 1 als von Anfang an nichtig anzuſehen und der mit 
der Tatſache der Anfechtung und ihrem Grund bekannte 
Beklagte müſſe ſich nach Abſ. 2 ſo behandeln laſſen, als 
wenn er die Nichtigkeit des Teſtaments gekannt hätte. Da⸗ 
nach habe der Beklagte nicht die Sicherheit, daß er an die 
Kläger mit befreiender Wirkung zahlen könne; die Kläger 
ſeien nicht in der Lage, ihm die Quittung und die ſonſtigen 
zur Löſchung erforderlichen Urkunden ($$ 368, 1144) zu er⸗ 
teilen. Wohl aber könnten die Kläger, auch wenn ſie nur 
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Miterben neben dem zweitehelichen Kind find, verlangen, daß 
der Beklagte das Kapital für alle Erben hinterlege. — 

Dieſer Entſcheidung iſt nicht beizuſtimmen. Das zweit⸗ 
eheliche Kind hatie das Teſtament angefochten, und das KG. 
weiſt darauf hin, dieſe Anfechtung ſei nach § 2079 Satz 1 
ohne weiteres gerechtfertigt, wenn nicht die Kläger die Aus⸗ 
nahme des Satzes 2 beweiſen. Allein die Frage nach der 
Berechtigtheit jener Anfechtung konnte in den hier vom ein⸗ 
geſetzten Erben gegen den Nachlaßſchuldner!) geführten 
Rechtsſtreit nicht erörtert werden, ſondern nur in dem vom 
Anfechtenden gegen die jetzigen Kläger anzuſtellenden Rechts⸗ 
ſtreit oder vom Nachlaßgericht, wenn es um die Erteilung 
des Erbſcheins angegangen wurde (KGJ. 38, 118). Eben⸗ 
ſowenig kommt hier der vom KG. angezogene $ 142 Abſ. 2 
in Betracht; denn wenn die Anfechtung Erfolg hat, das 
Teſtament alſo nichtig iſt, ſo iſt die vom Nachlaßſchuldner 
dem Teſtamentserben geleiſtete Zahlung für den Anfechten⸗ 
den ſchlechthin unverbindlich, auch wenn er von der Nichtig⸗ 
keit des Teſtaments keine Kenntnis hatte: wie oben zu J im 
Eingang dargelegt, würde er nur befreit ſein, wenn dem 
unterlegenen Teſtamentserben der Erbſchein erteilt war. Bei 
der Entſcheidung kommen vielmehr folgende Erwägungen in 
Betracht: Man ſetze den Fall, der Erbe, der eine Nachlaß⸗ 
hypothek einklagt, ſtützt ſeine Erbberechtigung auf ein privat⸗ 
ſchriftliches Teſtament oder gar, wie im eingangs mitgeteil⸗ 
ten Fall, auf ein — weit hergeholtes — geſetzliches Erb⸗ 
recht. Der oben nachgewieſene Grundſatz, daß der Nachlaß⸗ 
ſchuldner die Verhandlung mit einem ſolchen Erben nicht bis 
zur Beibringung des Erbſcheins ablehnen kann und daß ihm 
der Erbanſprecher den Beweis ſeines Erbrechts im Prozeß 
führen kann, kommt hier nicht in Betracht, da nach § 1144 
der Eigentümer gegen Befriedigung des Gläubigers die Aus⸗ 
händigung der zur Grundbuchberichtigung erforderlichen Ur⸗ 
kunden verlangen kann, alſo nach § 36 Abſ. 1 Satz 1 GBO. 

) Dieſer war alſo nicht legitim iert, eine Entſcheidung über jene 
herbeizuführen. 
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des Erbſcheins. Befriedigung und Aushändigung erfolgen 
danach Zug um Zug; ob der Erbſchein ſich als eine Gegen⸗ 
leiſtung i. S. der 88 320 ff. BGB. darſtellt und danach auf 
die Zwangsvollſtreckung aus einem ſolchen Urteil die $$ 726 
Abi. 2, 756, 765 ZPO. Anwendung finden), kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben; jedenfalls muß behufs Erhaltung der dem 
Eigentümer nach § 1144 zuſtehenden Rechte ein Vorbehalt 
aufgenommen werden im entſcheidenden Teil des Urteils, 
alſo dahin, daß der Eigentümer nur gegen Aushändigung 
des beſtimmt zu bezeichnenden Erbſcheins zur Zahlung oder 
Duldung der Zwangsvollſtreckung verpflichtet ſei. Hiermit 
erledigt ſich aber für den Rechtsſtreit die Frage nach der 
Erbberechtigung des Klägers gänzlich, d. h. das Prozeßge⸗ 
richt kann den angeblichen Erben zum Nachweis ſeines Erb- 
rechts nicht zulaſſen und muß vielmehr auf den Einwand 
des Eigentümers in ſolchem Fall die Klage abweiſen. Denn 
ſelbſt wenn das Prozeßgericht den Nachweis des Erbrechts 
als vollſtändig geführt erachtet, könnte es hieraus dennoch 
nicht die Aktivlegitimation des Klägers zur Geltendmachung 
der Hypothek folgern; es müßte vielmehr die Leiſtungspflicht 
des beklagten Eigentümers immer noch davon abhängig 
machen, daß der Kläger ſich durch das Zeugnis des Nach⸗ 
laßgerichts als Erbe ausweiſe. — Nun ſtützten in dem oben 
mitgeteilten, vom Kammergericht entſchiedenen Fall die Klä⸗ 
ger ihre Erbberechtigung auf ein öffentliches Teſtament; ein 
ſolches genügt nach $ 36 Abſ. 1 Satz 2 GBO. zum Nach⸗ 
weis der Erbfolge zwar grundſätzlich, aber nicht in dem Fall, 
wo es nach $ 2079 angefochten tft: hier kann vielmehr das 
y Gaupp⸗Stein (11) Anm. 4 zu 8 726 ZPO. Hat der Eigen- 
tümer den Gläuber befriedigt, erachtet aber das Grundbuchamt zur Lö— 
ſchung der Hypothek weitere Urkunden als die vom Gläubiger dem Eigen: 
tümer übergebenen für erforderlich (S 1144), fo entſteht durch dieſe Ver⸗ 
fügung des Grundbuchamts für den Gläubiger die Verpflichtung zur 
Nachlieferung der Urkunden, und die Entſcheidung des Grundbuchamts 
iſt alſo, wenn der Eigentümer auf Nachlieferung klagt, für das Prozeß⸗ 
gericht bindend; dieſem ſteht ſonach eine Prüfung der Rechtmäßigkeit der 
grundbuchamtlichen Entſcheidung nicht zu. Joſef in 332. 40, 311. 
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Grundbuchamt die Vorlegung eines Erbſcheins verlangen 
(KGJ. 29, 159 = RIA. 5, 206; OLG. 11, 257). Die Bei⸗ 
bringung eines Erbſcheins aber lehnten die Kläger ab; ſie 
hielten ſich vielmehr für berechtigt, die Nachlaßhypothek gel⸗ 
tend zu machen auf Grund des — angefochtenen — Teſta⸗ 
ments. Dieſer Anſpruch war unbegründet und ſonach nicht 
bloß ihr Antrag auf Zahlung, ſondern auch ihr Antrag auf 
Hinterlegung abzuweiſen; denn der § 1144 verſteht unter 
Befriedigung jede Art der freiwilligen Tilgung, alſo auch 
die Hinterlegung (RG. in Gruchot 56, 994). Die Richtig⸗ 
keit dieſer Anſicht ergibt ſich insbeſondere in dem Regelfall, 
wo der Eigentümer die Befriedigung des Gläubigers nicht 
aus eignen Mitteln, ſondern durch einen Dritten von ihm 
-beforgten Erwerber der Hypothek bewirkt; dieſer zahlt dem 
Gläubiger das Hypothekenkapital nur aus gegen Aushändi⸗ 
gung der Urkunden, die zur Umſchreibung der Hypothek auf 
den Namen des Erwerbers erforderlich find‘), nicht aber 
wird er für den Eigentümer das Geld hinterlegen, weil der 
Erbanſprecher fein Erbrecht in der zur Umſchreibung er⸗ 
forderlichen Weiſe darzutun außerſtande iſt. Danach war 
die vom KG. ausgeſprochene Verurteilung zur Hinterlegung 
unbegründet. 

IV. Schließlich ſei hier noch erwähnt der vom Reichs⸗ 
gericht in RG. 11, 261 nach früherem Preußiſchen Recht 
entſchiedene Fall: Der Erblaſſer der Kläger hatte dem Be⸗ 
klagten eine Hypothek abgetreten und ſich in der Abtretungs⸗ 
urkunde das Recht vorbehalten, die Hypothek bis ſpäteſtens 
am 1. April 1882 zurückzuerwerben. Noch vor dieſem Tag 
hatten die Kläger dem Beklagten erklärt, daß ſie von dem 
ihrem Erblaſſer zugeſtandenen Recht zum Rückerwerb Ge: 
brauch machen wollten, und ihn aufgefordert, ſich zu einer 
beſtimmten Stunde bei einem Notar zwecks Erledigung der 
Angelegenheit einzufinden. Bei dieſer Aufforderung hatten 
die Kläger einen Erbausweis nicht beigebracht und Be— 


1) Ueber das Rechtsverhältnis vgl. Joſef im Recht 08, 742. 
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klagter hatte die Aufforderung unbefolgt gelaſſen. Die Klä- 
ger erhoben daher Klage auf Rückübertragung der Hypothek 
und erſt im Lauf des Rechtsſtreits legten ſie einen Erbſchein 
vor, laut deſſen ſie die alleinigen Erben waren. Das Reichs⸗ 
gericht bemerkt hierüber: Der Beklagte ſei, wie ſich aus der 
Natur der Sache ergebe, in ſeinem Recht geweſen, wenn er 
die Rückabtretung der Hypothek nicht leiſtete, bevor die Klä⸗ 
ger ihm gegenüber als Erben des urſprünglichen Erwerbers 
der Hypothek ſich glaubhaft ausgewieſen hatten. — Für das 
jetzige Recht kämen hier die obigen Ausführungen zu J und II 
zur Anwendung: Der Beklagte war Nachlaßſchuldner und 
konnte, wie § 94 3PO. ergibt, die Vorlegung eines Erb⸗ 
ausweiſes verlangen, nicht ſchlechthin eines Erbſcheins; Aus⸗ 
fertigung des Teſtaments oder beglaubigte Abſchrift des 
eigenhändigen Teſtaments nebſt Eröffnungsverhandlung hät⸗ 
ten — wenigſtens grundſätzlich — genügt. Wollten oder 
konnten die Kläger dieſem Verlangen nicht nachkommen und 
klagten ſie auf Rückabtretung, ſo konnten ſie den Nachweis 
ihrer Erbberechtigung noch vor dem Prozeßgericht führen, 
alſo die Verurteilung des Beklagten erreichen, obwohl ſie 
ihm vorher den urkundlichen Nachweis ihres Erbrechts nicht 
geführt hatten; ſie hätten aber in dieſem Obſiegungsfall 
nach § 94 die Koſten zu tragen. 

V. Das Ergebnis dieſer Unterſuchung iſt hiernach: 

1. Obwohl der Nachlaßſchuldner mit unbedingt be⸗ 
freiender Wirkung dem Erben nur leiſten kann, wenn dieſer 
durch Erbſchein ausgewieſen iſt (S 2367), kann er dennoch 
die Verhandlung mit dem angeblichen Erben nicht davon 
abhängig machen, daß dieſer einen Erbſchein vorlege. Daher 
kann der Erbe, ſelbſt wenn das Nachlaßgericht die Ertei⸗ 
lung des Erbſcheins abgelehnt hat, weil es das geſetzliche 
Erbrecht als nicht nachgewieſen oder weil es das Teſtament 
für nichtig anſah, im Prozeßweg feine Erbberechtigung ge— 
gen den Nachlaßſchuldner durchführen. Iſt dieſer bei An⸗ 
wendung der verkehrserforderlichen Sorgfalt in Ungewißheit 
über die Perſon des Erben, ſo befreit er ſich durch Hinterlegung 
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(S 372 Satz 2). Auch ergibt $ 94 ZPO., daß ihm auf fein 
Verlangen der Erbe, bevor er Klage erhebt, die Erbberech⸗ 
tigung nachzuweiſen hat; kann oder will der Erbe dieſer Ver⸗ 
pflichtung nicht nachkommen, erweiſt er aber im Rechtsſtreit 
gegen den Nachlaßſchuldner ſeine Erbberechtigung, ſo fallen 
ihm nach § 94 die Koſten zur Laſt. Legt der Erbe dem 
Nachlaßſchuldner behufs jenes Nachweiſes die Ausfertigung 
des öffentlichen oder die beglaubigte Abſchrift des privat⸗ 
ſchriftlichen Teſtaments nebſt Eröffnungsverhandlung vor oder 
iſt er dem Nachlaßſchuldner als der nächſte Verwandte des 
Erblaſſers bekannt, ſo kann der Nachlaßſchuldner nur beim 
Vorliegen berechtigter Zweifel gegen die Richtigkeit der ſo 
nachgewieſenen Erbberechtigung die Vorlegung des Erbſcheins 
verlangen. Die Gefahr, die dieſe Regelung für den Schuld⸗ 
ner mit ſich bringen kann, erſchien dem Geſetzgeber geringer 
als die Umſtändlichkeiten und Koſten, die eine allgemeine 
Verpflichtung des Erben zur Vorlegung des Erbſcheins zur 
Folge hätte. 

2. Ebenſo iſt die Rechtswirkſamkeit der vom Erben 
gegenüber anderen Nachlaßbeteiligten abgegebenen Erklärun⸗ 
gen, fo z. B. wenn der Erbe des Mieters nach $ 569 die 
Miete kündigt, nicht davon abhängig, daß der Erbe ſich 
hierbei als ſolcher ausweiſt; der Erklärungsempfänger darf 
alſo ſolche Erklärungen nicht wegen mangelnden Erbaus⸗ 
weiſes zurückweiſen. Die Wirkung einer ſolchen Kündigung 
tritt ein, wenn auch Streit darüber herrſcht, ob der Kün⸗ 
digende der Erbe iſt; dieſer Streit iſt auszutragen im Wege 
der Feſtſtellungsklage oder im Rechtsſtreit über die Ver⸗ 
pflichtung zur Fortzahlung des Mietzinſes. Die SS 111, 
174, 182 Abſ. 3, 410, 1160 Abſ. 2, 1831 ſind, wie ihre 
Entſtehung ergibt, nicht der Ausfluß eines das ganze Geſetz 
beherrſchenden Grundgedankens, ſondern vielmehr Sonder⸗ 
vorſchriften, die das Geſetz nur für die in ihnen geregelten 
Rechtslagen als geboten anſah. — Ebenſo kann der, der 
einem anderen die Erklärungen von Erben beizubringen 
hat, im Rechtsſtreit den Nachweis führen, daß die Perſonen, 
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deren Erklärungen er beigebracht hat, die Erben ſind; er iſt 
nicht verpflichtet, dieſen Nachweis durch Vorlegung des Erb— 
ſcheins außerhalb des Rechtsſtreits zu führen. 

3. Gehört zum Nachlaß eine Hypothek (Grundſchuld) 
und ſtützt der angebliche Erbe, der ſie geltend macht, ſein 
Erbrecht auf Geſetz oder auf ein eigenhändiges Teſtament, 
ſo iſt, wenn der Eigentümer die Erbberechtigung des Klä— 
gers beſtreitet, die Klage ohne Unterſuchung, ob dem Kläger 
ein Erbrecht zuſteht, abzuweiſen. Denn nach § 1144 BGB. 
mit $ 36 Abſ. 1 Satz 1 GBO. iſt der Eigentümer zur Zah⸗ 
lung oder Duldung der Zwangsvollſtreckung nur verpflichtet 
gegen Aushändigung des Erbſcheins und ein diesbezüglicher 
Vorbehalt iſt in das Urteil aufzunehmen. Folglich kann das 
Prozeßgericht den angeblichen Erben zum Nachweis ſeines 
Erbrechts nicht zulaſſen; denn auch wenn es dieſes als nach⸗ 
gewieſen erachtet, müßte es die Leiſtungspflicht des Eigen⸗ 
tümers noch davon abhängig machen, daß Kläger ſich durch 
ein Zeugnis des Nachlaßgerichts als Erbe ausweiſe; das 
Prozeßgericht kann alſo die Aktivlegitimation des Erben nicht 
ſelbſtändig feſtſtellen. — Das gleiche gilt, wenn der Kläger 
ſeine Erbberechtigung auf ein öffentliches Teſtament ſtützt, 
das gemäß 8 2079 angefochten iſt, folglich nach § 36 Ab}. 1 
Satz 2 GBO. nicht als zum Nachweis der Erbfolge aus⸗ 
reichend zu erachten iſt. 
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für Staatsanwälte und Verteidiger die wärmſte Empfehlung und bildet 
angeſichts des ſtark ausgeprägten Formalismus des Schwurgerichtsver⸗ 
fahrens, zumal im Bereich der Frageſtellung, einen für die Praxis kaum 
zu entbehrenden wertvollen Ratgeber in allen auftauchenden Zweifels⸗ 
fragen. Das ſorgfältig bearbeitete alphabetiſche Sachregiſter am Schluß 
erhöht die Brauchbarkeit und den Wert des Buches. K. 

Die Kriegsgeſetze zur Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen. Mit 
ausführlicher Inhaltsüberſicht und Erläuterungen herausgegeben von Dr. 
L. Heß, RA. und Notar in Stuttgart (J. Heß, 2. Aufl. Preis 3 M. 
60 Pf., geb. 4 M. 40 Pf.). 

Die Kriegsgeſetze beſchäftigen die Gerichte ſehr häufig und ihr Ju⸗ 
halt gibt zu mannigfachen Zweifeln Anlaß. Die Praxis wird daher die 
vorliegende Schrift begrüßen, die die bis März d. J. erlaſſenen Geſetze, 
Verordnungen und Bekanntmachungen wiedergibt und unter Berückſich— 
tigung der amtlichen Materialien, der Literatur und der Rechtſprechung 
erläutert. Das handliche, klar geſchriebene Buch hat deun auch ſchon die 
zweite Auflage erlebt. Pf. 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 
12. 


Unwirkfames Schmiergeldverſprechen. 


Der Klr. hat als Geſchäftsführer einer G. m. b. H. 
namens dieſer mit der Firma B. &. H. in St. einen Ber: 
trag über eine Lederlieferung im Betrag von 151 200 Mk. 
abgeſchloſſen. Der Bekl. iſt der Sohn des Inhabers dieſer 
Firma und Prokuriſt des Geſchäfts. Nach der beſtrittenen 
Behauptung des Klrs. hat ihm der Bekl. dafür, daß der 
Klr. das Geſchäft mit der Firma B. & H. gemacht habe, 
eine Proviſion von 1% zugeſagt. Der Klr. hat angeblich 
in der Folge den Geſellſchaftern ſeiner Firma von dem Pro⸗ 
viſionsverſprechen Mitteilung gemacht und dieſe haben ſich 
damit einverſtanden erklärt, daß er das Geld annehme. Die 
auf Bezahlnng von 1512 Mk. Proviſion gerichtete Klage 
iſt abgewieſen worden. Die Berufung des Klrs. hiegegen 
iſt zurückgewieſen worden aus folgenden 

Gründen: 

Die nach der Behauptung des Klrs. ihm von dem Bekl. 
gemachte, von ihm angenommene Zuſage iſt ein Schenkungs⸗ 
verſprechen. Es handelt ſich um eine Zuwendung, durch 
die der Bekl. den Klr. aus ſeinem Vermögen bereichert, 
und beide Teile waren darüber einig, daß die Zuwendung 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVII. 2. 10 
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unentgeltlich erfolge. Sie erfolgte nicht zur Erfüllung einer 
vorhandenen oder eingebildeten Verbindlichkeit und auch nicht 
zur Erlangung einer Gegenleiſtung oder eines Anſpruchs auf 
eine ſolche. Daß der Beweggrund (das Motiv), aus dem 
die Zuwendung gegeben und gemacht werden ſollte, kein un⸗ 
eigennütziges iſt, ändert an ihrer Rechtsnatur als Schenkung 
nichts. Dies iſt auch der Fall, wenn die verkaufende Firma 
auf die Zuwendung (Proviſion) von vornherein bei der 
Preisbemeſſung Rückſicht genommen hätte. Uebrigens iſt 
dies, ganz abgeſehen davon, daß der Firmeninhaber und 
der Schenkgeber verſchiedene Perſonen ſind, nicht erwieſen. 
Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leiſtung 
ſchenkweiſe verſprochen wird, iſt die gerichtliche oder nota⸗ 
rielle Beurkundung des Verſprechens erforderlich (§ 518 
BGB.). Dies iſt nicht geſchehen, es iſt alſo, auch wenn das 
vom Klr. Behauptete zwiſchen den Parteien beſprochen wurde, 
ein gültiger Vertrag nicht zuſtande gekommen. 

Ein derartiges Rechtsgeſchäft iſt aber auch nach § 138 
BGB. nichtig, weil es gegen die guten Sitten verſtößt. 
Die Hingabe eines ſo beträchtlichen Betrags an den Ge— 
ſchäftsführer einer Firma ſollte dem Zweck dienen, dieſen für 
die verlaufende Firma günſtig zu ſtimmen, ihr im geſchäft⸗ 
lichen Verkehr entgegenzukommen und keine Schwierigkeiten 
zu machen, weitere Geſchäfte mit ihr abzuſchließen u. dgl. 
Hiebei wird der Geſchäftsführer durch die gewährte Zuwen⸗ 
dung und die Ausſicht auf weitere Proviſionen veranlaßt 
oder jedenfalls in Verſuchung geführt, nicht lediglich und 
ausſchließlich die Intereſſen ſeiner Geſellſchaft zu wahren, 
wie es ſeine rechtliche und ſittliche Pflicht iſt. Andererſeits 
wird die Verkäuferin genötigt, den Preis zum Nachteil der 
Käuferin ſo zu bemeſſen, daß der letzteren dieſe Aufwendung 
jedenfalls teilweiſe zur Laſt fällt. Schon bei der Abwicklung 
des abgeſchloſſenen Geſchäfts, ſo bei der Prüfung der ein⸗ 
zelnen Lieferungen, wäre der Klr. gehindert, unbefangen die 
Rechte und Intereſſen ſeiner Geſellſchaft zu vertreten, und 
weiteren Mißbräuchen im künftigen Geſchäftsverkehr wird 
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durch Zuwendung pekuniärer Vorteile an die Vertreter und 
Beauftragten der Gegenpartei Tür und Tor geöffnet. War 
hienach der zuſtandegekommene Vertrag nichtig, ſo änderte 
hieran das nachherige Verhalten der Geſellſchafter der vom 
Klr. vertretenen Geſellſchaft nichts. Uebrigens würde die 
Unſittlichkeit auch dann vorliegen, wenn die Geſellſchafter 
von vornherein nichts dagegen eingewendet hätten, daß der 
Geſchäftsführer ſolche perſönliche Vorteile erwirbt. 

Urteil des 1. Zivilſenats vom 2. Juli 1915 in Sachen 

Gr. gegen H. Nr. 221/1915. 


13. 


Anſpruch auf Erfüllung trotz Ankündigung eines 
Schadenerſatzanſpruchs wegen Nichterfüllung 
($ 326 G.). 


Klrin. hatte bei der Bekl. eine größere Anzahl Schuh: 
waren beſtellt. Am 24. Sept. 1914 ſchrieb ſie der Bekl.: 
„Da Sie ſich weigern, uns die reſtlichen Stiefel zu liefern, 
ſo teilen wir Ihnen mit, daß wir nunmehr Erſatzkauf vor⸗ 
nehmen werden und uns an Ihrem Guthaben ſchadlos halten 
werden. — Wir haben nicht nötig, die Stiefel bei Ihnen 
zu übernehmen, ſondern Sie haben uns ſolche abzuliefern. 
Ihr Guthaben ſteht Ihnen zur Verfügung, ſobald Sie die 
100 Paar geliefert haben, und können Sie ſolches gleich mit- 
nehmen, wann Sie abliefern. Unſer Herr St. vereinbarte 
mit Ihnen ein Ziel von 14 Tagen bis 3 Wochen und dies 
halten wir auch ein, ſobald Sie Ihren Lieferpflichten uns 
gegenüber nachkommen.“ Am 30. Sept. bezahlte ſie an Bekl. 
den Kaufpreis für die erhaltenen Stiefel unter Abzug 
eines Betrags von 1025 Mk. „wegen Nichtlieferung von 
205 Paar Stiefel.“ Da aber Bekl. dieſen Abzug ſich nicht 
gefallen ließ und mit Klage drohte, bezahlte Klrin. nach⸗ 
träglich auch die 1025 Mk. und erhob Klage auf Lieferung 
reſtlicher 200 Paar Stiefel. Die Bekl. wendete gegen die 
Klage u. a. ein: durch die Aufrechnung ihres angeblichen 

10 * 
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Schadenerſatzanſpruchs wegen Nichterfüllung habe Klrin. die 
ihr nach § 326 BGB. zuſtehende Wahl dahin getroffen, 
ſtatt Erfüllung Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu ver⸗ 
langen, der Anſpruch auf Erfüllung ſei daher ausgeſchloſſen. 
Dieſer Einwand iſt verworfen worden, im Berufungsver⸗ 
fahren aus folgenden 

Gründen: 

In ihrem Schreiben vom 30. Sept. 1914 hat Klrin. 
allerdings — ohne vorausgegangene Friſtſetzung — den 
Verſuch gemacht, der Bekl. gegenüber aufrechnungsweiſe 
einen Schadenerſatzanſpruch wegen Nichtlieferung der noch 
reſtlichen 205 Paar Stiefel, alſo einen Schadenerſatzanſpruch 
wegen Nichterfüllung, zur Geltung zu bringen. Sie hat aber 
dieſen — von der Bekl. alsbald als unberechtigt zurückge⸗ 
wieſenen und auch jetzt noch für unberechtigt erklärten — 
Verſuch durch nachträgliche Zahlung des in dem Brief ab⸗ 
gezogenen Betrags (und der inzwiſchen entſtandenen Mahn⸗ 
koſten) wieder aufgegeben. 

In dieſem — nachträglich wieder aufgegebenen — Verſuch 
eine Schadenerſatzforderung wegen Nichterfüllung geltend zu 
machen, will nun die Bekl. nach dem jetzt von ihr vertre⸗ 
tenen Standpunkt einen Schritt erblicken, durch welchen der 
Erfüllungsanſpruch der Klrin. ausgeſchloſſen worden ſei. 
Dieſe Anſicht der Bekl. findet indeſſen jedenfalls zunächſt im 
Wortlaut des Geſetzes keine Rechtfertigung; denn das Geſetz 
ſieht den Fall, daß ohne Friſtſetzung Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung begehrt wird, als einen den Erfüllungsan⸗ 
ſpruch ausſchließenden Umſtand überhaupt nicht vor. 

Richtig wird es ja zweifellos ſein, daß eine Vertrags⸗ 
partei, welcher im gegebenen Fall unbeſtrittenermaßen und 
unbeſtreitbar das Wahlrecht zuſtand zwiſchen Feſthalten am 
Erfüllungsanſpruch, Rücktritt vom Vertrag und Geltendma⸗ 
chung eines Schadenerſatzanſpruchs wegen Nichterfüllung, 
nach getroffener Entſcheidung ihre Wahl nicht mehr ändern 
kann!). Unzweifelhaft richtig iſt es wohl ferner, daß auch 
1) Vgl. Staub, Exkurs zu § 374 HGB. Anm. 110. 
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diejenige Vertragspartei, die — obſchon unberechtigt — vom 
Erfüllungsanſpruch zum Schadenerſatzanſpruch wegen Nicht⸗ 
erfüllung übergegangen iſt, nach Zuſtimmung des Vertrags⸗ 
gegners zu dieſer ihrer Wahl letztere ohne Einwilligung des 
Gegners nicht mehr ändern kann!). 

War dagegen das von der einen Vertragspartei in An⸗ 
ſpruch genommene Recht, an Stelle des Anſpruchs auf Er⸗ 
füllung einen Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfül⸗ 
lung geltend zu machen, — wie hier — beſtritten, ſo ſoll nach 
Staub?) die Wirkſamkeit der Geltendmachung des Rechts 
davon abhängen, ob das Recht tatſächlich in zuläſſiger Weiſe 
beanſprucht worden iſt; die Vertragspartei, die das Recht 
unzuläſſigerweiſe für ſich in Anſpruch genommen hat (was 
im gegenwärtigen Fall bei der Klrin. zweifellos zutreffen 
mürde), ſoll alſo nicht gehindert ſein, nachträglich wieder auf 
den Erfüllungsanſpruch zurückzugreifen. Ob dieſer (vom 
Staubſchen Kommentar aufgeſtellte) Satz in ſolcher Allge⸗ 
meinheit als richtig anzuerkennen wäre, mag zweifelhaft ſein. 
Hat aber die eine Vertragspartei — wie hier die Klrin. — 
der vom Vertragsgegner vertretenen Anſicht, daß ihr An⸗ 
ſpruch auf Geltendmachung eines Schadenerſatzanſpruchs wegen 
Nichterfüllung unberechtigt ſei, nachgegeben und deshalb ihren 
Schadenerſatzanſpruch ohne Prozeß zurückgenommen, ſo iſt 
nicht einzuſehen, inwiefern hiedurch ihr Anſpruch auf Erfül⸗ 
lung erloſchen ſein ſoll. Im Gegenteil verſtößt in einem 
ſolchem Fall das Verhalten des Gegners, der zuerſt die Be⸗ 
rechtigung des Uebergangs vom Anſpruch auf Erfüllung zum 
Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung beſtritten 
hat und nun auch das Fortbeſtehen des erſten Anſpruchs be⸗ 
ſtreiten will, gegen Treu und Glauben). 

Urteil des III. Zivilſenats vom 6. Juli 1915 in Sachen 

Hechtle g. Storz u. Henke. U. Nr. 181/1915. 


1) Vgl. Staub a. a. O. Anm. 115 a Abſ. 3. 
2) A. a. O. Anm. 115. 
3) Vgl. RG. 75 ©. 354 (unter Nr. 84). 
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14. 


Bierabnahmevertrag. 


Der Kl., Bahnhofwirt in R., hat ſich den Vereinigten 
Brauereien St.⸗T. (deren Rechtsnachfolger der Bekl. iſt) ge⸗ 
genüber im Jahr 1902 verpflichtet, falls ihm die Bahnhof⸗ 
wirtſchaft in R. übertragen würde, während der Dauer der 
Wirtſchaftspacht ſein Bier ausſchließlich von den Vereinigten 
Brauereien zu beziehen. Seine im Jahr 1914 erhobene 
Klage auf Feſtſtellung, daß dieſe Verpflichtung nicht zu Recht 
beſtehe, iſt im Berufungs verfahren abgewieſen worden. 

In den | 

Gründen 
des Berufungsurteils iſt u. a. gejagt: 

Die durch den Revers vom 30. Januar 1902 vom Kl. 
übernommene Verpflichtung verſtößt nicht gegen die guten 
Sitten i. S. des § 138 BGB. (deſſen Abſ. 2 augenſchein⸗ 
lich überhaupt nicht in Betracht kommt). 

1. Ein Rechtsgeſchäft verſtößt gegen die guten Sitten, 
wenn ſich aus ſeinem Geſamtcharakter, aus der Zuſammen⸗ 
faſſung von Inhalt, Beweggrund und Zweck eine Sittenwi⸗ 
drigkeit, ein Widerſpruch mit dem allgemeinen Rechtsbewußt⸗ 
ſein, dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denken⸗ 
den ergibt. 

Bierabnahmeverträge wiederſprechen im allgemeinen dem 
geſunden Rechtsempfinden des Volks nicht; eine abweichende 
Beurteilung hat aber einzutreten, wenn die Vertragsbedin⸗ 
gungen für den Wirt von drückender Härte find, deſſen ge⸗ 
werbliche Bewegungsfreiheit übermäßig beſchränken, oder auch, 
wenn den Leiſtungen des Wirts keine . Gegen⸗ 
leiſtung entſpricht. 

2. Kl. hat ſich für die Dauer der Pachtzeit der Bahnhof⸗ 
wirtſchaft gebunden und die ZK. führt zutreffend aus, daß 
hiemit beide Teile auf eine Bindung für viele Jahre gerech⸗ 
net haben. Aber dieſer Senat hat i. S. Württ. Hohenz. 
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Brauerei gegen Kaufmann (Urt. vom 1. Okt. 1902), der 
I. ZS. dieſes Gerichts hat in Sachen Wulle gegen Schuſter 
(Urt. vom 13. Juli 1914) Bierverträge auf 20 Jahre an 
ſich nicht beanſtandet, ebenſowenig RG. 67 Nr. 29 einen 
ſolchen auf 15 Jahre. Nach Ablauf eines derartigen Zeit⸗ 
raums aber könnte Kl., der nicht in Abrede zieht, daß er auf 
der Bahnhofwirtſchaft gute Geſchäfte gemacht hat (wenn auch 
vielleicht nicht in dem Maß, wie Bekl. behauptet), den Pacht 
— wenn ihm die Reversverpflichtung läſtig fällt — ganz wohl 
aufgeben, ohne hievon einen erheblichen Schaden befürchten 
zu müſſen: auf Uebernahme der von ihm erſtellten Wirt⸗ 
ſchaftsbude durch die Bahn oder den Pachtnachfolger kann 
er mit höchſter Wahrſcheinlichkeit rechnen; übrigens mußte 
er von vornherein darauf gefaßt ſein, daß die von ihm er⸗ 
richtete Bude (deren Errichtung ſicher nicht mehr als einige 
1000 Mk. gekoſtet hat) zufolge des Umbaus des Hauptbahn⸗ 
hofs, in den eine Bahnhofwirtſchaft kommen ſoll, beſeitigt 
werden mußte; andererſeits behauptet er ja, es ſtehe ihm 
ein Anſpruch auf Erſatz der Baukoſten gegen die VB. zu. 
Bei Erwägung dieſer Verhältniſſe konnte Kl. ganz wohl von 
vornherein annehmen, trotz der für unbeſtimmte Zeit über⸗ 
nommenen Verpflichtung werde er mit der Bahnhofwirtſchaft 
ein gutes Geſchäft machen, und daher die fragliche Beſtim⸗ 
mung als nicht drückend empfinden. 

3. Nach dem Revers ſollte Kl. verpflichtet ſein, das 
Bier für die Bahnhofwirtſchaft ausſchließlich von den VB. 
zu beziehen. Das konnte für ihn läſtig werden, ſofern in 
einer größeren Stadt wie R. manche Gäſte ein auswärtiges 
feineres Bier (Münchener, Pilsner u. dgl.) begehren. Allein 
ganz abgeſehen davon, daß dem Kl. die VB. ſtets den Be: 
zug eines ſolchen Spezialbiers geſtattet haben, wie auch der 
Bekl. jetzt dem Kl. dies zu geſtatten ſich bereit erklärt hat, 
kommt in Betracht, daß in einer Bahnhofwirtſchaft der 
Hauptverbrauch durch Reiſende erfolgt, die auch mit einhei⸗ 


1) Württ J. 25 S. 366 ff. 
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miſchen Bier ſich begnügen, und ſodann, daß unbeſtrittener⸗ 
maſſen die VB. in der Waldhörnlesbrauerei verſchiedene 
Sorten hellen und dunklen Biers herſtellten, wie dies auch 
der Bekl. in ſeiner D. Brauerei tut, ſo daß Kl. auch einem 
verwöhnteren Geſchmack Rechnung tragen konnte. 

4. Mag nun auch Kl. durch die lange Dauer der Bin⸗ 
dung in Verbindung mit der Beſchränkung auf ein einhei⸗ 
miſches Bier in der freien Bewegung hinſichtlich ſeines Ge⸗ 
werbebetriebs immerhin einigermaßen gehemmt ſein, ſo kann 
doch darum ein Verſtoß gegen die guten Sitten in der Aus⸗ 
ſtellung und Entgegennahme des Reverſes nicht gefunden 
werden: denn der Kl. hat die in dem Revers enthaltene 
Verpflichtung ſelbſtverſtändlich, als er den Revers unter⸗ 
zeichnete, genau gekannt (ſein gegenteiliges Vorbringen im 
landgerichtl. Tatbeſtand iſt völlig beweislos und durchaus 
unglaubhaft); er hat auch ſeine Willenserklärung nicht etwa 
— wegen Irrtums — angefochten, er hat die Verpflichtung 
ganz aus freien Stücken übernommen: er ſtand in keinerlei 
Abhängigkeitsverhältnis zu den VB., er war nicht auf die 
Erlangung der Bahnhofwirtſchaftspacht angewieſen; wenn er 
trotzdem ſich auf die ihm angeſonnene Verpflichtung einließ, 
hat er das augenſcheinlich getan, weil er bei Abwägung der 
Vorteile aus dem Pacht und der ihm durch den Revers auf⸗ 
erlegten Verpflichtungen erſtere als überwiegend angeſehen 
und ſich durch letztere für nicht übermäßig beſchränkt er⸗ 
achtet hat. | 

5. Unverſtändlich wäre es allerdings, wenn fich Kl. den 
Reversverpflichtungen unterworfen hätte, ohne daß die VB. 
ihrerſeits ihm irgend eine Gegenleiſtung gewährt hätten; und 
wenn die Sache ſo läge, ließe ſich die Frage aufwerfen, ob 
das Verhalten der VB. nicht gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßen hat. Allein der Kl. hat die in Rede ſtehenden Ver- 
pflichtungen in Wirklichkeit deshalb übernommen, weil er — 
mit Grund — davon ausging, die VB. können und werden 
ihm zu dem fraglichen Pacht verhelfen. Das ergibt ſich aus 
dem eidlichen Zeugnis des früheren Direktors der VB. 
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V.: danach konnten die VB. zufolge der Beziehungen ihres 
Aufſichtsratsmitglieds, Komm.⸗Rat R., zu der St. Eiſenbahn⸗ 
direktion darauf rechnen, daß ihnen oder einem von ihnen 
empfohlenen Wirt der fragliche Pacht zufalle, und ſie haben 
dafür geſorgt, daß der Pacht dem Kl. übertragen wurde. 
Dieſer Sachverhalt war augenſcheinlich dem Kl. bekannt; ſo 
erklärt es ſich, daß er den Revers unterzeichnete. Wenn Kl. 
geltend macht: diesfalls verſtoße der Revers erſt recht gegen 
die guten Sitten, weil dann auf unlautere Machenſchaften 
zwecks Erlangung der Pacht gerechnet worden ſei, ſo iſt das 
unzutreffend: es iſt allgemein bekannt, daß die Generaldirek⸗ 
tion die Bahnhofwirtſchaften nur an zuverläſſige, gutbeleu⸗ 
mundete, zahlungsfähige Perſonen vergibt, und es iſt nichts 
unrechtes darin zu ſehen, wenn eine ſolche Perſon (wie es 
der Kl. offenbar iſt, ſonſt wäre er nicht ſeit 13 Jahren Päch⸗ 
ter) von einem angeſehenen Mann der Generaldirektion 
empfohlen wird und dieſe einer ſolchen Empfehlung Gehör 
ſchenkt. 

Die VB. konnte ihre durch den Revers begründeten 
Anſprüche auf den Bekl. übertragen (ſ. Z. III der Gründe 
des Urteils dieſes Senats i. S. Württ. Hohenz. Brauerei⸗ 
gef. gegen Kaufmann). Es fragt ſich aber, ob die vom Kl. 
übernommene Verpflichtung zum Bierbezug damit aufgehört 
hat, daß die Brauerei zum Waldhörnle, aus der er bisher 
ſein Bier bezogen hatte, aus den Händen der VB. in die 
des Bekl. übergegangen iſt. Hätte Kl. bei Eingehung der 
mehrerwähnten Verpflichtung Wert darauf gelegt, Bier, das 
von den VB. ſelbſt und zwar gerade im Waldhörnle herge⸗ 
ſtellt war, zu beziehen, ſo ließe ſich wohl ſagen, zufolge des 
Uebergangs der Waldhörnlebrauerei auf den Bekl. ſei die 
Bierbezugspflicht des Klrs. erloſchen. Lag die Sache aber 
ſo, daß der Kl. kein Intereſſe daran hatte, gerade das 
(Waldhörnle⸗⸗Bier der VB. zu beziehen, ſondern eben den 
VB. dafür, daß fie ihm zu dem Bahnhofpacht verhalfen, 
eine von ihnen gewünſchte Gegenleiſtung zu machen beab⸗ 
ſichtigte, ſo konnte ihn der Umſtand allein, daß der Betrieb 
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der Waldhörnlebrauerei auf den Bekl. überging, von ſeiner 
Verpflichtung nicht befreien“). In der Tat hat nun Kl. 
augenſcheinlich keinen Wert darauf gelegt, gerade (Wald⸗ 
hörnle⸗„Bier der VB. zu bekommen, er hat das ſelbſt nicht 
geltend gemacht und der Inhalt des Reverſes, der über die 
Beſchaffenheit des zu liefernden Biers nichts beſagt, weiſt 
mit keinem Wort auf etwas derartiges hin. Es iſt daher 
davon auszugehen, daß die Verpflichtung des Klrs. eben da⸗ 
hin gegangen iſt und geht, Bier von normaler Beſchaffenheit 
von den VB. oder deren Rechtsnachfolgern zu beziehen. 
Demgemäß war die Tatſache, daß die Waldhörnle⸗ 
brauerei auf den Bekl. überging, auf die Bierbezugsverpflich⸗ 
tung des Klrs. ohne Einfluß, zumal da — wie durch das 
eidliche Zeugnis des ganz unbeteiligten Zeugen T. feſtſteht 
— das vom Bekl. dort gebraute Bier dem von den VB. 
gebrauten gleichwertig und in der gleichen Weiſe hergeſtellt 
war. Die Bierbezugspflicht des Klrs. beſtand alſo jedenfalls 
an ſich fort, ſolange er auf dem Waldhörnle gebrautes Bier 
beziehen konnte, alſo bis Anfang September 1914. Er iſt 
aber auch, nachdem Bekl. den Betrieb der Waldhörnlebrauerei 
zur Zeit) aufgegeben hat, verpflichtet, weiterhin das vom 
Bekl. in D. gebraute Bier zu beziehen, da dieſes — wie die 
Zeugenausſagen des T., der in T. vernommenen Zeugen, des 
Ph. und W. ergeben, dem früheren Waldhörnlebier gleich⸗ 
artig, gleichwertig und im allgemeinen gleich beliebt iſt. 
Urteil des III. ZS. vom 23. März 1915 i. S. Wörner 
g. Stahl U. 422/1914. 


15 
Grenzen der Haftung des Kraftwagenlenkers bei einer 
Gefüälligkeitsfahrt. 


Der Ehemann M. der Klägerin fuhr am Sonntag den 
27. Juli 1913 Vormittags zwiſchen 11 und 12 in einem dem 


1) Vgl. Urteil des I. Zivilſ. dieſes OLG. und des RG. in S. Holz 
g. Württ. Hohenz. Brauereigeſ., Württ J. 50 S. 133 ff. 
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Beklagten gehörigen, von dieſem gelenkten Kraftwagen auf 
der Staatsſtraße Ravensburg⸗Waldſee. Einige Kilometer 
vor Enzisreute überſchlug ſich der Wagen plötzlich; M. wurde 
herausgeſchleudert und getötet. Die Klrin. hat behauptet, 
daß der Unfall und damit der Tod des M. durch Fahr⸗ 
läſſigkeit des betrunkenen Bekl. verurſacht worden ſei, und 
hat auf Schadenserſatz geklagt. Der Bekl. hat beſtritten, 
daß er den Unfall durch Fahrläſſigkeit verurſacht habe; in 
zweiter Linie hat er eingewendet, daß ſeine Haftung durch 
ſtillſchweigende Vereinbarung mit dem Getöteten oder wegen 
weitaus überwiegenden eigenen Verſchuldens des M. an dem 
Unfall ausgeſchloſſen ſei. 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Die Be⸗ 
rufung hiegegen iſt zurückgewieſen worden aus folgenden 

Gründen: 

Daß der Tod des Ehemanns der Klrin. durch das 
Ueberſchlagen des vom Bekl. gelenkten Kraftwagens und den 
dadurch bewirkten Sturz aus dem Wagen verurſacht worden 
iſt, wird vom Bekl. nicht mehr beſtritten. Auf Grund der 
zum Vortrag gebrachten, von beiden Teilen zuläſſigerweiſe 
im Weg des Urkundenbeweiſes verwerteten Beweisergebniſſe 
des Strafverfahrens gegen den Bekl. iſt aber auch der Auf⸗ 
faſſung des Landgerichts ſowohl was die Frage fahrläſſiger 
Verurſachung des Unfalls durch den Bekl., als was die 
Frage des Ausſchluſſes der Haftung des Bekl. betrifft, bei⸗ 
zutreten. 

Das Ueberſchlagen des Wagens iſt, wie der ſachver⸗ 
ſtändige Zeuge J. und der Sachverſtändige K. in einleuch⸗ 
tender Weiſe ausführen, daraus zu erklären, daß der in 
raſcher Fahrt befindliche Kraftwagen zu weit an den linken 
Straßenrand geraten war und dann, um einen Sturz in den 
Straßengraben zu vermeiden, plötzlich ſcharf nach rechts ge⸗ 
dreht wurde. Lenker des Wagens war, wie während der 
ganzen Fahrt ſo auch in dieſem Augenblick, der Bekl. Daß 
M., der nach den Wahrnehmungen der Zeuginnen M. und 
Th. J. noch kurz zuvor ſchlafend in dem Wagen geſeſſen 
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war, eigenmächtig in die Lenkung eingegriffen habe, iſt eine 
Vermutung des Bekl., deren Haltloſigkeit ſich ſchon daraus 
ergibt, daß der Bekl. nach ſeiner eigenen Behauptung an die 
Ereigniſſe einige Zeit vor dem Unfall eine Erinnerung über⸗ 
haupt nicht mehr hat. Da die Lenkvorrichtung nachher voll⸗ 
ſtändig in Ordnung gefunden wurde und auch das Platzen 
des Gummireifens am linken Hinterrad nach der zutreffen⸗ 
den Annahme des Sachverſtändigen erſt die Folge der plötz⸗ 
lichen Rechtswendung war, ſo kann nur fehlerhafte und des⸗ 
halb dem Bekl. zur Fahrläſſigkeit anzurechnende Lenkung des 
Wagens als die Urſache des Unfalls angeſehen werden, zum 
mindeſten inſolange, als nicht der Bekl. beſondere ihn ent⸗ 
ſchuldigende Umſtände darzutun vermag. Was der Bekl. in 
dieſer Richtung vorträgt, ſind aber wiederum bloße Ver⸗ 
mutungen, die teils als unrichtig erwieſen, teils den Bekl. 
nicht zu entlaſten geeignet ſind. . . . Auf der anderen Seite 
bieten ſchon die eigenen Einräumungen des Bekl. als Be⸗ 
ſchuldigten und die Bekundungen einer Reihe von Zeugen 
mehr als zureichenden Grund zu der Annahme, daß lediglich 
die eigene Unfähigkeit des Bekl. zur ordnungsmäßigen Len⸗ 
kung des Kraftwagens zur Zeit des Unfalls dieſen herbeiführte. 
Der Bekl. und M. hatten die vorhergegangene Nacht bis 
4 Uhr morgens durchgezecht und ſodann die Fahrt ange⸗ 
treten, ohne auch nur zu kurzer Ruhe gekommen zu ſein. In 
Pf. und K. hatten ſie früh am Tag Moſt, Schnaps und 
Bier, auf dem Rückweg in zwei Wirtſchaften in T. und je 
in einer Wirtſchaft in R. und in W. durcheinander Bier, 
Wein und Schnaps genoſſen. Den beiden Wirten in R. und 
W. waren beide, M. allerdings noch mehr als der Bekl., 
ziemlich ſtark angetrunken vorgekommen, ſo daß ſie ſich ver⸗ 
anlaßt geſehen hatten, den Bekl. und M. vor der Fortſetzung 
der Fahrt ausdrücklich zu warnen. In B. war, wie die 
Zeuginnen E. J. und L. angeben, in eine falſche Straße 
eingebogen und beim Zurückfahren auf den richtigen Weg 
beinahe ein Kinderwagen umgefahren worden. Die Zeuginnen 
M. und Th. J., die dem Kraftwagen in der Nähe von B. 
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begegneten, mußten ſich vor dem ſehr raſch und fortgeſetzt im 
Zickzack fahrenden Kraftwagen dadurch in Sicherheit bringen, 
daß ſie die Straßenböſchung hinunterſprangen. Das raſche 
Fahren und das Zickzackfahren beobachteten auch noch andere 
Zeugen. Ebenſo wurde durch die Landjäger V. und E. und 
bei dem Augenſchein des Amtsgerichts feſtgeſtellt, daß die 
noch deutlich ſichtbaren Radſpuren des Kraftwagens von der 
Unfallſtelle auf eine beträchtliche Entfernung zurück nicht ord⸗ 
nungsmäßig geradeaus, ſondern ohne erſichtlichen Grund 
von einem Straßenrand zum andern hin⸗ und herführten. 
Da der Bell. ſonſt, wie er ſelbſt behauptet und wie von an⸗ 
derer Seite beſtätigt wird, ein ſicherer und zuverläſſiger Kraft⸗ 
wagenlenker iſt, läßt ſich die fehlerhafte Lenkung des Kraft⸗ 
wagens vor und bis zu dem Unfall nur daraus erklären, 
daß der Bekl. unter der Einwirkung der fehlenden Nacht⸗ 
ruhe und der genoſſenen alkoholiſchen Getränke, die noch 
durch die zunehmende Tageswärme geſteigert worden ſein 
mag, ſich zwar vielleicht nicht in einem Zuſtand ſinnloſer Be⸗ 
trunkenheit, aber doch in einer körperlichen und geiſtigen 
Verfaſſung befand, durch die er zum mindeſten ſeit der letz⸗ 
ten Einkehr in W. zur ordnungsmäßigen Lenkung des Kraft⸗ 
wagens unfähig geworden war, wenn er nicht gar, worauf 
das Fehlen einer Erinnerung an die Vorgänge aus der 
letzten Zeit vor dem Unfall hinzuweiſen ſcheint, während der 
Fahrt eingeſchlafen war. Da jeder, der einen Kraftwagen 
lenkt, die ſelbſtverſtändliche Pflicht hat, im Intereſſe der 
Sicherheit ſowohl des Straßenverkehrs als der Inſaſſen des 
Wagens ſich ſtets im Vollbeſitz der Fähigkeit zur ordnungs⸗ 
mäßigen Lenkung ſeines Fahrzeugs zu erhalten, ſo iſt es eine 
grobe Fahrläſſigkeit des Bekl., daß er ſich mindeſtens ſeit 
der letzten Einkehr in W. in einem durch ſein eigenes vor⸗ 
ausgegangenes Verhalten herbeigeführten Zuſtand befand, 
vermöge deſſen er jene Fähigkeit nicht mehr beſaß; bei 
pflichtmäßiger Sorgfalt hätte er als mögliche Folge ſeines 
Zuſtands die Entſtehung eines Unfalls um ſo mehr voraus⸗ 
ſehen müſſen, als er vor der Fortſetzung der Fahrt noch 
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ausdrücklich gewarnt worden war. Danach iſt unbedenklich 
feſtzuſtellen, daß der Bekl. den Unfall und damit den Tod 
des M. durch Fahrläſſigkeit verurſacht hat. 

Seinen Einwand, daß ſeine hienach an ſich begründete 
Haftung für die Folgen des Unfalls als durch ſtillſchweigende 
Vereinbarung zwiſchen ihm und dem getöteten M. ausge⸗ 
ſchloſſen anzuſehen ſei, ſtützt der Bekl. auf die Behauptung, 
daß die Ausführung der ganzen Fahrt nach Pf. und zurück 
eine von ihm dem M. erwieſene Gefälligkeit geweſen ſei. 
Dies beſtreitet die Klrin., indem ſie unter der Behauptung, 
M. habe dem Bekl. für die Fahrt 20 M. verſprochen und 
auch ausbezahlt, die Abmachungen der beiden über die Aus⸗ 
führung der Fahrt als einen Beförderungsvertrag angeſehen 
wiſſen will, bei dem ein ſtillſchweigender Ausſchluß der Haf⸗ 
tung des Bekl. überhaupt nicht, jedenfalls nicht hinſichtlich 
der Haftung für die Folgen eines Verſchuldens des Bekl. in 
Frage komme. Die Umſtände rechtfertigen jedoch die An⸗ 
nahme, daß es ſich in der Tat und auch wenn die Behaup⸗ 
tung über das Verſprechen und die Ausbezahlung der 20 M. 
richtig wäre, um eine Gefälligkeitsfahrt handelte. Der Bekl., 
der den Kraftwagen für die Zwecke ſeines Geſchäfts und für 
ſeinen perſönlichen Gebrauch hält, befaßt ſich nicht mit der 
gewerbsmäßigen Ausführung von Lohnfahrten; er war mit 
M. befreundet und hatte mit ihm die Nacht durchgezecht; 
die Fahrt ſelbſt ſollte, wenn auch die Anregung dazu von 
M. gegeben wurde und mit derſelben ein Beſuch bei dem 
früheren Dienſtherrn des M. in Pf. verbunden werden ſollte, 
doch im weſentlichen eine gemeinſchaftliche Sonntagsſpazier⸗ 
fahrt ſein. Dies begründet die Annahme, daß beide die 
Teilnahme des M. an der Fahrt als eine ihm vom Bell. 
zu erweiſende Gefälligkeit anſahen. Wenn nun auch M. dem 
Bekl. für die Ausführung der Fahrt 20 M. verſprochen und 
gegeben hätte, ſo hätte dies, worauf ſchon die runde Summe 
und die Erwägung hinweiſt, daß eine Lohnfahrt bei der zu⸗ 
rückzulegenden erheblichen Entfernung zweifellos weſentlich 
teurer zu ſtehen gekommen wäre, doch nicht den Sinn ge 
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habt, daß der Bekl. verpflichtet ſein ſolle, gegen dieſes Ent⸗ 
gelt den M. nach Pf. und zurück zu befördern, ſondern nur 
den, daß M. dem Bekl. für ſeine Gefälligkeit ein Gegenge⸗ 
ſchenk machen, vielleicht auch eine gewiſſe Entſchädigung für 
ſeine mit der Fahrt verbundenen Auslagen gewähren wolle. 
Dadurch aber wurde an dem Charakter der Fahrt als einer 
Gefälligkeitsfahrt nichts geändert. Nun iſt allerdings auch 
bei einer Gefälligkeitsfahrt nicht ohne weiteres zu unterſtellen, 
daß der Fahrgaſt dem Kraftwagenlenker die Haftung für je⸗ 
des Verſchulden erlaſſen wolle. Denn da die Parteien an 
einen Unfall ſelbſtverſtändlich nicht von vornherein denken, 
ſo iſt davon auszugehen, daß ſie für den Fall eines ſolchen 
eben das als maßgebend angeſehen wiſſen wollen, was den 
Geboten der Billigkeit entſprechen würde. Der Billigkeit 
würde es aber nicht entſprechen, wenn der Kraftwagenlenker 
auch von der Haftung für die Folgen eines durch fein Ver: 
ſchulden verurſachten Unfalls ſchlechthin befreit ſein ſollte. 
Wäre der Unfall die Folge einer Fahrläſſigkeit des Bekl. bei 
der Lenkung des Kraftwagens geweſen, mit der M. nicht 
rechnen konnte, ſo könnte daher allerdings ein Ausſchluß der 
Haftung des Bekl. nicht wohl angenommen werden. Nun iſt 
aber, wie ausgeführt, der Unfall darauf zurückzuführen, daß 
der Bekl. in einen Zuſtand geraten war, vermöge deſſen er 
zu ordnungsmäßiger Lenkung des Kraftwagens unfähig ge— 
worden war. Damit, daß dieſer Zuſtand eintreten und bei 
Beginn der Fahrt auf der letzten Strecke von W. weg ein- 
getreten ſein könnte, mußte M. rechnen, weil er wußte, daß 
der Bekl. die Nacht durchgetrunken hatte, nicht zur Ruhe ge⸗ 
kommen war und bei den verſchiedenen Einkehren in früher 
Tagesſtunde alkoholiſche Getränke aller Art in beträchtlicher 
Menge genoſſen hatte, um ſo mehr, als die Warnung der 
Zeugen B. und A. J. vor Fortſetzung der Fahrt ſich in erſter 
Linie an ihn als Bekannten der Zeugen und als den an⸗ 
ſcheinend ſtärker Betrunkenen der beiden gerichtet hatte. 
Wenn deſſen ungeachtet M. ſich dem vom Bekl. gelenkten 
Kraftwagen auch auf dieſer letzten Strecke anvertraute, ſo 
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nahm er damit ſelbſt die Gefahr eines Unfalls auf ſich, der 
— wie nachmals tatſächlich geſchehen — infolge des Zuſtands 
des Bekl. eintreten könnte. In einem ſolchen Fall würde es 
der Billigkeit widerſprechen, wenn der Fahrgaſt trotzdem den 
Kraftwagenlenker für die Folgen des Unfalls ſollte haftbar 
machen können. Die hienach als von M. gewollt anzuſehende 
Entbindung des Bekl. von ſeiner Haftung muß ſelbſtverſtänd⸗ 
lich auch die Klein. gegen ſich gelten laſſen. Daß der Bekl. 
gegen Haftpflicht verſichert war, iſt ſchon deshalb ohne Be⸗ 
lang, weil unbeſtrittenermaßen M. hievon keine Kenntnis 
hatte, könnte aber, auch wenn M. es gewußt hätte, keine 
Berückſichtigung beanſpruchen. Ebenſo unbegründet iſt der 
Einwand der Klrin., daß M. wegen ſeiner eigenen Betrunken⸗ 
heit den Zuſtand des Bekl. und die daraus drohende Gefahr 
nicht erkannt habe. Denn daß er beides erkannt hatte, zei⸗ 
gen ſeine von B. und A. J. bezeugten frivolen Aeußerungen 
vor der Abfahrt in R. und W.: „heute könne man noch 
etwas erleben“, und: „morgen werde man in der Zeitung 
leſen, daß zwei verunglückt ſeien.“ Danach iſt der Einwand 
ſtillſchweigenden Haftungsausſchluſſes für begründet zu er⸗ 
achten. Dies ergibt die Grundloſigkeit der von der Klrin. 
erhobenen Schadenserſatzanſprüche. 

Zu demſelben Ergebnis führt auch der zweite vom Bekl. 
geltend gemachte Geſichtspunkt, daß zu der Entſtehung des 
Unfalls ein eigenes Verſchulden des M. in einem Maß mit⸗ 
gewirkt habe, daß dadurch die Haftung des Bekl. ausge⸗ 
ſchloſſen werde, und zwar auch dann, wenn angenommen 
werden wollte, daß die Fahrt nicht eine Gefälligkeitsfahrt, 
ſondern eine in Ausführung eines Beförderungsvertrags ge⸗ 
machte Fahrt war. Denn nach dem Geſagten verletzte M. 
dadurch, daß er ſich dem vom Bekl. gelenkten Kraftwagen 
bis zuletzt anvertraute, obgleich er das Unvermögen des Bekl. 
zu ordnungsmäßiger Lenkung erkannt hatte, die von jeder- 
mann, der einen Kraftwagen benützt, zu erfordernde eigene 
Vorſicht ſo ſehr, daß es unbillig wäre, den Bekl. für den 
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durch dieſes Verſchulden mitverurſachten Schaden auch nur 
teilweiſe haftbar zu machen. 
Urteil des II. Zivilſenats vom 20. Mai 1915 i. S. M. 
g. Fr. Nr. 11/1915. 


16. 


FIR ein Inrückgreifen auf einen angeblich feſt abge⸗ 

ſchloſſenen Kauf möglich, nachdem die angebliche 

Künferin (Stadtgemeinde) die Einleitung des Zwangs⸗ 

enteignungsver fahrens gegen den angeblichen Herkänfer 
beantragt und erreicht hatte? 


Die klagende Stadtgemeinde hat mit mehreren Bewoh⸗ 
nern der Gemeinde M. zwecks Erwerbung von Grundſtücken 
für eine von ihr auf Markung M. zu errichtende Kläranlage 
Kaufverträge abgeſchloſſen, ſo auch mit dem Bekl. Dieſer 
verweigerte aber die Erfüllung des Kaufs, weil ihm ein 
höherer als der von der Klrin. als vertragsmäßig bezeich⸗ 
nete Kaufpreis gebühre. Klrin. beantragte nun ihre Er⸗ 
mächtigung, die zu dem genannten Zweck erforderlichen 
Grundſtücke auf Markung M., darunter auch das des Bekl., 
im Weg der Zwangsenteignung zu erwerben, wobei ſie be— 
merkte: wiederholte Verhandlungen wegen freihändigen Er⸗ 
werbs der betreffenden Grundſtücke zu angemeſſenem Preis 
ſeien erfolglos geblieben. Nachdem ihr die nachgeſuchte Er- 
mächtigung erteilt war, beantragte Klrin. Feſtſtellung der 
Entſchädigung und Erlaſſung der Enteignungsverfügung. 
Als aber für das Grundſtück des Bekl. eine weit höhere 
Entſchädigung feſtgeſtellt wurde, als der von der Klrin. (an⸗ 
geblich) mit ihm vereinbarte Kaufpreis betrug, ſah ſie von 
Durchführung der Zwangsenteignung gegen ihn ab und er⸗ 
hob Klage auf Auflaſſung des ihr verkauften Grund⸗ 
ſtücks gegen den Bekl., der Klagabweiſung beantragte. Die 
Klage iſt abgewieſen worden. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVII. 2. 11 
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Aus den 
Gründen 
des Berufungsurteils: 

Mit Recht und mit zutreffender Begründung hat die 
3K. angenommen, der Kaufvertrag der Parteien vom 20. 
Mai / 30. Oktober 1911, auf den die Klage ſich ſtützt, beſtehe 
nicht mehr. Es mag in dieſer Richtung noch folgendes be⸗ 
merkt werden. 

1. Art. 1 des Geſ. vom 20. Dezember 1888 betr. die 
Zwangsenteignung von Grundſtücken beſtimmt: „Die Zwangs⸗ 
enteignung von Grundſtücken und von Rechten an Grund— 
ſtücken kann nur im Fall der Notwendigkeit derſelben“ (d. h. 
der Zwangsenteignung) „für ein Unternehmen zu allgemei⸗ 
nen Staat3- oder Korporationszwecken und gegen vorgängige 
volle Entſchädigung ſtattfinden.“ Vorausſetzung der Zwangs⸗ 
enteignung iſt alſo nach württ. Recht wie nach andern Rech⸗ 
ten deren Notwendigkeit im gegebenen Fall. „Dieſe Not⸗ 
wendigkeit iſt nicht Unentbehrlichkeit eines beſtimmten Gegen⸗ 
ſtands für das Unternehmen, nicht abſolute, ſondern relative 
wirtſchaftliche Notwendigkeit. Darin liegt aber —, daß im 
konkreten Fall der zur Durchführung des Unternehmens er⸗ 
forderliche Rechtserwerb an fremdem Grund und Boden im 
Weg freien Kaufvertrags überhaupt nicht, oder nur mit un⸗ 
verhältnismäßigen Opfern und Weiterungen zu erlangen 
wäre ).“ 

2. Wer die Zwangsenteignung eines Grundſtücks bean⸗ 
tragt, ſagt damit alſo: er könne das fragliche Grundſtück 
im Weg freien Kaufvertrags nicht oder nur mit unverhält⸗ 
nismäßigen Opfern oder Weiterungen erlangen. So hat 
denn auch in der Tat Klrin. bei ihrem Antrag auf Enteig⸗ 
nung betreffs aller einſchlägigen Grundſtücke, alſo auch des⸗ 
jenigen der Bekl., erklärt: „wiederholte Verhandlungen we⸗ 
gen freihändigen Kaufs der Grundſtücke zum angemeſſenen 

) S. Schelcher im Wörterbuch des deutſchen Staats- und Ver⸗ 


waltungsrechts von Stengel und Fleiſchhauer (2. Aufl.) s. v. 
„Enteignung“ § 4, b S. 720; Württ J. 13 S. 53 ff. 
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Preis blieben ergebnislos. Es iſt deshalb Zwangsenteig⸗ 
nung notwendig.“ Daß das nicht zutraf für Grundftüde, 
die, wie Klrin. jetzt behauptet, durch bindenden, formgerech⸗ 
ten Kauf von der Klrin. angekauft waren (auch wenn über 
gewiſſe Vertragsbeſtimmungen Streit beſtand, der im Prozeß⸗ 
weg zu entſcheiden geweſen wäre), liegt auf der Hand; ein 
ſo geringes Maß von Verſtändnis und Rechtskenntnis läßt 
ſich bei den Vertretern der Klrin. nicht unterſtellen, daß ſie 
geglaubt haben ſollten, ſie können die Zwangsenteignung des 
E.jchen Grundſtücks auch dann erwirken, wenn fie der Be⸗ 
hörde erklären: die Stadt habe dieſe Grundſtücke ſchon feſt 
um 1 M. 50 Pf. für den qm gekauft, die Bekl. machen 
aber in betreff der Erfüllung des Kaufs Schwierigkeiten. 

3. Da ſich nicht annehmen läßt, die Klrin. habe der 
Staatsbehörde in betreff ihres Rechtsverhältniſſes mit den 
Bekl. wiſſentlich die Unwahrheit geſagt, ſo iſt die nächſt⸗ 
liegende Erklärung für die oben wiedergegebene Begründung 
des Enteignungsantrags der Klrin. die, daß ſie ſelbſt davon 
ausgegangen iſt, der Kauf mit dem Bekl. ſei nicht gültig 
zuſtand gekommen und könne zu angemeſſenem Preis nicht 
zuſtand gebracht werden. Auf dieſen Standpunkt hätte auch 
der Bekl. dadurch ſich geſtellt, daß er gegen die Zuläſſigkeit 
des Enteignungsverfahrens keine Einwendung erhob. Oder 
aber es hätte die Klrin. durch jene Begründung ihres Ent⸗ 
eignungsantrags und durch dieſen ſelbſt, der ja zur Kenntnis 
des Bekl. gelangen mußte, ihren Rücktritt von dem mit dem 
Bekl. abgeſchloſſenen Vertrag erklärt und der Bekl. dadurch, 
daß er gegen die Zuläſſigkeit der Zwangsenteignung keine 
Einwendung erhob, ſein Einverſtändnis mit dieſem Rücktritt 
zu erkennen gegeben. In beiden Fällen iſt durch den von 
dem Bekl. nicht widerſprochenen Antrag auf Zwangsenteig⸗ 
nung und die Feſtſtellung von deren Zuläſſigkeit der Kauf⸗ 
vertrag der Parteien endgültig beſeitigt (außer Wirkung ge⸗ 
ſetzt) worden, ſo daß kein Teil mehr (ohne Zuſtimmung des 
andern) darauf zurückkommen kann. 

4. Sollte ſich je Klrin. bei Stellung des Antrags auf 

11 * 
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Zwangsenteignung ſtillſchweigend vorbehalten haben, je nach 
dem Ergebnis der Schätzung in dieſem Verfahren auf den 
Kaufvertrag der Parteien zurückzugreifen, ſo wäre dieſer mit 
der abgegebenen Erklärung (ſ. Ziff. 3) unvereinbare Vorbe⸗ 
halt rechtlich bedeutungslos ($ 116 BGB.). 

5. Sollte die Klrin. über die rechtliche Tragweite ihres 
Antrags auf Enteignung der Grundſtücke des Bekl. im Irr⸗ 
tum geweſen ſein, ſo wäre auch das rechtlich bedeutungslos; 
ein ſolcher Irrtum wäre kein Irrtum i. S. des 8 119 BGB. 

6. Ob unter Umſtänden Zwangsenteignung zuläſſig iſt, 
obwohl ein gültiger Kauf über die betreffenden Grundſtücke 
abgeſchloſſen iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Der von der 
Berufungsbegründung angeführte Fall eines Kaufabſchluſſes 
mit einem Nichteigentümer liegt nicht vor, und wenn mit 
dem Eigentümer ein gültiger Kauf abgeſchloſſen iſt, ſo hätte 
der die Zwangsenteignung trotzdem Beantragende jedenfalls 
beſonders ſchwerwiegende Umſtände darzulegen, derentwegen 
von der Durchführung des Kaufs abgeſehen werden ſoll; 
auch in einem ſolchen Fall könnte aber kaum je nachträglich 
wieder auf den Kaufvertrag zurückgegriffen werden. In be⸗ 
treff des von der Berufungsbegründung angeführten Falls, 
daß auf dem freihändig angekauften Grundſtück Rechte Drit⸗ 
ter laſten, vgl. Art. 1, 15 des Gef. vom 20. Dezember 1888. 
Daß die von der Klrin. zur Begründung ihres Rückgriffs 
auf den Kaufvertrag angeführte Analogie des verſuchten 
Deckungskaufs nicht zutrifft, bedarf nach dem oben Ange⸗ 
führten keiner weiteren Darlegung. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 13. Juli 1915 i. S. 

Stadtgemeinde Stuttgart g. Ege. U. 213/1915. 


17. 


Haftung des Rerpüchters einer Sandgrube für die 
Abfuhrmöglichkeit. 


Die auf Pachtzins klagende Stadtgemeinde hat am 
24. April 1911 an die bekl. Firma eine Fläche im Sindel⸗ 
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finger Stadtwald vom 1. Mai 1911 ab auf 5 Jahre zur 
Ausnützung auf Letten und Sand gegen einen jährlichen 
Pachtzins von 540 M. verpachtet. Bei Abſchluß des Pacht⸗ 
vertrags war beiden Teilen bekannt, daß die Bekl. beabſich⸗ 
tigte, das gewonnene Material in ihrer Fabrik in V. zu ver⸗ 
wenden und dahin auf der alten Böblinger Straße, jetzt 
Feldweg, abführen zu laſſen. Das Pachtgrundſtück liegt an 
dieſem Wege da, wo er von der Markung der Klrin. auf die 
Markung R. übertritt. Weil die alte Böblinger Straße auf 
Markung R. durch die Fuhrwerke der Bekl. übermäßig ab⸗ 
genutzt wurde und die Bekl. die Bezahlung eines fortlaufen⸗ 
den Unterhaltungsbeitrags ſowie eines Schadenserſatzes ver⸗ 
weigerte, klagte die Gemeinde R. gegen die Bekl. bei der 
K. Kreisregierung Ludwigsburg. Dieſe erklärte durch Urteil 
vom 17. April 1913 die Bekl. für ſchuldig, für die Benützung 
des Feldwegs „alte Böblinger Straße“ auf Markung R. der 
klagenden Gemeinde eine einmalige Vergütung von 200 M. 
und von der Wiederinſtandſetzung des Wegs ab eine jähr⸗ 
liche Vergütung von 150 M. zu bezahlen. Der Gemeinde⸗ 
rat R. hielt die von der K. Kreisregierung angeordnete Ent⸗ 
ſchädigung für zu nieder und verbot durch Verfügung vom 
16. Mai 1913 der Bekl. die fernere Benützung der alten 
Böblingerſtraße als Abfuhrweg. Die hiegegen von der Bekl. 
erhobene Beſchwerde wurde von dem zuſtändigen Oberamt 
abgewieſen. 

Die Klrin. verlangt im gegenwärtigen Rechtsſtreit die 
Bezahlung der beiden auf 1. Oktober 1913 und 2. Oktober 
1914 fällig gewordenen Pachtraten. Die Bekl. verweigert 
die Zahlung, weil nach dem Pachtvertrag die Anweiſung des 
Abfuhrwegs Sache der Klrin. geweſen und weil ihr durch 
das Wegverbot die Abfuhr nach V. und damit die Aus⸗ 
nützung des Pachtgrundſtücks unmöglich geworden ſei. Die 
Klrin. beſtreitet dies und macht geltend: die Gemeinde R. 
ſei zu dem Verbot nicht berechtigt geweſen; die Bekl. hätte 
dagegen den Verwaltungsrechtsweg beſchreiten ſollen. Ueb⸗ 
rigens habe die Bekl. die Sperrung des Weges ſelbſt ver⸗ 
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ſchuldet, weil ſie ihn zuſammengefahren und ſich dann ge⸗ 
weigert habe, ſich mit der Gemeinde R. auseinanderzuſetzen. 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat ihr ſtattgegeben aus folgenden 

Gründen: 

Durch den Vertrag vom 24. April 1911 hat die Klrin. 
an die Bekl. die Sand- und Lettengrube verpachtet und ihr 
darin zugleich die Benützung der zur Ausnützung des Pacht⸗ 
grundſtücks erforderlichen Fuß⸗ und Fahrwege eingeräumt. 
Dieſe letztere Verpflichtung bezieht ſich indes, wie ſich aus 
der Natur der Sache und den 88 1 Abſ. 2, 4 und 5 des 
Vertrags ergibt, nur auf die Wege bis zur Einmündung in 
den nächſten ordentlichen Wald- oder öffentlichen Weg, jeden⸗ 
falls nicht über die eigene Markung der Klrin. hinaus. Die 
einſchlägigen Vertragsbeſtimmungen ſind bei der Lage der 
Grube an der alten Böblinger Straße da, wo dieſe auf 
Markung R. übertritt, ohne praktiſche Bedeutung und auf 
die Verwendung eines Formulars zurückzuführen. Die Klrin. 
hat bei Abſchluß des Vertrags gewußt, daß die Bekl. die 
Ausbeute der Grube in ihrer Fabrik in V. verwenden und 
zur Abfuhr dahin die alte Böblinger Straße über die R.⸗ 
Markung benützen will. Es mag auch ſein, daß die Par⸗ 
teien damals über die Eignung dieſer Straße zur Abfuhr 
geſprochen haben und daß der Vertreter der Klrin. fie als 
geeignet bezeichnet hat. Aber daraus folgt nicht, daß die 
Klrin. der Bekl. die Benützung der Straße zur Abfuhr 
nach V. vertragsmäßig zugeſagt oder gar für deren fort⸗ 
dauernde Benützbarkeit garantiert hat. Iſt aber die Straße 
weder im einen noch im andern Sinn Vertragsgegenſtand 
geworden, jo iſt der § 541 vgl. mit 8 581 Abſ. 2 BGB. 
auf die Sperrung der Straße durch die Gemeinde R. nicht 
anwendbar. Es kann unerörtert bleiben, ob das Recht des 
Dritten, durch das dem Pächter die Ausnützung des Pacht— 
gegenſtandes geſchmälert oder unmöglich gemacht wird, ein 
öffentliches und ob es ein bloß angemaßtes ſein kann. Jeden⸗ 
falls muß es einen Mangel im Rechte des Verpächters, 
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einen juriſtiſchen Fehler des Pachtgegenſtandes bilden ), ſich 
alſo auf das Objekt des Pachtvertrags ſelber beziehen, und 
darf nicht bloß auf eine Sache Bezug haben, hinſichtlich de⸗ 
ren der Verpächter keine vertragsmäßigen Pflichten über⸗ 
nommen hat, wie dies bei der geſperrten Straßenſtrecke der 
Fall iſt. 

Allerdings kann ein Grundſtück auf Letten und Sand 
nur ausgenützt werden, wenn die Möglichkeit beſteht, das 
gewonnene Material abzuführen, und das Fehlen hiezu ge⸗ 
eigneter Wege kann, wenn es ſich um ein Pachtgrundſtück 
handelt, einen die vertragsmäßige Ausnützung hindernden 
oder beeinträchtigenden Fehler i. S. von 8 537 Abſ. 1 BGB. 
darſtellen. Auch iſt nach der Verkehrsauffaſſung anzuneh⸗ 
men, daß der Verpächter einer Letten⸗ und Sandgrube ein 
mit den erforderlichen Abfuhrwegen verſehenes Grundſtück 
zu gewähren hat, ſo daß die ihm obliegende Leiſtung un⸗ 
möglich wird, wenn die Möglichkeit, das gewonnene Material 
abzuführen, wegfällt. Es kommt dann darauf an, ob die 
Unmöglichkeit der Leiſtung vom einen oder andern oder von 
keinem Teil zu vertreten iſt (BGB. SS 323 — 325). Nach 
§ 552 S. 1 BGB. iſt fie vom Pächter insbeſondere dann 
zu vertreten, wenn er durch Gründe, die in ſeiner Perſon 
liegen, an der Ausnützung des Pachtobjekts gehindert wird. 
Da beim Abſchluß des Pachtvertrags die Klrin. von der Ab⸗ 
ſicht der Bekl., die Ausbeute nach V. abzuführen, Kenntnis 
gehabt hat und die Parteien, wenigſtens nach der Behaup⸗ 
tung der Bekl., über die Eignung der alten Böblinger Straße 
hiezu verhandelt haben, jo kann in dem Wegfall gerade die⸗ 
ſer für die Bekl. allein in Betracht kommenden Abfuhrmög⸗ 
lichkeit ein Fehler des Pachtgrundſtücks und eine Erfüllungs⸗ 
unmöglichkeit auf ſeiten der Klrin. zu finden ſein. Wäre 
z. B. die Straße in der Richtung gegen V. als Weg ganz 
eingegangen oder für den Fuhrwerkverkehr oder wenigſtens 
für den Verkehr mit Sand» und Lettenfuhrwerken allgemein 


1) Mot. z. BGB. II S. 378/79. 
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geſperrt worden, ſo läge ein Fehler der Pachtſache, wie auch 
eine vom Pächter nicht zu vertretende Unmöglichkeit der Lei⸗ 
ſtung der Verpächterin vor. Das gleiche könnte auch dann 
noch angenommen werden, wenn zwar nur die Bekl. von der 
Sperrung betroffen, dieſe aber auf objektive, mit der Bekl. 
und ihrem Verhalten nicht zuſammenhängende Gründe zurück⸗ 
zuführen wäre, ſo daß die Möglichkeit der Abfuhr nach V. 
auch für jeden andern Pächter in Wegfall gekommen wäre. 
So liegt aber die Sache nicht. Wie von dem Verwaltungs- 
gericht feſtgeſtellt und von den Parteien nicht in Zweifel ge⸗ 
zogen iſt, ſtellt die alte Böblinger Straße auf Markung R. 
einen dieſer Gemeinde von der Straßenbauverwaltung zur 
Benützung als Feldweg überlaſſenen Weg dar. Die Ge» 
meinde R. konnte daher der Bekl. nach Art. 33 des Feld⸗ 
weggeſetzes für die Benützung der Straße zur Abfuhr von 
Letten und Sand wegen der damit verbundenen Steigerung 
ihrer Unterhaltslaſt eine beſondere Vergütung auferlegen. 
Es wäre daher Sache der Bekl. geweſen, ſich wegen der 
Benützung der Straße von vorneherein mit der Gemeinde 
auseinanderzuſetzen. Statt deſſen hat ſie zunächſt die Straße 
in einer Weiſe abgenützt, daß die Gemeinde mit einem Er⸗ 
ſatzanſpruch von 2000 M. hervortrat, und ſtatt nunmehr 
derſelben eine angemeſſene Vergütung für Vergangenheit und 
Zukunft anzubieten, hat die Bekl. in dem Verwaltungsrechts⸗ 
ſtreit jede Verpflichtung ihrerſeits beſtritten. Und als die 
Gemeinde auch nach der Entſcheidung des Verwaltungsge— 
richts auf ihren weitergehenden Anſprüchen beharrte und ſie 
trotz rechtskräftiger Abweiſung zum Anlaß für die Sperrung 
der Straße nahm, hat die Bekl. ſich mit einer einmaligen 
Beſchwerde begnügt, obwohl die Entſcheidung des Oberamts 
nur die Berechtigung der Gemeinde zur Sperrung, nicht auch 
die Frage geprüft hatte, ob die Sperrung nach Lage des 
Falles, insbeſondere angeſichts der Entſcheidung des Ver— 
waltungsgerichts über die von der Bekl. für die Benützung 
zu entrichtende Vergütung, angemeſſen ſei. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden iſt anzunehmen, daß die Sperrung der Straße für 
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die Bekl. im weſentlichen auf ſubjektiven, in der Perſon der 
Bekl. liegenden Gründen beruht und von ihr zu vertreten iſt. 
Auch kommt ihr nicht die Bedeutung eines Fehlers, d. h. 
einer objektiven nachteiligen Eigenſchaft des Pachtgrundſtücks 
zu. Dieſe Auffaſſung wird beſtätigt durch die Erwägung, 
daß es nicht Sache der Klrin., ſondern der Bekl. war, von 
der Gemeinde R. die Erlaubnis zur Benützung der Straße 
auszuwirken, und daß auch das Riſiko der Verweigerung 
oder des Widerrufs der Erlaubnis von der Bekl. und nicht 
von der Klrin. zu tragen iſt. 

Da auch ſonſt kein Rechtsgrund erſichtlich iſt, welcher 
die Bekl. zur Verweigerung der Bezahlung der eingeflagten 
Pachtraten berechtigen könnte, ſo war auf die Berufung der 
Klrin. nach deren Antrag zu erkennen. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 26. März 1915 i. S. 
Stadtgemeinde S. g. R. Nr. 51/1915. 


18. 


Zur Auslegung von Art. 8 Abf. 1 der Bauordnung 
nom 6. Oktober 18721) (Erſatzanſpruch der Anlieger 
wegen Erhöhung der Straße). 


Der Kläger, Eigentümer des Mühlenanweſens Nr. 2 
auf dem linken Murrufer in B., hat mit der Klage am 
21. Oktober 1911 gegen die Stadtgemeinde B. Schadens- 
erſatz dafür verlangt, daß die Bekl. im Jahr 1904 anläßlich 
des Umbaus der Sulzbacher Brücke in B. die auf dieſe zu⸗ 
führende Sulzbacherſtraße, an welche der Hofraum des Klrs. 
angrenzt, erhöht hat. Er behauptet, durch den neuen Zu⸗ 
ſtand, der ſeither durch wiederholte Beſchotterungen und Be— 
walzungen noch verſchlimmert worden ſei, habe ihm die Bell. 
feine Zu⸗ und Ausfahrt erſchwert. Die Bekl. hat Verjäh⸗ 
rung des Klaganſpruchs nach $ 852 BGB. eingewendet und 
hat beſtritten, daß der Klr. einen Rechtsgrund für ſeinen 
Erſatzanſpruch habe. 

1) Jetzt Art. 18 Abſ. 1 der Bauordnung vom 28. Juli 1910. 
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Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Die Be⸗ 
rufung des Klägers iſt zurückgewieſen worden aus folgenden 
Gründen: 

Ein ſachliches Eingehen auf die Klage — jedenfalls be⸗ 
züglich der Erhöhung von 1904 — wäre unnötig, wenn 
— wie der Vorderrichter meint — die Verjährungseinrede 
der Bekl. zutreffen würde. Dies iſt aber nicht der Fall. 
Denn ein dem Klr. gegenüber rechtswidriges Handeln der 
Bekl. iſt nicht gegeben. Die Erhöhung der Straße im Jahre 
1904 beruht auf dem übereinſtimmenden Willen der bürger⸗ 
lichen Kollegien von B. und der für den Bau der Sulzbacher 
Brücke maßgebenden Regierungsbehörde, ſofern durch dieſe 
Organe der Neubau der Brücke und die damit notwendig 
zuſammenhängenden Veränderungen beſchloſſen worden waren 
und ſofern damit zugleich auch durch die gemäß Art. 4 der 
BauO. vom 6. Oktober 1872 zur Feſtſtellung von Viſieren 
zuſtändigen Organe die nachher ausgeführten, durch die Lage 
der Brücke bedingten Viſiere feſtgeſtellt worden waren. Eine 
rechtswidrige Handlung lag deshalb nicht vor. Aber ſelbſt 
wenn man die Vorſchriften des Art. 4 nicht als eingehalten 
erachten wollte und wenn die dort aufgeſtellten Voraus⸗ 
ſetzungen nicht vorliegen würden, ſo würde dies doch immer 
nur eine Ordnungswidrigkeit im inneren Dienſt, nicht aber 
eine Rechtswidrigkeit dem Klr. gegenüber bedeuten. Von 
der Anwendung des $ 852 BGB. kann daher nicht die Rede 
ſein. 

Wie ſchon der Vorderrichter zutreffend ausführt, kann 
der Klr. ſeine Klage nur auf Art. 8 der BauO. ſtützen; eine 
anderweitige Beſtimmung des gemeinen und öffentlichen Rechts 
kommt nicht in Betracht; insbeſondere trifft der §S 907 BGB. 
auf einfache Erhöhungen einer Straße nicht zu. 

Gegen die Anwendbarkeit des Art. 8 der BauO. mag 
zwar daraus, daß es ſich hier nicht um Durchführung von 
im Ortsplan feſtgeſetzten Straßenviſieren gehandelt hat, ein 
Bedenken nicht zu entnehmen ſein, da die Erhöhung der 
Straße — wie erwähnt — von den maßgebenden Behörden 
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angeordnet und gebilligt wurde und in einem ſolchen Fall Art. 8 
a. a. O. mindeſtens entſprechend anzuwenden wäre. Es mö⸗ 
gen auch die ſpäteren Beſchotterungen und Bewalzungen, die 
an ſich nicht unter Art. 8 a. a. O. fallen, deshalb hereinzu⸗ 
ziehen ſein, weil ſie auf dem durch die Erhöhung vom Jahre 
1904 geſchaffenen Zuſtand beruhen und dieſen Zuſtand ver⸗ 
ſchlimmert haben ſollen. Dagegen iſt die Anwendbarkeit des 
Art. 8 a. a. O. deshalb zu verneinen, weil nicht geſagt wer⸗ 
den kann, daß das Mühlgebäude des Klrs. an der richtig 
zu legenden Straße liege. Dies erhellt ſchon daraus, daß 
bis zum Jahr 1883 die beiden ſelbſtändigen Gebäude 
Nr. 253 a und 253 b (eine Gerberwerkſtatt und das ſtädt. 
Waſchhaus), die andern Eigentümern gehörten, zwiſchen der 
Sulzbacher Straße und dem Mühlgebäude des Klrs. Nr. 2 
(damals Nr. 254) ſtanden. Durch die Niederlegung jener 
beiden Gebäude Nr. 253 a und b hat das Mühlgebäude des 
Klrs. nicht die Eigenſchaft eines „an der Sulzbacherſtraße 
errichteten“ Gebäudes erhalten. Das Mühlgebäude des Klrs. 
liegt 16— 17 m ſeitlich der Straße, wird alſo in ſeiner Höhe 
oder Tiefe durch die Viſieränderung unmittelbar nicht be⸗ 
troffen, vielmehr ſoll hier nur durch die Erſchwerung der 
Zu⸗ und Ausfahrt eine Wertsverminderung herbeigeführt 
worden ſein. Auf ſolche Fälle iſt aber Art. 8 BauO. nicht 
anwendbar, der nur die unmittelbar an der Straße liegen⸗ 
den Gebäude im Auge hat und z. B. auf Hintergebäude keine 
Anwendung findet!), Hier handelt es ſich übrigens nicht 
einmal um ein Hintergebäude; denn das Gemeindewaſchhaus 
und die Gerberwerkſtätte, die früher vor der Mühle des 
Klrs. zwiſchen dieſer und der Straße lagen, waren ebenſo 
wie die Mühle, ſelbſtändige, nicht zur Mühle gehörige ©e- 
bäude. Es handelt ſich nach dem damaligen Zuſtand ein⸗ 
fach um ein abſeits von der Straße gelegenes Gebäude, auf 
das Art. 8 a. a. O. keine Anwendung finden konnte. Da⸗ 
durch aber, daß das früher vorgelagerte Gebäude abgebro- 


1) Vgl. Württ. Gerichtsbl. B. 11 S. 141. 
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chen wurde, wurde — wie geſagt — die Sachlage nicht ge⸗ 
ändert; dadurch kam das Mühleanweſen nicht an die Straße; 
die Sache iſt hier gerade ſo zu beurteilen, wie wenn die 
Mühle in einer Seitengaſſe liegen würde. 

Auf einen Fall, wie den gegenwärtigen, iſt daher der 
Art. 8 a. a. O. nicht anzuwenden und damit entfällt ein An⸗ 
ſpruch des Klägers. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 4. Februar 1915 i. S. 

W. g. Stadtgemeinde B. Nr. 67/1913. | 


19. 


Mann if ein Unfall durch Krieg oder durch Mabili⸗ 
herung von Militär herbeigeführt? 


G. M. in Sch. war anfangs Auguſt 1914 nach Kriegs⸗ 
ausbruch bei der in Sch. aus Einwohnern dieſer Stadt ge- 
bildeten Bahnſchutzwache tätig. Er wurde am 8. Auguſt 
1914 nachts von dem ebenfalls der Bahnſchutzwache ange- 
hörigen Fr. St. von Sch. dadurch fahrläſſig getötet, daß 
dieſer bei Ablöſung der Wachmannſchaften mit einem ihm 
übergebenen, geladenen, aber ungeſicherten Gewehr in der 
Richtung gegen G. M. eine Bewegung machte, wodurch ſich 
das Gewehr entlud und G. M. in den Kopf getroffen wurde. 
G. M. ſtarb ſofort. Er war Abonnent der Württemberger 
Zeitung und des Familienblatts „Nach Feierabend“. Beide 
hatten mit der beklagten Aktiengeſellſchaft einen Abonnenten⸗ 
Verſicherungsvertrag abgeſchloſſen, nach dem die Abonnenten 
gegen Unfälle mit je 1000 M. verſichert waren. Nach den 
Verſicherungsbedingungen waren Todesfälle, die „durch Krieg 
oder Mobiliſierung von Militär“ „veranlaßt bzw. herbeige⸗ 
führt“ werden, nicht verſicherungspflichtig. 

Die Ehefrau des Getöteten hat gegen die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft auf Bezahlung der Verſicherungsſumme geklagt. 
Die Beklagte hat beſtritten, daß ein verſicherungspflichtiger 
Unfall vorliege, iſt aber zur Bezahlung verurteilt worden. 
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Darüber, daß der Unfall unter die Verſicherung falle, iſt 
in den 

Gründen 
des Urteils des Oberlandesgerichts ausgeführt: 

Nach dem unbeſtrittenen Sachverhalt und dem Inhalt 
der Verſicherungsſcheine iſt der Anſpruch der Klrin. auf die 
Verſicherungsſumme von je 1000 M. an ſich begründet, 
wenn nicht die Bekl., die hiefür beweispflichtig iſt, nachweiſt, 
daß die — hier allein in Betracht kommende — Ausnahme 
des 8 5 (bei der Württ. Zeitung) und des § 6 (bei dem 
Familienblatt „nach Feierabend“) zutrifft, daß nämlich der in 
Rede ſtehende Unfall durch Krieg oder Mobiliſierung von 
Militär veranlaßt bzw. herbeigeführt worden iſt. Es handelt 
ſich zunächſt darum, wie die erwähnten Beſtimmungen aus⸗ 
zulegen ſind. Die Ausdrücke „veranlaßt“ und „herbeige⸗ 
führt“ ſind nicht gleichbedeutend. Das „Herbeiführen“ iſt 
der engere, das „Veranlaſſen“ iſt der weitere Begriff. Beide 
Begriffe gehören der Lehre vom Schadenserſatz an; es muß 
regelmäßig ein Schaden, der durch eine gewiſſe zum Erſatz 
verpflichtende Tatſache nur veranlaßt, nicht aber herbeige⸗ 
führt worden iſt, nicht erſetzt werden!). Würde nun der 
Wortlaut der beiden obenerwähnten Beſtimmungen dahin 
auszulegen fein, daß ein Unfall, der durch Krieg (oder Mo- 
biliſierung) veranlaßt oder herbeigeführt worden ſei, nicht 
zu den entſchädigungspflichtigen gehören ſolle, ſo würde es 
zum Ausſchluß der Haftung der Bekl. genügen, wenn der 
Krieg oder die Mobiliſierung auch nur der Anlaß für den 
Unfall geweſen wären. In dieſer Weiſe kann aber die Be⸗ 
ſtimmung nicht ausgelegt werden. Die Wendung „bzw. her⸗ 
beigeführt“ kann auch eine Einſchränkung des vorangeſtellten 
allgemeineren Begriffs und eine Richtigſtellung dieſes — als 
ungenau — erkannten Ausdrucks bedeuten und es iſt dieſer 
Auslegung deshalb der Vorzug zu geben, weil die Beſtim⸗ 
mung dann mit den allgemeinen Grundſätzen übereinſtimmt, 


) Vgl. z. B. Dernburg Bd. II. 1 § 27 S. 71 (III. Aufl.). 
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wonach — wie erwähnt — regelmäßig nicht die bloße Ver⸗ 
anlaſſung, ſondern nur die Herbeiführung eines Ereigniſſes 
durch ein anderes erheblich iſt. Bei der eben erwähnten 
engeren Auslegung hält ſich alſo die Beſtimmung im Ein⸗ 
klang mit den allgemeinen Grundſätzen über die Verurſachung 
und es iſt nicht ohne zwingenden Grund anzunehmen, daß hie⸗ 
von habe abgewichen werden wollen; dies um ſo weniger, 
als z. B. in den Allgemeinen Verſicherungsbedingungen des 
Verbands der in Deutſchland arbeitenden Unfall⸗Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften vom Jahre 1904) in § 1 Abſ. 5 dieſer 
Bedingungen die maßgebende Beſtimmung ſo lautet, daß von 
der Verſicherung ausgeſchloſſen ſein ſollen: — Unfälle — 
„durch Erdbeben, Kriegsereigniſſe“, — „im mobilen Militär⸗ 
oder Seedienſt“, wobei alſo auch auf die allgemeinen Grund- 
ſätze über den urſächlichen Zuſammenhang abgehoben iſt. 
Endlich iſt aber dieſe — für die Klrin. günſtigere — Aus⸗ 
legung auch ſchon deshalb zugrunde zu legen, weil im Zweifel 
gegen denjenigen zu entſcheiden iſt, der ſich deutlicher und 
klarer hätte ausdrücken ſollen, d. h. hier gegen die Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft?). Sind danach die erwähnten Beſtimmun⸗ 
gen dahin auszulegen, daß nur ſolche Unfälle, die durch 
Krieg oder Mobiliſierung von Truppen herbeigeführt wur⸗ 
den, nicht verſicherungspflichtig ſind, ſo iſt dem Vorderrichter 
darin beizutreten, daß ein ſolcher Unfall hier nicht in Frage ſteht. 
Im Sinn der herrſchenden Lehre von dem ädaquaten Zu- 
ſammenhang (die auch im Verſicherungsrecht gilt) ), wäre 
der Unfall durch den Krieg oder die Mobilmachung nur dann 
herbeigeführt, wenn er ſich als die natürliche und normale 
Folge des Kriegs oder der Mobilmachung bei Unterſtellung 
eines regelmäßigen Verlaufs darſtellen würde, wenn der 
Krieg oder die Mobiliſierung allgemein die Tendenz hätten, 


) Vgl. Gerhard-Hagen, Komm. zum VerſVG., Zuf. zum 
IV. Abſchnitt, S. 731 ff. 

2) Vgl. hiezu Gerhard-Hagen a. a. O., Zuſ. III zu 8 49 Verſ VG. 
S. 253. 
) Vgl. Gerhard-Hagen a. a. O., § 55 Anm. 9 S. 257. 
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derartige Unfälle hervorzurufen. Im vorliegenden Fall aber 
hat ſich der Unfall bei Ablöſung der Wachen, ohne daß das 
Laden des Gewehrs durch eine ſpezifiſche Kriegsgefahr ver⸗ 
anlaßt geweſen wäre, und als der Täter mit der Waffe eine 
ungeſchickte, durch nichts gerechtfertigte Bewegung machte, 
ereignet, ein Unfall, wie er auch bei einer Uebung im Frie⸗ 
densverhältnis vorkommen kann. Es hat der Krieg nicht die 
allgemeine Tendenz, ſolche Unfälle herbeizuführen, und es 
liegt auch nach dem ſpeziellen Hergang nur ein ſo loſer Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Krieg oder der Mobilmachung und 
den ſpeziellen Kriegsgefahren vor, daß der urſächliche Zu⸗ 
ſammenhang zu verneinen iſt. 

Auch auf § 84 BVerfG. kann ſich die Bekl. nicht be⸗ 
rufen. Dies ſchon deshalb nicht, weil die Maßregel der 
Bahnbewachung nicht von einem militäriſchen Befehlshaber, 
ſondern von den Zivilbehörden angeordnet worden iſt; außer⸗ 
dem aber iſt es nach dem Ausgeführten zu verneinen, daß 
der Unfall durch den Krieg (oder die Maßregel der Bahn⸗ 
bewachung) verurſacht wurde. Die eigentliche und wirkliche 
Urſache war die Fahrläſſigkeit des St., der Krieg und die 
Bahnbewachung waren nur der Anlaß, der zu dem Unfall 
führte. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 17. Juni 1915 i. S. N. 

Lebensverſ. Bank g. O. M. U. 131/1915. 


20. 


Einfluß des Kriegs auf Vereinbarungen deutſcher 
Kaufleute, daß engliſche Schiedsgerichte nach engliſchem 
Recht entſcheiden ſollen !). 


Die Klrin. hat den Kaufpreis für 200 Tonnen Mais 
vom 15. Mai 1914 eingeklagt. Die Bekl. hat eingewendet, 
daß der Streit darüber, ob die an ſich unbeſtrittene Kauf⸗ 
preisforderung durch Aufrechnung getilgt ſei, vereinbarungs⸗ 

1) Vgl. jetzt auch RG. VII. 29. Juni 1915 in Warn eyer, Recht⸗ 
ſpr. des RGer. 1915 Nr. 223. 
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gemäß wie überhaupt jeder aus dem Vertrag vom 15. Mai 

1914 entſpringende Streit zwiſchen den Parteien durch eng⸗ 

liſche Schiedsrichter nach engliſchem Recht zu entſcheiden ſei 

(ſog. Londoner Arbitrage). Die Einrede iſt verworfen 

worden, von dem Oberlandesgericht aus folgenden 
Gründen: 

Der Schiedsvertrag iſt an ſich unbeſtritten. Weiter 
mag davon ausgegangen werden, daß auch ein Streit dar⸗ 
über, ob die Klagforderung durch Aufrechnung getilgt ſei, 
unter die die Klagforderung betreffende Schiedsvertragsklauſel 
fallen würde. Aber es ſind ausſchließlich engliſche Schieds⸗ 
richter und engliſche Gerichte vorgeſehen. Seit Kriegsaus⸗ 
bruch zwiſchen Deutſchland und England (4. Auguſt 1914) 
iſt die Möglichkeit, engliſche Schiedsrichter zu beſtellen oder 
engliſche Gerichte anzurufen, weggefallen; damit iſt der 
Schiedsvertrag, da für dieſen Fall keine Vorſorge durch 
Parteivereinbarung getroffen war, gemäß der entſprechend 
anzuwendenden Vorſchrift des § 1033 Ziff. 1 ZPO., übri⸗ 
gens auch — wie OLG. Hamburg 24. Februar 19155) in 
einem ähnlichen Fall angenommen hat —, gemäß §8 133, 
157 BGB. außer Kraft getreten?). Die Bekl. hat kein An⸗ 
recht darauf, das ungewiſſe Ende des Kriegs mit England 
abzuwarten und dann auf den Schiedsvertrag zurückzu⸗ 
kommen. 

Mit dem Wegfall engliſcher Schiedsrichter oder engli⸗ 
ſcher Gerichte iſt auch, zumal da beide Parteien Deutſche und 
in Deutſchland anſäſſig find und den Vertrag in Deutſch— 
land geſchloſſen haben, bei Vertragsauslegung gemäß 85 133, 
157 BGB. die Anwendung des im Vertrag vorgeſehenen 
engliſchen Rechts weggefallen; denn ſie ſteht — obgleich in 
die Form gekleidet, daß der Vertrag wie ein in England 
geſchloſſener beurteilt werden ſoll — mit der vereinbarten 
engliſchen Gerichtsbarkeit im engſten formellen und ſachlichen 
Zuſammenhang und hat keine ſelbſtändige Bedeutung. 


) Recht 1915 S. 173 Nr. 335. 
2) Zu vgl. auch Recht 1914 Nr. 742. 
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Dagegen liegt kein Grund vor, wegen des Wegfalls 
engliſcher Richter oder Schiedsrichter und engliſchen Rechts 
die Unwirkſamkeit des ganzen Vertrags anzunehmen. 

Ob dem Vertrag zwiſchen den Parteien ähnliche Ver⸗ 
träge zwiſchen anderen Vertragſchließenden über dieſelbe 
Maisladung vorausgingen und nachfolgten, iſt hieher uner⸗ 
heblich. In Friedenszeiten mag es für die Beteiligten vor⸗ 
teilhaft ſein, über alle „Kettenverträge“ in England nach 
engliſchem Recht entſcheiden zu laſſen. Kommt letzteres we⸗ 
gen des Kriegs in Wegfall, ſo entſpricht es dem richtig ver⸗ 
ſtandenen Parteiwillen und Treu und Glauben mit Rück⸗ 
ſicht auf die Verkehrsſitte, daß der längſt geſchloſſene Ver⸗ 
trag, der nur ein Glied in der Kette weiterer ähnlicher Ver⸗ 
träge zwiſchen den anderen Verkäufern oder Käufern bildet, 
beſtehen bleibt und daß jede Partei Recht gibt und nimmt, 
wo und wie ſie nach allgemeinen Grundſätzen dazu ver⸗ 
pflichtet iſt. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 14. Juli 1915 i. S. N. g. 

E. U. 140/1915. 


21. 


Fortdauer eines Mehllieferungsvertrags nach Kriegs⸗ 
ausbruch. 


Die Klrin. beſtellte im Mai 1914 bei der Bekl. 700 Sack 
Weizenmehl Baſis I à M. 30.25 per 100 Kilo mit Sack 
franko Haus auf Abruf. Die Bekl. verweigerte nach Kriegs⸗ 
ausbruch die Lieferung des abgerufenen Reſts von 410 Sack, 
weil die Erfüllung des Verkaufs durch den Kriegsausbruch 
unmöglich geworden ſei. Der Einwand iſt verworfen und 
die Bekl. iſt zum Schadenserſatz verurteilt worden. Die 
Berufung der Bekl. hiegegen iſt zurückgewieſen worden aus 
folgenden 

Gründen: 

Die Behauptung der Bekl., die Klrin. habe im Mai 

1914 Weizenmehl wie gehabt beſtellt, iſt durch das inſoweit 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVII. 2. 12 
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glaubwürdige Zeugnis des Sch. und den Inhalt des Be⸗ 
ſtätigungsſchreibens vom 12. Mai 1914, wonach die Be⸗ 
ſtellung einfach auf Weizenmehl Baſis I lautete, widerlegt. 
Aus den Bekundungen des Sch. geht hervor, daß die Klrin. 
es der Bekl. vollſtändig überließ, ob die letztere inländiſches 
Weizenmehl oder ein Gemiſch von inländiſchem und aus⸗ 
ländiſchem Weizenmehl zur Lieferung brachte. Der Bekl. lag 
alſo lediglich die Erfüllung einer Gattungsſchuld ob. Von 
dieſer Leiſtung wurde die Beklagte nach S 279 BGB. nur 
befreit, wenn die Leiſtung aus der Gattung unmöglich wurde. 
Die Bekl. kann aber ſelbſt nicht ernſtlich behaupten, daß nach 
Kriegsausbruch, insbeſondere im September und Oktober 
1914, als die Klrin. die Lieferung des Mehl bereits ver⸗ 
langte, Weizenmehl Nr. 1 aus inländiſchem oder ausländi⸗ 
ſchem Weizen nicht mehr erhältlich war. Das Gegenteil 
geht auch aus dem Brief der Bekl. vom 2. November 1914 
hervor, in dem ſie der Klrin. ſchreibt, daß eine weitere Lie⸗ 
ferung nur auf Grund einer neuen Baſis geſchehen könne, 
womit zweifellos geſagt werden wollte, die Bekl. ſei nur ge⸗ 
willt, der Klrin. den im Mai 1914 beſtellten Weizen zu 
einem höheren als dem damals vereinbarten Preis zu liefern. 
Der eigentliche Grund der Weigerung der Bekl. lag darin, 
daß infolge des Kriegsausbruchs die Getreide- und Mehl⸗ 
preiſe in die Höhe gegangen waren. Allein ein Rücktritts⸗ 
recht wegen veränderter Umſtände iſt im BGB. im allge⸗ 
meinen nicht gegeben. Es liegen auch keine Anhaltspunkte 
vor, die es rechtfertigen könnten, ein ſolches Rücktrittsrecht 
im vorliegenden Fall als ſtillſchweigend vereinbart anzuſehen. 
Gegenſeitige Verträge müſſen erfüllt werden, ſoweit Er- 
füllungsmöglichkeit beſteht. Wenn man auch zugunſten der 
Bekl. annimmt, daß der Unmöglichkeit einer Leiſtung der 
Fall gleichzuſetzen ſei, daß der Schuldner nur mit über⸗ 
mäßiger Kraftanſtrengung unter ſo großen Aufwendungen 
zu erfüllen vermag, daß ihm die Leiſtung nach Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte nicht zugemutet 
werden kann, ſo kann ein ſolcher Fall hier doch nicht als 
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vorliegend angenommen werden. Die Klrin. behauptet, es 
erwachſe ihr aus der Nichtlieferung der 410 Sack Weizen⸗ 
mehl ein Schaden von mindeſtens 10 M. am Sack. Die 
Bekl., die den Sack Mehl im Mai um M. 30.25 an die 
Klrin. verkauft hat, kann ernſtlich nicht beſtreiten, daß fie im 
September und Oktober 1914, als von ihr Lieferung des 
Mehls verlangt wurde, in der Lage geweſen wäre, zum Preis 
von M. 40.25 Mehl der der Klrin. zu liefernden Gattung 
zu erwerben. Eine derartige Preisſteigerung iſt aber bei 
einer rückſtändigen Lieferung von 410 Sack keineswegs un⸗ 
erſchwinglich für eine größere Firma, wie es nach ihrer eige⸗ 
nen Darſtellung die Bekl. iſt. Die letztere wäre, wenn ſie 
das Mehl zu dem erwähnten Preis ſich beſchafft und der 
Klrin. zu dem im Mai 1914 vereinbarten Preis geliefert 
hätte, nicht in ihrer geſchäftlichen Exiſtenz gefährdet worden 
und zwar um ſo weniger, als ſie nach dem Zeugnis des Sch. 
in den letzten Tagen vor Kriegsausbruch an Perſonen, die 
vorher kein Mehl beſtellt hatten, größere Mengen Mehl zu 
einem Preis verkaufte, der den mit der Klrin. vereinbarten 
um etwa 5 M. für jeden Sack überſtieg. Es lag alſo kein 
Unvermögen, das die Bekl. nicht zu vertreten hatte, vor. 
Hieran wird auch nichts geändert durch die am 4. November 
1914 in Kraft getretene VO. des Bundesrats vom 28. Ok⸗ 
tober 1914 über das Ausmahlen von Brotgetreide. Aller⸗ 
dings wurde nach dem Gutachten des Sachverſtändigen St. 
durch dieſe Verordnung die Herſtellung von Weizenmehl 
Nr. 1 alter Mahlordnung unmöglich; dagegen ſtand die VO. 
der Lieferung bereits gemahlenen Mehls Nr. 1 nicht entge⸗ 
gen. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß auch nach 
dem 4. November 1914 Weizenmehl Nr. 1 alter Mahlord⸗ 
nung erhältlich war. Jedenfalls war es vor dem 4. No⸗ 
vember 1914 möglich, ſolches Mehl zu beſchaffen, und die 
Bekl., der die Klrin. in ihren Briefen vom 24., 28. Sep⸗ 
tember und 2. Oktober 1914 aufs beſtimmteſte erklärt hatte, 
daß ſie auf Lieferung des beſtellten Mehls beſtehe, war ver⸗ 
pflichtet, ſich Weizenmehl Nr. 1 zu beſchaffen. Die Bekl. 
12 * 
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hat gleichwohl auf den Abruf der Klrin. nicht geliefert. Die 
letztere, die die Vorſchriften des 8 326 Abſ. 1 BGB. beob- 
achtet hat, iſt daher berechtigt, Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung zu verlangen. 
Urteil des II. ZS. vom 30. September 1915 i. S. L. 
g. B. U. 272/15. 


22. 
Gebundenheit des Bürgen an feine Klankonnterſchrift. 


K. W., Bruder des Bekl. Fr. W., ſchuldet dem Klr. aus 
Darlehen 1000 M., verzinslich zu 6 % ſeit 18. Juli 1913. 
Der durch Ausfüllung eines Formulars von K. W. herge⸗ 
ſtellte Schuldſchein trägt das Datum: „Stuttgart den 18. Juli 
1913“ und die Unterſchrift des K. W. Darauf folgt die 
von dem Bekl. unterſchriebene Bürgſchaftserklärung mit dem 
Datum: „Schwenningen den 18. Juli 1913“. Die Unter⸗ 
ſchrift des Bekl. iſt notariell beglaubigt. Der Beglaubigungs⸗ 
vermerk hat das Datum: „Schwenningen den 18. Dezember 
1911“. Die Unterſchrift iſt von dem Bekl. an dieſem Tag 
oder kurz vorher auf die Urkunde geſetzt worden. Mit der 
Klage verlangt der Klr. von dem Bekl. als Selbſtſchuldner⸗ 
bürgen Bezahlung der 1000 M. nebſt Zins. Der Bekl. hat 
eingewendet: Er habe dem K. W. die Bürgſchaft zur Be⸗ 
reinigung einer Wechſelſchuld zugeſagt; hiezu ſei ſie in der 
Folge nicht erforderlich geworden. Auf ſein Verlangen nach 
Rückgabe der Urkunde habe K. W. erwidert, er habe ſie ver⸗ 
legt und werde ſie vernichten, wenn er ſie finde. Der Klr. 
habe gewußt, daß K. W. die Urkunde gegen den Willen des 
Bekl. ausgefüllt habe, und habe an dem Datum des Be⸗ 
glaubigungsvermerks Anſtoß nehmen müſſen. Der Klr. hat 
erwidert: K. W. habe ihm beim Empfang des Geldes den 
vollſtändig ausgefüllten Schuld⸗ und Bürgſchein gebracht, 
ohne etwas über die Urkunde zu jagen. Dem Klr. ſei ent⸗ 
gangen, daß die Unterſchrift des Bekl. ſchon am 18. De⸗ 
zember 1911 beglaubigt worden ſei. Die durch Ueberlaſſung 
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der Urkunde an K. W. erteilte Vollmacht ſei von dem Bell. 
nicht widerrufen worden; jedenfalls habe der Klr. hievon 
nichts gewußt. 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Auf die 
Berufung des Klrs. iſt aber dieſes Urteil abgeändert und 
der Bekl. nach dem Klagantrag verurteilt worden aus fol⸗ 
genden 

Gründen: 

Auf Grund des Beweisergebniſſes der I. Inſtanz kann 
als erwieſen angeſehen werden, daß der Bekl. im Jahr 1911 
zwecks Sicherung eines zur Tilgung einer Wechſelſchuld auf⸗ 
zunehmenden Darlehens ſeine Unterſchrift auf das Formu⸗ 
lar der Bürgſchaftserklärung geſetzt, daß der Bekl. die Ver⸗ 
wendung zu einem andern Zweck nicht geſtattet und daß er 
die Rückgabe der Urkunde von K. W. verlangt hat. 

Die Bürgſchaft kommt durch Vertrag zwiſchen Bürgen 
und Gläubiger zuſtande ($ 765 BGB.); dieſer Vertrag be⸗ 
darf keiner Form, wohl aber iſt ſchriftliche Erteilung der 
Bürgſchaftserklärung erforderlich ($ 766 BGB.). Dieſen 
Erforderniſſen kann auch genügt werden, wenn der Bürge 
die Ausmittelung des Gläubigers einem Dritten, insbeſondere 
dem Hauptſchuldner, überläßt. Hat der Bürge hiebei eine 
Blankounterſchrift gegeben, ſo füllt der Dritte die Bürg⸗ 
ſchaftserklärung im Auftrag des Bürgen aus und ſchließt 
den Bürgſchaftsvertrag als Bevollmächtigter des Bürgen mit 
dem Gläubiger ab ). 

Nun iſt aber zu unterſtellen, daß der von dem Bekl. 
zu liefernde Beweis erbracht iſt, daß K. W. am 18. Juli 
1913 keinerlei Auftrag und Vollmacht mehr hatte. Nach all⸗ 
gemeiner Rechtsregel wäre alſo kein Bürgſchaftsvertrag zu⸗ 
ſtande gekommen, beſondere Vorſchriften ergeben indeſſen ein 
anderes. 

Nach 8170 BGB. bleibt die Vollmacht, wenn fie durch 
Erklärung gegenüber einem Dritten erteilt wird, dieſem gegen⸗ 


1) NG. 57, 66, auch 62, 382. 
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über in Kraft, bis ihm das Erlöſchen von dem Vollmacht⸗ 
geber angezeigt wird, und nach 88 171, 172 BGB. iſt der 
Dritte, dem der Vollmachtgeber eine Vollmachtsurkunde aus⸗ 
gehändigt hat und der ſie vorlegt, als zur Vertretung befugt 
anzuſehen, bis die Urkunde zurückgegeben oder für kraftlos 
erklärt wird. Wenn nun der Bürge eine Bürgſchaftserklä⸗ 
rung ſchreibt und dieſe dem Hauptſchuldner aushändigt, da⸗ 
mit er ſie dem Gläubiger übergibt, ſo enthält dieſe Erklä⸗ 
rung die Legitimation des Hauptſchuldners zum Abſchluß des 
Bürgſchaftsvertrags; ſie iſt zugleich die Erklärung des Bür⸗ 
gen an den Gläubiger, daß der Hauptſchuldner zum Abſchluß 
des Bürgſchaftsvertrags bevollmächtigt iſt. Hierauf iſt die 
Vorſchrift des 8 172 BGB., wenn nicht unmittelbar, ſo 
doch entſprechend anzuwenden. Dies gilt auch bei Abgabe 
einer Blankounterſchrift und zwar ohne Unterſchied, ob die 
Ausfüllung vor oder nach Erlöſchen des Auftrags und der 
Vollmacht erfolgt. Dieſe Auffaſſung entſpricht den Anforde⸗ 
rungen von Treu und Glauben im Verkehr. Wenn zuge⸗ 
laſſen iſt, daß der Hauptſchuldner die Bürgſchaftserklärung 
erhält und ſie beim Abſchluß des von ihm als Bevollmäch⸗ 
tigten abgeſchloſſenen Bürgſchaftsvertrags dem Gläubiger 
vorweiſt und übergibt, ſo muß dieſe Urkunde den Nachweis 
der Vollmacht erbringen und der Gläubiger muß ſich hierauf 
verlaſſen können, und wer eine Blanketterklärung in den 
Verkehr bringt, hat billigerweiſe die Gefahr eines Mißbrauchs 
zu tragen. 

Die Vorſchriften der 88 170, 171, 172 BGB. gelten 
nicht, wenn der Gläubiger das Erlöſchen der Vollmacht kennt 
oder kennen muß, d. h. ſie infolge Fahrläſſigkeit nicht kennt 
($ 173, §S 122 Abſ. 2 BGB.), und ebenſo kann ſich der 
Gläubiger auf die angeführten Rechtswirkungen der Urkunde 
nicht berufen, wenn er erkennt oder erkennen muß, daß die 
Urkunde nicht unverdächtig iſt. Liegen dieſe Vorausſetzungen 
vor, ſo gilt die Vertretungsmacht nicht als beſtehend und es 
iſt ein gültiger Bürgſchaftsvertrag nicht zuſtandegekommen; 
einer Anfechtung bedarf es dann nicht. Nun zeigt der Schuld⸗ 


A. in Civilſachen. 169 


und Bürgſchein in der Tat ein verdächtiges Merkmal. Die 
Schuldurkunde und die Bürgſchaftserklärung tragen das Da⸗ 
tum des 18. Juli 1913, die Unterſchrift des Bekl. iſt am 
18. Dezember 1911 beglaubigt, iſt alſo 1½¼ Jahre vorher 
erteilt worden. Wenn der Klr. dies bemerkt hat, ſo durfte 
er ſich auf das Beſtehen einer Vollmacht nicht verlaſſen und 
ebenſo kommt ihm, wenn er es aus Fahrläſſigkeit nicht be⸗ 
merkte, das Geſetz nicht zu ſtatten. Der Klr. konnte nicht 
annehmen, daß die Vollmacht 1½ Jahre lang in Geltung 
war, da dies im regelmäßigen Verkehr nicht üblich iſt; er 
mußte dann den Hauptſchuldner zu einem anderen Nachweis 
ſeiner Vollmacht veranlaſſen. Wurde jedoch dem Klr. die 
Urkunde von K. W. ſo übergeben, wie ſie ſich jetzt darſtellt, 
ſo trifft ihn keine Fahrläſſigkeit. Ohne beſonderen Anlaß 
pflegt man das Datum, das eine Unterſchrifsbeglaubigung 
trägt, nicht weiter zu beachten, und es iſt dies nicht als ein 
Verſtoß gegen die im Verkehr erforderliche Sorgfalt anzu⸗ 
ſehen. Aus der erſten Seite der Urkunde erſah der Klr., 
daß der Text und auch das Datum: Schwenningen, 18. Juli 
1913 von K. W. geſchrieben waren. Hieraus brauchte er 
keinen Argwohn zu ſchöpfen, er durfte annehmen, daß K. M. 
befugt war, die in ſeinen Händen befindliche, mit der Unter⸗ 
ſchriſt des Bekl. verſehene Vollmacht ſo auszufüllen. An⸗ 
ders verhält ſich die Sache, wenn der Klr. auf das Datum 
der Unterſchriftsbeglaubigung aufmerkſam wurde oder wenn 
er durch eine Bemerkung des K. W. oder ſonſt einen Anlaß 
erhielt, ſich das Datum anzuſehen. Solche Umſtände ſind 
aber durch den beweispflichtigen Bekl. nicht erwieſen worden; 
die Tatſachen, über die er dem Klr. einen Eid zugeſchoben 
hat, nämlich daß der Klr. bei Uebergabe der Urkunde das 
Datum der Beglaubigung geleſen habe, und daß K. W. ihn 
darauf aufmerkſam gemacht habe, es ſei eine alte Bürg⸗ 
ſchaftsurkunde, er dürfe eigentlich dieſe Urkunde gar nicht 
verwenden, ſind widerlegt. 

Der Zeuge H. hat, ehe der Klr. dem K. W. das Dar⸗ 
lehensgeld gab, und zwar offenſichtlich am 18. Juli 1913, 
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mit dem Klr. und K. W. geſprochen. Der Klr. hat ihm die 
Urkunde gezeigt und ihn um Rat gefragt, ob er daraufhin 
das Geld hergeben könne. Damals war die Urkunde aus⸗ 
gefüllt und der Zeuge zweifelt nicht daran, daß dem Klr. die 
Urkunde in dieſem Zuſtand von K. W. übergeben worden 
war und daß er das alte Datum der Beglaubigung nicht 
kannte, wie auch der Zeuge ſelbſt darauf nicht aufmerkſam wurde. 
Seit es zum Streit gekommen iſt, hat der Klr. dies dem 
Zeugen in unverdächtiger Weiſe beſtätigt. Der Zeuge be⸗ 
zeichnet den Klr. als einen in Geldſachen beſonders vorſich⸗ 
tigen Mann. Hienach darf, ohne daß der Klr. noch einen 
Eid leiſtet, als erwieſen angenommen werden, daß der Klr. 
vor der Hingabe des Geldes das Datum der Beglaubigung 
nicht geleſen noch ſonſt erkannt hat, ebenſo daß K. W. ihn 
nicht darauf beſonders aufmerkſam gemacht hat. Letzteres 
iſt ohnehin von vornherein nicht wahrſcheinlich. K. W. hatte, 
ſowohl um das Geld zu erhalten als um ſein rechtswidriges, 
ſtrafbares Verhalten nicht aufkommen zu laſſen, allen Grund 
hievon zu ſchweigen. Ganz ausgeſchloſſen iſt, daß er zu dem 
Klr. geſagt habe, er dürfe eigentlich die Urkunde gar nicht 
verwenden. Selbſtverſtändlich hätte ihm der Klr. dann kein 
Geld gegeben. Wenn er geſagt hat, der Klr. dürfe den Bür⸗ 
gen nicht einklagen, ſolange er, K. W., zahlen könne, ſo iſt 
dies etwas ganz anderes und an ſich nicht Verdächtiges. 

Hienach muß der Bekl. die Vertretungsmacht des K. W. 
als beſtehend und den Bürgſchaftsvertrag als gültig aner⸗ 
kennen und für die Erfüllung der Verbindlichkeit einſtehen. 

Urteil des L ZS. vom 2. Juli 1915, i. S. Sch. g. 

W. Nr. 164/1915. 

23. 

Körſentermingeſchüfte als klagbare Spekulation sge⸗ 
ſchüäfte in Goldſhares im Gegenſatz zu Bifferenzge- 
ſchüften. — Vorausetzungen der Haftung des Bankiers 

für den Rat zum Abſchluß ſolcher Geſchüfte. 

Der Bekl., der eine Fabrik betreibt und in das Handels⸗ 
regiſter eingetragen iſt, ſtand ſeit November 1909 mit der 
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Firma B. u. Cie,, Bankkommandite in H., in laufender Rech⸗ 
nung. Dieſe Rechnung wurde von der Klrin., die im Ja⸗ 
nuar 1911 das Geſchäft der Firma B. u. Cie. mit den Ak⸗ 
tiven und Paſſiven übernahm, fortgeſetzt. Der Bekl. erkannte 
die Saldi der ihm halbjährlich erteilten Rechnungsauszüge 
jeweils als richtig an. Die in die laufende Rechnung auf⸗ 
genommenen Geſchäfte betrafen meiſt Anteilsſcheine (Shares) 
der ausländiſchen Minengeſellſchaften Schanſi, Goldfields, 
Jagersfontein, Tanganiyka und Spaßky. Dieſe Anteilſcheine 
ſind an der Börſe in Paris, dagegen an keiner deutſchen 
Börſe zugelaſſen. B. u. Cie. und hernach die Klrin. kauften 
die Papiere für den Bekl. jeweils durch die Firma G. in 
Paris an der Börſe dort. Die Papiere wurden häufig pro⸗ 
longiert und je nach den Umſtänden wieder verkauft; nur 
200 Stück Goldfields und 200 Stück Tanganiyka wurden 
ſchließlich für den Bekl. an der Pariſer Börſe bezogen und 
in Paris in Depot genommen. Das von dem Bekl. aner⸗ 
kannte Saldoguthaben der Klrin. auf 31. Dezember 1912 
betrug 43 508 M. 70 Pf. Die Klrin. verlangt mit der 
Klage den Teilbetrag von 18 000 M. nebſt Zinſen und Pro⸗ 
viſion, während ſie nach ihrer Behauptung für den übrigen 
Teil ihres Saldoguthabens anderweit gedeckt iſt. Der Bekl. 
hat in erſter Linie eingewendet, daß der Saldo ſich auf ver⸗ 
botene und daher unwirkſame Börſentermingeſchäfte ſtütze, in 
zweiter Linie, daß die von ihm mit der Firma B. u. Cie. 
und mit der Klrin. abgeſchloſſenen Geſchäfte für ihn unver⸗ 
bindlich ſeien, weil ihm die Börſentermingeſchäftsfähigkeit 
fehle, in dritter Linie, daß es ſich um Differenz: und Spiel⸗ 
geſchäfte handle. Endlich hat der Bekl. die Aufrechnung mit 
einer Schadenserſatzforderung gegen die Klrin. in Höhe der 
Klagforderung erklärt, weil er durch deu Direktor B. der 
Klrin. (früher Inhaber der Firma B. u. Cie.) zu den für ihn 
verluſtreichen Termingeſchäften verleitet und von dem recht⸗ 
zeitigen Verkauf der Spekulationspapiere abgehalten wor⸗ 
den ſei. 

Das Landgericht hat nach dem Klagantrag erkannt. Das 
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Oberlandesgericht hat ſich auf denſelben Standpunkt geſtellt 
aus folgenden 
Gründen: | 

Daß die Firma B. u. Cie und die Klrin. die An⸗ und 
Verkäufe der Shares, mit deren Kaufpreiſen ſie den Bekl. 
in den ihm überſandten Rechnungen belaſtete und erkannte, 
auch wirklich abſchloß und zwar durch Vermittlung der 
Firma G. an der Pariſer Börſe, kann der Bekl. nicht be⸗ 
ſtreiten; dies ergibt ſich auch aus den hierüber bei den Akten 
liegenden Urkunden. Aus den von der Klrin. in dieſer In⸗ 
ſtanz vorgelegten Schreiben der Firma G. ergibt ſich ins⸗ 
beſondere, daß ſich die Firma B. u. Cie., wie die Klrin., auch 
zu den Prolongationen der für den Bekl. gekauften Shares 
der Hilfe dieſer Firma bedient hat und nicht, wie der Bekl. 
behauptet, dieſe Prolongationsgeſchäfte für ſich abgeſchloſſen 
hat. Es handelt ſich ſonach bei allen Geſchäften um Kom⸗ 
miſſionsgeſchäfſte. Der Kommiſſionscharakter der Geſchäfte 
tritt darin hervor, daß dem Bekl. von B. u. Cie. und von 
der Klrin. jeweils mitgeteilt wurde, dieſe oder jene Shares 
ſeien für ihn gekauft oder verkauft worden. 

Davon, daß die von B. u. Cie. und von der Klrin. für 
den Bekl. abgeſchloſſenen Geſchäfte Termingeſchäfte ſind, 
gehen beide Parteien mit Recht aus; denn die Geſchäfte 
wurden alle in ganz gleicher typiſcher Weiſe auf eine zum 
Voraus feſt beſtimmte Lieferungszeit abgeſchloſſen. Sind aber 
dieſe Geſchäfte als Termingeſchäfte anzuſehen, ſo ſind auch 
die zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen, die Aufträge hiezu 
enthaltenden Geſchäfte als Termingeſchäfte zu behandeln, vgl. 
8 60 Börf®. Uebrigens iſt B. u. Cie. bzw. die Klrin., 
jeweils in die für den Bekl. getätigten Geſchäfte als Selbſt⸗ 
kontrahentin eingetreten, vgl. 8 400 HGB., wie ſich aus den 
dem Bekl. erteilten Aufſtellungen ergibt. 

Nach § 63 BörſG. find Börſentermingeſchäfte in An⸗ 
teilen von Bergwerks⸗ und Fabrikunternehmungen nur mit 
Genehmigung des Bundesrats zuläſſig. Um Anteile von 
Bergwerksunternehmungen handelt es ſich aber bei allen hier 
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in Frage kommenden Shares; auch iſt außer Streit, daß 
eine bundesrätliche Genehmigung zu Terminsgeſchäften in 
dieſen Shares nicht ergangen iſt. Würde daher die Beſtim⸗ 
mung des 8 63 BörſG. auch auf Anteile ausländiſcher Berg⸗ 
werksunternehmungen, wie ſie hier in Frage ſtehen, anwend⸗ 
bar jein, jo wäre nach § 64 BörſG. aus dieſen verbotenen 
Geſchäften keine Verbindlichkeit für den Bekl. begründet wor⸗ 
den. Allein wenn auch der Wortlaut des § 63 BörſG. nicht 
zwiſchen inländiſchen und ausländiſchen Bergwerks⸗ und 
Fabrikunternehmungen unterſcheidet, ſo kann doch die Vor⸗ 
ſchrift des 8 63 BörſG., die zum Schuß der dort genannten 
Unternehmungen und ihrer Angeſtellten vor den Gefahren 
des Börſenterminhandels dienen ſoll, ihrem Sinn und Zweck 
nach nur auf Anteilſcheine von inländiſchen Bergwerks- und 
Fabrikunternehmungen angewendet werden, da für den deut⸗ 
ſchen Geſetzgeber keine Veranlaſſung vorlag, dieſen Schutz 
ausländiſchen Unternehmungen angedeihen zu lafjen'). Die 
in Rede ſtehenden Anteilſcheine ſind daher, ohne der Zu⸗ 
laſſung des Bundesrats zu bedürfen, Gegenſtand des erlaub⸗ 
ten Börſenterminhandels. 

Die Fähigkeit zum Abſchluß von Börſentermingeſchäften 
iſt auf ſeiten der Firma B. u. Cie. und der Klrin. unſtreitig 
vorhanden geweſen, vgl. $ 53 Abſ. 2 Ziff. 1 BörſG., fie iſt 
aber nach § 53 Abſ. 1 BörſG. auch auf ſeiten des Bekl. an⸗ 
zunehmen, da derſelbe Kaufmann iſt — vgl. § 1 Abſ. 1 in 
Verb. mit Abſ. 2 Ziff. 1 HGB. — und als ſolcher zur Zeit 
des Abſchluſſes der Geſchäfte in das Handelsregiſter einge⸗ 
tragen war. Die Einwendung des Bekl., daß fein Gewerbe⸗ 
betrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes hinausgehe 
und daß ihm deshalb die Fähigkeit zum Abſchluß von Bör⸗ 
ſentermingeſchäften fehle, hat das Landgericht auf Grund des 


1) So Komm. z. BörſG. von Rehm⸗Trumpler u. a. $ 63 
Bernſtein, Böri®. S. 302; Staub, Nachtrag zur 8. Aufl. HGB. 
Exk. zu $ 376 Anm. 92; Entſch. des I. Zivilſenats dieſes Gerichts vom 
22. Nov. 1912 in Sachen W. & H. g. E. U. . Entſch. des OLG. 
Hamburg in Seuff A. 67 S. 201. 
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Ergebniſſes der von ihm vorgenommenen Beweisaufnahme 
im Hinblick auf die von dem Bekl. zum Betrieb ſeiner Fa⸗ 
brik verwendete Kraft (durch Waſſerkraft betriebene Dynamo⸗ 
maſchine), die Zahl der von ihm beſchäftigten Arbeiter und 
Angeſtellten, die Größe ſeiner Produktion, den Umfang ſeiner 
Reiſetätigkeit, die Zahl der von ihm umgeſetzten Wechſel 
und die Höhe ſeines Geſchäftsgewinns zutreffenderweiſe ver⸗ 
worfen. An dieſem Ergebnis könnte auch die Einnahme des 
von dem Bekl. beantragten gerichtlichen Augenſcheins an ſei⸗ 
nem Anweſen nichts ändern. Der Bekl. kann ſich daher 
nicht darauf berufen, daß die von ihm mit der Firma B. u. Cie. 
und mit der Klrin. gemachten Geſchäfte über Shares auf 
Grund der Beſtimmungen der 88 53 —56 BörſG. unverbind⸗ 
lich ſeien. 

Es bleibt noch zu erörtern, ob der vom Bekl. geltend 
gemachte Spiel⸗ und Differenzeinwand durchgreift. Die Zu⸗ 
läſſigkeit dieſes Einwands iſt nicht zu beanſtanden; denn der 
§ 58 BörſG., der dieſen Einwand gegen Anſprüche aus 
Börſentermingeſchäften in Waren und zum Börſentermin⸗ 
handel zugelaſſenen Wertpapieren demjenigen verſagt, für 
welchen das Geſchäft nach den Vorſchriften der 85 53, 54 
und 57 BörſG. verbindlich iſt, kommt in den vorliegenden 
Fällen nicht zur Anwendung, weil die Anſprüche der Klrin. 
nicht aus Börſentermingeſchäften mit ſolchen Wertpapieren 
herrühren, die nach 8 50 BörſG. zum Börſenterminhandel 
zugelaſſen ſind, ſondern aus ſogenannten inoffiziellen Börſen⸗ 
termingeſchäften!). Zur Begründung ſeines auf § 764 vgl. 
mit.$ 762 BGB. geſtützten Einwands hat der Bekl. zu be⸗ 
weiſen, daß die Termingeſchäfte über die oben genannten 
Shares von ihm und von der Firma B. u. Cie. bzw. von 
der Klrin. in der Abſicht geſchloſſen worden ſeien, daß der 
Unterſchied zwiſchen dem vereinbarten Preis und dem Börſen⸗ 
preis der Lieferungszeit von dem verlierenden Teil an den 
gewinnenden bezahlt werden ſolle, oder daß wenigſtens die 


1) Vgl. RG. 76 S. 373. 
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Abſicht des einen Teils auf Bezahlung dieſes Unterſchieds 
gerichtet geweſen und von dem andern Teil erkannt worden 
ſei oder doch hätte erkannt werden können. 

Daß eine ausdrückliche Vereinbarung darüber, daß die 
geſchloſſenen Geſchäfte überhaupt nicht erfüllt, ſondern nur 
durch Herüber⸗ und Hinüberzahlung der Differenz erledigt 
werden ſollten, zwiſchen ihm und B. getroffen worden wäre, 
hat der Bekl. nicht zu beweiſen vermocht. B. hat eine der⸗ 
artige Vereinbarung nicht bezeugt und es erſcheint auch im 
höchſten Grade unwahrſcheinlich, daß B. dies vereinbart ha⸗ 
ben ſollte, da er ſich ja hiedurch von vornherein der Geltend⸗ 
machung des Spiel⸗ und Differenzeinwands von an des 
Bekl. ausgeſetzt hätte. 

Daß die Geſchäfte über die Shares, welche B. zuerſt 
Namens ſeiner eigenen Firma, ſpäter Namens der Klrin. 
mit dem Bekl. gemacht hat, nach ihrem aus der Korreſpon⸗ 
denz erſichtlichen Inhalt ſich als Käufe und Verkäufe der 
betreffenden Shares darſtellen, muß auch der Bekl. anerken⸗ 
nen. Dies ſchließt aber nicht aus, daß bei ihnen dennoch 
auf ſeiten der einen oder der andern Vertragspartei oder 
auf beiden Seiten die Abſicht zu ſpielen vorhanden geweſen 
ſein könnte. Allein daß dies der Fall geweſen ſei, hat der 
Bekl. zu beweiſen. 

Von allen Shares, welche Gegenſtand des Geſchäfts⸗ 
verkehrs der Parteien waren, ſind nur 200 Stück Goldfields 
und 200 Stück Tanganiyka von dem Bekl. ultimo Mai 1911 
abgenommen worden; alle früheren Käufe ſind unter mehr 
oder weniger häufigen Prolongationen durch Abſchlüſſe von 
Gegengeſchäften erledigt worden. Der Bekl. beſtreitet zwar 
auch die effektive Lieferung dieſer 200 Goldfields und 200 
Tanganyika Shares, allein zu Unrecht; ſie iſt von B. be⸗ 
zeugt und wird durch die vorliegenden Belege beſtätigt. 
(Dies iſt im Urteil näher ausgeführt.)... Wäre der Wille 
des Bekl. bei den mit B. gemachten Geſchäften nicht auf die 
Erfüllung dieſer Geſchäfte gerichtet geweſen, hätte der Bekl. 
vielmehr hiebei nur die Abſicht verfolgt, um die Differenz zu 
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ſpielen, ſo hätte er ſich nicht nur gegen die Ankündigung der 
Klrin. vom 29. Mai 1911 die 200 Goldfields und die 200 
Tanganyika Shares für ihn beziehen zu wollen, verwahrt, 
ſondern er hätte insbeſondere Widerſpruch erhoben, als ihm 
die Klrin. ſchrieb, ſie nehme dieſe Papiere für ihn in Depot. 
Ebenſowenig hätte diesfalls der Bekl. die ihm nachher zu⸗ 
geſandten Depotauszüge anerkannt. Daß der Bekl. von An⸗ 
fang an nur an wirklich zu erfüllende Käufe und Verkäufe 
dachte und daß ihm die Abſicht, ohne den Abſchluß ernſt⸗ 
licher Käufe und Verkäufe um die Differenz zu ſpielen, völlig 
fernlag, ergibt ſich ferner daraus, daß er am 14. Dezember 
1911 an die Klrin. ſchrieb, ſie habe ja die ganzen Papiere 
für ihn in Verwahrung, ſo könne für ſie doch keine Gefahr er⸗ 
wachſen, ſowie daß er am 17. Dezember 1912 an die Klrin. 
die von ihr allerdings abgelehnte Aufforderung richtete, für 
ihn Papiere im Wert von 16 000 M. zu kaufen und auf 
ſeinem Konto liegen zu laſſen, da er bei dem jetzigen niede⸗ 
ren Stand etwas hiemit zu verdienen hoffe. Vollends aber 
iſt für den Ausſchluß der Spielabſicht auf ſeiten des Bekl. 
entſcheidend, daß er in einem Brief vom 15. März 1913 
dem Zeugen B. den Vorwurf gemacht hat, daß er die Stücke 
für ihn erſt bezogen habe, als ſie ihren tiefſten Stand er⸗ 
reicht gehabt hatten, daß daher alle feine früheren Berech⸗ 
nungen und Aufſtellungen eitel Geflunker und Schwindel ge⸗ 
weſen ſeien. 

Hatte aber der Bekl. nicht die Abſicht zu ſpielen, ſo 
kommt auch eine Kenntnis von dieſer Abſicht bei B. nicht in 
Frage, und es kann ſich daher nur noch darum handeln, ob 
etwa B. dieſe Abſicht bei den mit dem Bekl. zunächſt für 
ſeine eigene Firma, dann für die Klrin. gemachten Termin⸗ 
geſchäften gehabt hat. 

Allein auch für dieſe Annahme fehlt es an dem erfor⸗ 
derlichen Nachweis. Der Sachverſtändige G. hat es ſogar 
als ausgeſchloſſen bezeichnet, daß bei B. oder der Klrin. eine 
Abſicht, die nicht auf effektive Lieferung der gekauften und 
verkauften Shares, ſondern ausſchließlich auf Erlangung der 
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Kursdifferenz gerichtet geweſen märe, beſtanden haben könnte. 
Es laſſen ſich auch wirklich keine für die Annahme einer ſol⸗ 
chen Abſicht ſchlüſſigen Umſtände auffinden. Die zahlreichen 
Prolongationen erklären ſich nach dem inſoweit glaubhaften 
Zeugnis des B. aus dem Wunſch des Bekl. und laſſen!) 
überhaupt keinen Schluß darauf zu, daß effektive Lieferung 
ausgeſchloſſen ſein ſollte. Der Verzicht auf die Mitteilung 
eines Nummernverzeichniſſes, zu welchem B. den Bekl. ſchon 
bei Beginn der Geſchäfte veranlaßt hat, erklärt ſich daraus, 
daß der Bekl. die Shares nicht zur Kapitalanlage, ſond ern 
zu dem Zweck erwerben wollte, um ſie bei nächſter beſter 
Gelegenheit mit Gewinn wieder abzuſtoßen. Unter dieſen 
Umſtänden hatte er kein Intereſſe daran, die Nummern der 
ſür ihn gekauften Stücke zu erfahren. Auch das kann nicht 
für die Spielabſicht des B. verwertet werden, daß es B. 
unterlaſſen habe, für eine hinreichende Deckung der Forde⸗ 
rungen zu ſorgen, die für ihn und die Klrin. aus den für 
den Bekl. ausgeführten Käufen von Shares entſtanden. 
Wenn die Schuld des Bekl. hieraus auch in den einzelnen 
Monaten etwa zwiſchen 40 000 und 72 000 M. ſchwankte, 
alſo einen Betrag erreichte, der zu dem überdies größtenteils 
im Geſchäft feſtgelegten Vermögen des Bekl. von 120 bis 
150 000 M. außer Verhältnis ſtand, ſo ſtanden doch dieſen 
Forderungen jeweils ganz bedeutende Gegenforderungen des 
Bekl. an die Firma B. u. Cie. bzw. an die Klrin. aus den 
für ihn verkauften Shares gegenüber, und nachdem einmal 
200 Goldfields und 200 Tanganyika Shares von der Klrin. 
für den Bekl. in Depot genommen waren, hafteten der Klrin. 
für ihre Forderung auch dieſe Papiere; überdies hatte die 
Klrin. für den Bekl. 2000 M. Aktien der Mitteldeutſchen 
Bodenkreditanſtalt und 2000 Kronen Aktien des Wiener 
Bankvereins, ſowie zwei Türkenloſe von je 400 Frks. in 
Verwahrung, die ſie nach ihren Geſchäftsbedingungen zur 
Befriedigung ihrer Forderung verwenden konnte. Auch hat 
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die Klrin., wie ſich aus ihren Briefen vom 20. November, 
13. Dezember 1911, 4. Januar, 3., 6. und 8. Februar, 7., 
12., 21. und 23. November 1912 ergibt, den Bekl. immer 
wieder zur Deckung ſeines Saldos aufgefordert und hiedurch 
auch erreicht, daß ihr der Bekl. am 8. Februar 1912 mittels 
Schecks 16 000 M. bezahlte und ihr am 14. Dezember 1912 
eine Sicherungshypothek im Höchſtbetrag von 14 000 M. be⸗ 
ſtellte. Gegen das Vorhandenſein einer Spielabſicht bei B. 
iſt anzuführen, daß er, falls er dieſe Abſicht gehabt hätte, 
ſich der Geltendmachung des Differenzeinwands ausgeſetzt 
hätte, und daß er, auch wenn er die Geſchäfte mit der Ab⸗ 
ſicht effektiver Lieferung ſchloß, aus denſelben in Geſtalt von 
Proviſionen einen anſehnlichen Nutzen für ſich bzw. für die 
Klrin. zu ziehen in der Lage war, ſo daß er es auch aus 
dieſem Grund nicht nötig hatte, um die Differenz zu ſpielen. 
Der Bekl. hat zwar behauptet, B. habe auch mit andern 
Kunden Differenzgeſchäfte gemacht; er hat aber dieſe Ge⸗ 
ſchäfte inhaltlich nicht näher bezeichnen können, auch keine 
tatſächlichen Behauptungen für den von ihm behaupteten 
Spielcharakter dieſer Geſchäfte aufzuſtellen vermocht. Schon 
aus dieſem Grund war auf den von dem Bekl. in dieſer 
Richtung angetretenen Beweis nicht einzugehen. Uebrigens 
würde, wenn B. in anderen Fällen Termingeſchäfte im Sinn 
reiner Differenzgeſchäfte gemacht hätte, hieraus nicht folgen, 
daß er auch die Geſchäfte mit dem Bekl. in Spielabſicht ge⸗ 
macht habe. Auch würde es zur Charakteriſierung der hier 
in Rede ſtehenden Geſchäfte als Differenzgeſchäfte nicht ge⸗ 
nügen, wenn die Spielabſicht bei B. feſtgeſtellt werden könnte; 
es wäre hiezu vielmehr erforderlich, daß der Bekl., der, wie 
oben ausgeführt, dieſe Abſicht nicht gehabt hat, die Spiel⸗ 
abſicht des B. gekannt hätte oder doch hätte erkennen können. 
Dies wäre aber unter allen Umſtänden zu verneinen, da der 
Bekl., wie ſein Brief vom 15. März 1913 erkennen läßt, 
ſtets geglaubt hat und auf Grund der ihm jeweils gemach⸗ 
ten Mitteilungen auch glauben mußte, B. bzw. die Klrin. 
werde die für ihn geſchloſſenen Käufe und Verkäufe auch 
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wirklich erfüllen. Hienach war der geltend gemachte Spiel⸗ 
und Differenzeinwand zu verwerfen, ohne daß es noch der 
Einholung eines weiteren Gutachtens bedurfte. 

Gegen die an ſich begründete Klagforderung hat der 
Bekl. mit einer Schadenserſatzforderung aufgerechnet, die er 
darauf geſtützt hat, daß ihn B. zu den für ihn verluſtreichen 
Börſentermingeſchäften durch die Vorſpiegelung veranlaßt 
habe, daß mit ihnen keine Gefahr für ihn verbunden ſei, ſo⸗ 
wie daß B. ihm zu einer Zeit, in welcher der Verkauf der 
gekauften Shares noch mit einem verhältnismäßig gering⸗ 
fügigen Verluſt möglich geweſen wäre, von dem Verkauf 
derſelben abgeraten und hiedurch den für ihn ſpäter aus dem 
weiteren Kursrückgang dieſer Shares entſtandenen bedeuten⸗ 
den Verluſt verſchuldet habe. 

Nach dem Zeugnis des B. hat der Bekl. dem B. tele⸗ 
phoniſch den Wunſch ausgedrückt, mit ihm über Goldſhares 
zu ſprechen, und hat ihm bei dem darauf folgenden Geſpräch 
ein Blatt eines Pariſer oder Londoner Animierbankiers mit 
dem Anfügen vorgezeigt, er beabſichtige die darin empfohle⸗ 
nen Shares zu kaufen. B. will den Bekl. hiebei vor dem 
Ankauf dieſer von ihm für minderwertig gehaltenen Shares 
abgeraten und auf die Schanſi und Goldfields Shares auf⸗ 
merkſam gemacht haben. Nun iſt zwar das Zeugnis des B. 
mit Vorſicht aufzunehmen; allein daß der Bekl. von ſich aus 
entſchloſſen war, Spekulationsgeſchäfte mit Shares zu machen, 
und daß er hiezu nicht erſt von B. verleitet wurde, ergibt 
ſich auch aus dem Zeugnis ſeines Sohnes R., der angege⸗ 
ben hat, der Bekl. habe wiederholt den Pariſer Finanzherold 
an B. mit der Anfrage geſandt, was er von dem Ankauf der 
darin empfohlenen Shares halte, B. habe jedoch dem Bekl. 
von dem Ankauf jener Shares jeweilig abgeraten. N 

Wollte aber der Bekl. Spekulationsgeſchäfte in Shares 
machen, jo kann dem B. daraus, daß er dem Bekl. diejeni⸗ 
gen Shares, die der Bekl. in der Folge kaufte, zum Kauf 
angeraten hat, kein Vorwurf gemacht werden; denn es liegt 
lediglich kein Anhaltspunkt für die Annahme vor, daß B. 
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ihm dieſe Shares wider beſſeres Wiſſen oder in fahrläſſiger 
Weiſe empfohlen hätte. Daß B. zu dem Bekl. geſagt hätte, 
mit dem Ankauf der von ihm empfohlenen Shares ſei keiner⸗ 
lei Gefahr verbunden, iſt nicht erwieſen; es iſt nur darge⸗ 
tan, daß B. dem Bekl. Proſpekte über Tanganyika Shares 
zugeſandt hat, in denen das Unternehmen in einem ſehr 
günſtigen Licht geſchildert war. R. B. hat angegeben, daß 
dieſe Proſpekte von der Firma G. hergerührt haben. Daß 
B. bei Weitergabe derſelben an den Bekl. bösgläubig ge⸗ 
weſen ſei, iſt nicht bewieſen. R. B. hat ferner bekundet, daß 
der Bekl., als er ſchon Verluſte an den von ihm gekauften 
Shares erlitten gehabt habe, bei B. angefragt habe, ob er 
nicht noch mehr ſolche Shares kaufen ſolle, um hiemit ſeinen 
Verluſt auszugleichen, daß B. ihm aber geraten habe, zuzu⸗ 
warten. Auch hieraus iſt erſichtlich, daß nicht B. es war, 
der den Bekl. zu den Spekulationsgeſchäften ermuntert hat, 
ſondern daß der Bekl. von ſich aus ſpekulieren wollte, wie 
denn auch Direktor E. bekundet hat, daß der Bekl. noch im 
Jahr 1912 das Beſtreben gezeigt habe, ausländiſche Papiere 
anzukaufen, daß er ihm aber hievon abgeraten habe. Auch 
aus der Korreſpondenz der Parteien läßt ſich nichts für eine 
von B. dem Bekl. gegenüber entfaltete Animiertätigkeit ent⸗ 
nehmen, abgeſehen von der nicht ſehr ins Gewicht fallenden 
Bemerkung in dem Brief vom 31. März 1911. „Wir ſollen 
einer großen Hauſſe in Minenſhares entgegenſehen“; — wohl 
aber enthält der Brief der Klrin. vom 9. Mai 1911 eine 
Warnung des B. vor weiterem Ankauf von Tanganyika 
Shares, während umgekehrt die Briefe des Bekl. vom 
17. Dezember 1912 und 11. Januar 1913 das Beſtreben des 
Bekl. erkennen laſſen, ſeine bisher gehabten Verluſte mit dem 
aus dem Abſchluß neuer Spekulationsgeſchäfte erwarteten 
Gewinn auszugleichen. Daß B. dem Bekl. in dem Brief 
vom 4. Januar 1912 und, wie aus dieſem Brief hervorgeht, 
auch ſchon früher geraten hat, mit dem Verkauf der von ihm 
früher gekauften Goldfields Shares noch länger zuzuwarten, 
und daß er in dem Brief vom 21. November 1912 dieſen 
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Rat wiederholt und ihn auch auf Tanganyika Shares aus⸗ 
gedehnt hat, iſt dem B., der ein weiteres Sinken dieſer Sha⸗ 
res nicht vorausſehen konnte, nicht zum Verſchulden anzu⸗ 
rechnen, wie ſchon der in erſter Inſtanz vernommene Sach⸗ 
verſtändige H. hervorgehoben hat. 

»Hienach iſt die zur Aufrechnung geſtellte Gegenforderung 
unbegründet. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 1. Juli 1915 in Sachen 

B. gegen Württ. V. Nr. 294/1914. 


24. 


Mann find Penſtonsfürſorgeeinrichtungen als Aeber⸗ 
nahme einer Rerſicherung im Sinne der Ar. 12 D des 
Tarifs zum Reichsſtempelgeſetz anzuſehen? 


Bei der Klrin. beſteht „als Wohlfartseinrichtung“ eine 
Penſionskaſſe, an der ſich jeder bei der Klrin. ſtändig ange⸗ 
ſtellte Beamte, der das 23. Lebensjahr zurückgelegt, aber das 
40. noch nicht überſchritten hat, zu beteiligen berechtigt und 
verpflichtet iſt. Das Vermögen der Kaſſe bildet einen nur 
rechneriſch ausgeſchiedenen Beſtandteil des Vermögens der 
Klrin. und wird in der Hauptſache durch die Eintrittsgelder, 
die ordentlichen und außerordentlichen Beiträge der Mit⸗ 
glieder und durch die ordentlichen und außerordentlichen Bei⸗ 
träge der Klrin. gebildet; es iſt dazu beſtimmt, die ſtatuten⸗ 
mäßigen Anſprüche der Beamten, der Penſionäre und der 
Hinterbliebenen von ſolchen zu decken; daneben haftet für 
dieſe Anſprüche auch das übrige Vermögen der Klrin. Wäh⸗ 
rend die ordentlichen Beiträge der Mitglieder jährlich 3 und 
5% des Einkommens betragen, zahlt die Klrin. als ordent⸗ 
lichen Beitrag jährlich 10% des Einkommens aller Mitglie⸗ 
der und als außerordentlichen Beitrag den vierfachen Betrag 
der außerordentlichen Beiträge ſämtlicher Mitglieder. Im 
April 1914 teilte das Hauptſteueramt St. der Klrin. mit, 
daß es für die Beiträge ihrer Beamten zur Penſionskaſſe 
einſchließlich der Eintrittsgelder die Stempelabgabe für Ver⸗ 
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ſicherungen nach Tarif Nr. 12 Lit. D des Reichsſtempel⸗ 
geſetzes vom 3. Juli 1913 RG Bl. S. 639 in Anſpruch nehme. 
Die Klrin. fertigte hierauf eine Aufſtellung („Verſicherungs⸗ 
ſtempelbuch“) für den Monat Oktober 1913 an und bezahlte 
am 5. Juni 1914 die ſich hienach ergebende Stempelabgabe 
von 2 M. 50 Pf. unter dem Vorbehalt der Rückforderung. 
Nachdem ſich die Klrin. die Rückforderungsanſprüche der Be⸗ 
amten, zu deren Laſten die Abgabe bezahlt worden war, 
hatte urkundlich abtreten laſſen, hat ſie die Klage auf Rück⸗ 
zahlung des genannten Betrags erhoben. Sie iſt der Mei⸗ 
nung, daß es ſich bei ihrer Penſionskaſſe nicht um eine Ver⸗ 
ſicherung im Sinn des RStempG. handle, ſondern um eine 
mit dem Dienſtverhältnis der Beamten zuſammenhängende 
Wohlfahrtseinrichtung. 

Die II. Kammer für Handelsſachen des K. Landgerichts 
Stuttgart hat die Klage abgewieſen. Die Berufung der 
Klein. iſt zurückgewieſen worden aus folgenden 

Gründen: 

Wie in dem Rundſchreiben des Reichskanzlers (Reichs⸗ 
ſchatzamt) vom 18. Dezember 1913 II A 14 600 überzeugend 
dargelegt, übrigens von der Klrin. ausdrücklich zugegeben iſt, 
umfaßt die Lebensverſicherung (Rentenverſicherung) im Sinn 
der Nr. 12 Lit. D des Tarifs zum RStempG. vom 3. Juli 
1913 auch die verſicherungsmäßige Gewährung von Penſio⸗ 
nen, Witwen⸗ und Waiſengeldern. Was die Klrin. in Ab⸗ 
rede zieht, iſt, daß ſie ihren Beamten dieſe Bezüge auf dem 
Wege einer Verſicherung gewähre. Daß bei der Penſions⸗ 
kaſſe der Klrin. der zur Befriedigung der Anſprüche der Be⸗ 
amten und ihrer Hinterbliebenen dienende Fonds nicht mit 
eigener Rechtsperſönlichkeit ausgeſtattet, ſondern lediglich rech⸗ 
neriſch von dem ſonſtigen Vermögen der Klrin. ausgeſchieden 
iſt und in deren Eigentum verbleibt, ſowie daß bei der 
Penſionskaſſe der Klrin. auch noch andere derjenigen Merk⸗ 
male zutreffen, welche in den Veröffentlichungen des Kaiſ. 
Aufſichtsamts für Privatverſicherung 1907 S. 83 als Kenn⸗ 
zeichen für Penſionsfürſorgeeinrichtungen aufgeführt ſind, 


A. in Civilſachen. 183 


welche nicht als Verſicherungseinrichtungen anzuſehen ſind, 
iſt hieher nicht von Belang. Während bei Beurteilung der 
Frage, ob eine Verſicherungsunternehmung i. S. des RGeſ. 
vom 12. Mai 1901 gegeben iſt, der polizeiliche Charakter 
dieſes Geſetzes eine Rolle ſpielt, liegt es in der Abſicht des 
RStempG. als eines Steuergeſetzes, jeden Tatbeſtand zu er⸗ 
faſſen, der rechtlich als Uebernahme einer Verſicherung auf⸗ 
gefaßt werden kann. Eine ſolche liegt vor, wenn von einem 
Vertragsteil ein Riſiko übernommen wird gegen eine vom 
andern Teil zu entrichtende Gegenleiſtung (Dernburg Bürgerl. 
R. Bd. 6 S. 363). Daß das Verſprechen der Klrin., ihren 
an der Penſionskaſſe beteiligten Beamten für den Fall der 
Zuruheſetzung ein Ruhegehalt und für den Fall des Todes 
deren Hinterbliebenen Witwen- und Waiſenrenten zu zahlen, 
die vertragsmäßige Uebernahme von Riſiken darſtellt, iſt 
nicht zu bezweifeln und von der Klrin. nicht in Zweifel ge⸗ 
zogen. Es fragt ſich bloß, ob die den Beamten obliegenden 
Leiſtungen zur Kaſſe (Eintrittsgelder, ordentliche und außer⸗ 
ordentliche Beiträge) als Entgelt für die Uebernahme jener 
Riſiken anzuſehen ſind, und dieſe Frage iſt unbedenklich zu 
bejahen. Nach den SS 34, 38 des Beamtenſtatuts der Klrin. 
ſind die Anſprüche der Beamten und ihrer Hinterbliebenen 
an die Kaſſe von der Bewirkung der den Beamten obliegen⸗ 
den Leiſtungen zur Kaſſe abhängig. Es iſt nicht richtig, daß 
die Leiſtungen der Kaſſe als nachträgliche Vergütung der 
von den teilnahmepflichtigen Beamten geleiſteten Dienſte und 
die Beiträge der letzteren zur Kaſſe als Gehaltsminderungen 
zum Ausgleich gegenüber den nicht teilnahmepflichtigen Be⸗ 
amten aufzufaſſen ſind. Der Gehalt für eine beſtimmte 
Stelle iſt der gleiche für beide Arten von Beamten und er 
iſt auch bei den penſionsberechtigten Beamten die ausſchließ⸗ 
liche Vergütung für ihre Dienſtleiſtungen, ſo daß deren Bei⸗ 
träge zur Penſionskaſſe nicht anders denn als Gegenleiſtun⸗ 
gen für das von der Kaſſe zu tragende Riſiko, für die den 
Beamten und ihren Hinterbliebenen möglicherweiſe er⸗ 
wachſenden Anſprüche an ſie angeſehen werden können. Daß 
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ſie vom verſicherungstechniſchen Standpunkt aus den Lei⸗ 
ſtungen der Kaſſe nicht gleichwertig und auch rechtlich keine 
vollwertigen Gegenleiſtungen ſind, was ſich darin zeigt, daß 
in einem gewiſſen Zeitraum die Beiträge der Beamten nicht 
nur von den Beiträgen der Klrin., ſondern auch von den 
Leiſtungen der Kaſſe für die Beamten und deren Hinter⸗ 
bliebenen um ein Mehrfaches überholt werden, ſteht der An⸗ 
nahme, daß die Beiträge der Beamten das Entgelt für Ver⸗ 
ſicherungen ſind, nicht entgegen. Ein Kauf iſt deswegen nicht 
weniger ein Kauf, weil der Kaufpreis zu nieder bemeſſen iſt; 
ja es kann die Abſicht beſtehen, den Kaufgegenſtand teils zu 
ſchenken teils zu verkaufen. Ebenſo kann die Uebernahme 
eines Riſikos zum Teil aus Liberalität, zum Teil gegen 
Entgelt erfolgen und es liegt dann inſoweit, als letzteres zu⸗ 
trifft, die Uebernahme einer Verſicherung vor. Ein ſolches 
Rechtsverhältnis beſteht zwiſchen der Klrin. und ihren pen⸗ 
ſionsberechtigten Beamten, ſofern die Anſprüche der letzteren 
und ihrer Hinterbliebenen an die Kaſſe teils auf unentgelt- 
licher, teils auf entgeltlicher Grundlage ruhen. Da die erſtere 
überwiegt, bezeichnet die Klrin. ihre Penſionskaſſe mit Recht 
als eine Wohlfahrtseinrichtung. Die Leiſtungen des einzel⸗ 
nen Beamten zur Kaſſe ſind nicht ſo geringfügig, daß ſie 
nicht mehr als eine, wenn auch nur teilweiſe Gegenleiſtung 
für die Uebernahme des Riſikos durch die Klrin. erſcheinen 
würden. Soweit die Gegenleiſtung reicht, ſoweit alſo die 
Uebernahme des Riſikos gegen Entgelt erfolgt, liegt ein 
Verſicherungs verhältnis vor, woraus folgt, daß die Leiſtun⸗ 
gen der Beamten zur Penſionskaſſe nach Tarif Nr. 12 Lt. D 
der Stempelpflicht unterliegen. Die Richtigkeit dieſer Auf⸗ 
faſſung wird dadurch beſtätigt, daß nach § 33 des Statuts 
im Bedarfsfall die Beiträge der Beamten erhöht werden 
können und daß ihre Rechte und Pflichten gegenüber der 
Kaſſe mit ihren Rechtsbeziehungen aus der Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung in Verbindung gebracht ſind. Für diejenigen Mit⸗ 
glieder der Kaſſe, welche zugleich zur Reichsverſicherung für 
Angeſtellte beitragspflichtig ſind, ermäßigt ſich nämlich der 
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ordentliche Beitrag zur Penſionskaſſe um den Betrag, den 
ſie zur Reichsverſicherung beizutragen haben, und wenn 
letzterer höher iſt, als jene, ſo hat die Penſionskaſſe den 
Mehrbetrag zuzuſchießen. Andererſeits vermindern ſich aber 
auch die Anſprüche der Beamten und ihrer Hinterbliebenen 
an die Kaſſe um den Betrag der Rente, die ſie von der 
Reichs verſicherung beziehen. Nun macht die Klrin. geltend, 
daß nach zehnjähriger Mitgliedſchaft der ordentliche Beitrag 
eines Beamten zur Penſionskaſſe geringer iſt, als ſein Bei⸗ 
trag zur Reichsverſicherung und daß nach Umſtänden die 
Summe der ordentlichen Beiträge eines Beamten zur Pen⸗ 
ſionskaſſe hinter derjenigen der von ihm oder für ihn ge⸗ 
zahlten Beiträge zur Reichsverſicherung zurückbleibt. Allein 
dies ſchließt nicht aus, daß, inſolange und inſoweit, als ein 
Beamter noch Zahlungen an die Penſionskaſſe zu machen 
hat, dieſe ſeine Leiſtungen als ein auf dem Verſicherungs⸗ 
verhältnis beruhendes Entgelt anzuſehen ſind, wobei zu be⸗ 
achten iſt, daß, je länger ein penſionsberechtigter Beamter 
der Reichsverſicherung angehört, deſto höher auch die Renten 
aus dieſer Verſicherung werden, die er und ſeine Hinter⸗ 
bliebenen ſich auf ihre Anſprüche an die Penſionskaſſe an⸗ 
rechnen laſſen müſſen. Hienach hat das Landgericht mit 
Recht angenommen, daß die in der Aufſtellung für Oktober 
1913 aufgeführten Beiträge der klägeriſchen Beamten zur 
Penſionskaſſe der Klrin. als Entgeltzahlungen für die Ueber⸗ 
nahme von Verſicherungen i. S. von Tarif Nr. 12 Lit. D 
anzuſehen ſind. 

Nicht ſtichhaltig iſt, wenn die Klrin. unter Berufung 
auf $ 97 Abſ. 1 S. 1 des RStempG. geltend macht, daß 
die Stempelpflicht bezüglich der Leiſtungen ihrer Beamten 
zur Penſionskaſſe entfalle, weil ihr die Anfertigung einer 
Aufſtellung über dieſe Leiſtungen mit dem dort vorgeſchrie⸗ 
benen Inhalt nicht möglich ſei, ſofern für die Beamten Ber: 
ſicherungsſcheine nicht ausgeſtellt werden und eine Verſiche⸗ 
rungsſumme nicht angegeben werden könne. Die angeführte 
Vorſchrift ſtellt nur eine Verpflichtung auf, die Aufſtellung 
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mit dem angegebenen Inhalt anzufertigen und vorzulegen, 
und es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Verpflichtung inſoweit 
entfällt, als ihre Erfüllung nach Lage der Verhältniſſe un⸗ 
möglich iſt. Dagegen iſt die Steuerpflicht weder von der 
Erfüllung der Verpflichtung, noch von der Möglichkeit ihrer 
Erfüllung abhängig gemacht. Im Gegenteil ſoll nach 8 97 
Abſ. 1 S. 2 die Steuerpflicht mit der Zahlung des Entgelts 
unabhängig davon eintreten, ob die Aufſtellung angefertigt 
wird oder nicht. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 11. Juni 1915 in Sachen 

A. R. gegen Württ. Fisk. Nr. 187/1915. 


25. 
Anwendungsgebiet und Tragweite des § 892 BGB, 


Die Kl. haben am 30. Auguſt 1913 von der Witwe Z. 
in Birkach (dem Wohnort der Kl.) die dortigen Parzellen 
1046— 1048 gekauft; Auflaſſung und Eintragung im Grund⸗ 
buch iſt bald erfolgt. Die Parz. 1048, die an die den Bekl. 
gehörige Parz. 1049 anſtößt, ohne von dieſer durch ein ſicht⸗ 
bares Kennzeichen abgegrenzt zu ſein, iſt ſchon vor 1900 und 
bis 1913 von den Bekl. und deren Rechtsvorgängern bewirt⸗ 
ſchaftet worden. Die Kl. haben anläßlich einer Vermeſſung 
im Jahr 1913 erfahren, daß die als Parz. 1048 bezeichnete 
Fläche einen Teil der ihnen nach dem Kaufvertrag verkauf⸗ 
ten Grundſtücke bilde, und haben darauf gegen die Bekl. 
Klage erhoben mit dem Antrag: feſtzuſtellen, daß die Kl. mit 
Recht als Eigentümer der Parz. 1048 im Grundbuch einge⸗ 
tragen ſeien. Die Bekl. haben Abweiſung der Klage bean⸗ 
tragt, indem ſie behaupteten das Eigentum an der Parz. 1048 
ſtehe ihnen zu. 

Die Klage iſt im Berufungsverfahren abgewieſen wor⸗ 
den aus folgenden, den näheren Sachverhalt ergebenden 

Gründen: 

Die Parteien ſind darüber einig, daß die Grundfläche, 

um welche ſie im gegenwärtigen Prozeß ſtreiten, im Grund⸗ 
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buch bzw. in den kataſtermäßigen Grundlagen, auf welche 
das Grundbuch verweiſt, als Parz. 1048 bezeichnet iſt und 
daß zur Zeit des Abſchluſſes des Kaufvertrags vom 30. Au⸗ 
guſt 1900 die bei dieſem Kaufvertrag als Verkäuferin auf⸗ 
getretene Witwe Z. als Eigentümerin dieſer Parz. 1048 ein⸗ 
getragen war, welche ſie nach dem Wortlaut des Vertrags 
und der an dieſen ſich anſchließenden Auflaſſung (nebſt den 
zwei anderen Parz. 1046 und 1047) auf die Klrin. über⸗ 
tragen hat. 

Gegenüber dieſem — zunächſt zugunſten der Kl. ſpre⸗ 
chenden — Sachverhalt behauptet nun der Bekl., das Grund⸗ 
buch habe ſchon zur Zeit des erwähnten Kaufabſchluſſes dem 
wahren Sachverhalt nicht entſprochen, da ſowohl der Bekl., 
als auch ſeine ſämtlichen Rechtsvorgänger ſeit Menſchenge⸗ 
denken, jedenfalls aber ſeit mehr als 30 Jahren — vom 
1. Januar 1900 zurückgerechnet — die kataſtermäßig als 
Parz. 1048 bezeichnete Fläche mit Eigentumswillen als zu 
ihrer (durch Grenzzeichen von ihr nicht abgeſchiedenen) Parz. 
1049 gehörig beſeſſen haben, ſo daß die Fläche (wenn ſie je 
urſprünglich keinem Rechtsvorgänger des Bekl. gehört hätte) 
jedenfalls durch außerordentliche Erſitzung bzw. unvordenk⸗ 
liche Verjährung ins Eigentum des Bekl. übergegangen wäre. 
Dieſe Behauptung würde indeſſen für ſich allein — auch 
wenn ſie gegenüber der ihr zunächſt entgegenſtehenden ge⸗ 
ſetzlichen Vermutung des §8 891 BGB. erweislich wäre — 
dem rechtsgültigen Eigentumserwerb der Kl. nicht entgegen⸗ 
ſtehen; denn zweifellos kann ſich auch ein Nichteigentümer 
zur käuflichen Uebertragung fremden Eigentums rechtsgültig 
verpflichten, und wie auf Grund eines ſolchen Kaufs im 
Mobiliargüterverkehr der gutgläubige Erwerber nach Maß⸗ 
gabe der SS 932 ff. BGB. rechtsgültig Eigentum erlangen 
kann, ſo erwirbt auch auf dem hier in Rede ſtehenden Ge⸗ 
biet des Immobiliargüterverkehrs derjenige, welchem von 
ſeinem Vormann eine im Grundbuch (und deſſen kataſter⸗ 
mäßigen Grundlagen) als deſſen Eigentum eingetragene 
Grundfläche verkauft und aufgelaſſen wird — vorausgeſetzt, 
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daß auch noch die nach $ 873 BGB. (für die Regel) erfor⸗ 
derliche, im vorliegenden Fall unbeſtrittenermaßen vorgenom⸗ 
mene Umſchreibung im Grundbuch hinzugetreten iſt — gemäß 
§ 892 BGB. das Eigentum an dieſer Fläche, es wäre denn, 
daß zurzeit der Uebertragung ein Widerſpruch i. S. des 
§ 899 BGB. im Grundbuch eingetragen war (was hier un⸗ 
ſtreitig nicht zutraf) oder daß dem Erwerber die Unrichtig⸗ 
keit des Grundbuchs bekannt war)). 

Ausſchlaggebend wäre hiebei für den vorliegenden Fall 
nicht, ob die Kl. vor dem Kauf das Grundbuch und deſſen 
kataſtermäßige Grundlagen eingeſehen und mit dem in Natur 
beſtehenden Zuſtand verglichen haben; denn von demjenigen, 
der ſich auf den $ 892 BGB. beruft, iſt nicht zu beweiſen, 
daß er im Vertrauen auf die Richtigkeit des Grundbuchs 
erworben habe, vielmehr kommt der Inhalt des Grundbuchs 
nach richtiger Auslegung des Geſetzes auch demjenigen zu⸗ 
ſtatten, der vor ſeinem Erwerb das Grundbuch überhaupt 
nicht eingeſehen hatte). 

Im Sinne des $ 892 könnte auch nicht etwa eine Be⸗ 
kanntſchaft der Klr. mit der Unrichtigkeit des Grundbuch⸗ 
inhalts ſchon daraus gefolgert werden, daß ſie ſich vor dem 
Kauf etwa überzeugt hätten, daß nicht die Z. im Beſitz der 
grundbuchmäßig als Parz. 1048 bezeichneten Grundfläche ſei, 

1) Vgl. die (für dieſe Frage grundlegende) Entſch. des RG. vom 
12. Febr. 1910 — RG. 73 S. 125 ff. —, welcher jetzt auch die über— 
wiegende Mehrzahl der Kommentare folgt, ſo namentlich Güt he, GBO. 
(3. Aufl.) $ 2 Bem. 55/58, insbeſ. Bem. 57 und die daſelbſt auf ©. 76 
weiter als zuſtimmend angeführten Schriftſteller und Entſcheidungen, 
weiter Oberneck, Grundbuchrecht $ 45 Bem. 8— 10, insbeſ. zu und in 
Note 52; RGKomm. § 891 Anm. 3 Abſ. 2 (auf S. 100), § 892 Anm. 6 
Abſ. 3 (auf S. 110). (Abweichend unter anderem: OLG. 15 S. 335, wo 
auch eine Literaturüberſicht gegeben iſt.) 

2) Vgl. Mot. z. EBGB. Bd. 3 S. 212/13; RG. 74 S. 420; RG⸗ 
Komm. 8892 Bem. 10 (auf S. 115), auch die Entſch. RG. 61 S. 195 ff. 
(namentlich S. 202), welche allerdings vom RGKomm. (a. a. O.) als zu 
wenig weitgehend bekämpft wird, welche aber wenigſtens zu dem hier zur 
Erörterung ſtehenden Punkt ebenfalls zu dem ſoeben erwähnten Ergebnis 
gelangt. 
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ſondern die Eltern des Bekl. Ja ſelbſt das Bewußtſein der Klr. 
davon, daß auch ſchon vor 1900 Rechts vorgänge des Bekl. dieſe 
Fläche beſeſſen hatten, hätte noch nicht zur Begründung ihrer 
Kenntnis von der Unrichtigkeit des Grundbucheintrags ausge⸗ 
reicht, da ſich aus jenem Bewußtſein noch nicht ohne weiteres auch 
das Bewußtſein ergeben haben würde, daß die im Auguſt 1900 
im Beſitz befindliche Perſon durch Erſitzung Eigentümer der 
Grundfläche geworden ſei. Ebenſowenig hätte zur Begrün- 
dung des letzteren Bewußtſeins die etwaige Erkenntnis der 
Kl. genügt, daß der im Grundbuch angegebene Meßgehalt 
der 3 Parzellen 1046/1048 mit dem Meßgehalt der tatſäch⸗ 
lich im Beſitz der Z. befindlich geweſenen Grundfläche nicht 
übereinſtimmen könne, dies umſoweniger, als die auf den 
Meßgehalt (und ähnliche tatſächliche Verhältniſſe) ſich be⸗ 
ziehenden Angaben des Grundbuchs keineswegs die Vermu⸗ 
tung der Richtigkeit für ſich haben und namentlich nicht 
unter die Vorſchriften der SS 891, 892 BGB. fallen. 

Bei allem dem iſt noch beſonders zu beachten, daß in 
§ 892 (abweichend von 8 932 Abſ. 2) BGB. die auf grober 
Fahrläſſigkeit beruhende Unkenntnis nicht der Kenntnis gleich⸗ 
geſtellt iſt. 

Sprechen nun auch alle bisherigen Erwägungen an ſich 
für den von den Kl. eingenommenen Standpunkt, ſo ſteht 
doch dieſem Standpunkt ein ſehr erhebliches Bedenken ent⸗ 
gegen. Es kommt nämlich nicht ausſchließlich darauf an, 
daß im Vertrag vom 30. Auguſt 1900 die Parz. 1046/1048 
als Vertragsgegenſtand bezeichnet ſind. Sehr weſentlich iſt 
vielmehr, was die Vertragsſchließenden unter dieſer Bezeich⸗ 
nung verſtanden haben; denn nur wenn die kataſtermäßig 
als Parz. 1048 bezeichnete Grundfläche bei Abſchluß des 
obligatoriſchen und dinglichen Rechtsgeſchäfts vom Ueber— 
tragungs⸗ bzw. Erwerbswillen der Vertragsparteien mitum⸗ 
faßt wurde, iſt hinſichtlich ihrer eine rechtswirkſame Eigen: 
tumsübertragung zuſtandegekommen. Im entgegengeſetzten 
Fall war der bloße Umſtand, daß der ſchriftliche Vertrag 
und die beurkundete Auflaſſungserklärung eine falſche, — 
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dem wirklichen Willen der Vertragsſchließenden nicht ent⸗ 
ſprechende — Parzellenbezeichnung (eine jog. falsa demon- 
stratio) enthielt, auch bei hinzutretender Umſchreibung im 
Grundbuch nicht geeignet, den Klägern das Eigentum an 
einer vom beiderſeitigen Vertragswillen gar nicht umfaßten 
Parzelle zu verſchaffen ). 

Im großen modernen Liegenſchaftsverkehr, wie er ſich 
insbeſondere im Beleihungsgeſchäft der Hypothekenbanken 
und ähnlicher Inſtitute entwickelt hat, werden ja allerdings 
die dinglichen Rechtsgeſchäfte, insbeſondere die Hypotheken⸗ 
beſtellungen meiſt ohne Kenntnis der örtlichen Verhältniſſe 
— einfach auf Grund eines Grundbuchauszugs — abge⸗ 
ſchloſſen. Für ſolche Fälle hauptſächlich iſt die — auf die 
Sicherung des Realkredits berechnete — Vorſchrift des 
§ 892 BGB. gegeben?). Im gewöhnlichen örtlichen Güter⸗ 
verkehr, wie er hier in Frage ſteht, wird es eine ſeltene 
Ausnahme bilden, daß jemand ein Grundſtück ohne Beſich⸗ 
tigung an Ort und Stelle — lediglich an der Hand des 
Grundbuchs oder eines Grundbuchsauszugs — erwirbt. Wie 
Freymuth )) ausführt, wird daher bei den in dieſem ge- 
wöhnlichen örtlichen Verkehr abgeſchloſſenen Geſchäften in 
der Regel oder (wie Güthe ſagt) im Zweifel angenommen 
werden dürfen, daß der Veräußerungs⸗ und der Erwerbs⸗ 
wille ſich nicht auf den grundbuchmäßigen, ſondern auf den 
tatſächlichen Grundſtücksbeſitz des Veräußerers erſtreckt hat. 
Daß dies auch im vorliegenden Fall zutraf, ergibt ſich aus 


1) Vgl. den in RG. 77 S. 33 veröffentlichten letzten Teil der oben 
erwähnten RGE. vom 12. Februar 1910 RGKomm. (2. Aufl.) S. 110 
unten S. 111 oben (unter S 892 Anm. 6) und § 925 Anm. 6 Abſ. 2 
(auf S. 183), Güthe, GBO. § 2 Bem. 57 (letzter Abſ. vor Bem. 58) 
und die dort angef. RGE., auch Freym uth in der deutſchen Jur. Ztg. 
von 1912 S. 1274 ff. (zu der vorhin zit. Entſch. RG. 73 S. 125). 

2) Vgl. Güthe GBO. § 2 Bem. 57 Abſ. 4 (auf S. 75 unten). 

3) Am Schluß der oben erwähnten Abhandlung in der D. Jur. Ztg. 
und Güthe am Schluß feiner Bem. 57 zu $ 2 der GBO. (allerdings 
unter Anführung einer hieher nicht zutreffeuden Entſch. des RG. — 
Gruchot 44 ©. 446). 
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dem von den Kl. jetzt ausdrücklich als richtig zugegebenen 
Vorbringen des Bekl. über die ſeit 1900 beſtehenden Beſitz⸗ 
verhältniſſe und darüber, daß der zwiſchen dem tatſächlichen 
Beſitz und dem Inhalt des Grundbuchs beſtehende Wider⸗ 
ſtreit erſt im Sommer 1913 infolge einer auf Veranlaſſung 
des Bekl. vorgenommenen Vermeſſung entdeckt worden iſt. 
Dreizehn Jahre lang haben alſo die Kl. den ihnen von der 
Witwe Z. verkauften und übergebenen Grundbeſitz nicht in 
dem Umfang beſeſſen und bewirtſchaftet, wie ſie es nach dem 
Inhalt des Grundbuchs anzuſprechen gehabt hätten, ſondern 
lediglich in dem Umfang, wie ihn ſchon ihre Rechtsvor⸗ 
gängerin inne gehabt und bewirtſchaftet hatte. Dreizehn 
Jahre lang hat weder die Veräußererin Z., noch haben die 
Kl. jemals einen Anſpruch gegen den Bekl. oder deſſen Vor⸗ 
beſitzer darauf erhoben, daß den Kl. die ihnen grundbuch⸗ 
mäßig zuſtehende Fläche noch eingeräumt werden ſolle. Da: 
mit ſtimmt auch die Ausſage der Zeugin Sch. durchaus 
überein: beim Abſchluß des Vertrags vom Jahr 1900 ſei 
man der Anſicht geweſen, daß der (nach der ergänzenden 
Angabe der Zeugin am Schluß des Protokolls) im Grund⸗ 
buch auf den Namen der Witwe Z. laufende, aber tatſäch⸗ 
lich von einem Rechtsvorgänger des Bekl. bewirtſchaftete 
Streifen zu dem Grundbeſitz des Letzteren gehöre. 

Dieſer ganze Sachverhalt rechtfertigt den Schluß, daß 
die Streitfläche nach dem übereinſtimmenden Willen der Ver⸗ 
äußererin Z. und der mit ihr den Kaufvertrag abſchließenden 
Kl. nicht Gegenſtand der Veräußerung bzw. des Erwerbs 
ſein ſollte. Daß die Erſtgenannte die nach ihrer Anſicht in 
fremdem Eigentum ſtehende Grundfläche nicht mitveräußern 
wollte, kann der ganzen Sachlage nach nicht bezweifelt wer⸗ 
den. Aus der Ausſage der Zeugin Sch.: ihre Mutter (die 
Z.) habe ſelbſtverſtändlich alles das verkaufen wollen, was 
ihr nach den Einträgen in den Büchern gehört habe, läßt 
ſich nichts Gegenteiliges entnehmen, da dieſe Ausſage ſich 
nicht etwa auf eine beſondere Willensäußerung der Z. ſtützt, 
vielmehr — wie aus dem Protokoll ſelbſt hervorgeht — 
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eine dem Bisherigen zufolge durch die Sachlage ſelbſt nicht 
gerechtfertigte und für die Entſcheidung wertloſe Anſichts⸗ 
äußerung der Zeugin darſtellt. Was aber die Willensrich⸗ 
tung der Kl. beim Erwerb anlangt, ſo beweiſt weder der 
Umſtand, daß ſie ſich von der Witwe Z. oder deren Tochter 
dem Zeugnis der Letzteren zufolge den Kaufgegenſtand nicht 
vorzeigen ließen, noch der weitere Umſtand, daß vor der 
Protokollierung des Kaufs das Grundbuch nachgeſchlagen 
wurde, etwas dafür, daß die Kl. außer der tatſächlich im 
Beſitz der Z. befindlichen Grundfläche auch die weitere, nach 
den kataſtermäßigen Unterlagen des Grundbuchs auf deren 
Namen eingetragene, jetzt im Streit befindliche Fläche haben 
erwerben wollen. Das Nachſchlagen des Grundbuchs war 
ſchon zu dem Zweck erforderlich, für die zu veräußernde 
Liegenſchaft, von welcher die Verkäuferin nach der Zeugen⸗ 
ausſage ihrer Tochter nicht einmal wußte, ob ſie aus einer 
oder mehreren Parzellen beſtehe, die kataſtermäßige Bezeich⸗ 
nung zu finden. Daneben mag mit dem Nachſchlagen viel⸗ 
leicht der Zweck verfolgt worden ſein (wahrſcheinlich iſt dies, 
wie nachher noch auszuführen, keineswegs), den Kl. durch 
Ermittlung des Meßgehalts der Parzelle einen Anhalt zur 
Prüfung der Sachgemäßheit des von der Z. geforderten 
Preiſes zu geben. Dagegen hatte das Nachſchlagen des 
Grundbuchs nach dem eigenen Vorbringen der Kl. und den 
Ausſagen der Zeugin Sch. nicht etwa den Zweck, an der 
Hand der Flurkarte und des Primärkataſters, auf welche 
offenbar beim Nachſchlagen ja gar nicht zurückgegangen 
wurde, die genaue örtliche Lage und die räumliche Ausdeh⸗ 
nung des Grundſtücks feſtzuſtellen. Das Unterbleiben einer 
gemeinſchaftlich mit der Verkäuferin (oder ihrer Tochter) aus⸗ 
geführten Beſichtigung des Grundſtücks aber bildet auch 
keinen überzeugenden Beweis dafür, daß die Kl. den Kauf 
nur im Vertrauen auf die Angabe des Grundbuchs und 
ohne genaue Kenntnis vom tatſächlichen Umfang der in Be⸗ 
ſitz und in Benützung der Witwe Z. ſtehenden Fläche abge⸗ 
ſchloſſen haben. Im Gegenteil weiſt gerade das (angebliche) 
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Unterbleiben einer gemeinſamen Begehung des zu verkaufen⸗ 
den Grundſtücks darauf hin, daß eine ſolche Begehung des⸗ 
halb nicht für erforderlich gehalten wurde, weil den Kln. 
als Ortseingeſeſſenen bei den kleinen örtlichen Verhältniſſen 
die genaue Lage und Begrenzung der in Benützung der Z. 
ſtehenden Grundfläche — mindeſtens auf Grund einer vor 
dem Kauf nochmals vorgenommenen näheren Beſichtigung, 
eventuell auf Grund der Erkundigung bei Nachbarn — wohl 
bekannt war. Hätten ſie das Grundſtück (entgegen aller Ge⸗ 
pflogenheit) ohne vorherige Beſichtigung — etwa lediglich im 
Vertrauen auf die Maßangaben des Grundbuchs (die ja an 
ſich nach dem oben geſagten am öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs nicht teilnehmen) — erworben, ſo hätte ihnen 
bei Uebernahme der tatſächlich im Beſitz der Z. befindlichen 
Fläche doch ſicher auffallen müſſen, daß zu dem im Grund⸗ 
buch angegebenen, im unterſtellten Fall für ihre Preisbe⸗ 
willigung beſtimmenden Maß mehr als der 4. Teil fehle 
(2 a 16 qm von im ganzen 8 a 40 qm), und fie hätten ſich 
ſicher hiebei nicht 13 Jahre lang beruhigt. Bei freier Wür⸗ 
digung aller dieſer Umſtände trägt der Senat kein Bedenken, 
den Beweis dafür als erbracht anzuſehen, daß die Kl. ſchon 
beim Kaufabſchluß die Lage und räumliche Ausdehnung der 
in Benützung und Bewirtſchaftung der Z. ſtehenden Grund⸗ 
fläche genau kannten und daß ſie mehr als dieſen tatſäch⸗ 
lichen Beſitz der Z. (hinſichtlich deſſen ſie ſich offenbar keine 
Gedanken darüber machten, ob er wirklich den im ſchriftlichen 
Kaufvertrag genannten Meßgehalt aufweiſe) auch nicht er⸗ 
werben wollten. 

Wenn man aber auch anzunehmen hätte, ſie haben beim 
Kaufabſchluß von den Grenzen des zu erwerbenden Grund— 
ſtücks nur eine unbeſtimmte Vorſtellung gehabt, ſo müſſen 
ſie ſich doch notwendig (nach der Regel allgemeiner Lebens⸗ 
erfahrung) ſchon beim Kauf vergegenwärtigt haben, auf 
welche Weiſe ſie ſich über die wirkliche räumliche Ausdeh⸗ 
nung des Grundſtücks Gewißheit zu verſchaffen gedachten, 
und in dieſer Hinſicht bleibt nur eine zweifache Möglichkeit: 
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entweder haben ſie ſich darauf verlaſſen, daß der genaue 
Umfang des Grundſtücks aus dem Grundbuch und deſſen 
Unterlagen zu ermitteln ſei, und haben ſich alſo (ſtillſchwei⸗ 
gend) vorbehalten, dieſen Umfang an der Hand der Flur⸗ 
karte und des Primärkataſters noch feſtſtellen zu laſſen, oder 
ging ihre Abſicht dahin, ſich an Ort und Stelle davon zu 
vergewiſſern, wie weit nach der tatſächlichen Benützungs⸗ 
und Bewirtſchaftungsart das Grundſtück der Z. gehört habe. 

An ſich ſpricht nun für die erſtere Annahme, alſo da⸗ 
für, daß die Kl. bei ihrem Erwerb ſich auf das Grund⸗ 
buch verlaſſen haben, nach dem oben Geſagten zunächſt 
vielleicht die Vermutung. Aber dieſe Vermutung iſt wider⸗ 
legbar, und ſie wird im vorliegenden Fall gerade durch das 
Verhalten der Kl. nach dem Kaufsabſchluß widerlegt. Hätten 
fie ſich (ſtillſchweigend) vorbehalten, den Umfang des er⸗ 
worbenen Eigentums an der Hand der Grundbuchakten zu 
ermitteln, ſo hätten ſie unter den gegebenen Umſtänden die 
Ausführung dieſes Entſchluſſes in ihrem eigenen Intereſſe 
natürlich nicht lange aufgeſchoben, ſondern hätten ſchon wegen 
der Frage der Aberntung möglichſt bald geprüft, ob der von 
ihnen vorgefundene tatſächliche Beſitzſtand mit der wirklichen 
Rechtslage übereinſtimme. Die Tatſache, daß ſie 13 Jahre 
lang nicht auf eine ſolche Prüfung verfallen ſind und zwar 
trotz der an der Hand des Kaufvertrags ohne weiteres feſt⸗ 
ſtellbaren Differenz des Meßgehalts, läßt einen ſicheren Rück⸗ 
ſchluß darauf zu, daß ſie von Anfang an nicht das erwerben 
wollten, was ihnen nach den kataſtermäßigen Unterlagen des 
Grundbuchs zukommen würde, ſondern eben das, was ſchon 
ihre Vorbeſitzerin beſeſſen und benützt hatte. Sie ſind alſo 
nicht dem Glauben des Grundbuchamts gefolgt, und deshalb 
kann der $ 892 BGB., wie ausgeführt, überhaupt nicht zu 
ihren Gunſten zur Anwendung kommen ). 


1) Vgl. in dieſem Sinn namentlich auch RG. 61, S. 2045, wo aus 
dem nachträglichen Verhalten des Liegenſchaftserwerbers ein ähnlicher 
Rückſchluß wie hier gezogen iſt. 
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Aus dem Bisherigen ergibt fich, daß die von den Kln. 

erhobene Feſtſtellungsklage keinen Erfolg haben kann. 
Urteil des III. Zivilſenats vom 5. Oktober 1915 i. S. 
Zellweger g. Krämer. U. 217/1915. 


26. 


Zu 8 1333 BGB. (Irrtum über eine im Keim vorhandene 
Geiſtes krankheit). 


Die Klrin., Deutſche, und der Belkl., der britifcher 
Staatsangehöriger iſt, haben am 5. April 1910 in Deutſch⸗ 
land die Ehe geſchloſſen und alsdann ihren ehelichen Wohn⸗ 
ſitz in Wincheſter, wo der Bekl. Profeſſor der Muſik war, 
genommen. Im Jahre 1912 hat der Bekl. mit der Lehrerin 
W. ein Liebes verhältnis angeknüpft, das zum Ehebruch ge⸗ 
führt hat. Die Klrin. hat dem Bekl. dieſe Verfehlung 
Oſtern 1913 verziehen. Als er aber nach der Verzeihung 
die Beziehungen mit der W. fortſetzte, hat die Klrin. ſich 
am 19. Juli 1913 vom Bekl. getrennt und iſt mit ihrem 
am 29. Auguſt 1911 geborenen Sohne in das Elternhaus 
zurückgekehrt. Mittels Klage vom 20. Februar 1914 hat 
ſie alsdann die Ehe angefochten, weil eine Schei⸗ 
dung nach engliſchem Recht nicht zu erreichen iſt. Die 
Klage iſt aber in beiden Inſtanzen abgewieſen worden. Das 
Weitere ergibt ſich aus den 

Gründen 
des Berufungsurteils: 

Die Friſt zur Anfechtung der Ehe iſt gewahrt. Map: 
gebend iſt der Zeitpunkt, an dem die Klrin. den angeblichen 
Irrtum entdeckt hat. Zur Entdeckung genügt nicht ein bloßer 
Verdacht, die Klrin. muß vielmehr Gewißheit darüber ge- 
habt haben, daß ſie ſich geirrt, d. h. ſie darf nicht ſchon 
länger als 6 Monate vor Anſtellung der Klage gewußt 
haben, daß der Bekl. bereits bei Eingehung der Ehe ſolche 
perſönliche Eigenſchaften gehabt habe, die ſie bei Kenntnis 
derſelben und bei verſtändiger Würdigung des Weſens der 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVII. 2. 14 


196 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Ehe von der Eheſchließung abgehalten hätten. Die Tat⸗ 
ſachen, über welche die Klrin. ſich geirrt haben will, hat ſie 
nun allerdings ſchon vor der Trennung vom 13. Juli 1913 
gekannt. Aber ſie will aus ihnen nicht den Schluß gezogen 
haben, daß aus ihnen eine ſchon bei Eingehung der Ehe 
vorhandene Pſychopathie und moraliſche Minderwertigkeit 
des Bekl. ſich ergebe. Das beſtreitet der Bekl. nicht, kann 
es auch nicht, da er ja die Richtigkeit dieſes Schluſſes be⸗ 
ſtreitet. Ehe die Klrin. zu dieſem Schluſſe kam, konnte ſie 
nicht anfechten, da ſie ja nicht wußte, daß in jenen Tat⸗ 
ſachen ein Anfechtungsgrund zu finden ſei. Daß ſie dies erſt 
am 17. Dez. 1913 erfahren habe, hat der Bekl. zugegeben. 

Dagegen mußte ſachlich der Berufung ein Erfolg ver: 
ſagt werden. Der Bekl. ſoll pſychopathiſch ſchon bei Ein⸗ 
gehung der Ehe geweſen fein. Die Klrin. folgert dies aus 
ſeinem Verhalten während der Ehe. Dieſes Verhalten ſoll, 
wie der Darſtellung der Klrin. zu entnehmen, im einzelnen 
beſtehen in ſeiner eigentümlichen Unterhaltung mit der Klrin. 
und in an dieſe geſtellten unwürdigen Zumutungen, in dem 
Verbringen und Verlaſſen der Klrin. in einer verrufenen 
Gegend Londons, in der Art, wie er ſein Verhalten zu ver⸗ 
teidigen verſuche, endlich auch darin, daß er die W. auf ge⸗ 
ſchlechtliche Abwege gebracht und ſeinen anormalen Trieben 
anzupaſſen geſucht habe. All dies weiſe auf einen pſycho⸗ 
pathiſchen, ſexuell perverſen Zuſtand hin, der nicht erſt in 
der Ehe, die den Bekl. im Gegenteil eher hätte heilen ſollen, 
entſtanden ſein könne, ſondern ſchon vorher mindeſtens im 
Keim in ihm vorhanden geweſen ſein müſſe. Selbſt wenn 
das Vorbringen der Klrin. in ſeiner Geſamtheit bewieſen 
wäre oder werden könnte, ſo ergibt es doch noch nicht ein⸗ 
mal, daß die angeblichen Mängel zur Zeit vorhanden 
find Die Zumutung an die Klrin., fein Glied zu küſſen, 
iſt ein Zeichen außerordentlicher geſchlechtlicher Erregung, 
nicht notwendig aber eines pathologiſchen Zuſtandes oder 
ſexueller Perverſität. 

Wenn Bekl. ſich über ſexuelle Perverſitäten mit ſeiner 
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Frau unterhielt, ſo beweiſt das noch nicht, daß er ſelbſt 
pſychopathiſch veranlagt iſt, ſondern höchſtens, daß er an 
ſolcher Unterhaltung Gefallen fand. Das iſt höchſt abſtoßend, 
aber noch nicht krankhaft. In gleicher Weiſe wären ſein 
nächtliches Herumſtreichen in London und ſeine Unterhal⸗ 
tungen mit Dirnen zu bewerten. Wenn ſich Bekl. mit ſeinen 
angeblichen Damenbekanntſchaften brüſtete, ſo war das eine 
Prahlerei, hinter der doch nichts krankhaftes zu ſtecken 
brauchte. 

Der ehebrecheriſche Verkehr mit der W. vollends ſpricht 
für die behauptete krankhafte Veranlagung des Bekl. und 
dafür, daß er hiebei Befriedigung auf anormalen Wegen 
geſucht habe, in keiner Weiſe. 

Man kann endlich auch nicht ſagen, die Briefe des Bekl. 
beweiſen durch ihre kunſtreichen Argumentationen, daß es 
dem Bekl. an jedem richtigen Verſtändnis für das Weſen 
der Ehe fehle. Abgeſehen aber davon, würde mangelndes 
Verſtändnis für das Weſen der Ehe weder pfſychopathiſche 
noch ſexuell perverſe Veranlagung beweiſen. Es iſt im Ge⸗ 
genteil wohl möglich, daß das zerfahrene Weſen des Bekl. 
gerade auf den Zwieſpalt zurückzuführen iſt, in den ſich der 
Bekl. durch fein feine Pflichten gegen die Klrin. gröͤblich 
verletzendes Verhältnis zu der W. verſetzt fühlte. Würde 
aber ſelbſt angenommen, daß bei dem Bekl. jetzt ein Krank⸗ 
heitszuſtand auf ſexuell perverſem Gebiete vorliege, der in 
ſeinem Keim ſchon bei der Eheſchließung in ihm geſchlummert 
habe, ſo läge hierin nach herrſchender Anſicht noch keine 
perſönliche Eigenſchaft, welche die Anfechtung der Ehe be- 
gründen könnte. Nach dem eigenen Vorbringen der Klrin., 
die aus der Zeit vor der Eheſchließung keine einzige, auf 
ſexuelle Perverſität des Bekl. hinweiſende Tatſache anführt, 
bleibt es durchaus fraglich, ob ſich der angebliche Keim unter 
allen Umſtänden (z. B. auch wenn Bekl. die W. nicht kennen 
gelernt hätte) weiter entwickelt hätte. 

Der Bekl. ſoll aber auch moraliſch minderwertig ſchon 
bei der Eheſchließung geweſen ſein. 

14 * 
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Der Klrin. kann unbedenklich zugegeben werden, daß 
der Bekl. durch ſein ehebrecheriſches Verhältnis zu der W. 
nicht nur ſeine eigenen Ausſichten, ſondern auch die Ehe mit 
der Klrin. und damit deren Lebensglück zerſtört und ſich als 
moraliſch minderwertigen Menſchen erwieſen hat. Aber den 
Ehebruch ohne weiteres auf einen Charakterfehler zurückzu⸗ 
führen und damit die jetzt vorhandene moraliſche Minder⸗ 
wertigkeit zu einer perſönlichen Eigenſchaft des Bekl. zu 
ſtempeln, geht nicht an. Der große Unterſchied des jetzt zur 
Entſcheidung ſtehenden Falles und des von der Klrin. in 
bezug genommenen liegt darin, daß der Charakterfehler in 
letzterem Fall ſchon vor der Eheſchließung in die Erſcheinung 
trat. Gerade daran fehlt es hier, und weiterer Beweis ſteht 
der Klrin. auch hier nicht zu Gebot. Ueberdies würde die 
Anſicht der Klein. dahin führen, daß fo ziemlich jeder Ehe: 
bruch nicht bloß zur Scheidung, ſondern auch zur Anfechtung 
der Ehe führen könnte. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 19. Dezember 1914 i. 

S. Kerridge gegen Kerridge. U. 680/1914. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt zurückgewieſen 

worden. 


27. 


Tragweite des 8 68 3h. — Voransſetzungen der 
Schadenserſatzpflicht des Rechtsanwalts gegenüber 
feiner Partei wegen mangelhafter Prozeßführung. 


J. Sch. gab am 3. Juli 1913 dem Klr. eine Kuh in 
Tauſch. Der Klr. verkaufte fie am 6. Juli 1913 an H. W. 
und übergab ſie ihm am 8. Juli. H. W. erhob am 30. Juli 
1913 Wandlungsklage gegen den Klr., weil die Kuh, wie 
dem Kir. rechtzeitig angezeigt worden war, huſte und tuber⸗ 
kulös ſei. Der Klr. verkündete am 2. Auguſt 1913 dem 
J. Sch. den Streit, nachdem er ihm ſchon am 12. Juli den 
Mangel angezeigt hatte. J. Sch. trat dem Rechtsſtreit nicht 


1) JW. 14 S. 646. 
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bei. Nach Beweiseinzug verurteilte das Amtsgericht Br. 
den Klr. zur Zurücknahme der Kuh; denn nach dem Gut⸗ 
achten des Sachverſtändigen ſei die ſtarke Abmagerung der 
Kuh auf ihre tuberkulöſe Erkrankung zurückzuführen; die 
Kuh leide alſo an einem geſetzlichen Hauptmangel und der 
Anſpruch auf Wandlung ſei nach SS 482, 462 BGB. be⸗ 
gründet. — Darauf ließ der Klr. durch den jetzt beklagten 
Rechtsanwalt Wandlungsklage gegen J. Sch. bei dem Amts⸗ 
gericht G. erheben. In der Klagſchrift ſind der Gang und 
das Urteil des Vorprozeſſes ſowie die Streitverkündung an- 
geführt, auch iſt unter Beweisantritt behauptet, daß der 
Hauptmangel Tuberkuloſe ſchon zur Zeit der Uebergabe der 
Kuh von Sch. an W. vorhanden geweſen ſei. Das Amts⸗ 
gericht ordnete Beweiseinzug über letzteres an. Im Lauf 
des Beweis verfahrens wurde die Kuh geſchlachtet; es ergab 
ſich, daß ſie ein Stück Draht verſchluckt hatte und nicht tu⸗ 
berkulös war. Nunmehr nahm der jetzt beklagte Rechtsan⸗ 
walt die Klage mit Zuſtimmung des Klrs. zurück. 

Der Klr. verlangt Schadenserſatz von dem Bekl.; denn 
nach § 68 ZPO. ſei die Feſtſtellung des Vorprozeſſes im 
Verhältnis zwiſchen dem Klr. und J. Sch. maßgebend ge⸗ 
weſen. Daraus, daß die Kuh am 8. Juli 1913 den Haupt⸗ 
mangel gehabt habe, ſei zu folgern, daß ſie ihn ſchon am 
3. Juli gehabt habe. Das Amtsgericht hätte keinen Beweis 
einziehen ſollen und hätte keinen eingezogen, wenn der Bekl. 
den Richter rechtzeitig auf 8 68 ZPO. hingewieſen hätte. 
Durch dieſe Unterlaſſung ſowie durch den verfehlten Rat, die 
Klage zurückzunehmen, habe der Bekl. ſchuldhaft gehandelt. 
Der Klr. hätte mindeſtens in zweiter Inſtanz obgeſiegt. 

Die Schadenserſatzklage iſt von dem Landgericht abge⸗ 
wieſen worden. Die Berufung hiegegen iſt zurückgewieſen 
worden aus folgenden 

Gründen: 

Ueber die Bedeutung des § 68 ZPO. beſtehen in ver⸗ 
ſchiedener Hinſicht Meinungsverſchiedenheiten. Gegenüber 
einer engeren, ſich mehr an den Wortlaut des S anſchließen⸗ 
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den Anſicht geht die Meinung, die als die herrſchende be⸗ 
zeichnet werden kann und für die ſich das Reichsgericht und 
der erkennende Senat mehrfach ausgeſprochen hat, dahin, 
daß die Entſcheidung des Vorprozeſſes über die Rechtskraft⸗ 
wirkung hinaus nach ihren tatſächlichen und rechtlichen 
Grundlagen im Verhältnis zwiſchen Nebenintervenienten und 
Hauptpartei maßgebend iſt. Was zu dieſen Grundlagen ge⸗ 
hört, iſt dem einzelnen Fall zu entnehmen und wird hie und 
da zweifelhaft ſein. In der vorliegenden Sache hat der 
Richter in dem Rechtsſtreit zwiſchen W. und dem jetzigen 
Klr. ſeiner Entſcheidung das Gutachten des von ihm ver⸗ 
nommenen Sachverſtändigen zugrunde gelegt, der für die Zeit 
ſeiner Unterſuchung angenommen hat, daß die Kuh an einer 
tuberkulöſen Erkrankung leide und daß infolge dieſer Er⸗ 
krankung eine allgemeine Beeinträchtigung des Nährzuſtandes 
des Tiers herbeigeführt ſei. Ueber die Zeit, wann dieſer 
Zuſtand eingetreten iſt, hat ſich weder der Sachverſtändige 
noch der Richter weiter ausgeſprochen. Der letztere hat aber 
feſtgeſtellt, daß ſich der Hauptmangel innerhalb der Gewähr⸗ 
friſt gezeigt habe. Dieſe betrug 14 Tage, die ſich vom Tag 
des Gefahrübergangs, dem 8. Juli 1913, an berechneten. 
Nach § 484 BGB. trat daher die Vermutung ein, daß der 
Mangel ſchon am 8. Juli vorhanden geweſen ſei. Hienach 
war im Rechtsſtreit des Klrs. mit J. Sch. die Feſtſtellung 
zu beachten, daß der Hauptmangel ſich innerhalb 14 Tagen 
vom 8. Juli 1913 an gezeigt habe, und da die Vermutung 
des § 484 im Vorprozeß nicht widerlegt wurde, ſo war auch 
die Vermutung, daß der Mangel ſchon am 8. Juli vorhan⸗ 
den geweſen ſei, maßgebend, aber dies nicht als Feſtſtellung 
einer Tatſache, ſondern als geſetzliche Vermutung. Die recht⸗ 
lichen Folgerungen, die ſich hieraus ergeben, waren nun 
ohne weiteres im Rechtsſtreit des Klrs. gegen J. Sch. zu 
ziehen. In dieſem Rechtsſtreit war aber der für die Ent⸗ 
ſcheidung weſentliche Tag des Gefahrübergangs nicht der 
8. Juli, ſondern der 3. Juli 1913. Von unmittelbarer Wir⸗ 
kung war daher der Vorprozeß für die grundlegende Frage 
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des zweiten Prozeſſes nicht. Der Klr. macht aber geltend, 
wenn die Kuh am 8. Juli den Hauptmangel gehabt habe, 
ſo ergebe ſich daraus mit voller Sicherheit, daß ſie ihn ſchon 
am 3. Juli gehabt habe. Es wird nun richtig ſein, daß die 
Feſtſtellung einer am 8. Juli vorhandenen Tuberkuloſe auf 
ihr Vorhandenſein am 3. Juli ſchließen läßt; zweifelhafter 
iſt ſchon, ob dies auch für das weitere Erfordernis des 
Hauptmangels, die allgemeine Beeinträchtigung des Nähr⸗ 
zuſtands, gilt. Es iſt aber hierauf nicht einzugehen; denn 
es iſt nicht richtig, wovon der Klr. ausgeht, daß der § 68 
ZPO. auch dieſe Beweisfrage ergreife. Dabei kann davon 
abgeſehen werden, ob, da die Annahme, der Hauptmangel 
ſei am 8. Juli vorhanden geweſen, auf einer Vermutung 
beruht, der Klr. ſeine Behauptung nicht dahin hätte richten 
müſſen, es ergebe ſich aus dem Umſtand, daß der Haupt⸗ 
mangel ſich innerhalb 14 Tagen nach dem 8. Juli gezeigt 
habe, daß er ſchon innerhalb 14 Tagen nach dem 3. Juli 
und am 3. Juli vorhanden geweſen ſei. 

Auch nach der herrſchenden Meinung geht die Wirkung 
des 8 68 ZPO. nicht über die im Vorprozeß feſtgeſtellten 
Grundlagen der Entſcheidung und die damit gegebenen Fol⸗ 
gerungen hinaus. Eine weitergehende Auslegung iſt weder 
im Schrifttum noch in der Rechtſprechung vertreten. Es 
blieb alſo im Prozeß des Klrs. mit J. Sch. der Beweis 
offen, daß der Hauptmangel am 3. Juli 1913 nicht vorhanden 
geweſen ſei, und die Ergebniſſe des Vorprozeſſes hatten nur 
die Bedeutung von Beweistatſachen, die bei der Beweis⸗ 
würdigung zu verwerten waren. Eine ſolche Verwertung 
konnte zu einer Verſchiebung der Beweislaſt, nicht aber zum 
Abſchneiden weiteren Beweiſes führen. Nachdem aber ſich 
ergeben hatte, daß der Hauptmangel nicht vorhanden war 
und die Kuh einen Draht verſchluckt hatte, kam den Ergeb⸗ 
niſſen des Vorprozeſſes kein Beweiswert mehr zu. Es wäre 
vielmehr der Klr. in dem Rechtsſtreit mit J. Sch. unter⸗ 
legen, da nicht feſtzuſtellen war, wann die Kuh den Draht 
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verſchluckt hatte und J. Sch. dem Klr. hiefür nicht einzu⸗ 
ſtehen hatte. 

Die Behauptung des Bekl., er habe den $ 68 ZPO. 
nicht überſehen, aber ihm keine für den Prozeß des Klrs. 
mit J. Sch. entſcheidende Bedeutung beigelegt, iſt nicht wi⸗ 
derlegt und es würde ein Verſchulden des Bekl. ſelbſt dann 
zu verneinen ſein, wenn dieſe Anſicht unrichtig geweſen wäre. 
In Wirklichkeit war ſie aber richtig und es war daher der 
Rat des Bekl., die Klage zurückzunehmen, nicht bloß nicht 
ſchuldhaft, ſondern zutreffend und ſachgemäß. Ebenſo hat 
den Bekl. nicht dadurch ein Verſchulden getroffen, daß er es 
unterlaſſen hat, dem Amtsgericht gegenüber die jetzt von dem 
Kir. vertretene Auffaſſung des 8 68 ZPO. geltend zu machen. 
Denn einmal war der Bekl. nicht verpflichtet, eine nach ſeiner 
Anſicht und in Wirklichkeit unrichtige Anſicht vorzutragen; 
. fodann iſt anzunehmen, daß dies auf die Entſcheidung des 
Gerichts erſter oder zweiter Inſtanz ohne Einfluß geblieben 
wäre. Die Prozeßführung des Amtsgerichts, insbeſondere 
der Inhalt des Beweisbeſchluſſes, läßt übrigens erkennen, 
daß dieſes den $ 68 ZPO. nicht außer acht gelaſſen, ſon⸗ 
dern ihn richtig gewürdigt hat. Damit erledigt ſich die Be⸗ 
hauptung des Klrs., daß das Amtsgericht, wenn es von dem 
jetzigen Bekl. auf die Bedeutung des §S 68 ZPO. ausdrück⸗ 
lich hingewieſen worden wäre, zu einer Beweisanordnung 
und damit zur Feſtſtellung, daß die Kuh in Wirklichkeit 
nicht tuberkulös geweſen ſei, gar nicht gekommen wäre, ſon⸗ 
dern den damaligen Bekl. Sch. ohne weiteres auf Grund 
der Feſtſtellungen des Vorprozeſſes verurteilt hätte. Nach⸗ 
dem aber die vom Amtsgericht zugelaſſene Beweiserhebung 
den dem Sch. offen geſtandenen Gegenbeweis, daß die Kuh 
am 3. Juli nicht tuberkulös war, unwiderleglich erbracht 
hatte, konnte der jetzige Bekl. dem Klr. keinen beſſeren Rat 
geben, als den, die Klage zurückzunehmen. 

Hienach iſt der von dem Klr. gegen den Bekl. erhobene, 
auf den zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Dienſtvertrag 
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gegründete Anſpruch auf Schadenserſatz nicht gerechtfertigt. 
Urteil des I. Zivilſenats vom 8. Oktober 1915 i. ©. 
B. W. g. St. U. 307/1915. 


28. 


ind zur Entſcheidung über Beſchwerden wegen ver⸗ 

zügerter oder verweigerter Ansſtellung von Armuts⸗ 

zengniſſen durch den Gemeinderat (30. 8 118 Abſ. 2) 
die Amtsgerichte oder die Oberümter zuſtändig? 


Ueber dieſe Frage hat ſich zufolge einer Anregung des 
K. Juſtizminiſteriums das Oberlandesgericht in einem Ple⸗ 
narbeſchluß vom 3. November 1915 folgendermaßen ausge⸗ 
ſprochen: | 

In dem in Band 14 S. 69 ff. dieſer Jahrbücher abge⸗ 
druckten Beſchluß vom 14. Dezember 1901 hat ſich der Straf⸗ 
ſenat des Oberlandesgerichts in einem Streit darüber, ob 
dem Gemeinderat in ſeiner Tätigkeit bei Ausſtellung von 
Armutszeugniſſen als „nächſt höhere Behörde“ i. S. von 
Art. 5 Abi. 5 Gef. vom 12. Auguſt 1879 / 4. Juli 1898 
betr. Aenderungen des Polizeiſtrafgeſetzes das Amtsgericht 
oder das Oberamt vorgeſetzt iſt, für die Zuſtändigkeit des 
Amtsgerichts entſchieden, weil die Ausſtellung eines ſolchen 
Zeugniſſes als eine den gerichtlichen Geſchäftskreis berüh⸗ 
rende und der gerichtlichen Beaufſichtigung unterliegende 
Tätigkeit des Gemeinderats ſowie als ein Akt der Juſtiz⸗ 
verwaltung ſich darſtellt. Dabei wurde unter Bezugnahme 
auf die Veröffentlichung in Boſchers Zeitſchrift Bd. 38 
S. 271 darauf hingewieſen, daß Beſchwerden wegen ver⸗ 
zögerter oder verweigerter Ausſtellung von Armutszeugniſſen 
nicht von den Oberämtern, ſondern von den Amtsgerichten 
behandelt werden. Im Gegenſatz hiezu hat in neuerer Zeit 
ein Zivilſenat des Oberlandesgerichts einer Partei, welche 
wegen verweigerter Ausſtellung eines Armutszeugniſſes wei⸗ 
tere Beſchwerde beim Oberlandesgericht führen wollte, das 
zu dieſem Zweck erbetene Armenrecht unter Berufung auf 
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Gaupp⸗Stein, Komm. zur ZPO., 10. Aufl., § 118 
Anm. II bei Note 9 mit der Begründung verſagt, daß eine 
Beſchwerde gegen die Verweigerung der Ausſtellung eines 
Armutszeugniſſes in den Kreis der Zuſtändigkeit nicht der 
Gerichte, ſondern der Verwaltungsbehörden falle. Die An⸗ 
ſicht des Strafſenats verdient den Vorzug. 

Die Bezeichnung derjenigen Stelle, welche als obrigkeit⸗ 
liche Behörde der Partei zur Ausſtellung des nach § 118 
Abſ. 2 ZPO. zur Erlangung des Armenrechts erforderlichen 
Zeugniſſes berechtigt und verpflichtet iſt, hat die ZPO. dem 
Landesrecht überlaſſen. In Württemberg iſt dazu der Ge⸗ 
meinderat berufen. Ob gegen die Verzögerung oder Ver⸗ 
weigerung der Ausſtellung durch die zuſtändige Behörde eine 
Beſchwerde zuläſſig und welche Behörde zu deren Behand— 
lung berufen iſt, muß ſich, da die Vorſchriften der ZPO. 
über die Prozeßbeſchwerde hier keine Anwendung finden und 
eine beſondere reichsrechtliche Vorſchrift fehlt, gleichfalls nach 
Landesrecht beſtimmen. Für Württemberg kommt als Rechts⸗ 
behelf gegenüber der Verzögerung oder Verweigerung der 
Ausſtellung des Zeugniſſes durch den Gemeinderat nur die 
Anrufung der Dienſtaufſicht, die ſog. Dienſtbeſchwerde an 
die zur Beaufſichtigung der Amtsführung des Gemeinderats 
berufene Behörde in Betracht. Im allgemeinen unterſtehen 
nun zwar die Gemeindebehörden der Dienſtaufſicht der ſtaat⸗ 
lichen Verwaltungsbehörden, in erſter Linie derjenigen der 
Oberämter. Daneben aber beſteht die Dienſtaufſicht der 
Amtsgerichte und der höheren Juſtizbehörden in Anſehung 
der mit den Aufgaben der Gerichte zuſammenhängenden Tä⸗ 
tigkeit der Gemeindebehörden, ſei es daß es ſich um die Ver⸗ 
waltung des ihnen zugewieſenen Teils der Gerichtsbarkeit, 
ſei es daß es ſich um Obliegenheiten handelt, die zu dem 
Geſchäftskreis der Gerichte ſonſtwie in Beziehung ſtehen. Es 
kann hier auf die Vorſchriften in Art. 2 des Württ. AG. 
zum GVG. vom 24. Januar 1879 (Aufſicht über die Ver⸗ 
waltung der den Gemeindebehörden zuſtehenden Gerichtsbar⸗ 
keit), § 2 Abſ. 2 der Dienſtvorſchriften für die Amtsgerichte 
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vom 4. Dezember 1899 (Dienſtaufſicht über die Gemeinde⸗ 
räte uſw. in Abſicht auf die Rechtsverwaltung) Art. 56 
Abſ. 4 vgl. mit 51 des Württ. AG. zum BGB. vom 28. Juli 
1899 (Dienſtaufſicht über den Gemeindewaiſenrat) und § 2 
Abſ. 2 und § 3 der Verf. des K. Juſtizminiſteriums vom 
21. Oktober 1899 betr. die Aufnahme von Vermögensver⸗ 
zeichniſſen und die Vornahme von Schätzungen (Aufſicht hin⸗ 
ſichtlich der örtlichen Inventurbehörden und der Schätzungs⸗ 
behörden; vgl. jetzt auch $ 1 Abſ. 1 der Verf. des K. Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 18. März 1914 betr. die amtliche Schätzung 
von Grundſtücken) verwieſen werden. Die letzte geſetzliche 
Anerkennung hat dieſer Rechtszuſtand durch den Art. 203 
der Württ. Gemeinde⸗ und Bezirksordnung vom 28. Juli 
1906 gefunden, ſofern hier die Ordnungsſtrafgewalt, welche 
einen Ausfluß der Dienſtaufſicht bildet, in Anſehung der den 
gerichtlichen Geſchäftskreis berührenden Obliegenheiten der 
Gemeindebehörden den Amtsgerichten und den höheren Ju⸗ 
ſtizbehörden zugewieſen iſt; vgl. dazu die Verhandlungen der 
Kammer der Abgeordneten von 1904/05 Prot.⸗Band II 
S. 834 ff. Da ferner die Armutszeugniſſe nach näherer 
Vorſchrift der ZPO. ausgeſtellt werden müſſen, zur Ver⸗ 
wendung in einem gerichtlichen Verfahren beſtimmt ſind und 
die unerläßliche Grundlage für die Beurteilung des Gerichts 
bilden, ob die das Armenrecht nachſuchende Partei zur Be⸗ 
ſtreitung der Prozeßkoſten ohne Beeinträchtigung des für ſie 
und ihre Familie notwendigen Unterhalts im Stande iſt oder 
nicht, ſo kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Ausſtellung der 
Armutszeugniſſe zu den den gerichtlichen Geſchäftskreis be⸗ 
rührenden Obliegenheiten der dazu berechtigten und verpflich⸗ 
teten Behörden gehört und daß daher in Württemberg für 
die Beſchwerden wegen verzögerter oder verweigerter Aus⸗ 
ſtellung ſolcher Zeugniſſe durch die Gemeinderäte nicht die 
Oberämter, ſondern die Amtsgerichte zuſtändig ſind. Dem 
entſpricht es, daß ſeitens der Juſtizverwaltung über die 
Ausſtellung ſolcher Zeugniſſe eine unmittelbare Anweiſung 
an die ausſtellende Behörde ergangen iſt (JM. Verf. vom 
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26. März 1912 Amtsbl. S. 61). Die Bemerkung bei 
Gaupp⸗Stein, Komm. zur ZPO. a. a. O., wornach 
die Bezeichnung der zur Ausſtellung der Armutszeugniſſe 
berufenen Behörden und die Beſchwerde über die Verweige⸗ 
rung des Zeugniſſes der Verwaltung überlaſſen iſt, kann in 
letzterer Hinſicht dahin zu verſtehen ſein, daß in Ermange⸗ 
lung reichsgeſetzlicher Vorſchriften die Erlaſſung der auf die 
Beſchwerde bezüglichen Beſtimmungen den Landesverwal⸗ 
tungen überlaſſen iſt, oder auch, daß gegen die Verweigerung. 
des Zeugniſſes keine prozeſſuale Beſchwerde, ſondern nur 
eine ſolche im Verwaltungsweg zuläſſig iſt. Wenn ſie aber 
je beſagen ſoll, daß ſür die Behandlung ſolcher Beſchwerden 
die Verwaltungsbehörden im Gegenſatz zu den Juſtizbehör— 
den zuſtändig ſeien, ſo iſt ſie für Württemberg unzutreffend. 


29. 
Erſatzzuſtellung im Fall des § 172 3nO.? 


Die Zuſtellung an einen Gemeinen des aktiven Heers 
war gemäß § 181 ZPO. an deſſen Frau erfolgt. Dieſe 
Zuſtellung wurde für ungültig erklärt, vom Oberlandesge- 
richt aus folgenden 

Gründen: 

Die Ausführung in JW. 1914 S. 908—9, auf die ſich 
der Beſchwerdeführer dafür beruft, daß auch im Fall des 
s 172 ZPO. eine Erſatzzuſtellung i. S. der 88 181—183 
ZPO. an eine Erſatzperſon des Soldaten zuläſſig ſei, iſt 
nicht überzeugend: „Die Perſon, welcher zugeſtellt werden 
ſoll“, iſt in den Fällen der 88 171 —172 die dort bezeich- 
nete Perſon (der geſetzliche Vertreter uſw.), ſtatt an ſie kann 
alſo an die in §8 181 ff. bezeichneten (Erſatz⸗ Perſonen zu⸗ 
geſtellt werden (im Fall des §S 172 gemäß $ 184 ZPO.) 5) 
eine für eine nicht prozeßfähige Partei beſtimmte Zuſtellung, 
z. B. kann nicht gemäß § 181 an einen zu ihrer Familie 


1) Vgl. Birkenbihl bei Gruchot 33 S. 263-80. 
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gehörigen erwachſenen Hausgenoſſen erfolgen, wohl aber an 
einen ſolchen des geſetzlichen Vertreters; es gibt nur eine 
Zuſtellung an eine Erſatzperſon deſſen, dem oder an 
den zugeſtellt werden ſoll, nicht deſſen, für den 
die Zuſtellung beſtimmt iſt. Der Fall des im Heer 
dienenden Unteroffiziers oder Gemeinen läßt ſich auch nicht!) 
mit dem eines in Afrika befindlichen Forſchungsreiſenden 
oder eines zufällig von Haus Abweſenden vergleichen. 
Beſchluß des III. Zivilſenats vom 18. Mai 1915 in 
der Beſchwerdeſache Käsberger g. Hankamer. W. 84/1915). 


30. 


Rein Anwaltszwang für Einwendungen des Schuld⸗ 
ners gemäß § 732 35. 


Hierüber iſt in den Gründen eines in der Beſchwerde⸗ 
inſtanz ergangenen Beſchluſſes des Oberlandesgerichts aus— 
geführt: 

Die Frage, ob für die Einwendungen des Schuldners 
gemäß § 732 ZPO. Anwaltszwang nach § 78 Abſ. 2 be⸗ 
ſteht, iſt beſtritten, im Anſchluß an Stein, ZPO. 10. Aufl., 
§ 732 Anm. II Abſ. 2 vgl. mit $ 576 Anm. II Abſ. 1 u. 
N. 8, RGE. 66, 203, jedoch entgegen der — früher aller⸗ 
dings von Gaupp-Stein ſelbſt vertretenen — Anſicht 
des Landgerichts zu verneinen. Ueber die Form der Ein⸗ 
wendungen des $ 732 enthält die ZPO. eine Vorſchrift 
nicht. Inhaltlich bezwecken ſie eine Aenderung der mit der 
Erteilung der Vollſtreckungsklauſel getroffenen Entſcheidung 
des Gerichtsſchreibers (SS 724, 725), ſtehen alſo den An⸗ 
trägen des §S 576 Ab. 1 gleich. Auch für dieſe Anträge iſt 
eine Form nur inſofern vorgeſchrieben, als ſie dann, wenn 
die Entſcheidung, falls ſie vom Prozeßgericht getroffen wäre, 


1) Wie in JW. a. a. O. geſchieht. 

2) Vgl. jetzt Bekanntmachung des Bundesrats betr. das Verfahren 
bei Zuſtellungen vom 22. Dezember 1915 RBl. S. 833. — Anm. der 
Redaktion. 
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der ſofortigen Beſchwerde unterliegen würde, binnen der 
Notfriſt des $ 577 und auf dem für die Einlegung der Be⸗ 
ſchwerde vorgeſchriebenen Weg geſtellt werden müſſen ($ 577 
Abſ. 4). Dies trifft jedoch für die Einwendungen des § 732 
deshalb nicht zu, weil die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel 
nicht ein Teil des Vollſtreckungs verfahrens ſelbſt iſt, ſondern 


dieſes nur vorbereitet !), $ 793 daher keine Anwendung 


findet. Was von den Anträgen auf Aenderung von Ent⸗ 
ſcheidungen des Gerichtsſchreibers, die nicht der ſofortigen 
Beſchwerde unterliegen würden, angenommen wird, daß ſie 
nämlich in beliebiger Form geſtellt werden können, alſo dem 
Anwaltszwang nicht unterworfen ſind, muß daher auch von 
den Einwendungen des $ 732 gelten. Daran ändert auch 
der Umſtand nichts, daß der die Einwendung enthaltende 
Schriftſatz vorliegend nicht an den Gerichtsſchreiber, ſondern 
an das Landgericht als ſolches gerichtet war. 

Beſchluß des II. Zivilſenats vom 27. Mai 1915 in 

Beſchw.⸗S. Maſchinenbaugeſellſchaft H. gegen J. M. 

W. 95/1915. 


9 Stein, ZPO. § 724 Anm. III Abſ. 1; Vorbem. vor § 704, 
VIII, I. 
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24. 


Bie Rerpflichtung zum Rorzeigen der Jagdkarte gegen⸗ 
über den Privatforſtſchutzdienern. 


Aus den Gründen: 

Am Morgen des 28. Nov. 1913 begab ſich der Ange⸗ 
klagte zur Jagd ausgerüſtet von F. nach B., um an einer 
auf Markung B. nachmittags ſtattfindenden Treibjagd teil⸗ 
zunehmen; er kam hiebei durch den Staatswald H. und 
durch den fürſtlich L. W. Fr.ſchen Wald Streitberg. In⸗ 
nerhalb des letzteren Waldes iſt die Handhabung der Jagd⸗ 
polizei dem fürſtlichen Forſtwart M. vom K. Oberamt über⸗ 
tragen und ebenſo iſt für dieſen Forſtwart die Genehmigung 
des zuſtändigen Forſtamts zur Ausübung des Jagdſchutzes 
(Jagdpolizei) im Staatswald H. erwirkt worden. Der Forſt⸗ 
wart M. verlangte vom Angekl., der im Beſitz einer gülti⸗ 
gen Jagdkarte war und dieſe bei ſich führte, zuerſt im 
Staatswald H. und hernach dreimal im fürſtlichen Wald 
Streitberg die Vorzeigung der Jagdkarte, welchem Ver⸗ 
langen der Angekl. nicht nachkam. 

Vom Berufungsgericht wurde der Angekl. aus Art. 39 
Ziff. 1 Pol StG. in Verbindung mit Art. 17 Ziff. 4 Jagd⸗ 
gef. wegen Verweigerung des Vorzeigens der Jagdkarte im 
fürſtlichen Wald Streitberg beſtraft, und es wurde dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen, ob dieſelbe ſtrafbare Uebertretung wegen 
Verweigerung des Vorzeigens der Jagdkarte im Staatswald 
H. vorliege, in welchem die Jagd für die fürſtliche Standes- 
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herrſchaft gepachtet worden war. Der Reviſion des e 
war ein Erfolg nicht zu verſagen. 

Der Art. 17 Ziff. 4 des Jagdgeſetzes ſchreibt in Ver⸗ 
bindung mit Art. 39 Ziff. 1 Pol StG. die Beſtrafung des⸗ 
jenigen vor, der die Vorzeigung der Jagdkarte an die öf— 
fentlichen Diener verweigert, die mit der Handhabung der 
in Ziff. 1—3 des Art. 17 Jagdgeſ. bezüglich der Jagd⸗ 
karten gegebenen Vorſchriften betraut ſind. Die Beſtrafung 
ſetzt eine Verpflichtung zur Vorzeigung der Jagdkarte vor— 
aus und eine Verpflichtung hiezu liegt nur dann vor, wenn 
der öffentliche Diener, der die Vorzeigung der Karte ver⸗ 
langt, zu dieſem Verlangen berechtigt iſt. Die geſetzliche 
Grundlage zu der Berechtigung des öffentlichen Dieners 
kann in den Vorſchriften der StPO., ſ. § 161 daſ., oder in 
den erwähnten Beſtimmungen des Jagdgeſetzes begründet 
ſein. Das erſtere kommt vorliegend nicht in Frage; eine 
Beſtrafung wegen Verweigerung des Vorzeigens der Jagd⸗ 
karte nach Art. 39 Ziff. 1 PolStGGtg. kann vielmehr nur 
ſtattfinden, wenn entgegen den Beſtimmungen des Jagdge⸗ 
ſetzes die Vorzeigung der Jagdkarte verweigert wird. Hinſicht⸗ 
lich der in Art. 17 Ziff. 4 des Jagdgeſ. erwähnten öffent⸗ 
lichen Diener ſind in der Verfügung der Miniſterien des 
Innern und der Finanzen vom 17. Februar 1882 betr. die 
Handhabung der Jagdpolizei (RegBl. S. 76) nähere Be⸗ 
ſtimmungen getroffen worden. Im § 1 daf. werden gewiſſe 
ſtaatliche und körperſchaftliche Beamte ſowie die Gemeinde⸗ 
diener, die mit der Handhabung der Orts- und Feldpolizei 
betraut ſind, als ſolche aufgeführt und im § 2 daſ. iſt be⸗ 
ſtimmt, daß die Handhabung der Jagdpolizei den Privatforſt— 
und Privatjagdſchutzdienern übertragen werden könne. Für 
die letzteren iſt ſodann in Abſ. 2 des 8 2 ausdrücklich vor⸗ 
geſchrieben, daß ihnen innerhalb des ihnen zugewieſenen 
räumlichen Bezirks gleich den in § 1 genannten Beamten 
und Dienern die Befugnis zuſtehe „von den bei der Jagd— 
ausübung Betroffenen die Vorzeigung bzw. Abgabe der 
Jagdkarte zu verlangen (vgl. Art. 17 Ziff. 4 des Jagdgeſ.).“ 
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Das angefochtene Urteil iſt zur Beſtrafung des Ange⸗ 
klagten mit folgender Begründung gelangt: die in $ 1 der 
zit. Verfügung genannten öffentlichen Diener ſeien zum Ver⸗ 
langen der Vorzeigung der Jagdkarte berechtigt ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob die betroffenen Perſonen gerade in der Aus⸗ 
übung der Jagd begriffen ſeien; den öffentlichen Dienern 
ſeien die in 8 2 bezeichneten Privatdiener durchaus gleich⸗ 
geſtellt, ſie ſeien alſo in gleicher Weiſe berechtigt, die Vor⸗ 
zeigung der Jagdkarte nicht nur von den bei der Jagdaus⸗ 
übung Betroffenen zu verlangen. Nach der Dienſtanweiſung 
des Miniſteriums des Innern über Fifchereis, Jagd⸗ und 
Vogelſchutz in Württemberg vom 9. November 1900 Abt. 
B VI 2 ſeien nicht jagende, aber zur Jagd ausgerüſtete 
Perſonen zum Vorzeigen der Jagdkarte verpflichtet, wenn ſie 
ſich außerhalb eines öffentlichen, zum gemeinen Gebrauch be> 
ſtimmten Weges befinden; das letztere treffe zu, ſolange ſich 
der Angeklagte im fürſtlichen Wald Streitberg befunden habe 
und ſo ſei der Forſtwart M. berechtigt geweſen, vom An⸗ 
geklagten die Vorzeigung ſeiner Jagdkarte zu verlangen, ob⸗ 
wohl dieſer nicht in Jagdausübung begriffen geweſen ſei. 

Dieſen Ausführungen kann nicht beigepflichtet werden. 
Es ſteht ihnen zunächſt der Wortlaut des § 2 Abſ. 2 der 
zit. Miniſterialverfügung entgegen. Hier iſt ausdrücklich ge⸗ 
jagt, daß die Privatforſt⸗ und Privatjagdſchutzdiener die Be⸗ 
fugnis haben, von den bei der Jag daus übung Be⸗ 
troffenen die Vorzeigung oder Abgabe der Jagdkarte zu 
verlangen. Die Berechtigung der Privatdiener hierzu iſt 
alſo an die Vorausſetzung geknüpft, daß diejenigen Perſonen, 
denen die Jagdkarte abverlangt wird, bei der Jagdausübung 
betroffen werden. Im Abſ. 2 iſt allerdings beigefügt, daß 
die in Frage ſtehende Befugnis den erwähnten Privatdienern 
gleich den in Abſ. 1 genannten Beamten und Dienern zu: 
ſtehe. Hiermit kann entgegen der Annahme des angefoch— 
tenen Urteils nur gemeint ſein, daß ebenſo wie die öffent— 
lichen Diener den bei der Jagdaus übung Betroffenen die 
Jagdkarte abverlangen dürfen, hierzu auch dieſe Privatdiener 
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berechtigt ſeien. Es iſt anzunehmen, daß bei der Erlaſſung 
der erwähnten Verfügung davon ausgegangen wurde, es ſei 
auch für die öffentlichen Diener das Recht, die Vorzeigung 
der Jagdkarte zu verlangen, davon abhängig, ob die be⸗ 
troffene Perſon in Jagdausübung begriffen iſt. Die Mate⸗ 
rialien der Verfügung können für dieſe Auffaſſung verwertet 
werden. Es kann indeſſen dahingeſtellt bleiben, ob dieſe An⸗ 
nahme zutreffend iſt oder ob entſprechend einer früheren Ent⸗ 
ſcheidung des Strafſenats (Württ J. XVII, 327) die Jagd⸗ 
ausübung zu den Tatbeſtandsmerkmalen des Art. 17 Z. 4 
Jagdgeſ. nicht gehört. Auch im letzteren Fall, wenn alſo 
die öffentlichen Diener auf Grund des Jagdgeſetzes die Jagd⸗ 
karten auch den nicht bei der Jagdausübung betroffenen Per⸗ 
ſonen abverlangen dürfen, fehlt es bei der beſtimmten, eine 
andere Auslegung nicht zulaſſenden Ausdrucksweiſe des Abſ. 2 
an jedem Anhaltspunkt für die Annahme, daß dieſes Recht 
auch den Privatdienern eingeräumt worden wäre. Und wenn 
hiernach die Befugniſſe der öffentlichen Diener und der Pri⸗ 
vatdiener nicht die gleichen ſein ſollten, ſo kann dies ſeine 
Rechtfertigung ſehr wohl darin finden, daß die letzteren nach 
ihrer Auswahl, ihrer Ausbildung und ſonſtigen Beſchaffen⸗ 
heit nicht überall die gleiche Gewähr für angemeſſene und 
ſachgemäße Ausübung der Berechtigung bieten wie die in 
§ 1 der Miniſt. Verf. aufgeführten ſtaatlichen, körperſchaft⸗ 
lichen und Gemeindebeamten. 

Das angefochtene Urteil nimmt ſodann auf die Dienſt⸗ 
anweiſung vom 9. November 1900 für den Fiſcherei⸗, Jagd⸗ 
und Vogelſchutz Bezug; aber auch dies kann nicht zu einer 
andern Entſcheidung führen. In dieſer Dienſtanweiſung ſind 
vom Miniſterium des Innern die weſentlichen Beſtimmungen 
betr. die Fiſcherei, die Jagd und den Vogelſchutz zuſammen⸗ 
geſtellt und zu genauer Nachachtung bekannt gegeben (vgl. 
S. 4 daſ.); fie will daher beſondere Rechtsnormen nicht auf: 
ſtellen. Bei den Beſtimmungen über den Vogelſchutz (B) iſt 
ſodann unter Ziff. IV. Kontrolle der Jagdkarten in Ziff. 1 
gejagt, daß jedermann allenthalben zur Vorzeigung der Jagd- 
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karte gegenüber den mit Ausübung der Jagdpolizei betrau⸗ 
ten Beamten und Dienern verpflichtet ſei, wenn er die 
Jagd ausübe oder wenn ſicher nachweisbar ſei, daß er die 
Jagd ausgeübt habe, und in Ziff. 2 iſt beſtimmt, daß nicht 
jagenden, aber zur Jagd ausgerüſteten Perſonen die Jagd⸗ 
karten nur dann abzuverlangen ſeien, wenn ſie ſich außer⸗ 
halb eines öffentlichen, zum öffentlichen Gebrauch beſtimmten 
Weges befinden. Der Unterſchied zwiſchen Ziff. 1, in der 
die Verpflichtung des Jägers zur Vorzeigung der Jagdkarte 
unter den näher bezeichneten Vorausſetzungen wiedergegeben 
iſt und der Ziff. 2, die eine ſolche Verpflichtung nicht er⸗ 
wähnt, iſt erſichtlich. Der Wortlaut der Ziff. 2 legt über⸗ 
dies die Annahme nahe, daß dieſe Beſtimmung ſich auf $ 368 
Ziff. 10 StGB. gründet und wenn dies richtig iſt, ſo kämen 
die Beſtimmungen des Jagdgeſetzes hier nicht in Frage und 
es könnte die Verweigerung der Vorzeigung der Jagdkarte 
in einem ſolchen Fall nicht die in Ziff. + Art. 17 Jagdgeſ. 
feſtgeſetzte Strafe nach ſich ziehen. 

Von der K. Staatsanwaltſchaft iſt auch geltend gemacht 
worden, der Angeklagte ſei zur Vorzeigung der Jagdkarte 
ſchon deshalb verpflichtet geweſen, weil der Forſtwart M. 
ihn im Verdacht gehabt habe, er ſei in Ausübung der 
Jagd begriffen. In den Urteilsgründen iſt eine ausdrück⸗ 
liche Feſtſtellung, daß der Forſtwart dieſen Verdacht nicht 
gehabt habe, allerdings nicht getroffen worden; aus dem 
Zuſammenhang der Gründe ergibt ſich indes mit Sicherheit, 
daß das Berufungsgericht einen ſolchen Verdacht nicht an⸗ 
genommen hat. Der Angeklagte war beim Betreten durch 
den Forſtwart M. auf dem Wege zur Teilnahme an der 
Treibjagd, alſo noch nicht in der Ausübung der Jagd be⸗ 
griffen. Nach der Feſtſtellung der Strafkammer hat M. 
gewußt daß der Angeklagte auf dem Weg zur Treibjagd be⸗ 
griffen ſei, alſo ſich durch Teilnahme an der Treibjagd ohne 
Jagdkarte eine Uebertretung des Art. 17 Ziff. 1 oder 3 
ſchuldig machen würde. Offenbar hat es demnach die Straf⸗ 
kammer als ausgeſchloſſen erachtet, daß M. ſchon beim Be⸗ 
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treten des Angeklagten dieſen im Verdacht gehabt habe, er 
ſei jetzt ſchon in der Ausübung begriffen. Es bedarf des— 
halb nicht eines rechtlichen Eingehens auf die von der K. 
Staatsanwaltſchaft vertretene Anſicht, der Forſtwart M. ſei 
ſchon auf Grund des Verdachts der Jagdausübung berechtigt 
geweſen, vom Angeklagten die Vorzeigung der Jagdkarte zu 
verlangen. Ohne Bedeutung iſt endlich, wenn das Beru- 
fungsgericht ſich zur Begründung feiner Anſicht auf § 4 der 
Miniſt. Verf. beruft; es kann ein Zweifel darüber nicht be⸗ 
ſtehen, daß dieſe Beſtimmung lediglich die ſelbſtverſtändliche 
Folge der Vorſchriften der vorhergehenden Paragraphen ent- 
hält, und daß ihr eine inhaltlich ſelbſtändige Bedeutung 
nicht zukommt. — Hiernach war das Berufungsurteil auf⸗ 
zuheben. 

Urteil des Strafſenats vom 15. Juni 1914 in der 

Strafſache gegen K. Sch. in F. wegen Verweigerung 

des Vorzeigens der Jagdkarte. 


25. 


Zum Begriff der gewerbsmüßigen Perſonenbeförde⸗ 
rung im Sinn der Ziff. 8 des Tarifs zum Reichs⸗ 
ſtempelgeſetz vom 15. Juli 1909. 


Der Angeklagte, der ſeinen Perſonenkraftwagen als aus⸗ 
ſchließlich zur gewerbsmäßigen Perſonenbeförderung dienend 
angemeldet, und demgemäß nach Tarif 8 des Reichsſtempelge⸗ 
ſetzes eine ſteuerfreie Erlaubniskarte dafür erteilt bekommen 
hatte, hat mit dieſem Kraftwagen eine Fahrt von Freuden⸗ 
ſtadt auf den Kniebis mit ſeiner Familie gemacht. Die Fahrt 
war nach der Feſtſtellung der Strafkammer eine Vergnü⸗ 
gungsfahrt für die Familie; doch erachtete es die Straf: 
kammer auch für möglich, daß der Angeklagte, wie er be— 
hauptet, auf der Fahrt zugleich auch das Fahrzeug, das kurz 
zuvor aus der Reparatur gekommen war, ausprobieren wollte. 
Ferner hat der Angeklagte vor dieſer Fahrt ſein Auto von 
Freudenſtadt nach Neckarſulm in die Fabrik zur Reparatur 
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gefahren und dabei ſeine Frau und die Braut ſeines Sohnes 
ohne Entgelt mitgenommen. 

Von der Strafkammer hierwegen aus § 95 Abſ. 2 vgl. 
§§ 56, 64 je Abſ. 1 des Reichsſtempelgeſetzes vom 15. Juli 
1909 wegen Nichterfüllung der ihm obliegenden Steuerpflicht 
beſtraft, hat er Reviſion eingelegt. In § 56 Abſ. 1 iſt be⸗ 
ſtimmt: „Der Beförderung von Perſonen dienende Kraft⸗ 
fahrzeuge dürfen zum Befahren öffentlicher Wege und Plätze 
nur in Gebrauch genommen werden, wenn zuvor bei der 
zuſtändigen Behörde gegen Zahlung des Abgabebetrags eine 
Erlaubniskarte der im Tarif bezeichneten Art gelöſt worden 
iſt; Probefahrten gelten nicht als Ingebrauchnahme im Sinn 
dieſer Vorſchrift.“ Nach Abſ. 3 findet die Vorſchrift des 
Abſ. 1 auf die nach dem Tarif befreiten Kraftfahrzeuge 
keine Anwendung. Zu Ziff. 8 des Tarifs ſind als Gegen⸗ 
ſtand der Beſteuerung Erlaubniskarten für Kraftfahrzeuge 
zur Perſonenbeförderung auf öffentlichen Wegen und Plätzen 
aufgeführt, im Schlußabſatz iſt aber beſtimmt, daß hinſicht⸗ 
lich ſolcher Kraftfahrzeuge, die ausſchließlich der gewerbs⸗ 
mäßigen Perſonenbeförderung dienen, eine Befreiung von 
der Stempelabgabe ſtattfinde. 

Die Strafkammer führt aus, die angeführten Fahrten 
haben nicht zur gewerbsmäßigen Perſonenbeförderung ge⸗ 
dient und fallen deshalb nicht unter die Befreiungsbeſtim⸗ 
mung des Tarifs, es liege auch nicht eine Probefahrt im 
Sinn des Abſ. 1 des § 56 RGef. vor. Dieſe Ausführungen 
verkennen den Sinn der Befreiungsbeſtimmung des Tarifs. 
Nicht beſtimmte Arten von Fahrten ſind von der Abgabe⸗ 
pflicht befreit, ſondern beſtimmte Arten von Kraftfahrzeugen 
und zwar tritt die Befreiung hinſichtlich ſolcher Kraftfahr⸗ 
zeuge ein, die ausſchließlich der gewerbsmäßigen Perſonen⸗ 
beförderung dienen. An dieſer Zweckbeſtimmung wird 
aber dadurch, daß das Fahrzeug behufs der Reparatur in 
die Fabrik geführt wird, nichts geändert, auch wenn bei 
dieſer Fahrt unentgeltlich Familienangehörige mitgenommen 
werden. Ebendies iſt regelmäßig der Fall, wenn nur ganz 
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vereinzelt einmal der Wagen zu einer Vergnügungsfahrt für 
die Familie verwendet wird, jedenfalls dann, wenn wie hier 
dabei zugleich der Wagen daraufhin erprobt werden ſoll, ob 
er nach erfolgter Reparatur wieder zu Fahrten mit zahlen⸗ 
den Fahrgäſten verwendet werden kann. Dieſe Fahrten 
hängen zuſammen mit der gewerbsmäßigen Perſonenbeförde⸗ 
rung, die dadurch vorbereitet und ermöglicht werden ſoll. 
Der einzige Zweck, dem das Fahrzeug zu dienen beſtimmt 
iſt, bleibt nach wie vor die gewerbsmäßige Perſonenbeförde⸗ 
rung. Nur wenn ſich aus einer ſolchen Fahrt entnehmen 
ließe, der Beſitzer beabſichtige fernerhin das Fahrzeug nicht 
mehr bloß zur gewerbsmäßigen Perſonenbeförderung ſondern 
auch zu anderen Verrichtungen, insbeſondere zu Familien⸗ 
ausflügen zu verwenden, ließe ſich ſagen, das Fahrzeug habe 
aufgehört, ausſchließlich der gewerbsmäßigen Perſonenbe⸗ 
förderung zu dienen. In dieſer Richtung iſt aber den tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen des Vorrichters nichts zu entnehmen; 
die im vorausgegangenen Jahr vom Sohn des Angeklagten 
ohne deſſen Vorwiſſen unternommenen Fahrten laſſen keinen 
Schluß in dieſer Richtung zu. 

Das Kraftfahrzeug des Angeklagten hat demnach nicht 
aufgehört, zu den nach dem Tarif befreiten Kraftfahrzeugen 
zu gehören und die Vorſchrift in Abſ. 1 des 8 56 findet 
deshalb gemäß Abſ. 3 auf dasſelbe keine Anwendung. Der 
Angeklagte hat ſich alſo nicht gegen dieſe Beſtimmung ver⸗ 
gangen und iſt freizuſprechen. 

Urteil des Ferien⸗Strafſenats vom 7. September 1914 in 

der Strafſache gegen den Autobeſitzer A. F. in Fr. 

wegen Reichsſtempelabgabegefährdung. 


26. 


Zum Begriff eines über feinen Wirtſchaftsbedarf hin⸗ 
aus mit Tieren handelnden Landwirts. | 


Nach § 16 der vom K. Miniſterium des Innern am 
11. Juli 1912 erlaſſenen Ausführungsvorſchriften zum Vieh⸗ 
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ſeuchengeſetz gelten als Viehhändler im Sinn dieſer Voll⸗ 
zugsverfügung auch Landwirte und Metzger, die über ihren 
Wirtſchafts⸗ oder Gewerbebetrieb hinaus mit Tieren handeln. 
Wegen unrichtiger Auslegung dieſer Beſtimmung wurde ein 
Strafkammerurteil aufgehoben, durch das der Angeklagte von 
der Anſchuldigung einer Zuwiderhandlung gegen ſeuchenpoli⸗ 
zeiliche Anordnungen des K. Oberamts, näherhin gegen deſſen 
Auflage, daß Händler für das zum Markt gebrachte Vieh 
tierärztliche Geſundheitszeugniſſe beizubringen haben, freige⸗ 
ſprochen worden war. 

Aus den 

Gründen: 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt hat der Angeklagte 
4 Stück Vieh ohne Geſundheitszeugnis auf den E. Markt 
aufgetrieben; er hat beinahe jeden der alle 4 Wochen in E. 
ſtattfindenden Märkte mit 2—3 Stück Vieh (nicht einge⸗ 
rechnet die zu den Kühen gehörigen Kälber) um dieſe zu ver⸗ 
kaufen beſucht, auch gelegentlich ein Stück dazu gekauft; be⸗ 
vor er früher gekauftes Vieh wieder auf den Markt trieb, 
hat er es längere Zeit in ſeinem Stall gehabt und bis da- 
hin mit ſelbſtgewonnenem Futter herausgefüttert. Auf dieſen 
Sachverhalt und die Erwägung, daß der Angeklagte derart 
eine Produktion von Futterpflanzen in eine Produktion von 
Verkaufsvieh verwandelt und mit ſeinem Auffüttern ſowie 
Verkaufen des Viehs lediglich in der Weiſe eines tüchtigen, 
geſchickt kalkulierenden Landwirts in der Nähe eines Vieh⸗ 
marktplatzes gehandelt, ſomit den Viehhandel nur in den 
Grenzen einer ordnungsmäßigen Landwirtſchaft betrieben habe, 
hat das Berufungsgericht die Feſtſtellung geſtützt, daß der 
Angeklagte nicht zu den Landwirten gehört, die über den 
Bedarf ihres landwirtſchaftlichen Betriebes hinaus mit Tieren 
handeln. 

Die hiermit für die Freiſprechung gegebene Begründung 
läßt dem Zweifel Raum, ob der Begriff eines über ſeinen 
Wirtſchaftsbedarf hinaus mit Tieren handelnden Landwirts 
eine rechtlich einwandfreie Auslegung und Anwendung ge⸗ 
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funden hat. Denn um eine ſichere Grundlage für die Be⸗ 
urteilung des Wirtſchaftsbedarfs eines Landwirts zu ge⸗ 
winnen, iſt vor allem eine Feſtſtellung von Art und Größe 
des landwirtſchaftlichen Betriebs und des zu dieſem gehö— 
rigen Viehſtandes notwendig. Zuerſt muß der Wirtſchafts⸗ 
bedarf und dann der dieſem normalerweiſe entſprechende 
Handel mit Vieh feſtgeſtellt werden. Von dem Umfang eines 
landwirtſchaftlichen Anweſens und des normalen rationellen 
Betriebs eines ſolchen hängt unzweifelhaft die Größe des 
dieſem entſprechenden Viehbeſtandes ab und erſt aus der 
hierüber getroffenen Feſtſtellung kann entnommen werden, 
welcher Abſatz an Vieh jeweilig dem Wirtſchaftsbedarf dieſes 
Landwirts entſpricht. Daraus allein, daß ein Landwirt 
das von ihm zu Markt gebrachte Vieh mit ſelbſtgewonnenem 
Futter unterhalten und verkaufsfähig gemacht hat, kann nicht 
ohne weiteres geſchloſſen werden, daß er nicht über ſeinen 
Wirtſchaftsbedarf hinaus mit Vieh gehandelt hat. Eine 
Viehmaſt, die, wenn auch mit ſelbſtgewonnenem Futter, zum 
Zweck günſtigen Handelsabſatzes betrieben wird, braucht 
durchaus nicht dem normalen Wirtſchaftsbedarf ſelbſt nur 
zu entſprechen, ſie kann dieſen unter Umſtänden weit über⸗ 
ſteigen und dem Charakter des Viehhandels nahe kommen. 
Die Viehzucht bildet einen weſentlichen Teil jedes landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebes und deſſen Ertrag auf die größtmög- 
liche Höhe zu bringen, gilt unzweifelhaft als Recht und Pflicht 
eines tüchtigen Landwirts. Dies ſchließt aber nicht aus, 
daß ein Landwirt in Verfolgung dieſes vollberechtigten Zwecks 
und gerade weil die Viehzucht ſeit Jahren erfahrungsgemäß 
den einträglichſten Zweig der Landwirtſchaft ausmacht, über 
den Rahmen ſeines Wirtſchaftsbedarfs hinaus mit Vieh 
handelt. Eben dieſe Kategorie von Landwirten hat die 
maßgebende Miniſterialverfügung vom 11. Juli 1912 in 
8 16 nach deſſen Wortlaut im Auge und ſtellt fie den 
Händlern in Abſicht auf den Viehmarktsbeſuch aus ſeuchen⸗ 
polizeilichen Gründen gleich. 

Nun hat das angefochtene Berufungsurteil irgend eine 
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Feſtſtellung über den Umfang des landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebs und des regelmäßigen Viehbeſtandes des Angeklagten 
nicht getroffen, ſondern nur feſtgeſtellt, daß er jeden Monat 
2—3 Stück Vieh zu Markt bringt und daß er dieſes Vieh 
— ſei es ſelbſtaufgezogenes, ſei es früher von ihm ange⸗ 
kauftes — mit ſelbſtgewonnenem Futter aufgefüttert hat. 
Hieraus allein kann nach dem Ausgeführten nicht bedenken⸗ 
frei abgeleitet werden, ob der Angeklagte über ſeinen Wirt⸗ 
ſchaftsbedarf hinaus als Landwirt mit Tieren gehandelt hat 
oder nicht. Auch die weitere Erwägung des Vorrichters, 
daß der Angeklagte durch ſeinen Wohnſitz in der Nähe des 
Marktes oder am Marktort ſelbſt eine günſtigere Abſatz⸗ 
gelegenheit gehabt habe, beſtärkt den Verdacht, daß das Ur⸗ 
teil im angeführten Teil von einer unrichtigen Auslegung 
der Minifterialverfügung und der auf ihr beruhenden be⸗ 
hördlichen Anordnung beeinflußt iſt. Hiernach war das Ur⸗ 
teil nebſt den ihm zugrunde liegenden Feſtſtellungen aufzu⸗ 
heben und die Sache in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 
Urteil des Ferien⸗Strafſenats vom 14. September 1914 
in der Straffache gegen J. R., Söldner in E. wegen 
Uebertretung des Viehſeuchengeſetzes. 


27. 
Mann kann Satire als Beleidigung anfgefaßt werden? 


Aus den 
Gründen: 

Der Privatkläger, Beſitzer einer Eiſen⸗ und b 
handlung, hatte im Dorf ausſchellen laſſen, daß er vom An⸗ 
geklagten nicht mehr (wie ſeither) Lumpen kaufe, ſondern 
ſolche im Detail ſelbſt einkaufe, worauf der Angeklagte aus⸗ 
ſchellen ließ: „Chr. H. (der Angeklagte) Unterlumpenſammler 
kauft fortwährend Lumpen um den gleichen Preis wie der 
Oberlumpenſammler W. und Kaufmann.“ Hierwegen aus 
§ 185 StGB wegen Beleidigung beſtraft, hat der Angell. 
die Reviſion eingelegt mit der Rüge einer Verkennung des 
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§ 185 StGB., ſpeziell weil nur das Vorliegen von Scherz 
oder Ungezogenheit vom Vorrichter verneint und nicht auch 
die weitere naheliegende Möglichkeit erwogen worden ſei, 
daß der Angekl. in ſatiriſcher, humoriſtiſcher und nicht be⸗ 
leidigender Weiſe den Ausdruck „Oberlumpenſammler“ ge⸗ 
meint habe. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß Kundgebungen 
von Satire, Humor und Komik in der Regel aus dem Ge⸗ 
biet ſtrafbarer Beleidigung ausſcheiden können; aber dies 
iſt dann nicht der Fall, wenn die Satire ſich gegen eine 
ganz beſtimmte Perſon derart richtet, daß dieſe zur Zielſcheibe 
der Verhöhnung und des Spottes gemacht, öffentlich lächer⸗ 
lich gemacht und die Wertung ihrer ſittlichen und ſozialen 
Perſönlichkeit durch die Mitwelt angegriffen wird und zwar 
mit dem Bewußtſein des Angreifers von dieſer ehrverletzen⸗ 
den Eigenſchaft ſeiner Kundgebung. Ob dies im Einzelfall 
tatſächlich zutrifft, hat der Tatrichter auf dem ihm zukommen⸗ 
den Gebiet der Beweiswürdigung zu entſcheiden und ſeine 
Entſcheidung hierüber iſt in der Reviſionsinſtanz nur dahin 
nachzuprüfen, ob ihr eine Verletzung des Rechtsbegriffs der 
Beleidigung erſichtlich zu Grunde liegt. 

Vorliegend hat das Berufungsgericht mit näheren Aus⸗ 
führungen in der obigen Kundgebung einen Angriff auf die 
Ehre des Privatklägers, den Ausdruck der Geringſchätzung 
ſeiner Perſon, ein mißachtendes Werturteil über ſeinen ſitt⸗ 
lichen Charakter geſehen und ausgeführt: die Rangunter⸗ 
ſcheidung Ober⸗ und Unter, die bei dem einfachen Gewerbe⸗ 
betrieb mit geringgeſchätzten Gegenſtänden angebracht ſei, 
enthalte in Verbindung mit der Tatſache des Ausſchellens 
eine öffentliche Verhöhnung und Lächerlichmachung des Pri⸗ 
vatklägers, indem man ihm einen ſolchen Rang öffentlich 
beilegte; ſeine Achtung vor der Mitwelt ſei dadurch gröblich 
verletzt worden und es habe ſich um eine beſchimpfende Be⸗ 
handlung des Privatklägers, nicht etwa um einen Scherz 
oder eine Ungezogenheit gehandelt, auch habe der Angeklagte 
die Kundgebung in dieſem Sinn gemeint und gewollt, ebenſo 
haben dritte Perſonen ſie in dieſem feſtgeſtellten, gegen die 
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äußere und innere Ehre des Privatklägers gerichteten Sinn 
verſtanden. 

Was die Reviſion hiegegen vorbringt, läuft auf eine 
anderweite Beurteilung von Wortſinn, Zweck und Auffaſ⸗ 
jung der Kundgebung hinaus und iſt ſomit nach 8 376 StPO. 
in dieſem Verfahren nicht beachtlich. Die Annahme der Re⸗ 
viſion, daß es ſich nur um eine ſtrafloſe Satire und humor⸗ 
volle Kundgebung handle, iſt durch die abweichende Feſt⸗ 
ſtellung des Tatrichters ausgeſchloſſen und die Bemängelung, 
daß eine Prüfung nach dieſer Seite gar nicht erfolgt ſei, 
findet keine ausreichende Stütze in den Urteilsgründen. Denn 
in der Ausführung, daß weder ein Scherz noch eine bloße 
Ungezogenheit, ſondern eine beſchimpfende Behandlung des 
Privatklägers, der vorſätzliche Ausdruck der Geringſchätzung 
ſeiner Perſon vorliege, iſt genügend erkennbar zum Ausdruck 
gebracht, daß auch die ſatiriſche und humoriſtiſche Seite des 
Falles nicht überſehen wurde und käme höchſtens ein in dieſer 
Inſtanz nicht zu rügender prozeſſualer Mangel (§ 266 Abſ. 1 
StPO.) in Frage. Durch den Tatrichter iſt unverkennbar 
ein Fall der ſog. bösartigen, mit Beleidigungsvorſatz ver⸗ 
bundenen und ſomit nicht ſtraffreien Satire feſtgeſtellt, und 
die Behauptung der Reviſion, daß nach der Auffaſſung des 
Vorrichters jede Möglichkeit zu öffentlichem Gebrauch von 
Satire und Humor, ſoweit ſie ſich gegen beſtimmte Perſonen 
richtet, durch 8 185 StGB. ausgeſchaltet wäre, bedeutet 
eine durch nichts gerechtfertigte Verallgemeinerung der Aus⸗ 
legung eines Einzelfalls. 

Urteil des Strafſenats vom 19. Oktober 1914 in der 

Privatklageſache K. W. gegen Chr. H. in D. wegen 

Beleidigung. 

28. 
Verſchulden des Geſchäftsführers einer G. m. b. 5 
bei Richtanzeige des Konkurſes. 

Aus den 

Gründen: 
Der Angeklagte, der zuerſt neben einem anderen Kauf⸗ 
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mann und vom 16. Januar 1912 ab alleiniger Geſchäfts⸗ 
führer einer 1911 errichteten Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung war, iſt auf Grund des $ 84 des RGeſ. betr. die 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung beſtraft worden, weil 
entgegen der Vorſchrift in § 64 des Geſetzes der Antrag auf 
Eröffnung des Konkursverfahrens unterlaſſen worden ſei. Der 
8 64 ſchreibt vor, daß die Geſchäftsführer die Eröffnung des 
Konkursverfahrens zu beantragen haben, ſobald die Zahlungs- 
unfähigkeit der Geſellſchaft eintritt. Die Strafkammer hat 
bezugnehmend auf die Gründe des ſchöffengerichtlichen Urteils 
feſtgeſtellt, daß die Geſellſchaft ſchon längere Zeit vor der 
am 8. Juli 1912 auf Antrag eines Gläubigers erfolgten 
Eröffnung des Konkursverfahrens, früheſtens jedoch in der 
zweiten Hälfte des Monat Mai 1912 zahlungsunfähig ge⸗ 
worden iſt. Die Zahlungsunfähigkeit iſt das Fehlen bereiter 
Mittel zur Tilgung fälliger Schulden; ſie unterſcheidet ſich 
von der bloßen Zahlungsſtockung dadurch, daß bei der letz— 
teren der Schuldner erwarten kann, innerhalb eines Zeit⸗ 
raums, der nach der Auffaſſung des Verkehrslebens den 
Mangel an bereiten Mitteln als einen nur vorübergehenden 
erſcheinen läßt, ſeinen Gläubigern gerecht werden zu können 
(Staub- Hachenburg, G. m. b. H. § 63 Anm. 3). 
Von dieſer rechtlichen Auffaſſung ausgehend konnte die Straf: 
kammer auf Grund ihrer ausführlichen tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen ohne Rechtsirrtum zur Annahme einer Zahlungs- 
einſtellung im Gegenſatz zu einer bloßen Zahlungsſtockung 
kommen. Wenn die Reviſion geltend macht, es ſei noch bis 
zur Konkurseröffnung tatſächlich mit der Möglichkeit wei⸗ 
terer Kreditbeſchaffung gerechnet worden, ſo ſteht dies im 
Widerſpruch mit den tatſächlichen Feſtſtellungen des Urteils, 
wonach auch von der etwa in Ausſicht zu nehmenden Bei⸗ 
hilfe eines gewiſſen Th. kein bleibender Erfolg zu erwarten 
war und ebenſo der Angekl. ſelbſt von einem Erfolg keines⸗ 
wegs überzeugt war. 

Die Strafkammer legt ferner gemäß § 398 StPO. die 
vom Senat in ſeinem früheren Urteil zugrunde gelegte recht⸗ 
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liche Beurteilung, wonach beim Vorliegen der Zahlungsun⸗ 
fähigkeit und beim Unterbleiben des Konkursantrags eine 
Freiſprechung des Geſchäftsführers nur dann eintreten kann, 
wenn feſtgeſtellt wird, daß der Antrag ohne ſein Verſchulden 
unterblieben iſt, auch ihrer Entſcheidung zugrunde. Sie 
kommt auf Grund eingehender tatſächlicher Feſtſtellungen 
und Erwägungen, die eine unrichtige Geſetzesauslegung, ins⸗ 
beſondere eine Verkennung des Rechtsbegriffs des Verſchul⸗ 
dens nicht erkennen laſſen, zu dem Ergebnis, daß ſich dieſe 
Feſtſtellung nicht treffen laſſe. Was in dieſer Hinſicht in 
der Reviſionsbegründung ausgeführt wird, richtet ſich aus⸗ 
ſchließlich gegen tatſächliche Feſtſtellungen und kann deshalb 
in der Reviſionsinſtanz nicht berückſichtigt werden. Wenn 
geſagt wird, ſolange auch nur eine entfernte Möglichkeit vor⸗ 
handen geweſen ſei, die erforderlichen Geldmittel zu beſchaf⸗ 
fen, habe der Angeklagte im Intereſſe der Geſellſchaft und 
ihrer Gläubiger geradezu die Verpflichtung gehabt, eine Kon⸗ 
kurseröffnung zu verhindern und da mit dieſer Möglichkeit 
gerechnet worden ſei, ſo könne ſchon deshalb ein Verſchulden 
des Angekl. nicht angenommen werden, ſo mag zwar zuzu— 
geben ſein, daß nicht ſofort, in dem Augenblick, wo ſich der 
Geſchäftsführer von der Zahlungsunfähigkeit überzeugt, Kon⸗ 
kurs beantragt werden muß, ſondern daß eine mäßige 
Spanne Zeit vorübergehen kann, die dazu benützt werden 
muß, um durch Geldbeſchaffung oder Stundung den Zuſtand 
zu beſeitigen (Sta ub⸗- Hachenburg 8 64 N. 3). Allein 
dem ſteht vorliegend die tatſächliche Feſtſtellung entgegen, 
daß kein bleibender Erfolg zu erwarten war und auch der 
Angeklagte von einem Erfolg keineswegs überzeugt war. 
Hienach iſt die Verurteilung ohne erkennbaren Rechtsverſtoß 
erfolgt. 

Urteil des Strafſenats vom 19. Oktober 1914 in der 

Strafſache gegen E. K. in O. wegen Vergehens gegen 

das Geſetz betr. die Geſellſchaften m. b. H. 
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29. 


Znr Anslegung der Rorſchrift des Art. 51 Abſ. 1 des 
Waſſergeſetzes. 


Der Art. 51 Abſ. 1 des Waſſergeſetzes vom 1. Dezember 
1900 beſtimmt: „Die einer Waſſerbenutzungsanlage rechtlich 
zuſtehende Stauhöhe darf nicht willkürlich überſtaut werden. 
Sobald und ſolange der Waſſerſtand über die feſtgeſetzte 
Höhe ſteigt oder zu ſteigen droht, hat der Beſitzer der Stau⸗ 
anlage durch geeignete Handhabung der Stauvorrichtungen 
und Beſeitigung von Hinderniſſen des Waſſerablaufs für 
die Abführung des Waſſers zu ſorgen.“ Die hiezu gehörige 
Strafvorſchrift iſt in Art. 107 Ziff. 3 enthalten und der 
Angeklagte war als Mitbeſitzer eines Waſſertriebwerks wegen 
Ueberſtauung im Sinn des Art. 51 auf Grund dieſer Straf⸗ 
vorſchrift zu Strafe verurteilt worden; ſeine Reviſion wurde 
verworfen. 

Aus den 

Gründen: 

Auf Grund der für 4 einzelne Nachmittagszeiten des 
9. Januar 1914 gemachten Zeugenbeobachtungen iſt vom 
Vorrichter feſtgeſtellt, daß die dem Triebwerk rechtlich zu⸗ 
ſtehende, durch das Eichzeichen markierte Stauhöhe an dieſem 
Tag in erheblichem Maße zufolge des ungenügenden Ziehens 
der Wehrfallen und über einen das regelmäßige Auf und 
Ab der Flutwelle überſchreitenden Zeitraum hinaus überſtaut 
wurde und zwar wurde ein Ueberſtrömen des Eichzeichens 
jeweils um 5—8 cm beobachtet, und es ſtieg der Waſſerſtand 
erkennbar dauernd über die feſtgeſetzte Höhe. Der Vorrichter 
hat ſomit ausdrücklich die Ueberſtauung als Folge des un⸗ 
genügenden Ziehens der Wehrfallen im Unterſchied von einem 
von der Tätigkeit des Angekl. unabhängigen natürlichen An⸗ 
ſchwellen des Waſſers nach ſtarken Regengüſſen konſtatiert, 
ferner hat er feſtgeſtellt, daß der Angekl. als an jenem Tag 
allein verantwortlicher Beſitzer der Stauanlage es unter⸗ 
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laſſen habe, durch genügendes Höherziehen der Fallen für die 
Abführung des Waſſers zu ſorgen, was ihm am Nachmittag 
des Tages ſehr wohl möglich geweſen wäre und daß er die 
Ueberſtauung mindeſtens erheblich hätte beſchränken können, 
ſowie daß er trotz der ihm bewußten Gefahr einer erheb⸗ 
lichen Steigerung der Ueberſtauung ſich um die Fallenregu⸗ 
lierung nicht gekümmert habe. 

Die Reviſion wendet u. a. ein, die Ueberſtauung ſei 
hienach keine willkürliche im Sinn des Geſetzes gewe⸗ 
ſen; denn dann hätte ſie notwendig gewollt, eine vorſätzlich 
herbeigeführte ſein müſſen, während nur eine fahrläſſige 
Verletzung der Ueberwachungspflicht feſtgeſtellt ſei. Letzteres 
iſt richtig, reicht aber auch zu einer Beſtrafung wegen Zu⸗ 
widerhandlung gegen die Vorſchriften des Art. 51 Abſ. 1 
aus. Denn dieſe Zuwiderhandlung kann nach dem Wort⸗ 
laut dieſes Abſatzes eine doppelte ſein: entweder in dem 
durch menſchliche Tätigkeit bewirkten Ueberſtauen, das der 
Geſetzgeber in Satz 1 als willkürliches bezeichnet, oder in 
der bewußten Verſäumnis der in Satz 2 dem Beſitzer der 
Stauanlage bei natürlichem Aufſtau des Waſſers durch An⸗ 
ſchwellen des Waſſerlaufs auferlegten Verpflichtung beſtehen. 
In letzterem Fall iſt der Beſitzer nach dem Wortlaut des 
Geſetzes und nach der als übereinſtimmende Auffaſſung zwi⸗ 
ſchen Regierung und Ständen im Kommiſſionsbericht der 
II. Kammer ausgeſprochenen Abſicht des Geſetzgebers nur 
dann verantwortlich, wenn er die Ueberſtauung durch Oeff⸗ 
nen der Schleuſen und Wegräumung der Hinderniſſe des 
Waſſerlaufs verhüten könnte, dieſer Verpflichtung aber nicht 
nachkommt; nicht aber auch dann, wenn er beim Steigen des 
Waſſers alles tut, was in ſeinen Kräften ſteht, um den 
Waſſerablauf zu befördern, dies ihm jedoch nicht gelingt, 
weil er über die Naturgewalt nicht Herr wird (Verhandl. 
Abg.⸗K. 1898 Beil. 286 S. 264). Im Berufungsurteil iſt 
nun unzweifelhaft ein Fall von Pflichtverſäumnis im Sinn 
von Satz 2 des Abſ. 1 feſtgeſtellt und es kann hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob unter „willkürlichem“ Ueberſtauen im Sinn 
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von Satz 1 nur ein vorſätzliches gemeint iſt und ob nicht 
auch ein durch bewußte Pflichtverſäumnis eventuell gewolltes, 
mindeſtens grob fahrläſſiges Ueberſtauen darunter verſtanden 
werden kann. Im Geſetzentwurf (Art. 37, jetzt 51) war das 
Wort „willkürlich“ an dieſer Stelle nicht enthalten und es 
wurde im Lauf der Geſetzesberatung zur beſſeren Klar— 
ſtellung eingeſchaltet mit der vorerwähnten Unterſcheidung 
von willkürliche m Ueberſtauen und einem natürlichen 
Waſſeraufſtau mit entſprechender Fürſorgepflicht des Beſitzers. 
Soweit je in der Auffaſſung des Vorrichters, der in ſeinem 
Urteil auf Grund der pflichtwidrigen Verſäumnis des An⸗ 
klagten die Ueberſtauung als eine willkürliche und ihm zur 
Laſt fallende bezeichnete, ein Rechtsirrtum gelegen wäre, 
würde die Verurteilung nicht auf dieſem beruhen; denn für 
dieſe reicht die rechtlich bedenkenfrei feſtgeſtellte Verſäumnis 
und Fahrläſſigkeit des Angeklagten im Sinn von Satz 2 des 
Abſ. 1 des Art. 51 aus. 

Urteil des Strafſenats vom 2. November 1914 in der 

Strafſache gegen H. X. in R. wegen Verfehlung gegen 

das Waſſergeſetz. 


30. 


Zur Auslegung des Begriffs „Unfülle“ im Sinn des 
§ 18 der Bundesratsverordnung betr. den Berkehr 
mit Kraftfahrzengen. 


Aus den 
Gründen: 

Der Angeklagte hat nach den Feſtſtellungen der Straf⸗ 
kammer mit einem von ihm gelenkten ſechsſitzigen Perſonen⸗ 
kraftwagen mit einer Stundengeſchwindigkeit von mindeſtens 
20 km fahrend, auf einer durchſchnittlich nur 4½ m breiten, 
mangelhaft unterhaltenen Straße, auf der ſich da und dort 
Waſſer⸗ und Schlammpfützen befanden, mehrere ſich auf dem 
ſchmalen Fußweg rechts der Straße in gleicher Richtung be— 
wegende Fußgänger überholt, ſo daß die Fußgänger von 
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dem weiterfahrenden Kraftwagen mehr oder weniger ſtark 
beſpritzt und beſchmutzt wurden und insbeſondere einem Herrn 
und einer Dame nicht bloß der Anzug, ſondern auch das 
Geſicht und die Kopfbedeckung derart mit Schlamm beſpritzt 
wurde, daß der Herr ſich erſt reinigen laſſen mußte, um ſich 
zeigen zu können. Die Strafkammer hat angenommen, der 
Angeklagte habe ſich dadurch ſchuldhaft fahrläſſig gegen die 
Vorſchrift des § 18 Abſ. 1 der Verordnung des Bundesrats 
vom 3. Februar 1910 betr. den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
verfehlt, und ihn deshalb wegen einer Uebertretung des 8 21 
des RGeſ. über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 
1909 geſtraft. ö 

Nach Abſ. 1 des 8 18 der Bundesratsverordnung iſt 
die Fahrgeſchwindigkeit jederzeit ſo einzurichten, daß Unfälle 
und Verkehrsſtörungen vermieden werden. Die Strafkammer 
führt aus, unter Unfällen im Sinn dieſer Beſtimmung ſeien 
auch ſolch ausgedehnte Beſpritzungen inbegriffen, wie ſie den 
Zeugen widerfahren ſeien und die leicht auch eigentliche Kör⸗ 
perverletzungen zur Folge haben könnten; man ſolle nur an 
den Fall denken, daß Schmutz und mit ihm andere Fremd⸗— 
körper wie kleine Steinchen mit Gewalt ins Auge geſchleu⸗ 
dert werden. Dies iſt nicht rechtsirrig; auch nicht bloß ge⸗ 
ringfügige Beſchmutzung des Körpers oder eine umfangreiche 
Beſchmutzung oder ſonſtige Beſchädigung von Sachen kann 
einen Unfall darſtellen, jedenfalls wenn es ſich um die Be⸗ 
ſchmutzung von am Körper eines Menſchen getragenen Sa⸗ 
chen und Kleidern handelt. Nicht bloß dann, wenn durch 
die Einwirkung eines äußeren Ereigniſſes, wie z. B. durch 
einen Fall oder durch das Herabfallen eines Gegenſtandes 
auf oder unmittelbar neben einem Menſchen ſein Körper 
Schaden nimmt, hat der Menſch einen Unfall erlitten, ſon⸗ 
dern auch dann, wenn er dabei in erheblicherem Maße be- 
ſchmutzt oder dabei nur ſeine Kleidung oder ſonſtige bei ihm 
geführte Sachen beſchädigt worden ſind. Es kann dies übrigens 
hier dahingeſtellt bleiben; denn die Strafkammer geht nach 
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ihren Darlegungen davon aus, daß die Fahrgeſchwindigkeit 
des Angeklagten eine derartige war, daß bei der gegebenen 
Straßenbeſchaffenheit auch mit der Möglichkeit einer Körper⸗ 
verletzung durch Insgeſichtſchleudern kleiner Fremdkörper zu 
rechnen war. Schon dieſe Gefahr genügt, um ein Zuwider⸗ 
handeln gegen die Verordnung als gegeben erſcheinen zu 
laſſen; daß ſchon eine Schädigung eingetreten iſt, iſt nicht 
erforderlich. Wenn die Reviſion eine ſolche Möglichkeit nicht 
als gegeben anſieht, ſo bekämpft ſie damit in unzuläſſiger 
Weiſe die tatſächlichen Feſtſtellungen. Die Strafkammer hat 
mit Recht den objektiven Tatbeſtand einer Zuwiderhandlung 
gegen die Bundesratsverordnung als gegeben angeſehen. 
Sie hat aber auch mit Recht eine ſchuldhafte fahrläſſige 
Zuwiderhandlung angenommen. Die eingehenden diesbezüg⸗ 
lichen Ausführungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 
Der Angeklagte hatte die Pfützen auf der Straße feſtge⸗ 
ſtelltermaßen wahrgenommen und mußte ſich bei Anwendung 
der im Verkehr erforderlichen Vorſicht ſagen, daß wenn er 
mit der von ihm eingehaltenen Geſchwindigkeit durch die 
Pfützen hindurchfuhr, die auf dem nahen Fußweg befind⸗ 
lichen Perſonen ganz erheblich beſchmutzt werden könnten. 
Es iſt nicht zuviel verlangt, wenn ihm zugemutet wird, daß 
er bei dieſer Sachlage ſich nicht damit begnügte, auf der 
linken, den Fußgängern abgekehrten Seite der Straße zu 
fahren, ſondern daß er beim Vorfahren zugleich auch die 
Geſchwindigkeit ſeines Fahrzeugs ſo ermäßige, daß Waſſer 
und Schlamm nicht in dem geſchilderten Umfang zur Seite 
geſchleudert werden. Die Reviſion iſt demzufolge unbe⸗ 
gründet. 
Urteil des Strafſenats vom 2. November 1914 in der 
Strafſache gegen Chauffeur P. L. in G. wegen Ueber⸗ 
tretung des Kraftfahrzeuggeſetzes. 
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31. 
Die Inläſſigkeit wiederholter Beſtrafung wegen 
Impfentziehung. 
Aus den 
Gründen: 


Nach § 14 Abſ. 2 des Impfgeſetzes vom 8. April 1874 
werden Eltern, Pflegeltern und Vormünder, deren Kinder 
und Pflegebefohlene ohne geſetzlichen Grund und trotz er⸗ 
folgter amtlicher Aufforderung der Impfung entzogen ge⸗ 
blieben ſind, mit Geldſtrafe bis zu 50 M. oder mit Haft 
bis zu 3 Tagen beſtraft. Die hier aufgeſtellten geſetzlichen 
Erforderniſſe für eine Beſtrafung — das Beſtehen der Impf⸗ 
pflicht, ihre Nichtbeobachtung und der Erlaß der amtlichen 
Aufforderung — ſind in Abſicht auf alle 3 Kinder tatſächlich 
ausreichend und rechtlich einwandfrei gegenüber dem Ange⸗ 
klagten feſtgeſtellt. Seine Meinung, die frühere Beſtrafung 
wegen Entziehung der zwei älteren Kinder von der Impfung 
ſchließe eine wiederholte Beſtrafung wegen erneuter Ent⸗ 
ziehung derſelben aus und es beſtehe auf Grund jener Be⸗ 
ſtrafung überhaupt keine Impfpflicht mehr für dieſe Kinder, 
auch laſſe das Reichsgeſetz die Freiheit, die Kinder impfen 
zu laſſen oder einmalige Buße zu bezahlen, läßt ſich mit 
dem Inhalt und Zweck des Geſetzes nicht vereinigen und 
beruht auf einem Rechtsirrtum. 

Aus dem Wortlaut und Zuſammenhang der Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes, zumal der 88 1, 2, 3, 4 und 14, die 
die Verpflichtung zur Impfung und Wiederimpfung und 
eventuell zu deren Nachholung ausſprechen und die Nicht⸗ 
erfüllung dieſes Gebotes unter Strafe ſtellen, kann die vom 
Angeklagten vertretene Annahme des Nichtbeſtehens eines 
Impfzwangs nicht abgeleitet, vielmehr muß das Gegenteil 
daraus entnommen und weiterhin anerkannt werden, daß 
das Geſetz eine auch über eine erſtmalige Beſtrafung hinaus 
dauernde Verpflichtung zum Impfen aufgeſtellt hat. Die in 
16 * 
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den SS 1, 2, 3 und 4 enthaltenen befehlenden, mit Nach⸗ 
druck auf die Durchführung der Impfung abzielenden Vor⸗ 
ſchriften (8 2 „iſt .. . . zu unterziehen“, 8 3 „muß 
wiederholt werden“), zumal die Vorſchrift des § 4, die un⸗ 
verändert aus dem Entwurf in das Geſetz überging und der 
Geſundheitspolizeibehörde zur Pflicht macht, die Nachholung 
der in den Friſten der §88 1 und 2 unterbliebenen Impfung 
zu verlangen („iſt .... nachzuholen“) und zwar ohne An⸗ 
gabe einer zeitlichen Beſchränkung, können nur im Sinn 
eines im öffentlichen Intereſſe eingeführten Kinderimpf⸗ 
zwanges verſtanden werden; die $$ 7, 8, 10, 12 und 13 
enthalten umfaſſende Kontrollvorſchriften zwecks Ueberwa⸗ 
chung der Befolgung der Impfpflicht und der § 13 ſpricht 
unter Anführung des § 1 ausdrücklich vom „Impfzwang“. 
Die Abſicht des Geſetzgebers war erkennbar, wie die Motive 
und Reichstagsverhandlungen ausweiſen (Rtag.⸗Vh. I. Seſſ. 
1874 Bd. 3 N. 7 S. 22, Bd. 1 S. 102), die zu wirkſamer 
Bekämpfung der verheerenden Blatternkrankheit für notwen⸗ 
dig erklärte Einführung der Impfpflicht bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Lebensalter im ganzen Reich und dieſer Zweck könnte 
unmöglich erreicht werden, wenn den Eltern freigeſtellt bliebe, 
durch einmalige Zahlung einer geringen Geldſtrafe — die 
Strafandrohung iſt auch im Höchſtmaß eine verhältnismäßig 
geringe — ſich von der Erfüllung der geſetzlichen Pflicht 
loszukaufen und wenn nach ſolch einmaliger Beſtrafung die 
im Geſetz aufgeſtellte Impfverpflichtung in Wegfall käme, 
ebenſo die hernach trotz erneuter amtlicher Aufforderung fort⸗ 
geſetzte Entziehung der Kinder von der gebotenen Impfung 
nicht mit Strafen verfolgt werden könnte. 

Auch die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ſpricht nicht 
hiegegen. Ganz abgeſehen von den Motiven wurde bei der 
Beratung im Reichstag von Freunden wie Gegnern des 
Entwurfs betont, daß in dieſem ein doppelter Zwang vor⸗ 
geſehen ſei, einmal ein unmittelbarer in § 15 durch polizei⸗ 
liche Zuführung zur Impfſtelle und ſodann ein mittelbarer 
durch die Strafbeſtimmungen. Nun iſt durch den Reichstag 
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nur der den direkten Impfzwang (durch Zuführung zur 
Impfſtelle) anordnende §S 15 des Entwurfs abgelehnt wor: 
den, dagegen ſind die Strafbeſtimmungen des Entwurfs — 
abgeſehen von der Aufnahme des Zuſatzes „und trotz erfolg⸗ 
ter amtlicher Aufforderung“ in Abſ. 2 $ 14 — beſtehen ge- 
blieben und nirgends iſt mit einer Silbe davon die Rede 
geweſen, daß nach einer Beſtrafung die Impfpflicht nicht 
weiter beſtehe und eine zweite Beſtrafung nicht zuläſſig ſei. 
Allerdings iſt die Zuläſſigkeit einer wiederholten Beſtrafung 
im Geſetz nicht ausdrücklich ausgeſprochen; aber wichtiger 
für die Geſetzesauslegung iſt, daß auch das Gegenteil, daß 
nämlich nur einmal aus § 14 geſtraft werden dürfe, nirgends 
ausgeſprochen oder auch nur angedeutet worden iſt. Dies 
aber hätte, um eine wiederholte Beſtrafung auszuſchließen, 
ausdrücklich geſagt ſein müſſen, da nach dem Inhalt und 
Zweck des Geſetzes ſowie nach ſeiner Entſtehung die Fort⸗ 
dauer der geſetzlich aufgeſtellten Impfpflicht bis zu ihrer Er⸗ 
füllung im Rahmen des Geſetzes und damit bei wiederholter 
Geſetzesübertretung auch die Zuläſſigkeit einer erneuten Be⸗ 
ſtrafung ſich von ſelbſt verſteht. Dies um ſo mehr als der 
ausdrückliche Hinweis eines Abgeordneten auf den ſeitherigen 
Rechtszuſtand in Bayern, bei dem die Verhängung mäßiger 
Geldſtrafen zur Beſeitigung des Widerſtandes gegen die 
Impfung ausgereicht hätte und zunächſt ſtets eine kleine 
Geldſtrafe, im nächſten Jahr eine etwas größere, im darauf⸗ 
folgenden Jahr eine noch etwas größere Strafe und ſo ſtei⸗ 
gend verhängt werde, bei der Geſetzesberatung völlig un- 
widerſprochen geblieben iſt. 

Mit dem § 15 des Entwurfs iſt ſonach wohl die 
Zwangsimpfung, ſo wie ſie dort als reichsgeſetzliche Vorſchrift 
vorgeſehen war, gefallen, keineswegs aber auch der davon 
verſchiedene, in den Strafbeſtimmungen verwirklichte indirekte 
Impfzwang und dieſe Strafbeſtimmungen müſſen dem In⸗ 
halt und Geiſt des Geſetzes entſprechend ſo ausgelegt werden, 
daß vernünftigerweiſe für den erkennbar bezweckten Erfolg 
etwas erreicht, der Ungehorſam gegen die geſetzliche Ver⸗ 
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pflichtung nicht bloß einmal gelinde beſtraft, ſondern auch 
durch die Strafe gebrochen werden ſoll. Die Zuläſſigkeit der 
wiederholten Beſtrafung, die ohne weiteres aus dem Fort⸗ 
beſtehen der Impfpflicht trotz erfolgter Beſtrafung ſich er⸗ 
gibt, bedeutet auch nicht etwa eine Verletzung des Grund⸗ 
ſatzes ne bis in idem. Denn die fortgeſetzte Nichterfüllung 
der Impfpflicht bildet eine neue Geſetzesverletzung, die ſtraf⸗ 
bar iſt unter der in § 14 aufgeſtellten Vorausſetzung, daß 
nämlich eine amtliche Aufforderung zur Impfung wiederum 
ergangen und ihr ohne geſetzlichen Grund nicht genügt iſt. 
Durch die frühere Verurteilung wird auch bei einem Unter⸗ 
laſſungsdauerdelikt, als das ſich „das der Impfung Entzogen⸗ 
geblieben⸗ſein“ im Sinne des § 14 darſtellt, der Strafan⸗ 
ſpruch nur bezüglich desjenigen Verhaltens verbraucht, das 
zeitlich vor jener Verurteilung liegt und auch bei Annahme 
eines von vornherein gefaßten Entſchluſſes, ſeine Kinder 
unter allen Umſtänden der Impfung zu entziehen, umfaßt 
die Wirkung der früheren Verurteilung nur die Unterlaſſungs⸗ 
akte bis zum Zeitpunkt der erſteren und die nachgefolgte 
Nichterfüllung des nach wie vor gebotenen Handelns ſtellt 
nicht ein idem, ſondern ein novum, nicht die gleiche, ſondern 
eine rechtlich neue Geſetzes verletzung dar. Dieſe beſteht aller⸗ 
dings nicht, wie mehrfach ſchon angenommen wurde, im Un⸗ 
gehorſam gegen die jeweilige amtliche Aufforderung, ſondern 
in der Nichtbefolgung der geſetzlich angeordneten Impfver⸗ 
pflichtung, wie ſchon die Geſetzesworte „entzogen geblieben 
ſind“ und die Begründung der ſpäter erfolgten Einſchaltung 
„trotz erfolgter amtlicher Aufforderung“ dartun. Denn mit 
dieſem Zuſatz wollte nicht erſt der Ungehorſam gegen die be⸗ 
hördliche Anordnung für ſtrafbar erklärt, ſondern nur ein 
Schutzmittel gegeben werden, amtlich aufgefordert zu werden 
ehe man beſtraft werden könne (a. a. O. Bd. 1 S. 264); 


jene Worte haben alſo nur die Bedeutung einer Voraus⸗ 


ſetzung der Strafbarkeit. 
Die hier vertretene Auffaſſung entſpricht der konſtanten 
Rechtsſprechung des Senats (W. Gbl. Bd. 18 S. 285, 


X 
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Bd. 23 S. 279; Jahrb. d. W. Rpfl. Bd. 1 S. 62, Bd. 25 
S. 228) und die wiederholte Nachprüfung gibt keinen An⸗ 
laß, von ihr abzuweichen. Dieſe Rechtſprechung iſt auch ſonſt 
die weit überwiegende und preußiſche Oberlandesgerichte, die 
früher eine andere Auffaſſung vertraten, wie die von Bres⸗ 
lau, Düſſeldorf, Frankfurt, Celle haben ſich ſeit 1909 der 
herrſchenden Anſicht angeſchloſſen (Goltd. Arch. Bd. 39 
S. 370, 373; Bd. 56 S. 109; Bd. 58 S. 476). 

Hienach konnte die eingelegte Reviſion einen Erfolg 
nicht haben. 

Urteil des Strafſenats vom 16. November 1914 in der 

Strafſache gegen J. Ph. D. in B. wegen Uebertretung 

des Impfgeſetzes. 


32. 


Wann darf das hühere Gericht den Gebührenanſatz 
von Amts wegen abändern (8 4 Ger. Koſt. Geſ.)? 


Der Angeklagte A. war wegen vorſätzlicher, der Mitan⸗ 
geklagte B. wegen fahrläſſiger Milchverfälſchung je zu Strafe 
und beide „zur Tragung der ſie betreffenden Koſten des Ver⸗ 
fahrens“ vom Schöffengericht rechtskräftig verurteilt, zwei wei⸗ 
tere Mitangeklagte waren unter Uebernahme der ſie betreffenden 
Verfahrenskoſten auf den Staat freigeſprochen worden. Am 
erheblichen Koſtenbetrag für Milchunterſuchung iſt dem A. im 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß die Summe von 304 M. zugeſchie⸗ 
den, B. iſt unter Freilaſſung von dieſer Koſtentragung nur 
mit der Hälfte der Zeugengebühren unter Haftung als Ge⸗ 
ſamtſchuldner belaſtet worden. Gegen jene Freilaſſung des 
B. richtete ſich eine Prüfungsbemerkung des Reviſorats des 
Juſtizminiſteriums, nach der der Angekl. B. auch bezüglich 
der Koſten der Milchunterſuchung als neben A. haftender 
Geſamtſchuldner angeſehen wurde. Das Amtsgericht lehnte 
es ab, der Ausſtellung eine Folge zu geben, das Reviſorat 
beharrte auf ihr und die Strafkammer des Landgerichts, dem 
die Akten zur Entſcheidung hernach vorgelegt wurden, faßte 
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Beſchluß im Sinn des Reviſorats; hiegegen legte B. Be⸗ 
ſchwerde ans Oberlandesgericht ein, das dieſe als unzuläſſig 
verwarf. | | 

Aus den 

Gründen: 

Die Annahme der Strafkammer, daß fie ihre Entſchei⸗ 
dung auf die Erinnerung des Reviſorats im Sinn des Abſ. 1 
§ 4 Ger. Kg. und des § 482 der Kaſſenordnung für die Ge⸗ 
richte vom 10. März 1913 getroffen habe und derzufolge die 
erhobene Beſchwerde im Sinn des Abſ. 2 zit. $ 4 als zu⸗ 
läſſig erſcheinen würde, kann nicht als zutreffend erachtet 
werden. Nach 8 4 Ger. Kg. entſcheidet über Erinnerungen 
des Zahlungspflichtigen oder der Staatskaſſe gegen den An⸗ 
ſatz von Gebühren und Auslagen das Gericht der Inſtanz 
und die Entſcheidung kann von dem Gericht, das ſie getroffen 
hat, ſowie von dem Gericht der höheren Inſtanz von Amts⸗ 
wegen geändert werden (Abſ. 1); gegen dieſe Entſcheidung 
findet in Strafſachen die einfache, an keine Friſt gebundene 
Beſchwerde ſtatt (Abſ. 2), weitere Beſchwerde aber nicht gegen 
den vom Landgericht in der Beſchwerdeinſtanz erlaſſenen 
Beſchluß ($ 352 StPO.) und zwar ohne Unterſchied, ob die 
weitere Beſchwerde von Seite desjenigen, der die landgericht⸗ 
liche Entſcheidung herbeiführte oder von deſſen Gegner er— 
hoben wird und ob zum Nachteil des letzteren eine den 
amtsgerichtlichen Beſchluß verändernde Entſcheidung des 
Landgerichts ergangen iſt. Die im § 4 Abſ. 1 Ger. Kg. „dem 
Gericht der höheren Inſtanz“ zuerkannte Befugnis, von 
Amts wegen die über den Anſatz von Gebühren und Aus⸗ 
lagen getroffene Entſcheidung abzuändern, hat aber zur Vor⸗ 
ausſetzung, daß die Sache als ſolche, der Rechtsſtreit oder 
die Strafſache im ordentlichen Inſtanzenzug an 
das Gericht der höheren Inſtanz gelangt iſt, 
daß dieſes in zuläſſiger Weiſe und abgeſehen von der durch 
die erhobene Erinnerung notwendig gewordenen Entſcheidung 
materiell mit der Sache befaßt iſt. Es muß alſo die In⸗ 
ſtanz als ſolche vor dieſem Gericht eröffnet und nocht nicht 
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abgeſchloſſen ſein; die Aenderung kann von Amts wegen ſo 
lange vorgenommen werden als das Gericht, das die Ent⸗ 
ſcheidung getroffen hat, oder das Gericht der höheren In⸗ 
ſtanz mit dem Zivil⸗ oder Straffall befaßt iſt. Dieſe Auf⸗ 
faſſung wird dem Wortlaut und dem Sprachgebrauch des 
Geſetzes gerecht und entſpricht der herrſchenden Rechtſprechung 
(Jur. Wſchr. 1893 S. 78; 1898 S. 419; E. RG. Zivilſ. 
Bd. 6 S. 409, Bd. 14 S. 353, Bd. 16 S. 302; Ritt⸗ 
mann, Ger. KG. 6. Aufl. S. 99 ff.). In dem BD. 16 
S. 302 veröffentlichten Plenarbeſchluß der vereinigten Zivil⸗ 
ſenate des Reichsgerichts iſt in Auslegung der Vorſchrift 
des § 4 Ger. KG. als deren Zweck bezeichnet, dem berech⸗ 
tigten Intereſſe der Staatskaſſe und der als zahlungspflichtig 
in Anſpruch genommenen Perſonen in jeder Beziehung einen 
gleichmäßig geordneten Schutz zu gewähren und die Hand⸗ 
habung dieſes Schutzes den Behörden anzuvertrauen, die die 
größte Gewähr der völligen Unparteilichkeit und der gewieg⸗ 
teſten Sachkenntnis beſitzen, d. h. den ordentlichen Gerichten, 
vor denen dasjenige Verfahren anhängig geweſen iſt, in be⸗ 
zug auf welches die betreffenden Koſten zum Anſatz gelangt 
ſind, ſowie auf Beſchwerde das Gericht der höheren Inſtanz. 

Mit dieſer Auslegung der reichsrechtlichen Vorſchrift 
ſetzt ſich auch die Beſtimmung des § 482 der zit. Gerichts⸗ 
kaſſenordnung nicht in Widerſpruch. Nach ihr hat die einen 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß erlaſſende Juſtizbehörde, wenn ſie 
einer Prüfungsbemerkung des Reviſorats nicht beizutreten ver⸗ 
mag und letzteres dann an ſeiner Ausſtellung feſthält, auch 
erſtere nicht nachträglich ihr Folge gibt, in denjenigen Fällen, in 
denen eine Entſcheidung der vorgeſetzten Behörde von Amts 
wegen erfolgen kann (vgl. insbeſ. §S 4 Ger. KG. und § 17 Abſ. 2 
Zeug. Geb. O.), die Entſcheidung der zunächſt vorgeſetzten Be⸗ 
hörde von ſich aus einzuholen. Für das hier vorgeſchriebene 
Verfahren bildet ſonach eine Vorausſetzung, daß nach den 
reichsgeſetzlichen Beſtimmungen ſeitens der vorgeſetzten Be⸗ 
hörde eine Entſcheidung in der Sache ſelbſt erfolgen kann, 
dieſe alſo in ihre Inſtanz übergegangen iſt. Eben dieſe 
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Vorausſetzung und damit ein weſentliches Erfordernis von 
Satz 2 Abſ. 1 § 4 Ger. KG. fehlt vorliegend. Die Straf⸗ 
ſache A. B. iſt als ſolche nicht in die Inſtanz des Landge⸗ 
richts gelangt, ſondern dieſe iſt nur mit dem ſog. Erinne⸗ 
rungsverfahren ſelbſt befaßt, und das in der Strafſache 
ergangene ſchöffengerichtliche Urteil zuvor rechtskräftig ge⸗ 
worden. War aber das Landgericht nicht „das Gericht der 
höheren Inſtanz“ im Sinn der zit. Vorſchrift, ſo kann ſeine 
Entſcheidung über die Erinnerung nur als eine ſolche im 
Sinn von Abſ. 2 § 4, d. h. als in der Beſchwerdeinſtanz 
getroffen aufgefaßt werden; das Amtsgericht hatte über die 
Erinnerung des Reviſorats als Inſtanzgericht durch deren 
Ablehnung entſchieden und die hierauf erklärte Aufrechter⸗ 
haltung der Erinnerung ſeitens des Reviſorats konnte nach 
§ 342 StPO. als Beſchwerdeeinlegung gelten. Eine wei⸗ 
tere Anfechtung der vom Landgericht hienach als Beſchwerde⸗ 
gericht erlaſſenen Entſcheidung iſt nicht ſtatthaft. 

Beſchluß des Strafſenats vom 21. Dezember 1914 in 

der Strafſache gegen Chr. V. u. Gen. in K. wegen 

Nahrungsmittelfälſchung. 


33. 


Menn mehrere Perſonen wegen in Tateinheit ver⸗ 
übter Beleidigungen als Rebenklüger aufgetreten find 
und Verurteilung nur wegen eines Teils dieſer Per⸗ 
ſunen erfolgte, fa iſt im Urteil die Anslagenerſatz⸗ 
pflicht entſprechend zu beſchrünken und nicht dem 
Koſtenfeſtſetzungs verfahren die Ansſcheidung ſolcher 

Auslagen vorzubehalten. 


Aus den 
Gründen: 

Bei Eröffnung des Hauptverfahrens war unter Anfüh⸗ 
rung des & 73 StGB. angenommen, daß ſich die Aeuße⸗ 
rung des Angeklagten „das iſt halt eine Bande . ..“ nicht 
bloß auf Schultheiß M. und die Gemeinderäte K. und M., 
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ſondern auch auf 4 weitere Gemeinderäte bezogen habe, die 
wie erſtere Strafantrag geſtellt hatten und als Nebenkläger 
zugelaſſen worden ſind. Obwohl der Angeklagte nur wegen 
Beleidigung der 3 zuerſt genannten Perſonen verurteilt 
worden iſt, ſind ihm doch in beiden Vorinſtanzen die Koſten 
des Verfahrens ohne Einſchränkung auferlegt worden. Der 
vom Angekl. hiegegen erhobene Angriff iſt, da nach der über⸗ 
wiegenden, vom Strafſenat ſchon früher gebilligten Anſicht 
die Vorſchriften der StPO. über die Verpflichtung zur 
Koſtentragung materielles Recht enthalten, zwar zuläſſig, 
aber nur zum Teil begründet. Nachdem der Eröffnungsbe⸗ 
ſchluß nicht verſchiedene ſelbſtändige Handlungen, ſondern 
Verübung mehrerer Beleidigungen in Tateinheit angenom⸗ 
men hatte, hat die Strafkammer mit Recht hinſichtlich der 
vom Schöffengericht verneinten Beleidigung zum Nachteil 
der vier weiteren Gemeinderäte H., R., G., Kr. weder auf 
Freiſprechung erkannt noch in Anſehung der Gerichts— 
koſten eine Verteilung oder Ausſcheidung eintreten laſſen. 
In einem ſolchen Fall kommt nicht § 498 Abſ. 1, ſondern 
§ 497 Abſ. 1 StPO. zur Anwendung. Dagegen liegt eine 
Verletzung des 8 503 Abſ. 1 vgl. mit § 437 Abſ. 1 StPO. 
vor, ſofern dem Angeklagten in beiden Vorinſtanzen auch 
die den vorgenannten 4 Nebenklägern erwachſenen Auslagen 
auferlegt ſind. Wenn mehrere Perſonen wegen mehrerer 
gegen ſie in Tateinheit verübter ſtrafbarer Handlungen Pri⸗ 
vatklage erheben oder ſich der öffentlichen Klage als Neben⸗ 
kläger anſchließen und hernach nur wegen eines Teils jener 
Handlungen Verurteilung erfolgt, ſo hat der Angeklagte nur 
denjenigen Perſonen Auslagenerſatz zu leiſten, auf deren 
Privatklage oder Nebenklage er verurteilt iſt. Es iſt nicht 
angängig, darüber hinaus die Erſatzpflicht des Angeklagten 
im Urteil auszuſprechen und die Ausſcheidung der Auslagen 
der übrigen Privat⸗ oder Nebenkläger dem Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren vorzubehalten. Demgemäß waren auf die Revi⸗ 
ſion des Angeklagten die Urteile der Vorinſtanzen im Koſten⸗ 
punkt aufzuheben und es war in entſprechender Anwendung 
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des § 394 Abſ. 1 StPO. der Angeklagte von der Erſtattung 
der Auslagen der vier weiteren Nebenkläger H., R., G., 
Kr. in allen Inſtanzen zu entbinden. | 
Urteil des Strafſenats vom 18. Oktober 1915 in der 
Strafſache gegen J. L. M. in N. wegen Beleidigung. 


34. 


Umfaßt die Strafbeſtimmung des 5 76 Jiff. 1 Rieh⸗ 
ſeuchengeſetzes auch fahrläſſige Begehung? 


Die Frage wurde vom Strafſenat bejaht. 

Der Angeklagte hatte ohne vorherige Beſtellung in Q. 
Ende März Vieh eingekauft als Unterhändler der Vieh⸗ 
handelsgeſellſchaft L., die ihrerſeits das Vieh an die Vieh⸗ 
großhandlung K. in B. für die Heeresverwaltung abzuliefern 
hatte. Infolge Ausbruchs der Maul- und Klauenſeuche in 
L. und J. war auf Grund von Beſtimmungen des Vieh⸗ 
ſeuchengeſetzes, des Württ. Ausf. Geſ. hiezu und der Aus⸗ 
führungsvorſchriften vom 11. Juli 1912 durch eine im Amts⸗ 
blatt veröffentlichte Anordnung des zuſtändigen Oberamts 
U. im 15 km⸗Umkreis, in den auch der Ort Q. fiel, zwei 
Monate vorher der Handel mit Klauenvieh, insbeſondere 
das Aufkaufen durch Händler außerhalb ihrer gewerblichen 
Niederlaſſung verboten worden. 

Aus den 

Gründen: 

Das Berufungsgericht hat das Schutzvorbringen des 
Angekl., er habe die Verfügung des Oberamts nicht gekannt 
und auf ſeine Frage habe ihm der Viehhändler L. erklärt, 
der Ort Q. ſei für Vieheinkäufe frei gegeben, für glaubhaft 
angeſehen, jedoch eine Fahrläſſigkeit darin erblickt, daß er ſich 
bei einer nicht amtlichen Perſon anſtatt beim Ortsvorſteher 
oder Oberamt erkundigt habe, obwohl er wußte, daß im 
nahen L.tal die Maul⸗ und Klauenſeuche herrſche. 

Die Reviſion des Angekl. gegen ſeine Verurteilung hat 
u. a. geltend gemacht, aus der Struktur und Entſtehungs⸗ 
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geſchichte des Geſetzes gehe hervor, daß bei einer Reihe von 
Fällen der Geſetzgeber die fahrläſſige Begehung nicht 
unter Strafe ſtellen wollte, im $ 74 habe er zahlreiche Vor⸗ 
ſchriften zunächſt bei vorſätzlicher Zuwiderhandlung mit Strafe 
bedroht, ebenſo im § 75 ausdrücklich dann die Nummern 
1 und 2 des § 74 bei Zuwiderhandeln aus Fahrläſſigkeit 
und ebenſo im § 76 Ziff. 2 die Nummern 4, 5 des § 74; 
der allgemeine Ausdruck „Zuwiderhandeln“ in Ziff. 1 8 76 
weiſe auf ein vorſätzliches Handeln hin, da das Viehſeuchen⸗ 
geſetz ſonſt bei Strafdrohung gegen fahrläffiges Handeln 
ausdrücklich das Wort „aus Fahrläſſigkeit“ anwende. 

In der Rechtſprechung iſt jedoch anerkannt, daß auch 
die fahrläſſige Zuwiderhandlung gegen S 76 Ziff. 1 Viehſ.⸗ 
Gef. ſtrafbar iſt, worauf ſchon die Motive und die Faſſung 
des Geſetzes hinweiſen; vgl. RG. E. Bd. 47 S. 143. Die 
hierauf bezügliche Einwendung der Reviſion iſt daher un⸗ 
begründet. 

Unerheblich iſt ferner, ob, wie die Reviſion geltend 
macht, die Firma L. das Vieh nicht gegen Gewinn, ſondern 
gegen Proviſion an die Firma K. abzuliefern hatte. Denn 
nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt iſt anzunehmen, daß je⸗ 
denfalls die Firma K. das Vieh zwecks Weiterverkaufs 
an die Heeresverwaltung aufkaufen ließ. Der Angekl. war 
dann zugleich Unterkäufer der Firma K. und damit iſt den 
Vorausſetzungen des § 55 Ziff. 2 GewO., die von den Vor⸗ 
ſchriften des Viehſeuchengeſetzes aufgenommen find (vgl. 
RG. E. Bd. 47 S. 344) genügt; daß der Einkaufende auf 
eigene Rechnung einkauft, iſt nicht erforderlich (Lan d⸗ 
mann, Anm. 7 und Schicker Anm. 5 je zu § 55 Gew.). 

Die Reviſion wendet ſich vor allem gegen die Annahme 
des Urteils, daß dem Angekl. Fahrläſſigkeit zur Laſt falle, 
mit der Begründung, der Ort Q. ſei der Mittelpunkt der 
geſchäftlichen Tätigkeit des Zeugen L., auch würden nach 
den württ. Ausführungsvorſchriften die benachbarten Vieh⸗ 
händler vom Seuchenausbruch beſonders benachrichtigt, der 
Angekl. habe ſich daher auf die Richtigkeit der Auskunft 
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verlaſſen dürfen. Der Angriff iſt unbegründet; zunächſt iſt 
zu bemerken, daß die Ausführungsbeſtimmungen die ange⸗ 
führte Vorſchrift nicht enthalten. Dagegen iſt es eine auch 
durch den vorliegenden Fall beſtätigte Erfahrungstatſache, 
daß die Viehhändler über die in Frage ſtehenden Verbote 
auch hinſichtlich ſolcher Orte, in denen ſie ihrem Handel nach⸗ 
gehen, häufig ungenügend unterrichtet ſind. Der Angefl., 
dem dieſe Verhältniſſe als Viehhändler bekannt ſind, durfte 
ſich bei pflichtgemäßer Sorgfalt nicht ohne weiteres auf die 
Auskunft des L. verlaſſen, ſondern mußte und konnte ſich 
auch mit leichter Mühe bei der Behörde erkundigen; hätte 
er dies getan, ſo hätte er die Zuwiderhandlung vermieden. 
Er iſt ſonach mit Recht wegen fahrläſſiger Zuwiderhandlung 
gegen § 76 Ziff. 1 des Viehſeuchengeſetzes verurteilt. 
Urteil des Strafſenats vom 11. Oktober 1915 in der 
Strafſache gegen Viehhändler J. J. in C. 


35. 


Zum Tatbeſtand der Gebührenüberhebung im Sinn 
des § 352 Htg. 


Aus den 
Beſchlußgründen: 

Als Prozeßbevollmächtigter von K. B. und F. K. klagte 
der hernach wegen Vergehen im Sinn des § 352 StGB. zu 
Strafe verurteilte Anwalt im Mai 1911 gegen einen Gütler 
in M. die Summe von 1746 M. ein. Im Juni 1911 ver⸗ 
glichen ſich die Parteien ohne Anweſenheit der Anwälte 
dahin, daß der Gütler 330 M. zu zahlen und jede Partei 
ihre Koſten zu tragen habe. Der Angekl. wurde aus $ 352 
StGB. verurteilt, weil er eine Vergleichs gebühr be⸗ 
rechnet und zum Teil auch erhalten hat. Er hatte im Straf⸗ 
prozeß geltend gemacht: nach dem 1. Juni, an dem die Klä⸗ 
ger bei ihm waren und einen Vorſchuß zahlten, ſei der 
Kläger K. B. allein zur Beſprechung der gegneriſchen Klag⸗ 
beantwortung bei ihm geweſen und habe ihm von einem 
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Vergleichsvorſchlag des Gütlers auf 20—30 M. Mitteilung 
gemacht, worauf er dieſem erklärt habe, man könne nur beim 
zehnfachen Betrag, wenn alſo der Gütler 250 —300 M. zahle 
und die Koſten übernehme, von einem Vergleich ſprechen, 
dann ſei ein ſolcher zu empfehlen, bei 250 M. Vergleichs⸗ 
ſumme ſolle der Kläger B. alle Koſten übernehmen; durch 
dieſe Beratung habe er zum Vergleich mitgewirkt. Im 
Strafkammerurteil war dieſes Vorbringen, insbeſondere auf 
Grund der Ausſagen des K. B., für widerlegt erklärt. 

Im Wiederaufnahmeverfahren hat der Angekl. zum Be⸗ 
weis ſeiner Behauptung ſeine angeblich inzwiſchen wieder 
aufgefundenen Handakten vorgelegt; in dieſen iſt auf einem 
Blatt der vorerwähnte Vergleichsvorſchlag von 20—30 M. 
vermerkt mit dem Beiſatz: von dieſem Vergleich abgeraten, 
aber zu einem Vergleich mit 2— 300 M. zugeraten. Der 
den Wiederaufnahmeantrag verwerfende Strafkammerbeſchluß 
läßt dahingeſtellt, ob dieſe Bemerkung erſt nachträglich neuer⸗ 
dings beigeſetzt wurde, weil die fragliche Beratung überhaupt 
unerheblich ſei, da der Angekl. damit nur im allgemeinen 
über Vergleichsmöglichkeiten geſprochen und für die Zukunft 
Ratſchläge erteilt habe, nicht aber zu dem Vergleich mitge⸗ 
wirkt und dies auch gewußt habe. 

Dieſer Auffaſſung kann nicht beigetreten werden. Im 
Sinn des $ 13 Ziff. 3 RAGebO. genügt jede Bemühung 
des Anwalts, insbeſondere durch Ratserteilung, unter welchen 
Bedingungen nach Lage der Sache ein Vergleich zu empfehlen 
ſei, falls auf Grund derſelben der Vergleich zuſtande kommt 
(Sydow-Buſch Anm. 5 zu § 13). Wenn alſo die fragliche 
vorausgegangene Beratung für den Kläger K. B. beim Ver⸗ 
gleichsabſchluß mitbeſtimmend war, konnte der Angekl. die 
Vergleichsgebühr beanſpruchen. Falls alſo jene Beratung 
ſtattgefunden hat, ſo wird dem Angekl. zum mindeſten nicht 
zu widerlegen ſein, daß er einen Anſpruch auf die Ver: 
gleichsgebühr zu haben glaubte. 

Anderſeits war das Beſchwerdegericht überzeugt, daß 
der Angekl. die fragliche Aktennotiz erſt nachträglich zwecks 
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Herbeiführung einer Wiederaufnahme herbeigeführt hat. 
(Folgt die Angabe der Gründe für dieſe Annahme.) Da⸗ 
gegen iſt das im Beſchwerdeverfahren unter Berufung auf 
zwei Zeugen geltend gemachte neue Vorbringen, beim Ver⸗ 
gleichsabſchluß habe K. B. ſelbſt erklärt, zu einem Vergleich 
dieſes Inhalts habe ihm auch ſein Anwalt zugeraten, falls 
es von den Zeugen beſtätigt wird, geeignet, die Urteilsfeſt⸗ 
ſtellung, jene Beratung ſei nicht erfolgt, zu erſchüttern und 
die Freiſprechung des Angeklagten zu begründen. Dabei iſt 
allerdings mit der Strafkammer davon auszugehen, daß die 
Beſprechung der Klagbeantwortung am 1. Juni erfolgt iſt. 
Allein wenn auch hiebei der Angeklagte erklärt hat, ſie ſollen 
jetzt nicht mehr abmachen, ſo würde hiedurch doch nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß er für den Fall, daß ſie ſich doch vergleichen 
wollten, über den Inhalt des dann zu empfehlenden Ver⸗ 
gleichs Rat erteilt hat. Es war daher in dieſem Fall der 
Wiederaufnahmeantrag zuzulaſſen. 

Beſchluß des Strafſenats vom 11. Okt. 1915 in der 
Beſchwerdeſache K. L. in C. 


36. 


Was bedentet Verweilen in einer Sıhankfinbe im Sinn 
des 8 365 Stg.? 


Aus den 
Gründen: 

Die Angeklagten befanden ſich an einem Abend als Gäſte 
in einer Wirtſchaft in U. und zwar in Geſellſchaft des Bru⸗ 
ders des Wirts, des mit ihnen befreundeten, aus dem Feld 
beurlaubten Unteroffiziers E. W. Dieſer bewohnte bei ſeinem 
Bruder ein ſchon zur Friedenszeit als Wohn⸗ und Schlaf⸗ 
zimmer gemietetes und von den Wirtſchaftsräumen durch 
das Schlafzimmer der Wirtseheleute getrenntes Zimmer. 
Nach Eintritt der Polizeiſtunde verließen die Angeklagten 
auf Aufforderung der Wirtin das Wirtſchaftszimmer und 
begaben ſich auf Einladung des E. W. zwecks Fortſetzung 
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der Unterhaltung in deſſen Zimmer, wo ſie bis 5 Uhr mor⸗ 
gens blieben. Das Getränke hatte E. W. bezahlt und auf 
das Zimmer mitgenommen. Beim Verlaſſen des Wirtſchafts⸗ 
anweſens holten ſie aus den Wirtſchaftszimmern ihre dort 
zurückgelaſſenen Kleidungsſtücke mit Beihilfe der herbeige⸗ 
rufenen Wirtin. 

Mit Recht erblickt zunächſt die Strafkammer, abweichend 
vom Schöffengericht, eine Uebertretung im Sinn des § 365 
StGB. nicht in dem bloßen Verweilen im Zimmer des 
E. W. Denn dieſes Zimmer war nicht Teil der Schank⸗ 
ſtube geworden, weil es nicht erſt zum Zweck des Weiter⸗ 
zechens, ſondern ſchon vorher dem E. W. als Wohnung über⸗ 
laſſen war und weil es ferner von letzterem auch nicht etwa 
dem Wirt, um deſſen Gäſten das Weiterzechen zu ermög⸗ 
lichen, wieder zur Verfügung geſtellt war. Die Angeklagten 
ſind nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt lediglich auf Ein⸗ 
ladung des E. W. als deſſen Privatgäſte zwecks Be⸗ 
friedigung ſeines Unterhaltungsbedürfniſſes in ſein Zimmer 
gegangen. | 

Das gegen § 365 StGB. verſtoßende Verweilen der 
Angeklagten erblickt das Berufungsurteil vielmehr darin, daß 
ſie ihre Kleidungsſtücke (Ueberzieher, Hüte) im Wirtſchafts⸗ 
zimmer zurückließen und damit den Willen zum Ausdruck 
brachten, daß die Schankſtube ihnen jederzeit offenſtehen 
ſolle und daß fie dann auch tatſächlich die Schankſtube wie— 
der betraten. Mit Recht bekämpft die Reviſion dieſe Aus⸗ 
führungen als rechtsirrig. Ein bloßes Zurücklaſſen von 
Kleidungsſtücken ſowie die Abſicht und Möglichkeit, die 
Schankſtube wieder zu betreten, iſt kein Verweilen im Sinn 
des S 365; dieſes erfordert einen tatſächlichen Aufenthalt 
der Perſon ſelbſt in der Schankſtube. Auch das Wieder⸗ 
betreten iſt im vorliegenden Fall kein Verweilen im Sinn 
des § 365 StGB., da es lediglich in der Abſicht geſchah, 
die Kleidungsſtücke zu holen und damit die Entfernung aus 
dem Wirtſchaftsanweſen zu ermöglichen. 

Abgeſehen hievon bezog ſich die Aufſorderung der Wirtin 
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nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt offenbar nur darauf, daß 
ſie die Schankſtube verlaſſen ſollten, nicht aber darauf, daß 
ſie die Schankſtube auch nicht etwa zum bloßen Abholen 
ihrer Kleidungsſtücke wieder betreten ſollten; hiegegen hatte 
die Wirtin offenbar nichts einzuwenden. Es fehlt hienach 
auch an dem Erfordernis, daß das Verweilen ungeachtet 
der Aufforderung des Wirts uſw. zum Fortgehen er⸗ 
folgt ſein muß. Da ſonach der Tatbeſtand des § 365 nicht 
zutrifft, ſo war auf Freiſprechung zu erkennen. 

Dieſe Entſcheidung entſprach auch den Ausführungen 
des Generalſtaatsanwalts. 

Urteil des Strafſenats vom 4. Oktober 1915 in der 
Strafſache gegen E. L. und Th. W. in U. wegen Ueber⸗ 
tretung der Polizeiſtunde. 


37. 
Rechtshilfeleiſtung in Militürſtrafſachen. 


In einem militärgerichtlichen Ermittelungsverfahren betr. 
die Körperverletzung des Landſturmgefreiten J. K. beim Land⸗ 
ſturmbataillon G., z. Z. im Reſervelazarett Sch., hatte das 
Amtsgericht Sch. das Erſuchen der Militärbehörde um Ver⸗ 
nehmen des J. K. als Zeugen abgelehnt. Auf Beſchwerde 
des Gerichts der . . . Brigade wurde das Amtsgericht an⸗ 
gewieſen, dem Erſuchen zu entſprechen aus folgenden 

Gründen: 

1. Das Oberlandesgericht iſt zur Entſcheidung über die 
Beſchwerde zuſtändig, da es ſich um ein Rechtshilfeverfahren 
im Sinne des $ 12 Einf. Geſ. zur Mil. Strafgerichtsordnung 
handelt. Zu den „zur Ausübung der Militärſtrafgerichts⸗ 
barkeit berufenen Stellen“ gehört insbeſondere auch der Ge⸗ 
richtsherr (§S 12 M StG.) und damit auch der von ihm be⸗ 
auftragte, mit richterlichen Funktionen ausgeſtattete Unter⸗ 
ſuchungsführer, deſſen Erſuchen in der Regel auch vom 
Gerichtsherrn zu unterzeichnen find (vgl. §§ 156, 160 
MStGbd .). An dieſer Stellung wird auch dadurch nichts 
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geändert, daß ihnen zugleich die im bürgerlichen Strafpro⸗ 
zeß der Staatsanwaltſchaft zuſtehenden Aufgaben übertragen 
ſind. Ob allerdings hiemit die aus der Strafprozeßordnung 
($ 160) herübergenommene Faſſung des Abſ. 3 8 160 M StG. 
im Einklang ſteht, kann dahingeſtellt bleiben; denn jedenfalls 
reicht dieſe Beſtimmung nicht aus, um eine abweichende Be- 
urteilung zu rechtfertigen, umſoweniger als in der MStGdo. 
den 88 346, 338 StPO. entſprechende, eine Beſchwerde an 
die Strafkammer gewährende Beſtimmungen nicht enthalten 
ſind. Endlich iſt auch darauf hinzuweiſen, daß nach der 
Begründung zu $ 12 Einf. Geſ. z. MStGd. (S. 200) auch 
bei Ablehnung des Erſuchens um Beſchlagnahme durch das 
Amtsgericht (S 239 M StG.) die Rechtshilfebeſchwerde des 
§ 12 Einf. Geſ. gegeben ſein ſoll. 

2. Die Beſchwerde iſt begründet, mag man den $ 12 
Abſ. 3 Einf. Geſ. z. MStGd. oder den § 160 Abſ. 3 MStGd. 
anwenden. Denn keinesfalls darf das Amtsgericht eine Ver⸗ 
nehmung deshalb ablehnen, weil nach ſeiner Anſicht eine 
ſtrafbare Handlung nicht vorliege, vielmehr ſoll hierüber ge⸗ 
rade durch die Vernehmung Aufklärung geſchaffen werden. 

Beſchluß des Strafſenats vom 8. November 1915. 


38. 


Zur Feſtſtellung des Tatbeſtands der unbefugten An⸗ 
nahme eines Adelsprädikats ($ 360 Ziff. 8 StGB.). 


Der Angeklagte war wegen Uebertretung im Sinn des 
§ 360 Ziff. 8 StGB. (unbefugte Führung des Adelsprädi⸗ 
kats „von“) zu Strafe verurteilt worden. Seine hiegegen 
eingelegte Reviſion wurde verworfen. 

Aus den 

Gründen: 

Wie das Landgericht mit Recht annimmt, kommt es 
nicht darauf an, welchen Familiennamen der Angeklagte zu 
führen berechtigt iſt, ſondern ob er befugt iſt, das Adels⸗ 
prädikat „von“ zu führen, das er ſich allerdings bisher nur 
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in Verbindungen mit dem Familiennamen N. beigelegt hat. 
Ueber die Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit einer Perſon 
zum Adel und über ihre Berechtigung, einen Adelstitel zu 
führen, haben jedenfalls in Württemberg die Gerichte 
ſelbſtändig zu entſcheiden, ohne an die Entſcheidungen 
anderer Behörden, insbeſondere des K. Preußiſchen Herolds⸗ 
amts gebunden zu ſein. 

Der Angeklagte leitet ſeinen Adel von dem am 18. De⸗ 
zember 1893 zu N. verſtorbenen Kammerherrn H. G. Frei⸗ 
herrn von N. ab, der den ehelichen Vater des Angeklagten, 
den am 8. Juli 1840 in Breslau geborenen G. A. gen. B., 
mit der Großmutter des Angeklagten, im Taufbericht und 
dem Taufbucheintrag vom 23. Juli 1840 als „Alexandrina 
verw. Gräfin v. G. . a, geb. Gräfin von Z. . a, Gutsbe⸗ 
ſitzer in Wislowa bei Wilna“ bezeichnet, in rechtmäßiger Ehe 
gezeugt oder auch unehelich gezeugt und durch nachfolgende 
Ehe legitimiert haben ſoll. Die Strafkammer hat das eine 
wie das andere verneint. Nach dem Taufbericht und dem 
Taufbucheintrag ſei der Vater des Angeklagten als unehe⸗ 
liches Kind der Alexandrine G. . a angemeldet und einge- 
tragen; auch habe bei ſeiner Geburt die Ehe dieſer letzteren 
mit Albert G. . i, der ausweislich der beigebrachten Sterbe⸗ 
urkunde erſt am 8. Nov. 1860 und zwar unter Hinterlaſ⸗ 
jung feiner Ehefrau Alexandrine geb. Z . . a geſtorben iſt, noch 
beſtanden, ſo daß das Beſtehen einer rechtsgültigen Ehe mit 
dem Freiherrn von N. für die damalige Zeit ausgeſchloſſen 
geweſen ſei. Daß dieſer auch ſpäter die Alexandrine G.. a 
nicht geheiratet hat, was übrigens in rechtsgültiger Weiſe 
erſt nach dem Tode des Albert G. . i hätte geſchehen kön⸗ 
nen, folgert das angefochtene Urteil aus dem Mangel jeg⸗ 
lichen Anhalts für eine ſolche Verbindung und aus den Aus⸗ 
ſagen der Zeugin M. E., die ſich vom Jahre 1863 an bis 
zum Tode des Freiherrn von N. als Vertraute in deſſen 
Haus aufgehalten hat und von einer ſolchen Ehe nichts weiß. 
Dieſe Ausführungen laſſen, ſoweit ſie nicht überhaupt als 
Würdigung von Tatſachen und Beweiſen der Reviſion ent- 
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zogen ſind, eine irrige Geſetzesanwendung nirgends er⸗ 
kennen. 

Von dem angeregten Standpunkt aus konnte Freiherr 
v. N. nur als natürlicher Erzeuger des Vaters des Ange⸗ 
klagten in Betracht kommen. Sei aber dieſer, führt die 
Strafkammer aus, der natürliche Sohn des Freiherrn v. N. 
und das uneheliche Kind ſeiner Mutter geweſen, ſo 
habe er den Adel weder von jenem noch von dieſer erwer⸗ 
ben können, da nach dem inſoweit übereinſtimmenden Recht 
aller deutſchen Bundesſtaaten weder der Geburtsadel des 
Erzeugers noch derjenige der Mutter auf das uneheliche Kind 
übergehe. Die Richtigkeit dieſes Rechtsgrundſatzes iſt zwar 
nicht zu beanſtanden und er rechtfertigt ohne weiteres die 
Annahme, daß der Vater des Angeklagten den Adel des 
Freiherrn v. N. nicht überkommen hat. Seine Anwendung 
auf den vorliegenden Fall iſt aber rechtsirrig, ſoweit es ſich 
um den Erwerb des Adels der unehelichen Mutter handelt. 
Die Alexandrine G.. a war nach den Feſtſtellungen des Straf⸗ 
kammerurteils und der darin in bezug genommenen Sterbe⸗ 
urkunde des K. Preußiſchen Heroldsamts zur Zeit der Ge⸗ 
burt des Kindes mit dem ruſſiſchen Gutsbeſitzer und Edel⸗ 
mann Albert G. . i verehelicht und teilte deſſen Staats⸗ 
angehörigkeit. Die Frage, ob das uneheliche Kind der An⸗ 
gehörigen eines fremden Staats und eines ausländiſchen 
Adelsgeſchlechts durch die Geburt den Adel ſeiner Mutter 
erlangt, iſt nach den Hausgeſetzen des betreffenden Adels⸗ 
geſchlechts oder nach dem öffentlichen Recht des Staats, dem 
die Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes angehört, nicht 
aber nach dem Adelsrecht irgend eines deutſchen Bundes⸗ 
ſtaats zu beurteilen. Die Anwendung deutſchen Rechts läßt 
ſich auch damit nicht begründen, daß der Vater des Ange⸗ 
klagten in Breslau geboren iſt und wie es ſcheint, ſpäter 
die preußiſche Staatsangehörigkeit erworben hat. 

Der beſprochene Rechtsirrtum vermag aber der Revi⸗ 
ſion nicht zum Erfolg zu verhelfen, da ſich die Entſcheidung 
des Landgerichts aus einem anderen Grund als zutreffend 
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herausſtellt. Dieſes unterſtellt die Möglichkeit, daß der Va⸗ 
ter des Angeklagten nach dem hiefür maßgebenden Recht als 
der eheliche Sohn des Albert G. . i zu gelten und als ſol⸗ 
cher einen etwa vorhandenen ruſſiſchen oder polniſchen Adel 
desſelben geerbt habe, nimmt aber an, daß ihm hieraus kein 
Recht zum Gebrauch des deutſchen Adelsprädikats „von“ 
erwachſen ſein würde. Dieſe Schlußfolgerung, welche die 
Reviſion hauptſächlich angreift, iſt rechtlich nicht zu bean⸗ 
ſtanden und trifft auch auf den Fall zu, daß der Vater des 
Angeklagten als unehelicher Sohn der Alexandrine G.. a 
anzuſehen iſt und als ſolcher einen etwaigen durch Geburt 
oder Verheiratung erworbenen Adel ſeiner Mutter überkom⸗ 
men hat. Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt, wie er na⸗ 
mentlich durch die mehrerwähnte Sterbeurkunde betätigt wird, 
war die Großmutter des Angeklagten eine geborene „Z .. a“ 
und ihr Ehemann der Edelmann „Herr Albert G.. i“. 
Beiden kam danach weder das deutſche „von“ noch ein dem 
„von“ entſprechendes Adelsprädikat zu. Daraus ergibt ſich 
aber, daß ſie nicht das Recht hatten, und der Angeklagte 
weder in der Eigenſchaft als ehelicher Nachkomme des Al- 
bert G. . i noch als unehelicher Nachkomme der Alexandrine 
G. . a das Recht haben kann, in Deutſchland die Zuge⸗ 
hörigkeit zu dem Adel des G. . i oder einem etwaigen Adel 
der Z. i durch Führung des deutſchen Adelsprädikats „von“ 
zum Ausdruck zu bringen. Mit Recht hat deshalb die Straf⸗ 
kammer angenommen, daß der Angeklagte dieſes Adelsprädi⸗ 
kat unbefugt geführt hat und da auch die Ausführungen 
der Strafkammer über den ſubjektiven Tatbeſtand zu recht⸗ 
lichen Bedenken keinen Anlaß geben, war die Reviſion als 
unbegründet zu verwerfen. | 

Urteil des Strafſenats vom 21. Juni 1915 in der Straf: 

ſache gegen K. G. A. B. in A.⸗O. wegen Uebertretung 

gegen § 360 Z. 8 StGB. 
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39. 


Inwiefern iſt der Strafrichter an eine .. 
des ZJivilrichters gebunden? 


Der Angeklagte hat am 30. Juni 1914 vorſätzlich ein 
dem E. K. in Sch. gehöriges, auf deſſen Grundſtücksparzelle 
Nr. 1894/4 im Sommer 1912 errichtetes Gartenhäuschen 
durch Wegſchlagen von Pfoſten und Verbindungsſtücken be- 
ſchädigt. Das Gartenhaus ſteht an einer Stelle, über die 
früher von einem Grundſtück des Angekl. ein Fußweg nach 
der L.⸗ſtraße geführt hatte. Der Angekl. beſtreitet die Rechts⸗ 
widrigkeit ſeines Handelns mit der Behauptung, es ſtehe 
ihm eine privatrechtliche Weggerechtigkeit über das Grund⸗ 
ſtück des E. K. zu, in deren Ausübung er durch das Vor⸗ 
handenſein des Gartenhauſes behindert und zu deren Schutz 
er berechtigt ſei, das Hindernis zu beſeitigen. Im Jahre 
1906 hatte Angekl., geſtützt auf ſein angebliches Wegrecht, 
gegen E. K. und zwei andere Nachbarn, die zuſammen durch 
Errichtung eines Zaunes die Begehung des Fußwegs un⸗ 
möglich gemacht hatten, Klage auf Beſeitigung der Störung 
erhoben, wogegen die Beklagten im Weg der Widerklage die 
Verurteilung des Angekl. zur Löſchung des Fußwegerechts 
im Grundbuch beantragt hatten. Durch rechtskräftiges Be⸗ 
rufungsurteil des Oberlandesgerichts war im Jahr 1907 im 
Sinn der Widerklage erkannt worden mit der Begrün⸗ 
dung, daß dem Angekl. die von ihm in Anſpruch genom⸗ 
mene privatrechtliche Grunddienſtbarkeit nicht zuſtehe. 

Aus den 

Gründen: 

Durch das erwähnte Berufungsurteil iſt im Verhältnis 
der damaligen Parteien, insbeſondere alſo im Verhältnis 
zwiſchen dem Angekl. und dem E. K. rechtskräftig entſchie⸗ 
den, daß dem erſteren das Recht, auf das er ſich nunmehr 
zu ſeiner Verteidigung beruft, nicht zuſteht. Mit Recht hat 
die Strafkammer eine dahingehende Feſtſtellung auch für die 
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gegenwärtige Strafſache getroffen. Es iſt zwar richtig wie 
die Reviſion geltend macht, daß der Strafrichter über ein 
bürgerliches Rechtsverhältnis, von deſſen Beurteilung die 
Strafbarkeit einer Handlung abhängt, ſelbſtändig und nach 
den Regeln des Strafprozeſſes zu entſcheiden hat und nicht 
an eine etwaige Entſcheidung des Zivilrichters über das 
fragliche Rechtsverhältnis gebunden iſt, StPO. 8 261 Abſ. 1. 
Aber dafür, daß der vorige Richter dieſen Grundſatz verkannt 
habe, liegt nichts vor, und wenn er es getan hätte, ſo ſtünde 
lediglich die Verletzung einer Norm über das Verfahren in 
Frage, die nach 8 380 StPO. in gegenwärtiger Inſtanz nicht 
beachtlich wäre. Auch würde darauf das angefochtene Ur⸗ 
teil nicht beruhen. Von dem Grundſatz, daß der Strafrich- 
ter auch über präjudizielle Zivilrechtsverhältniſſe ſelbſtändig 
zu entſcheiden hat, völlig verſchieden iſt nämlich die Frage, 
ob er die Wirkungen eines rechtskräftigen Erkenntniſſes des 
Zivilrichters bei ſeiner Entſcheidung zu berückſichtigen hat 
und dieſe Frage iſt unbedingt zu bejahen. Dem Angell. 
war das Wegrecht, in deſſen Verfolgung er gehandelt haben 
will, ſchon vor der Beſchädigung des Gartenhauſes rechts⸗ 
kräftig aberkannt worden. Mag man nun mit der herrſchen⸗ 
den Meinung 
— Motive zum BGB. Bd. 1 S. 369/70; Windſcheid⸗ 
Kipp Bd. IS 129; Crome, Bürg. Recht Bd. I 
S. 572; Rg. Bd. 71 S. 311, Bd. 75 S. 215, Bd. 46 
S. 336 — 
dem rechtskräftigen Urteil für den Fall, daß es der wahren 
Rechtslage nicht entſpricht, konſtitutive Wirkung beimeſſen, 
jo daß das Wegrecht des Angekl., wenn es je früher be- 
ſtanden hätte, durch die rechtskräftige Aberkennung erloſchen 
wäre oder mag man mit der neuen Zivilprozeßlehre 
— Gaupp⸗ Stein Komm. z. ZPO. S 322 bei 
Note 13; Seuffert Komm. z. ZPO. § 322 N. 1; 
Wach in Buſchs Zeitſchrift Bd. 32 S. 5 — 
die Wirkungen des rechtskräftigen Urteils bloß in der Ge⸗ 
bundenheit der Gerichte und folgeweiſe auch der Parteien 
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an die getroffene Entſcheidung zu erblicken haben mit der 
Rechtsfolge, daß derjenige, dem ein Recht aberkannt wird, 
wegen der darin liegenden endgültigen Normierung des 
Rechtsverhältniſſes das Recht nicht mehr mit Erfolg geltend 
machen kann. Vom einen wie vom andern Standpunkt aus 
muß man bei der gebotenen Berückſichtigung der Rechts⸗ 
kraftwirkung des vorausgegangenen oberlandesgerichtlichen 
Erkenntniſſes zu dem Ergebnis gelangen, daß der Angekl. 
nicht befugt war, ſein angebliches Wegrecht durch Beſchädi⸗ 
gung des Gartenhauſes zur Geltung zu bringen, daß er alſo 
bei Verübung dieſer Beſchädigung objektiv rechtswidrig ge⸗ 
handelt hat. 
Löwe Komm. z. StPO. § 261 und die dort zit. Mo⸗ 
tive zur StPO.; v. Kries, %b. des Strafprozeßrechts 
§ 68 I; Glaſer, Handb. des Strafprozeßrechts Bd. II 
S. 92; Birkmayer, D. Strafpr. Recht S. 119. 
Zu der letzteren Feſtſtellung gelangt übrigens die Straf⸗ 
kammer auch noch auf einem anderen Wege. Sie nimmt 
auf Grund tatſächlicher, der Reviſion unzugänglicher Erwä⸗ 
gungen an, daß der Angekl. überhaupt nicht zur Ausübung 
eines wirklichen oder vermeintlichen Rechts, ſondern zu dem 
Zweck gehandelt hat, ſeinen Nachbarn E. K. zu chikanieren, 
zu ärgern und zu ſchädigen. Schon aus dieſem Grunde 
kann ſich der Angekl. zur Rechtfertigung ſeines Handelns 
weder auf § 229 noch auf § 859 Abſ. 3 vgl. mit § 1029 
BGB. berufen, deren Vorausſetzungen übrigens, wie die 
Strafkammer zutreffend ausführt, auch noch aus anderen 
Gründen nicht gegeben ſind. 
| Auch was die Reviſion gegen die Feſtſtellung des an⸗ 
gefochtenen Urteils, daß der Angekl. die Beſchädigung des 
Gartenhauſes im Bewußtſein ihrer Rechtswidrigkeit vorge⸗ 
nommen habe, geltend zu machen ſucht, kann keinen Erfolg 
haben. Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt hat der Angekl. 
gewußt, daß der von ihm verfolgte Zweck, nämlich ſeinen 
Nachbar zu chikanieren, zu ärgern und zu ſchädigen, ihm 
kein Recht gab, deſſen Gartenhaus zu beſchädigen. Außer⸗ 
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dem nimmt die Strafkammer an, daß. der Angekl. nach Er⸗ 
laß des oberlandesgerichtlichen Urteils vom 14. Mai 1907 
damit gerechnet hat, das beanſpruchte Wegrecht könne ihm 
möglicherweiſe nicht zuſtehen, daß er in dieſer Anſicht durch 
die Unterredung mit dem Bezirksnotar K. noch beſtärkt wor⸗ 
den iſt, daß er es nach dieſer Unterredung auch als fraglich 
angeſehen hat, ob er zum Schutz des Rechts auch wenn es 
ihm zuſtehen ſollte, die Beſchädigung vornehmen dürfe, daß 
er aber trotz dieſer Bedenken die Beſchädigung verübt hat, 
weil er das Gartenhaus gegebenenfalls auch ohne ein Recht 
dazu hat beſchädigen wollen. Dieſe Ausführungen laſſen 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen und was die Reviſion 
dagegen vorbringt, ſind lediglich Einwendungen gegen die 
Beweiswürdigung der Strafkammer. Hienach war die Re⸗ 
viſion gegen das den Angekl. zu Strafe verurteilende Be⸗ 
rufungsurteil als unbegründet zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 12. Juli 1915 in der 

Strafſache gegen M. H. in Sch. wegen Sachbeſchä⸗ 

digung. 


40. 


Anwaltsgebühr für informatoriſche Tätigkeit in 
II. Inſtanz. 


Aus den 
Gründen: | 

Es gibt zwar in der zweiten Inſtanz, wie der Be⸗ 
ſchwerdeführer zutreffend ſagt, kein Vorverfahren und es iſt 
deshalb eine Gebühr für den Verteidiger unmittelbar auf 
Grund des § 67 RA. Geb. O. nicht erwachſen. Auch eine 
analoge Anwendung des 8 66 daſ. bleibt ausgeſchloſſen. 

Der Verteidiger iſt aber in zweiter Inſtanz vom An⸗ 
geklagten mit ſeiner Verteidigung beauftragt geweſen und 
hat zu dieſem Zweck eine informatoriſche Tätigkeit entfaltet, 
der Auftrag iſt indes vor vollſtändiger Ausführung durch 
die Berufungszurücknahme erledigt worden. Da für dieſe 
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bloß begonnene und vorbereitete Ausführung des Auftrags 
eine Gebühr nicht vorgeſehen und dieſe Tätigkeit des Ver⸗ 
teidigers außerhalb der Tätigkeit gelegen iſt, die durch die 
Gebühren für die Verteidigung erſter Inſtanz abgelohnt iſt, 
fo erhält der Verteidiger nach SS 90, 89 RA. Geb. O. eine 
unter entſprechender Anwendung der Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes zu bemeſſende Gebühr. Die entſprechende Anwen⸗ 
dung läßt eine der Ziff. 1 des § 67 daſ. gleichkommende 
Gebühr von 6 M. ſowie eine Pauſchgebühr von 1 M. 
20 Pf. für gerechtfertigt erſcheinen. Daneben ſteht dem Ver⸗ 
teidiger die Koſtenfeſtſetzungsgebühr mit Pauſchgebühr im 
Betrag von 1 M. 50 Pf. und 10 Pf. Portoerſatz zu. Die 
Koſtenfeſtſetzung der Strafkammer iſt alſo gerechtfertigt und 
die erhobene Beſchwerde unbegründet. 

Urteil des Strafſenats vom 16. März 1914 in der Pri⸗ 

vatklageſache W. K. gegen J. E. in C. wegen Beleidi⸗ 


gung. 
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Abhandlung. 


Die Verjährung bei der Srärhtigkeitsgarantie. 
Von Rechtsanwalt Dr. Hirſch in Ulm. 


In meinem Kommentar zur Viehwährſchaft Seite 559 
habe ich in Uebereinſtimmung mit den Anforderungen des 
Verkehrs den Satz aufgeſtellt, daß in der Zuſage der Träch⸗ 
tigkeit die Vereinbarung einer entſprechenden Gewährfriſt 
liege. Dieſe Anſicht iſt in der Folge in Jur. Woch. 1906 
S. 2 von Schefold geteilt, daſelbſt S. 374 von Stölzle 
bekämpft worden. Aus der Zuſammenſtellung der gericht⸗ 
lichen Praxis in Stölzle, Gerichtliche Entſcheidungen über 
den Viehkauf S. 159 — 188 ergibt ſich, daß nur wenige Ge⸗ 
richte (ſo das Landgericht Rottweil daſelbſt S. 164) meiner 
Anſicht gefolgt ſind; die meiſten Gerichte haben, weil die 
Gewährfriſt nicht nach beſtimmten Tagen vereinbart zu wer⸗ 
den pflegt und ſonſt Unſicherheit in den Rechtsverkehr ge⸗ 
tragen werde, daran feſtgehalten, es müſſe durch eine inner⸗ 
halb ſechs Wochen anhängig zu machende Klage geltend ge⸗ 
macht werden, daß die zugeſagte Trächtigkeit nicht vorhanden 
ſei. Nun läßt ſich aber innerhalb der ſechswöchigen Klage⸗ 
friſt beinahe niemals mit Sicherheit feſtſtellen, daß das Tier 
nicht bzw. nicht in dem beim Verkauf zugeſicherten Stadium 
trächtig ſei; vielmehr läßt ſich meiſt erſt nach dem über 
ſechs Wochen hinaus eintretenden Ablauf der normalen 
Trächtigkeitsdauer feſtſtellen, daß die zugeſagte Eigenſchaft 
nicht vorhanden war. Dem Käufer geſchieht alſo Unrecht, 
wenn man, weil ſein Recht ſchwer zu finden iſt, ihm ſein 
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Recht ganz verſagt. Mit dieſer herrſchenden Gerichtspraxis 
dürfte endgültig gebrochen werden, nachdem das Reichsge⸗ 
richt in einem ähnlich gelagerten Falle durch Urteil vom 
14. Februar 1914 (Juriſt. Wochenſchr. S. 589 Nr. 6) ent⸗ 
ſchieden hat, daß nach Treu und Glauben eine entſprechende 
Hinausſchiebung des Beginns der ſechswöchigen Verjährung 
als vereinbart anzunehmen ſei, wenn eine Feſtſtellung des 
Fehlens der zugeſicherten Eigenſchaft innerhalb der Sechs⸗ 
wochenfriſt mit Sicherheit nicht erfolgen könne. In dem 
vom Reichsgericht entſchiedenen Fall handelte es ſich um die 
Zuſage der Deckfähigkeit eines verkauften Hengſtes. Der 
Käufer hatte geltend gemacht, die Hinausſchiebung des Be⸗ 
ginns der ſechswöchigen Verjährung der SS 492, 490 BGB. 
ſei ſtillſchweigend vereinbart bis zu dem Zeitpunkt, in dem 
die längſte mögliche Tragzeit der von dem Hengſt in der 
damaligen Deckperiode zuletzt gedeckten Stuten abgelaufen 
ſei, oder doch wenigſtens bis zu dem Zeitpunkt, in welchem 
ſicher erkennbar ſei, daß keine auch nicht die zuletzt gedeckte 
Stute trächtig geworden ſei. Das Oberlandesgericht Olden⸗ 
burg verwarf dieſe Ausführungen im Hinblick auf das Er⸗ 
fordernis raſcher Erledigung der Währſchaftsprozeſſe und 
weil damit eine mit den Bedürfniſſen des Verkehrs nicht 
vereinbare Unſicherheit geſchaffen würde, auch in den ledig⸗ 
lich die Deckfähigkeit verlangenden und zuſagenden Partei⸗ 
beredungen kein Anhalt für eine Friſtverlängerung gefun⸗ 
den werden könne. Demgegenüber führte das Reichsgericht 
folgendes aus: Sei, wie der Käufer geltend mache, von vorn⸗ 
herein die Möglichkeit ausgeſchloſſen, daß innerhalb ſechs 
Wochen von der Ablieferung an eine Feſtſtellung über die 
Zuchttauglichkeit des Tiers getroffen werde, ſo könne die 
behauptete Zuſicherung, wenn ſie überhaupt einen 
Sinn haben ſolle, von den Parteien nur ſo gemeint 
ſein, daß dem Käufer das Recht zu einer entſprechend ſpä⸗ 
teren Geltendmachung des Mangels eingeräumt ſein ſollte. 
Dieſe Vereinbarung habe, da ſie ſich aus der Natur der 
Sache ergebe, nicht eines beſonderen Ausdrucks in den Par⸗ 
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teiabreden bedurft. Es ſtehe ihr auch nicht entgegen, daß 
mangels einer ausdrücklichen e die zeitliche Grenze 
nicht ohne weiteres erkennbar ſei. In einem ſolchen 
Falle habe der Richter die in dem aus drück⸗ 
lich Abgeſproſchenen vorhandene Lücke fo 
auszufüllen, wi es unter den beſonderen 
Umſtänden T eu und Glauben und die Rück⸗ 
ſicht auf die Verkehrsſitte erfordern. 

All das paßt natürlich wortwörtlich auch auf die Zu⸗ 
ſicherung der Trächtigkeit. Und wenn es bei der nicht feſt⸗ 
beſtimmten, ſondern um einige Wochen ſchwankenden Dauer 
der Trächtigkeit dem Richter auch nicht ohne weiteres mög⸗ 
lich ſein wird, den Beginn der ſechswöchigen Verjährungs⸗ 
friſt auf einen beſtimmten Kalendertag feſtzuſtellen, ſo wird 
er nach Anhörung tierärztlicher Sachverſtändiger unter Be⸗ 
rückſichtigung der Geſtaltung des Einzelfalls ſtets einen etwa 
dem Durchſchnitt der Schwankungsgrenze entſprechenden 
Stichtag feſtſetzen können; er muß eben Recht ſchaffen, weil 
das Bedürfnis des Verkehrs es erfordert. Wie ſehr die 
Erwerber von Vieh unter der bisherigen Praxis gelitten 
haben, ergeben zahlreiche Veröffentlichungen in der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Preſſe, ſo im Württemb. Landwirtſchaftlichen 
Wochenblatt von 1905 S. 357; wenn man nicht dem Ver⸗ 
käufer geradezu einen Betrug nachweiſen konnte, blieb der 
Käufer einer als trächtig gekauften Kuh (denn um ſolche 
handelt es ſich ja meiſt), der nach den Zuſicherungen des 
Verkäufers das Ende der Trächtigkeit auf einen beſtimmten 
Zeitpunkt erwarten durfte und ſich darauf eingerichtet hatte, 
bei nicht vorhandener Trächtigkeit oder bei um eine Anzahl 
von Wochen verſpätet erfolgendem Kalben im Schaden, weil 
es ihm unmöglich war, den Mangel innerhalb ſechs Wochen 
ſicher feſtzuſtellen und weil auch eine etwa auf Geratewohl 
innerhalb ſechs Wochen eingereichte Klage bei mehr als 
ſechswöchigem Ruhen des Rechtsſtreits gleichwohl zu ver- 
jähren drohte. 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


A. in Civilſachen. 


31. 


Voransſetzungen des Rücktritts desjenigen, der ſich für 
die in einem Stundungs vertrag vereinbarten Zahlungen 
verbürgt hat, von ſeiner Verpflichtung. 


Der Bekl. iſt ein Schwiegerſohn der nunmehr verſtor⸗ 
benen Frau Pauline Gr., geweſenen Inhaberin der Brauerei 
Gr. in C. Er hat laut Urkunde vom 9. Juli 1911 zuſam⸗ 
men mit vier Töchtern und Söhnen der Frau Gr. ihren 
ungedeckten Gläubigern gegenüber ſamtſchuldneriſche Bürg⸗ 
ſchaft in Höhe von 140 000 M. übernommen, wenn die Gläu⸗ 
biger in die Stundung ihrer Forderungen zur Hälfte bis 
1. Mai 1912, zur andern Hälfte bis 1. November 1912 
willigten, und unter der Bedingung, daß ſämtliche Gläubi⸗ 
ger der Stundung beitreten. Auf ein Rundſchreiben des 
Rechtsanwalts W., des Beauftragten von Gr., haben alle 
Gläubiger, darunter der Klr., ihre Zuſtimmung zu der Stun⸗ 
dung erklärt, nur die Firma H. D. Söhne zunächſt nicht. 
Die Gläubiger ſind nur zu einem kleinen Teil ihrer Forde⸗ 
rungen befriedigt worden. 

Der Klr. hat den Bell. auf den Reſt ſeines Guthabens 
verklagt. Der Bekl. wendet ein: ſeine nn. ſei 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVII. 8. 
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hinfällig geworden, weil die Firma H. D. Söhne dem Stun⸗ 
dungsabkommen nicht beigetreten ſei. 

Der Bekl. iſt nach dem Klagantrag verurteilt worden 
vom Berufungsgericht aus folgenden, den näheren Sachver⸗ 
halt ergebenden 

Gründen: 

Die Firma D. hat dem Moratorium nachträglich zuge- 
ſtimmt; davon geht deren Inhaber nach ſeiner eidlichen 
Zeugenausſage mit Recht ſelbſt aus: denn ſie hat die ihr als 
Abſchlagszahlungen gemäß dem Moratorium zugegangenen 
Ratenzahlungen ohne Bemerkung oder Vorbehalt angenom> 
men und ſich auch nach der inſoweit nicht beanſtandeten Aus⸗ 
ſage des Zeugen St. nachher in einer Sitzung des Gr.ſchen 
Gläubigerausſchuſſes vertreten laſſen. Dieſes Verhalten läßt 
ſich nicht anders denn als Beitritt zu dem Moratorium deu⸗ 
ten. Ausdrücklich abgelehnt hat die Firma D. das Mora⸗ 
torium nie, ſie hat nur auf das Rundſchreiben vom 26. Juni 
1911 geſchwiegen und in dem Anwaltsſchreiben vom 19. Fe⸗ 
bruar 1912 zunächſt verſucht, Zahlung der (nach dem Mo⸗ 
ratorium am 1. Mai 1912 fälligen) erſten Hälfte ihrer For⸗ 
derung ſchon im Februar zu erlangen, ohne aber dieſem Ber: 
langen weitere Folge zu geben. 

Der Bekl. beſtreitet, daß die Firma D. fo, wie nach 
oben geſchehen, nachträglich dem Moratorium habe beitreten 
können, jedoch mit Unrecht. 

Eine beſtimmte Friſt des Beitritts war jo wenig vor: 
geſchrieben wie eine beſtimmte Form desſelben. Es ſtand 
nichts im Weg, den einzelnen Gläubigern, die innerhalb an⸗ 
gemeſſener Friſt ($ 147 Abſ. 2 BGB.) ihren Beitritt nicht 
erklärt hatten, dieſen noch offen zu halten, ſofern alle Be⸗ 
teiligten damit einverſtanden waren. Wollte man in dem 
Verhalten der Firma D., der vorbehaltloſen Annahme der 
ihr als Abſchlagszahlung gemäß dem Moratorium zugegan— 
genen erſten Abſchlagszahlung, die Annahme eines neuen ihr 
gemachten Vertragsangebots — oder ein neues Vertragsan⸗ 
gebot der Firma — ſehen, ſo brauchte nach § 151 Abſ. 1 
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BGB. die Annahme des Antrags dem Antragenden gegen⸗ 
über nicht erklärt zu werden. Näher liegt aber die Auffaſ⸗ 
ſung, daß die Beteiligten der Firma D. gegenüber die Friſt 
zur Annahme des Moratoriums (ſtillſchweigend) verlängert 
haben, ſo daß der nachträgliche Beitritt der Firma D. nicht 
einen neuen Vertragsabſchluß vorausſetzte oder darſtellte. 

Allerdings hätte nach Ablauf der Friſt, innerhalb der 
die Antwort der Firma D. auf den Moratoriums⸗Vorſchlag 
zu erwarten war (einer Friſt, die jedenfalls vor dem tatſäch⸗ 
lich erfolgten Beitritt der genannten Firma ablief), wohl 
jeder der Beteiligten — jeder Gläubiger, der ſeinerſeits dem 
Moratorium zugeſtimmt hatte, die Schuldnerin und vielleicht 
auch jeder Bürge — von dem Moratoriumsvertrag zurück⸗ 
treten können, weil wohl alle Beteiligten davon ausgingen, 
der Vertrag ſolle nur gelten, wenn ihm alle Gläubiger bei⸗ 
treten. Solang aber kein Beteiligter aus dem Grund, weil 
die Firma D. der Vereinbarung (noch) nicht beigetreten war, 
ſeinerſeits von dem Vertrag zurücktrat, beſtand rechtlich kein 
Hindernis, den nachträglichen Beitritt der Firma D. mit der 
Wirkung zuzulaſſen, daß nunmehr der Vertrag für alle Betei⸗ 
ligten bindend und damit die — bisher in der Schwebe ge— 
bliebene — Bürgſchaft oder Garantie der Bürgen rechtsbe⸗ 
ſtändig wurde. 

Der Bekl. hat nun nicht behauptet, ein anderer Be⸗ 
teiligter ſei vor dem nachträglichen Beitritt der Firma D. 
von dem Stundungsvertrag zurückgetreten. Aber auch der 
Bekl. ſelbſt war damit einverſtanden, daß der Firma D. der 
Beitritt zu dem Moratorium noch offen gehalten wurde: er 
hat auf die Mitteilung des Schreibens vom 19. Februar 1912 
ſich nur dagegen verwahrt, daß mit D. ein Sonderabkom⸗ 
men getroffen werde, er hat auf die Mitteilung des RA. W. 
vom 24. Februar, er habe neue Verhandlungen mit D. ver⸗ 
anlaßt und dieſer werde ſich zweifellos zufrieden geben, wenn 
er (W.) jetzt in der Lage wäre, eine Abſchlagszahlung zu 
machen, ſich hiegegen nicht etwa verwahrt und erklärt, die 
Bedingung ſeiner Bürgſchaftshaftung ſei ausgefallen, ſon⸗ 

18* 
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dern geſchwiegen und es haben nach dem Rundſchreiben des 
RA. W. vom 29. April 1912 „die Familienmitglieder, die 
ſich zur Unterſtützung des Moratoriums bereit erklärt haben“ 
und die er (W.) habe heranziehen müſſen — wozu auch der 
Bekl. gehörte — dem RA. W. ſofort einmal einen größeren 
Betrag zur Verfügung geſtellt (wovon im Mai die erſte Ab⸗ 
ſchlagszahlung mit 20% geleiſtet wurde). Der Bekl. hat 
endlich nach dem Zeugnis des von ihm benannten glaub⸗ 
würdigen Zeugen Bl. noch in einer Gläubigerausſchußſitzung 
vom November 1912 ſeine Haftung als Bürge nur beſtrit⸗ 
ten, wenn ſich Gläubiger ausſchließen, wenn ſich die 
Firma D. dem Moratorium nicht anſchließe; er hat alſo 
ſelbſt damals dieſen Anſchluß (der ſchon erfolgt war oder 
mindeſtens durch Annahme auch der ebenfalls als Abſchlags⸗ 
zahlung gemäß dem Moratorium geleiſteten Novemberrate 
erfolgte) als noch möglich und diesfalls ſeine Haftung als 
Bürge für gegeben angeſehen. Es iſt daher, ohne daß es 
eines Eingehens auf den neuen Beweisantritt des Klägers 
bedarf, feſtzuſtellen, daß die Bedingung des Beitritts aller 
in Betracht kommenden Gläubiger zu dem Moratorium ein⸗ 
getreten iſt, ſolang alle Beteiligten, auch der Bekl. ſelbſt, 
noch an der getroffenen Vereinbarung feſt, einem etwa noch 
nicht beigetretenen, nunmehr aber beitretenden Gläubiger den 
Beitritt offen hielten. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 9. Mai 1915 in S. 

v. Zezſchwitz g. Reck U. 101/1915. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt zurückgewieſen 
worden. 


32. 


Erklärung der Annahme eines Bertragsantrags gegen⸗ 
über dem Rermittlungsagenten. 
Hierüber iſt in den 
Gründen 
eines Berufungsurteils geſagt: 
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Die ausdrückliche „Beſtätigung“ eines Vertragsantrags 
durch den anderen Teil d. h. die Erklärung des Einverſtänd⸗ 
niſſes mit ihm kann an ſich ſowohl mündlich als ſchriftlich 
und ſie kann gegenüber dem andern Vertragsteil ſelbſt wie 
gegenüber einem zur Entgegennahme berechtigten Dritten er⸗ 
folgen. 

In Uebereinſtimmung mit der Bekl. hat die Zivilkam⸗ 
mer eine dahingehende Berechtigung des H. verneint, weil 
dieſer nur Vermittlungsagent der Bekl. ſei und keine beſon⸗ 
dere Vollmacht zum Abſchluß gerade des ſtreitigen Vertrags 
gehabt habe. Das letztere iſt unzweifelhaft richtig. Zu Un⸗ 
recht ſpricht dagegen die Zivilkammer einem bloßen Vermitt⸗ 
lungsagenten die Berechtigung ab, mit verpflichtender Wir⸗ 
kung für ſeinen Geſchäftsherrn Vertragsbeſtätigungen in 
Empfang zu nehmen. So gut wie der Vermittlungsagent 
einen Antrag entgegennehmen und übermitteln kann, gerade 
ſo gut muß es ihm zuſtehen, auch die Annahme eines ſol⸗ 
chen vom Beſteller an den Geſchäftsherrn — oder auch um⸗ 
gekehrt — zu übermitteln und muß der Beſteller ſich ſeiner 
hiezu bedienen dürfen und zwar derart, daß die Gefahr rich⸗ 
tiger Uebermittlung der Erklärung an den Geſchäftsherrn 
dieſen, nicht den Dritten, trifft. Darin liegt ja gerade mit 
das Weſen der Vermittlung. Abſchlußagent wird der Agent 
damit noch nicht. Denn wirkſam iſt in dieſem Fall nicht 
etwa eine Erklärung des Agenten, ſondern nur der Partei. 
Daß $ 86 Abſ. 1 HGB. den Handlungsagenten für die Regel 
nicht zur Empfangnahme von Zahlungen befugt erklärt, liegt 
auf einem anderen Gebiete und hat mit der Geſchäftsver⸗ 
mittlung nichts zu tun. Man kann das Recht des Vermitt⸗ 
lungsagenten zur Entgegennahme einer Beſtätigung nicht 
deshalb verneinen, weil er nicht Abſchlußvollmacht habe. 
Für den Abſchlußagenten kommt die Entgegennahme einer 
Vertragsbeſtätigung des Drittten für den Geſchäftsherrn 
rechtlich gar nicht in Frage, er ſchließt vielmehr ſelbſt im 
Namen des Geſchäftsherrn das Geſchäft ab. Allerdings kam 
im vorliegenden Fall das Geſchäft zuſtande ſchon durch die 
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Erklärung der Klrin. gegenüber dem H., aber nur deshalb, 
weil ein Vertragsantrag der Bekl. vorlag, den die Klrin. 
durch einfache Annahmeerklärung zum Abſchluß bringen 
konnte. 
Die Klrin. konnte alſo mit rechtlicher Wirkung für die 
Bekl. die Annahme des Vertragsantrags dem H. erklären. 
Urteil des III. Zivilſenats vom 21. März 1916 in S. 
Wallbrecht gegen Conzelmann. U. Nr. 289/15. 


33. 


1. Bürafıhaft oder kumulative Schuldübernahme? 
2. Schriftform der Rürgſchaftserklürung. 


Die Klage gegen den Bekl. Bez.⸗Notar K. B. war ge⸗ 
ſtützt auf eine Urkunde, in der u. a. geſagt war: „Zwiſchen 
dem Ziegeleibeſitzer Eugen B. — vertreten durch Rechtsan⸗ 
walt B. H. — und dem Klr. kommt heute folgender Ver⸗ 
gleich „zuſtand“: E. B. bezahle dem Klr. 2000 M. „Für die 
Schuld des Hrn. B. — mit 2000 M. übernimmt Hr. Notar 
B., für den Hr. RA. H. ebenfalls in Vollmacht handelt, die 
ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft. — t. Der Vertreter des Eu⸗ 
gen B.: RA. H.“. 

Bekl. hat u. a. gegen die Klage eingewendet: die Bürg⸗ 
ſchaftserklärung entbehre der vorgeſchriebenen Schriftform, 
zumal da RA. H. nicht von ihm bevollmächtigt geweſen 
ſei. Kl. hat das beſtritten und ausgeführt: in Wirklichkeit 
liege keine Bürgſchaft vor, da der Bekl. die in Rede ſtehende 
Haftung in ſeinem eigenen Intereſſe übernommen habe, ſon⸗ 
dern eine der Schriftform nicht bedürftige kumulative Schuld⸗ 
übernahme. 

Die Klage iſt abgewieſen worden, vom OLG. aus fol⸗ 
genden 

Gründen: 

Die Klage iſt unbegründet, weil es ſich um eine Bürg⸗ 
ſchaft des Bekl. handelt, die der geſetzlichen e er⸗ 
mangelt. 


— . — — . ———— 2 
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1. Nach § 4 der Urkunde vom 17. Mai 1915 über: 
nimmt der Bekl. für die Schuld des Eugen B. mit 2000 M. 
die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft. Klarer und unzwei⸗ 
deutiger konnte — zumal in einer von einem Rechtsanwalt ent⸗ 
worfenen Urkunde — nicht zum Ausdruck gebracht werden, 
daß der Bekl. als (Selbſtſchuldner⸗„⸗Bürge haften ſollte. 
Dafür, daß etwa dieſe Erklärung nicht ſo, wie ſie lautet, 
gemeint geweſen ſei, daß ſie nach dem übereinſtimmenden 
Willen der Beteiligten oder doch nach dem Willen des Bekl. 
entgegen ihrem klaren Wortlaut dahin gemeint geweſen ſei, 
Bekl. übernehme die Schuld ſeines Bruders neben dieſem, 
liegt nicht der geringſte Anhaltspunkt vor. Alles was die 
Berufungsbegründung in dieſer Beziehung vorträgt, iſt völlig 
unerheblich. Es mag fein, daß, wenn die Urkunde etwa da⸗ 
hin lauten würde: Bekl. verpflichtet ſich, für die Schuld des 
Eugen B. mit 2000 M. aufzukommen (oder zu haften), die 
tatſächlichen Behauptungen des Klrs., falls ſie erweislich 
wären, dazu führen könnten, anzunehmen, der Bekl. habe 
die Schuld des Eugen B. neben dieſem — als Geſamt⸗ 
ſchuldner — übernommen, insbeſondere weil der Bekl. ein 
eigenes Intereſſe an dieſer Leiſtung hatte. Aber auch ein 
Dritter, der ein eigenes — noch ſo großes — Intereſſe daran 
hat, daß die vom Schuldner dem Gläubiger geſchuldete Lei⸗ 
ſtung erfolgt, kann die Haftung für dieſe Schuld in der Form 
der Bürgſchaft übernehmen und iſt keineswegs gezwungen, 
ſich als Geſamtſchuldner neben dem (urſprünglichen Allein-) 
Schuldner zu verpflichten, wie umgekehrt letzteres ein Dritter 
tun kann, der kein eigenes Intereſſe an der Leiſtung des 
Schuldners hat. Es liegt daher kein Anlaß vor, die Bürg⸗ 
ſchaftserklärung des Bekl. in die Erklärung einer ſog. kumu⸗ 
lativen Schuldübernahme umzudeuten. 

2. Die Bürgſchaftserklärung des Bekl. bedurfte der 
Schriftform; die Urkunde mußte alſo nach $ 126 BGB. 
vom Ausſteller eigenhändig durch Namensunterſchrift unter⸗ 
zeichnet werden. Dieſe Unterzeichnung kann auch in der Weiſe 
geſchehen, daß der Vertreter des Bürgen für dieſen unter⸗ 
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zeichnet, ſei es in der Weiſe, daß er mit feinem Namen 
unterſchreibt und ſeine Eigenſchaft als Vertreter des Bürgen 
hiebei erſichtlich iſt, oder daß er mit dem Namen des Bür⸗ 
gen unterzeichnet. Immer aber muß ſich aus der Urkunde 
ſelbſt ergeben, daß (wenn die Unterſchrift einen anderen Na⸗ 
men trägt, als den des Bürgen ſelbſt) der Unterzeichner 
als Vertreter des Bürgen gehandelt hat. Eine Erklä⸗ 
rung, wonach ſich A für die Schuld des B verbürgt und die 
mit dem Namen des C ohne Beiſatz unterzeichnet iſt, ent⸗ 
behrt der vorgeſchriebenen Schriftform, auch wenn C tatſäch⸗ 
lich von A ermächtigt war, für ihn zu unterzeichnen, weil 
eben aus der Urkunde (oder aus einer in ihr in Bezug genom⸗ 
menen Urkunde) nicht erſichtlich iſt, daß die Erklärung von 
oder für A abgegeben worden iſt. Eine Zeugenvernehmung 
iſt wohl zuläſſig, um feſtzuſtellen, ob der Inhalt einer Bürg⸗ 
ſchaftsurkunde richtig, ob die Unterſchrift echt iſt, ob der, der 
ſie als Vertreter eines andern unterzeichnet hat, hiezu be⸗ 
vollmächtigt war u. dgl.; ſie kann aber nicht dazu benützt 
werden, einer ſich nicht als ſchriftliche Bürgſchaftserklärung 
des angeblichen Bürgen darſtellenden Urkunde nachträglich 
dieſen Charakter zu verleihen. 

Die Urkunde vom 17. Mai iſt nun nicht vom Bekl. 
unterzeichnet; in ihr iſt zwar gefagt, RA. H. handle in Voll- 
macht nicht nur des Eugen B., ſondern auch des Bekl.; aber 
die Unterſchrift lautet: „Der Vertreter des Eugen B. 
RA. H.“. Nur in dieſer Eigenſchaft alſo hat RA. H. unter⸗ 
zeichnet, nicht als Vertreter des Bekl.; mindeſtens läßt die 
Urkunde nicht erkennen, daß er auch als Vertreter des Bekl. 
hat unterzeichnen wollen, und dieſer Mangel der Urkunde 
kann nach dem Ausgeführten durch Vernehmung des RA. H. 
als Zeugen nicht gehoben werden. Die erforderliche Schrift⸗ 
form iſt alſo nicht gewahrt und eine Bürgſchaftshaftung des 
Bekl. daher nicht begründet. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 15. Februar 1916 in 

S. Verkaufsverein ſüdd. Ziegelwerke g. Beck. U. 613 

1915. 
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34. 


1. Ein Anſpruch aus unerlaubter Handlung wegen 
Merleitung zum Abſchluß eines Vertrags iſt durch 
Anfechtung des Rertrags nicht ansgeſchloſſen. 

2. Argliſt verübt durch die Norſpiegelung, der Bertrieb 
eines patentierten Apparats bringe ſicheren Gewinn. 


Der Kl. hat behauptet, von der Bekl. G. m. b. H. und 
deren „Reiſedirektor“, dem mitbekl. P., durch bewußt unwahre, 
auf Täuſchung berechnete Angaben über die mit dem Betrieb 
der von der G. m. b. H. hergeſtellten Alarmkaſſetten und 
Alarmapparate verbundenen Ausſichten zum Abſchluß eines 
Vertrags beſtimmt worden zu ſein, durch den ihm die Ge— 
neralvertretung für Württemberg zum Vertrieb der fraglichen 
Kaſſetten und Apparate auf 5 Jahre gegen Bezahlung von 
6000 M. übertragen wurde, woran er 3000 M. durch Ueber⸗ 
laſſung von drei württ. Staatsſchuldverſchreibungen über je 
1000 M. ſofort bezahlte. Er hat auf Rückgabe dieſer Wert⸗ 
papiere bzw., ſoweit ſie veräußert ſind, auf Erſtattung des 
Werts Klage erhoben. 

In den 

Gründen 
des zunächſt gegen den Bekl. P. ergangenen Teilurteils des 
Berufungsgerichts iſt geſagt: 

Der Einwand der Bekl., daß der Kl., nachdem er den 
Vertrag wegen argliſtiger Täuſchung angefochten habe, An⸗ 
ſprüche aus unerlaubter Handlung nicht mehr geltend machen 
dürfe, iſt unbegründet. 

Die argliſtige Täuſchung gewährt das Recht zur An⸗ 
fechtung, ſie iſt aber zugleich eine ſittenwidrige Handlung 
und erzeugt, wenn mittels ihrer vorſätzlich Schaden zugefügt 
wird, gemäß § 826 BGB. einen Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz. Ob und unter welchen Umſtänden die argliſt ige Täu⸗ 
ſchung einen Anſpruch auf das Erfüllungsintereſſe gewährt, 
kann hier dahingeſtellt bleiben; denn jedenfalls begründet ſie 
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im Fall des § 826 BGB. als deliktiſchen Anſpruch den An⸗ 
ſpruch auf das negative Vertragsintereſſe, d. h. der arg⸗ 
liſtig Getäuſchte kann verlangen, daß er wieder ſo geſtellt 
werde, wie wenn er den Vertrag nicht abgeſchloſſen hätte, 
er kann alſo mit dem deliktiſchen (ſchuldrechtlichen) Anſpruch 
die Rückgängigmachung des Vertrags und der Vertragser⸗ 
füllung verlangen. Iſt nun aber der Vertrag zugleich we— 
gen argliſtiger Täuſchung angefochten, ſo iſt — die Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Anfechtung vorausgeſetzt — hiemit der Ver⸗ 
trag nichtig geworden, alſo mit dinglicher Wirkung in Weg⸗ 
fall gekommen, ſo daß es zur Beſeitigung des Vertrags als 
ſolchen nicht der Durchführung eines hierauf gerichteten 
ſchuldrechtlichen Anſpruchs bedarf und demgemäß eine ſolche 
Klage gegenſtandslos und damit unbegründet wäre. Was 
aber der Kl. im vorliegenden Fall mit dem Klaganſpruch 
verlangt, iſt nicht die Beſeitigung des Vertrags, ſondern die 
Rückgängigmachung der Vertragserfüllung, die Rückgewähr 
des in Erfüllung des Vertrags Geleiſteten. Dieſer Anſpruch 
kann, nachdem die Anfechtung erklärt iſt, ſowohl mit der 
Bereicherungsklage, als auch mit der Klage aus unerlaubter 
Handlung verfolgt werden. Die Anfechtung hat den Ver⸗ 
trag beſeitigt und ſteht alſo der Geltendmachung von An⸗ 
ſprüchen entgegen, die das Beſtehen des Vertrags zur Vor⸗ 
ausſetzung haben, nicht aber der Geltendmachung von An⸗ 
ſprüchen, die ihren Grund in der — durch die Anfechtung 
nicht beſeitigten — Tatſache der unerlaubten Handlung 
haben ). 

Bei dem deliktiſchen Anſpruch, den der Kl. geltend 

) RGZ. 74 S. 1 ff., JW. 1914 S. 471 (in welcher Entſcheidung 
das RG., allerdings ohne weitere Erörterung, davon ausgeht, daß die 
Tatſache der Anfechtung einem Schadenserſatzanſpruch aus unerlaubter 
Handlung nicht entgegenſtehe); ferner Planck, BGB. 4. Aufl. $ 123 
Erl. IX, namentlich Ziff. 1 b und e; die von den Bekl. für ihren Stand⸗ 
punkt angefochtene Entſcheidung RG. 59 S. 155 ſteht obigen Ausfüh- 
rungen nicht entgegen, die Entſcheidung beſagt bloß, daß nach Anfech: 


tung eines Vertrags nicht mehr das Vertragserfüllungsintereſſe verlangt 
werden könne. 
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macht, handelt es ſich nicht um einen Anſpruch aus § 123 
BGB.; ein ſolcher wird durch dieſe Geſetzesbeſtimmung nicht 
begründet. Der $ 123 BGB. iſt auch kein Schutzgeſetz, keine 
ſelbſtändige Verbotsvorſchrift, aus der unabhängig von der 
Frage der Anfechtung mit Hilfe des §S 823 Abſ. 2 BGB. 
ein Schadenserſatzanſpruch abgeleitet werden könnte. Das 
Recht aus § 123 BGB. iſt vielmehr lediglich das Recht, 
durch einſeitige Erklärung die Rechtslage zu ändern, anders 
zu geſtalten, ein Geſtaltungsrecht!). Wird das Recht aus⸗ 
geübt, ſo folgt hieraus nicht unmittelbar ein „Anſpruch“, 
insbeſondere nicht ein Schadenserſatzanſpruch, ſondern die 
Folgen der Anfechtung beſtimmen ſich aus 8 142 BGB. Die 
Anfechtung ſchafft eine andere Rechtslage, es tritt Nichtig⸗ 
keit des Geſchäfts ein, und es wird hiemit die Grundlage 
für einen Bereicherungsanſpruch geſchaffen, der ſich allerdings 
vielfach inhaltlich mit dem Intereſſenanſpruch (dem negati⸗ 
ven Vertragsintereſſe) decken wird. Allein zur Begründung 
eines Schadenserſatzanſpruchs iſt das Vorliegen eines Tat⸗ 
beſtands erforderlich, der nach dem Geſetz einen ſolchen An⸗ 
ſpruch zu erzeugen vermag ). 

Im vorliegenden Fall iſt nun der Tatbeſtand des § 826 
BGB. erwieſen. 

Hiezu iſt in tatſächlicher Hinſicht auf Grund des be— 
eidigten Zeugniſſes der Ehefrau des Kls. feſtzuſtellen, daß 
der Bekl. P. bei den Verhandlungen vor Abſchluß des Ver⸗ 
trags unter Ausſcheidung von Nebenſächlichem zu dem Kl. 
geſagt hat: die Sache habe eine koloſſale Zukunft, es ſei die 
beſte Chance ſeines Lebens, er werde dieſen Tag nie bereuen, 
in 6 Jahren ſei er ein reicher Mann, er könne Leute für ſich 
arbeiten laſſen, ſelbſt aber zu Hauſe ſitzen bleiben; wenn er 
drei Kaſſetten im Tag verkaufe, ſo könne er 21000 M. im 
Jahr verdienen; wenn die Sache aber eingeführt ſei, ſo könne 


1) Staudinger, BGB. Vorbem. vor § 104 V. E. 3 b, $ 194 
Erl. 5 e. 
2) S. hiezu auch RGK. § 123 BGB. Erl. 5 Abſ. 2. 
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er mehr verkaufen, es ſei ein konkurrenzloſer Artikel, die 
Kaſſetten gehen weg, wie die warmen Semmeln. 

Es kann nun dahingeſtellt bleiben, ob die Alarmkaſſetten 
tatſächlich eine große Zukunft haben, ob ſie ein konkurrenz⸗ 
loſer oder faſt konkurrenzloſer Artikel ſind und ob durch den 
Vertrieb dieſer Kaſſetten bei entſprechender kaufmänniſcher 
Schulung und Gewandtheit des Vertreters ein gewinnbringen⸗ 
des Geſchäft gemacht werden kann, ferner, ob P. ſich für 
den Artikel begeiſtert hatte, ſo daß es alſo des in dieſer 
Richtung angetretenen Beweiſes nicht bedarf. Denn weſent⸗ 
lich iſt, daß ſich aus den Aeußerungen des P. die Behaup⸗ 
tung herausſchälen läßt, daß auch der Kl. imſtand ſein werde, 
wenn er den Vertrieb um die geforderte Lizenz übernehme, 
ein gewinnbringendes Geſchäft damit zu machen. Eine der⸗ 
artige Behauptung mußte natürlich der Bekl. P. auch auf⸗ 
ſtellen, wenn er den Kl. zur Eingehung des Vertrags be⸗ 
ſtimmen wollte. Die Bekl. können daher auch gar nicht be⸗ 
ſtreiten, daß P. der Sache nach dieſe Behauptung aufgeſtellt 
hat; denn wenn man auch die Darſtellung der Bekl. zugrund 
legt, wie ſie in der an Eidesſtatt abgegebenen Verſicherung 
des P. enthalten iſt, ſo ergibt ſich doch auch hieraus, daß 
P. dem Kl. gegenüber behauptet hat, der Vertrieb der Alarm⸗ 
kaſſetten werde für den Kl., wenn er ſich Mühe gebe, ge⸗ 
winnbringend ſein. Dies liegt auch in der bedingten Aeuße⸗ 
rung des P.: wenn der Kl. drei Kaſſetten im Tag verkaufe, 
ſo könne er 21000 M. im Jahr verdienen, wenn aber die 
Sache einmal eingeführt ſei, könne er mehr verkaufen. Da⸗ 
mit hat er dem Kl. einen ſolchen Abſatz mindeſtens als mög⸗ 
lich hingeſtellt. 

In dieſem Vorbringen des P. liegt nun zwar keine Be⸗ 
hauptung einer falſchen Tatſache im Sinn des $ 263 StGB., 
da hiezu erforderlich wäre, daß die Behauptung nicht bloß 
ein Urteil enthält, ſondern ſich auf ein der Vergangenheit 
oder Gegenwart angehöriges Verhältnis bezieht). Wohl 


1) Frank, StGB. § 263 Ben. III a. 
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aber hat der Bekl. P. hiemit dem Kl. gegenüber eine falſche 
und zwar argliſtig eine bewußt falſche Behauptung aufge⸗ 
ſtellt. Denn es fehlte dem Kl., wie dem P. bekannt war, 
jede perſönliche Eignung, den Vertrieb der Alarmapparate 
auf der Grundlage des Lizenzvertrags gewinnbringend zu 
geſtalten. Der am 22. Oktober 1872 geborene, zur Zeit des 
Vertragsſchluſſes alſo 40 Jahre alte Kl. war 22 Jahre lang, 
alſo ſeit ſeinem 18. oder 19. Lebensjahr, als Packer, d. h. 
mit untergeordneter, rein mechaniſcher Arbeit beſchäftigt ge⸗ 
weſen. Er beſaß alſo keinerlei kaufmänniſche Ausbildung 
und war nicht in der Lage, den Abſatz der Apparate ſelbſt 
richtig zu betreiben. Derartige Apparate haben naturgemäß 
nur einen beſchränkten und daher auch bald ſich erſchöpfen⸗ 
den Abnehmerkreis. Mindervermögliche Leute haben hiefür 
keinen Bedarf und ſind zudem nicht geneigt, für eine ſolche 
Schutzvorrichtung einen ſo erheblichen Preis anzulegen. Die 
vermöglicheren Kreiſe ſind aber teils durch den Beſitz von 
Kaſſenſchränken, teils durch die Möglichkeit anderweiter Ver⸗ 
wahrung des Bedürfniſſes nach einer ſolchen Kaſſette ent⸗ 
hoben. Zudem werden Leute, die allenfalls geneigt ſind, 
eine ſolche Schutzvorrichtung zu erwerben, dies nicht bei ei⸗ 
nem ihnen unbekannten Verkäufer tun, ſondern ſich an ein 
ihnen bekanntes Ladengeſchäft wenden. Jedenfalls wäre 
zum Abſatz der Apparate im Weg des Hauſierhandels ein 
gewandtes, ſicheres kaufmänniſches Auftreten erforderlich, 
welche Eigenſchaft aber dem Kl. fehlt und bei ſeinem Alter 
und bisheriger Laufbahn auch nicht mehr zu erwerben iſt. 
Den Abſatz durch Hilfsperſonen oder Niederlagen richtig zu 
organiſieren, zu leiten und zu überwachen, wäre aber der 
Kl. erſt recht nicht imſtande. Es wäre daher dem Kl. auch 
nicht damit gedient geweſen, daß ihm die Geſellſchaft behilf⸗ 
lich geweſen wäre, Leute zu finden, die ihm gegen Proviſion 
die Artikel vertreiben. Das Geſchäft mußte ſomit notwen⸗ 
dig für den Kl. ein ſehr verluſtreiches ſein. Er war in An⸗ 
betracht der hohen Erwerbsſumme für die räumlich und zeit⸗ 
lich beſchränkte Lizenz und weiterhin der Koſten für Reiſe 
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und Reklame nicht in der Lage, einen Gewinn zu erzielen, 
ſondern hätte mit Verluſt gearbeitet, zumal ſeine Verpflich⸗ 
tung zur Bezahlung der 6000 M. nach dem Vertrag ganz 
unabhängig war von der Höhe des erzielten Abſatzes. 
Aller dieſer Umſtände war ſich aber der Bekl. P. bei 
Abſchluß des Vertrags bewußt. Der Kl. hat, wie ſeine Ehe⸗ 
frau glaubhaft bezeugt, in ſeinem Bewerbungsſchreiben mit⸗ 
geteilt, daß er 22 Jahre lang Packer geweſen iſt. Daß 
dieſes Schreiben in die Hand der bekl. Geſellſchaft gelangt 
iſt, beweiſt das Antwortſchreiben; daß ferner dieſes Bewer⸗ 
bungsſchreiben dem Reiſedirektor P., der die weiteren Ver⸗ 
handlungen mit dem Kl. zu führen hatte, ausgehändigt und 
von ihm auch geleſen worden iſt, kann nicht bezweifelt wer⸗ 
den. Es iſt ferner auch ohne weiteres glaubhaft, daß der 
Kl., wie er geltend macht, bei den Vertragsverhandlungen 
ſeine bisherige Laufbahn angegeben und P. darauf erklärt 
hat, dann ſchreibe man eben in den Fragebogen: „in kauf⸗ 
männiſchen diverſen Betrieben beſchäftigt“; dieſe Wendung 
iſt ſicherlich nicht in dem Kopfe des Kls. entſprungen. Ge⸗ 
rade auch aus dem perſönlichen Verkehr mit dem Kl. — 
darüber beſteht für den Senat bei dem Eindruck, den der in 
der Verhandlung erſchienene Kl. gemacht hat, nicht der min⸗ 
deſte Zweifel — hat der Bekl. P. erkannt, daß der Kl. ſich zu 
einem erfolgreichen Vertrieb der Apparate nicht eigne. In 
dem Fragebogen hat der Kl. allerdings noch die Frage, ob 
er den im Vertrag übernommenen Verpflichtungen gewiſſen⸗ 
haft nachkommen könne und ob er glaube, der Tätigkeit ge⸗ 
wachſen zu ſein, bejahend beantwortet. Dies entlaſtet aber 
den Bekl. P. in keiner Weiſe. Wenn man auch mangels 
Beweiſes von der beſtrittenen Behauptung des Kl., daß er 
über dieſen Punkt des Fragebogens gar nicht gefragt wor— 
den ſei, abſehen muß, ſo handelt es ſich hiebei doch um eine 
(augenſcheinlich von P. argliſtig herbeigeführte) Erklärung 
des Klr., deren Bedeutung und Tragweite dieſem gar nicht 
zu Bewußtſein gekommen iſt. Wohl aber beweiſt die Auf— 
nahme der Erklärung in den Fragebogen, daß P.. ſich ſehr 
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wohl bewußt war, daß zum gewinnbringenden Vertrieb der 
Kaſſetten eine perſönliche Eignung des Vertreters unerläß⸗ 
liche Vorausſetzung ſei. Dies hätte den P. von dem Abſchluß 
mit dem Kl. abhalten ſollen; er hat ſich aber bewußterma⸗ 
ßen hierüber hinweggeſetzt, indem es ihm bei Abſchluß des 
Vertrags darum zu tun war, möglichſt raſch zu Geld zu 
kommen und ſeine Proviſion zu verdienen. Dies ergibt ſich 
deutlich daraus, daß er ohne weiteres bereit war, anſtatt 
der in Ausſicht geſtellten baren Einſendung der 3000 M. 
nach Berlin die drei württ. Staatsſchuldverſchreibungen trotz 
des ihm wenigſtens im allgemeinen bekannten niedrigen Kur⸗ 
ſes zum Nennwert anzunehmen, und er dann, um ſich für 
ſeine Proviſionsanſprüche bezahlt zu machen, die eine davon 
alsbald in einem Bankhaus in Stuttgart oder München 
verkaufte. 

Dieſes Verhalten des Bekl. P. war ein durchaus ver: 
werfliches und widerſpricht dem Anftand- und Sittlichkeits⸗ 
gefühl aller billig und gerecht Denkenden. Er hat, worüber 
ein Zweifel nicht beſteht, gerade durch feinen argliſtigen Zu- 
ſpruch den Kl. in den Glauben verſetzt, daß der Vertrieb 
der Kaſſetten für ihn gewinnbringend ſein werde, und ihn 
ſo wider beſſeres Wiſſen zum Abſchluß des Vertrags be— 
ſtimmt. Der Bekl. P. hat ſomit in einer gegen die guten 
Sitten verſtoßenden Weiſe dem Kl. vorſätzlich Schaden zu⸗ 
gefügt und er iſt demgemäß nach $ 826 BGB. dem Kl. zum 
Erſatz des Schadens verpflichtet. 

Als Haupteinwand machen die Bekl. hiegegen unter Be- 
rufung auf das Urteil des Reichsgerichts I 300/12 in Sa⸗ 
chen Deininger gegen Schätzle vom 22. Januar 1913 gel⸗ 
tend, daß in einem ſolchen Falle ein wider die guten Sitten 
verſtoßendes Verhalten nicht angenommen werden könne. 
Allein dort lag der Fall weſentlich anders. Das Reichsge⸗ 
richt führt aus, daß mit Rückſicht auf die Verkehrs⸗ und 
Vertragsfreiheit ein Verſtoß gegen die guten Sitten nicht 
darin gefunden werden könne, daß jemand mit einem wirt— 
ſchaftlich Schwachen einen Vertrag (Patentverwertungsver⸗ 
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trag) ſchließt, der bei dem möglichen Fehlſchlagen der auf 
die Patentverwertung geſetzten Hoffnungen den wirtſchaftlichen 
Zuſammenbruch des Lizenznehmers zur Folge haben könne. 
Dort iſt alſo die Möglichkeit des Gelingens gegeben. Hier 
aber ſteht feſt, daß der Vertrag zum Nachteil des Lizenz⸗ 
nehmers ausfallen muß und zwar nicht wegen ungenügender 
Betriebsmittel — denn ſolche ſtanden ja dem Kl. zur Ver⸗ 
fügung —, ſondern deswegen, weil, wie der Bekl. P. wußte, 
dem Kl. die unbedingt nötige geſchäftliche Erfahrung und 
Gewandtheit mangelte, um den Vertrieb der Kaſſetten ge⸗ 
winnbringend geſtalten zu können. 

Die Sittenwidrigkeit des Geſchäfts wird auch nicht durch 
den § 11 des Vertrags ausgeſchloſſen. Denn damit, daß 
die bekl. Geſellſchaft für den Fall, daß der Kl. das Unter⸗ 
nehmen weiterzugeben wünſche, ſich verpflichtete, für Herrn Cl. 
für die Weitergabe des Unternehmens bemüht zu bleiben, iſt, 
wie die Zivilkammer mit Recht ausführt, eine juriſtiſch faß⸗ 
bare Verpflichtung der Bekl. nicht begründet worden. Das 
hat der geſchäftsgewandte Bekl. P. auch erkannt. Es unter⸗ 
liegt ferner keinem Zweifel — und auch deſſen war ſich der 
Bekl. P. bewußt — daß eine Weitergabe der für den Kl. 
nicht rentierenden Lizenz dieſem nur unter weiteren Verluſten 
möglich geweſen wäre. 

Endlich wird die Erſatzpflicht des Bekl. P. auch nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß er bei dem Abſchluß des Ge⸗ 
ſchäfts nur als Vertreter der bekl. Geſellſchaft gehandelt hat!). 
Denn der Bekl. iſt eben derjenige, der die ſittenwidrige ſchä⸗ 
digende Handlung begangen hat. 

Teilurteil des III. Zivilſenats vom 20. Oktober 1914 

in S. Alarmwerke Viper u. Gen. g. Claß. 

Die Reviſion gegen dieſes Teilurteil iſt zurückgewieſen 
worden. 


1) JW. 1905 S. 685. 
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35. 


Haftung der Stadtgemeinde dafür, daß abgängige 
Hauskanüle unſchädlich gemacht werden. 


Die Klägerin ließ in den Jahren 1909 und 1910 in der 
Paulinenſtraße in St. an der Stelle dreier alter Gebäude 
einen Neubau errichten. Dabei blieb eine Röhre der alten 
Hauskanalanlage zwiſchen dem ſtädtiſchen Straßenkanal und 
der Baugrenze liegen; die Röhre wurde mit dem oberen 
Ende in die Umfaſſungswand des Untergeſchoſſes einge⸗ 
mauert; die Oeffnung wurde mit einigen Steinbrocken und 
Gips verſchloſſen und die Mündungsſtelle in der Wand des 
Untergeſchoſſes mit Gips zugeputzt. Bei Erſtellung der neuen 
Hauskanalanlage durch die Angeſtellten der bekl. Stadtge⸗ 
meinde wurde weder die alte Röhre entfernt noch die Mün⸗ 
dung im Straßenkanal verſchloſſen. Am 31. Mai 1913 
drang infolge eines Gewitterregens vom Straßenkanal her 
Waſſer durch das Röhrenſtück in das von der Klrin. an 
Korbwarenhändler Sch. vermietete Untergeſchoß ein und 
richtete an den dort lagernden Waren einen Schaden von 
300 M. an. Hierauf ſtellten am 2. Juni 1913 der Teilhaber 
Dr. der klagenden Firma, der Architekt St., der den Neu: 
bau erſtellt hatte, ein Bauführer desſelben und zwei Beamte 
der bekl. Stadtgemeinde zuſammen an Ort und Stelle feſt, 
daß der Verſchluß des Rohrs in der Wand des Lagerraums 
herausgedrückt worden war; zugleich beauftragte der ſtädtiſche 
Bauinſpektor H. den Straßenmeiſter H., die Mündung im 
Straßenkanal zuzumauern; außerdem ſoll Dr. nach Behaup⸗ 
tung der Bekl. zugeſagt haben, daß er die Oeffnung in der 
Wand des Lagerraums alsbald zumauern laſſe. Bevor das 
eine oder andere geſchah, brach am 4. Juni 1913 infolge 
eines noch ſtärkeren Gewitterregens wieder Waſſer durch das 
Rohrſtück ein, ſo daß der Lagerraum 50 —60 cm hoch unter 
Waſſer geſetzt und dem Mieter Sch. ein weiterer erheblicher 
Schaden verurſacht wurde. Sch. klagte, nachdem er wegen 
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der Höhe des Schadens ein Beweisſicherungsverfahren durch⸗ 
geführt hatte, gegen die jetzigen Prozeßparteien auf Bezah⸗ 
lung von 4418 M. 52 Pf. Schadenserſatz. Das Verfahren 
gegen die jetzige Bekl. blieb ruhen. Die jetzige Klrin. unter⸗ 
lag in zwei Inſtanzen hinſichtlich eines Teilbetrags von 
2500 M.; nun verpflichtete ſie ſich durch Vergleich vom 
30. Juni 1914 ihrem Mieter Sch. gegenüber zur Bezahlung 
von insgeſamt 4200 M. Schadenserſatz und zur Tragung 
ſämtlicher Prozeßkoſten. Darauf erhob die Klrin. gegen die 
Bekl. Klage auf Erſatz der halben Vergleichsſumme und der 
ſämtlichen bezahlten Prozeßkoſten einſchließlich der Koſten 
der Beweisſicherung. Das Landgericht verurteilte die Bekl. 
zum Erſatz der halben Vergleichsſumme, wies dagegen die 
Klrin. mit dem Anſpruch auf Erſatz der Koſten des Vor⸗ 
prozeſſes ab. Das Oberlandesgericht verurteilte die Bekl. 
außer zum Erſatz der halben Vergleichsſumme weiter zum 
Erſatz der Koſten des Beweisſicherungsverfahrens; im übri⸗ 
gen blieb es bei der Abweiſung des Anſpruchs auf Erſatz der 
Koſten des Vorprozeſſes. In den 
Gründen 

iſt geſagt: 

Zunächſt kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Nichtbe⸗ 
ſeitigung des alten Kanalrohrs und deſſen Nichtabſchluß im 
Straßenkanal ebenſo wie ſeine Einmauerung in die Um⸗ 
faſſungswand des Neubaues und die ungenügende Verwah⸗ 
rung an dieſer Stelle für das Eindringen des Waſſers in 
den Lagerraum und damit auch für den Schaden der Klrin. 
urſächlich geweſen iſt. Der Kauſalzuſammenhang iſt auch 
nicht dadurch unterbrochen worden, daß, nachdem man die 
begangenen Fehler erkannt und beiderſeits Abhilfe in Aus⸗ 
ſicht genommen hatte, die erforderlichen Sicherungsmaßregeln 
verzögert wurden, ſo daß das Waſſer am 4. Juni 1913 ein 
zweites Mal eindringen konnte. Damit ſind zu den früheren 
neue Fehler hinzugekommen, die aber nicht für ſich allein, 
ſondern nur im Zuſammenwirken mit jenen für den zweiten 
Waſſereinbruch urſächlich waren. 
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Dem Landgericht iſt auch darin beizutreten, daß die 
Angeſtellten der Bekl. die Mündung der alten Hauskanal⸗ 
anlage im Straßenkanal hätten zumauern müſſen und die 
Unterlaſſung der Zumauerung ein Verſchulden dieſer Ange⸗ 
ſtellten darſtellt, für das die Bekl. aufzukommen hat. Es iſt 
richtig, daß die Beſtimmung des St. Ortsbauſtatuts von 
1897 in $ 2 Ziff. 1 Abſ. 1, wornach entbehrlich werdende 
Kanäle womöglich zu beſeitigen oder auszufüllen ſind, ſich 
ihrem Zuſammenhang nach auf Hauskanäle bezieht und eine 
Verpflichtung der Hausbeſitzer aufſtellt. Sinngemäß iſt ſie 
auch auf den Fall anzuwenden, daß ein Hauskanal nicht in⸗ 
folge von Aenderungen am Straßenkanal, ſondern infolge 
einer Verlegung der Hauskanalanlage entbehrlich wird. An⸗ 
dererſeits beſtimmt aber $ 7 Abſ. 1 des Ortsbauſtatuts, daß 
nicht bloß die Herſtellung der Hauskanäle, ſondern auch 
etwa notwendig werdende Aenderungen an denſelben in 
ihrer ganzen Ausdehnung vom Anſchluß an den ſtädtiſchen 
Kanal bis in die Häuſer auf Koſten der Hausbeſitzer durch 
das ſtädtiſche Tiefbauamt zu geſchehen haben, zu welchem 
Zweck die Hausbeſitzer dem Tiefbauamt rechtzeitig Anzeige 
zu machen haben. Die hier aufgeſtellten Verpflichtungen der 
Hausbeſitzer beziehen ſich auch auf den Fall, daß der bis⸗ 
herige Hauskanal infolge Verlegung der Anlage entbehrlich 
und ſo ſeine Beſeitigung notwendig geworden iſt. Insbe⸗ 
ſondere kann es nicht den Hausbeſitzern überlaſſen ſein, die 
Mündung des bisherigen Hauskanals im Straßenkanal zu 
verſchließen. Der Pflicht der Hausbeſitzer, die erforderlichen 
Aenderungen durch das ſtädtiſche Tiefbauamt vornehmen zu 
laſſen, entſpricht auf der andern Seite notwendig die Ver⸗ 
pflichtung der Bekl., dieſe Arbeiten mit der gehörigen Sorg⸗ 
falt vorzunehmen, insbeſondere bei einer Verlegung die alte 
Oeffnung im Straßenkanal ſo zu verſchließen, daß durch ſie 
kein Waſſer nach dem Hausgrundſtück hin austreten und 
dort Schaden anrichten kann. Wenn nun auch von ſeiten 
der Klrin. wegen der Beſeitigung des alten Hauskanals 
keine beſondere Anzeige erſtattet worden iſt, ſo mußten doch 
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die Angeſtellten der Bekl., die wußten oder wiſſen mußten, 
daß der Neubau der Klrin. an Stelle von Häuſern errichtet 
wurde, welche Anſchluß an den ſtädtiſchen Kanal gehabt 
hatten, aus der Anzeige betr. die Erſtellung des neuen Haus⸗ 
kanals erſehen, daß auch die Unſchädlichmachung der bis⸗ 
herigen Kanalanlage in Frage kam und ſie hätten darauf um 
ſo mehr aufmerkſam werden ſollen, als ihnen die Pläne 
dieſer Anlage zur Verfügung ſtanden und beim Nachſehen 
im Straßenkanal unſchwer zu erkennen war, daß die Mün⸗ 
dung des alten Kanals noch nicht verſchloſſen worden war. 
Die von dem Zeugen He. bezeugte Gepflogenheit, ſich bei der 
Inangriffnahme einer neuen Hauskanalanlage an Stelle einer 
alten nach dem Verbleib der letzteren umzuſehen und für de⸗ 
ren Unſchädlichmachung zu ſorgen, entſpricht daher geradezu 
einer Rechtspflicht der Bekl. Die Vernachläſſigung dieſer 
Verpflichtung durch ihre Angeſtellten kann die Bekl. weder 
mit der unterbliebenen Anzeige über das Entbehrlichwerden 
des alten Kanals noch damit entſchuldigen, daß bei der Größe 
ihres Tiefbauamts ein häufigerer Wechſel im Perſonal un⸗ 
vermeidlich iſt und im vorliegenden Fall ſtattgehabt haben 
ſoll. Auch wenn die Erſtellung der neuen Anlage durch an⸗ 
dere Angeſtellte beſorgt wurde als diejenigen, welche zur Zeit 
des Abgängigwerdens der alten vorhanden waren, war es 
ihre Pflicht, ſich von der ſtattgehabten Unſchädlichmachung 
dieſer letzteren, insbeſondere von der ordnungsmäßigen Ver⸗ 
ſchließung der alten Mündung im Straßenkanal zu über⸗ 
zeugen. Durch den Umſtand, daß bis zum Jahre 1910 bei 
dem Kanal in der Paulinenſtraße keine Druckwaſſerſchäden 
beobachtet worden waren und daß zwiſchen dem Kanal und 
dem Untergeſchoß des kläg. Neubaus ein Höhenunterſchied 
von 3 m beſteht, durften ſich die Angeſtellten der Bekl. nicht 
abhalten laſſen, die alte Hauskanalanlage durch Zumauern 
ihrer Oeffnung im Straßenkanal unſchädlich zu machen. 
Für das Verſchulden ihrer Angeſtellten hat die Bekl. 
nach 8 278 BGB. einzuſtehen. Streitig iſt, ob dieſe Vor⸗ 
ſchrift auch Anwendung findet, wenn es ſich um die Erfül⸗ 
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lung öffentlich⸗ rechtlicher Verpflichtungen handelt. Darauf 
kommt es aber hier nicht an. Zwar ſind die angeführten 
Beſtimmungen des Ortsbauſtatuts öffentliches Recht und im 
öffentlichen Intereſſe gegeben. Auch iſt an der öffentlich⸗ 
rechtlichen Natur der Verpflichtung der Hausbeſitzer, die 
Hauskanalanlagen durch das ſtädtiſche Tiefbauamt ausfüh⸗ 
ren zu laſſen, nicht zu zweifeln. Es mag auch ſein, daß, wenn 
die Bekl. die Verpflichtung gegen den Willen des Hausbe⸗ 
ſitzers im Zwangsweg durchſetzt, fie in Ausübung einer 
Öffentlichen Gewalt handelt; vgl. AG. z. BGB. Art. 202, 
204. Aber wenn auf Grund der beſtehenden öffentlich-recht⸗ 
lichen Verpflichtung ein Hausbeſitzer das Tiefbauamt der 
Bekl. mit der Vornahme der Arbeiten beauftragt, ſo entſteht 
dadurch ein privatrechtliches Vertragsverhältnis, vermöge 
deſſen die Bekl. verpflichtet iſt, das übernommene Werk mit 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt auszuführen und 
Schädigungen des Auftraggebers zu vermeiden (ſ. hiezu die 
preußiſch⸗rechtliche Entſcheidung bei Göz, Verwaltungsrechts⸗ 
pflege, S. 128 Anm. 1). Soll ein neuer Hauskanal an Stelle 
eines alten erſtellt werden, ſo gehört zu den Vertragspflich⸗ 
ten der Bekl. auch, daß für die Unſchädlichmachung des ab⸗ 
gängig gewordenen Kanals, beſonders für die Verſchließung 
der alten Oeffnung im Straßenkanal geſorgt wird. 

Ein weiteres Verſchulden, für welches die Bekl. gleich⸗ 
falls nach $ 278 BGB. aufzukommen hat, liegt darin, daß 
die Oeffnung im Straßenkanal trotz der Zuſage des Bau⸗ 
inſpektors H., ſie ſofort zumauern zu laſſen, erſt nach dem 
zweiten Waſſereinbruch vom 4. Juni zugemauert worden iſt. 
Damals mag wegen ſtarker Ueberflutung des Kanals das 
Zumauern zunächſt unausführbar geweſen ſein; auch mag 
infolge des zweiten ſtärkeren Gewitterregens eine gewiſſe 
Ueberlaſtung der ſtädtiſchen Kanalbauinſpektion beſtanden 
haben. Aber daß dieſe Hinderniſſe ſchon infolge des weit 
ſchwächeren Gewitterregens vom 31. Mai eingetreten ſind 
und bis zum 4. Juni angehalten haben in einem Maße, daß 
die dringliche und nur kurze Zeit beanſpruchende Vermaue⸗ 
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rung nicht bis zu dem letzteren Zeitpunkt hätte vorgenommen 
werden können, iſt nicht anzunehmen. Jedenfalls beziehen 
ſich die diesbezüglichen Ausſagen des Zeugen He. auf die 
Zeit zwiſchen dem erſten und zweiten Regenfall nicht. Es 
hat vielmehr den Anſchein, als ob mit dem Zumauern zu⸗ 
gewartet worden wäre, bis die Hochwaſſerverſchlüſſe, die 
gleichfalls angebracht, zum Teil aber erſt von auswärts be⸗ 
zogen werden mußten, eingetroffen waren. Selbſt wenn aber 
richtig iſt, daß, wie in dem Bericht des Bauinſpektors H. 
behauptet iſt, die beſagten Hinderungsgründe ſchon in der 
Zeit zwiſchen dem 2. und 4. Juni vorgelegen haben, ſo 
war es die Pflicht der Kanalinſpektion, die Klrin. davon in 
Kenntnis zu ſetzen, um zu verhüten, daß ſie oder ihr Archi⸗ 
tekt im Vertrauen auf die erhaltene Zuſage die Vermaue⸗ 
rung der Oeffnung im Innern des Hauſes hinausziehen. 
Die Benachrichtigung war ſelbſt dann ein Gebot der Vor⸗ 
ſicht, wenn am 2. Juni die Klrin. auch ihrerſeits die als⸗ 
baldige Vornahme der erforderlichen Sicherungsmaßregeln in 
Ausſicht geſtellt haben ſollte. 

Mit Recht geht die Klrin. ſelbſt davon aus, daß auch 
auf ihrer Seite Fehler vorgekommen ſind, die bei der Ent⸗ 
ſtehung des Schadens mitgewirkt haben. Solche Fehler lie⸗ 
gen zunächſt darin, daß die vorgeſchriebene Anzeige über das 
Abgängigwerden der alten Hauskanalanlage unterblieben iſt 
und daß das liegengebliebene Kanalſtück in das Fundament 
des Neubaues eingemauert wurde, ohne daß für einen ge⸗ 
nügenden Verſchluß der Oeffnung in der Wand des Lager⸗ 
raums geſorgt worden iſt. Ob es ſich dabei um Verſchul⸗ 
dungen des bauleitenden Architekten oder des betreffenden 
Bauunternehmers bzw. der Angeſtellten dieſer Perſonen han⸗ 
delt, iſt ohne Belang. Denn für ihre Angeſtellten hatten die 
Prinzipale nach $ 278 BGB. und für dieſe wiederum die 
Klrin., die ſich dieſer Perſonen zur Wahrnehmung ihrer In⸗ 
tereſſen bei Erſtellung des Neubaus und damit auch bei der 
Beſeitigung der alten Kanalanlage bedient hat, gemäß 


— — 
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85 254 Abi. 1, 278 BGB. einzuftehen ). Ein weiteres mit⸗ 
wirkendes Verſchulden auf ſeiten der Klrin. liegt darin, daß 
die Vermauerung der Oeffnung in der Wand des Lager⸗ 
raums bis nach dem 4. Juni verzögert worden iſt. Ob die 
Verzögerung der Klrin. ſelbſt zur Laſt fällt oder von ihr auf 
Grund des § 278 zu vertreten iſt, kann dahingeſtellt bleiben. 
Ebenſo iſt gleichgültig, ob bei den Verhandlungen vom 2. Juni 
die Klrin. die alsbaldige Schließung der Oeffnung im La⸗ 
gerraum in Ausſicht geſtellt hat. Auch wenn dies nicht der 
Fall war, läßt ſich die Verzögerung durch die Berufung auf 
die Zuſage des Bauinſpektors H., die Oeffnung im Straßen⸗ 
kanal ſofort zumauern zu laſſen, nicht vollſtändig entſchuldi⸗ 
gen. Mit der Möglichkeit der baldigen Wiederkehr eines 
ſtarken Gewitterregens in der in Betracht kommenden Jahres⸗ 
zeit mußte auf ſeiten der Klein. jo gut gerechnet werden, 
wie von den Beamten der Bekl. Hat hienach eine Abwä⸗ 
gung nach $ 254 BGB. einzutreten, jo geben die Umſtände, 
insbeſondere die Vergleichung des beiderſeitigen Verſchuldens 
keinen Anlaß, von der vom Landgericht in Uebereinſtimmung 
mit der Klrin. angenommenen hälftigen Verteilung des Scha⸗ 
dens abzugehen. Zu Ungunſten der Bekl. fällt dabei nament⸗ 
lich ins Gewicht, daß die Klrin. darauf angewieſen war, 
die Vermauerung der Oeffnung im Straßenkanal der Bekl. 
zu überlaſſen. 

Was endlich das Verlangen der Klrin. nach Erſatz der 
Koſten des Vorprozeſſes angeht, ſo beſteht hiefür, von den 
Koſten des Beweisſicherungsverfahrens abgeſehen, kein Rechts⸗ 
grund. Die Schadenshaftung der Klrin. ihrem Mieter ge⸗ 
genüber konnte von vornherein nicht zweifelhaft ſein und 
was die Klrin. in dem Vorprozeß zur Darlegung eines mit⸗ 
wirkenden Verſchuldens des Mieters vorzubringen wußte, 
war ſo wenig ſtichhaltig, daß ſie ſich um dieſes Punktes 
willen nicht in einen Rechtsſtreit mit dem Mieter einzulaſſen 


) Dertmann, Schuldverhältniſſe, $ 254 Anm. 5b; Stau⸗ 
dinger, Komm. z. BGB. § 254 Nr. 5; RG. Bd. 55 S. 232, Bd. 62 
S. 108. | 
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brauchte. Auch war die Höhe des dieſem entſtandenen Scha⸗ 
dens in dem Beweisſicherungsverfahren genügend aufgeklärt 
worden, wie denn auch die Klrin. es in der Folge darüber 
nicht hat zur Entſcheidung kommen laſſen. Dagegen war 
ihr nicht zuzumuten, ſchon vor der bereits am 6. Juni er⸗ 
folgten Einleitung der Beweisſicherung die Haftung gegen⸗ 
über dem Mieter und die von ihm behauptete Höhe des 
Schadens anzuerkennen. Die Koſten der Beweisführung 
ſind daher als ein Teil des der Klrin. durch die Bekl. ver⸗ 
urſachten Schadens anzuſehen. In dieſer Hinſicht von der 
durch §S 254 BGV. gebotenen Schadens verteilung abzuſehen 
oder für dieſe einen anderen Maßſtab anzulegen, liegt ein 
Grund nicht vor. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 3. Dezember 1915 in S. 

Stadtgemeinde St. gegen Dr. u. L. U.⸗Nr. 422/1915. 


36. 
Handlungsagent oder Handlungsgehilfe? 


Der Kl. hat auf Grund eines mit der Bekl. im Jahr 
1912 geſchloſſenen „Anſtellungsvertrags“ Anſprüche gegen die 
Bekl. bei einem LG. erhoben. Bekl. hat eingewendet: der 
Rechtsſtreit gehöre vor das Kaufmannsgericht, weil Kläger 
Handlungs gehilfe, nicht — wie er behauptet hat — 
Handlungs ag ent ſei. 

Der „Anſtellungsvertrag“ vom 13. September 1912 be⸗ 
ſtimmt folgendes: Nach $ 1 engagiert die Bekl. den Kl. als 
Generalvertreter zum Vertrieb der in ihrem Verlag erſchei⸗ 
nenden Werke und überträgt ihm den Alleinvertrieb für Süd⸗ 
deutſchland und einige Provinzen Preußens. Nach Ziff. 3 
übernimmt Kl. die ganze Organiſation und Leitung des 
Reiſevertriebs „im Einvernehmen mit dem Verlag“, der alle 
im Gebiet des Kls. wohnenden Reiſenden Kl. zu überweiſen 
hat. Ziff. 4 ſetzt die Proviſion des Kls. feſt (auf 5— 10 M. 
für jedes verkaufte Exemplar der Volksbibel, neben gewiſſen 
Zuſatzprämien und Extraproviſionen). Nach Ziff. 8 wird 
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über die eingelaufenen Beſtellungen mit dem Kl. monatlich, 
mit den Reiſenden halbjährlich abgerechnet; nach Ziff. 10 
erhält Kl. ein monatliches „Fixum“ von 30 M. Die Bei⸗ 
träge zur Krankenkaſſe für den Kl. werden vom Verlag be- 
zahlt. Nach Ziff. 12 wird vorausgeſetzt, daß der Kl. mit 
ſeinen Reiſenden mit ganzer Kraft für den Verlag tätig iſt; 
nach Ziff. 15 iſt der Vertrag auf zehn Jahre abgeſchloſſen; 
dem Kl. ſteht aber vor Ablauf dieſer Zeit Kündigung mit 
vierteljährlicher Kündigungsfriſt frei. 

Der Kl. hat nach ſeiner Darſtellung kein eigenes beſon⸗ 
deres Bureau, nach ſeiner Angabe iſt er faſt ſtändig auf 
Reifen und erledigt die ſchriftlichen Arbeiten in ſeiner Woh⸗ 
nung, arbeitet aber nicht bei der Bekl. Bekl. hat dem nicht 
widerſprochen. 

Die Einrede der Bekl. iſt verworfen worden, vom OLG. 
aus folgenden 

Gründen: 

Die Frage, ob Kl. Handlungsagent oder Handlungsge⸗ 
hilfe der beklagten G. m. b. H. iſt, war mit der Zivilkammer 
in erſterem Sinn zu entſcheiden. 

1. Der Vertrag zwiſchen Geſchäftsherrn und Agent iſt 
ein Dienſtvertrag (wie jetzt auch das Reichsgericht aner— 
kennt)). Der Handlungsagent kann daher als Angeſtellter 
des Geſchäftsherrn bezeichnet werden und die Bezeichnung 
des in Rede ſtehenden Vertrags als „Anſtellungsvertrag“ 
beweiſt deshalb nichts für eine Handlungsgehilfen-Eigen⸗ 
ſchaft des Kls.; ob er ein Angeſtellter i. S. des Verſ. Geſ. 
für Angeſtellte vom 22. Dezember 1911 iſt, kann dahinge⸗ 
ſtellt bleiben. 

2. Entſcheidend für die Beantwortung der Frage, ob 
eine Perſon Handlungsgehilfe oder Agent iſt, iſt deren Ab⸗ 
hängigkeit oder Selbſtändigkeit gegenüber dem Geſchäfts⸗ 
herrn ?). 

1) Seuff A. 63 Nr. 229. 

2) Vgl. Düringer⸗ Hachenburg, Komm. z. HGB. (2. Aufl.) 

I, 1 Anm. 2 zu § 84; Staub desgl. (8. Aufl.) Anm. 5 b zu $ 84; 
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Der Kl. hat eine ſelbſtändige Stellung: er hat als Ge⸗ 
neralvertreter der Bekl. (welche Bezeichnung für ſich allein 
nicht entſcheidend iſt) die ganze Organiſation und Leitung 
des Reiſevertriebs „im Einvernehmen mit dem Verlag“ über⸗ 
nommen, er hat alſo nicht ſchlechthin, wie ein Handlungs⸗ 
gehilfe, den Weiſungen der Bekl. zu folgen: er nimmt für 
ſein Gebiet Reiſende an (ſoweit die Bekl. ihm ſolche nicht 
zu überweiſen hat). Bei einem Handlungsgehilfen wäre es 
auch ganz ungewöhnlich, daß er auf 10 Jahre feſt angeſtellt 
wird mit der Befugnis, ſeinerſeits vierteljährlich kündigen 
zu dürfen. 

3. Ob ſich die Parteien bei Abſchluß des Vertrags dar⸗ 
über klar waren, daß Kl. nach der ihm eingeräumten Stel⸗ 
lung Agent und nicht Gehilfe wurde, mag zweifelhaft ſein, 
iſt aber nicht entſcheidend: denn ſie haben nicht etwa (ſchrift⸗ 
lich oder mündlich) vereinbart, Kl. ſolle als Handlungs⸗ 
gehilfe angeſtellt werden (in welchem Fall wohl die für einen 
Handlungsgehilfen maßgebenden geſetzlichen Beſtimmungen 
anzuwenden wären, weil es immerhin möglich iſt, auch einem 
Handlungsgehilfen eine Stellung wie die des Kls. einzuräu⸗ 
men); die bloße — etwaige — irrige Meinung der Par⸗ 
teien (im Gegenſatz zu einem dahin gerichteten übereinſtim⸗ 
menden Willen), Kl. ſei Handlungsgehilfe, kann nicht dazu 
führen, ihn als ſolchen zu behandeln, während eben die ihm 
angewieſene Stellung die eines Agenten iſt. Es iſt daher 
unerheblich, daß Bekl. den Kl. zur geſetzlichen Krankenver⸗ 
ſicherung und andererſeits Kl. keinen ſelbſtändigen Gewerbe⸗ 
betrieb angemeldet hat. 

4. Daß der Kl. nicht bei der Bekl., ſondern in der ei⸗ 
genen Wohnung — wenn auch ohne Bureau — arbeitet, 
ſpricht jedenfalls nicht für ſeine Eigenſchaft als Handlungs⸗ 
gehilfe. Daß er ſeine Dienſte lediglich der Bekl. zu widmen 
hat, ſpricht nicht gegen ſeine Eigenſchaft als Agent (die 
Denkſchrift zum neuen HGB. ſagt nur: „Der Agent dient 


Seuff A. 55 Nr. 126; Rſpr. OLG. 7 Nr. 32, h; 14 Nr. 14, m; 19 
Nr. 12, m; 17 Nr. 11, m. 
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oft mehreren Firmen“). Wenn aber Bekl. für ihren Stand⸗ 
punkt insbeſondere den Umſtand verwerten will, daß Kl. Ge⸗ 
halt beziehe, ſo iſt — abgeſehen davon, daß der Vertrag 
nicht von Gehalt, ſondern von einem „Fixum“ ſpricht — 
darauf hinzuweiſen, daß nach Art. 88 Abſ. 1 BGB. die 
Zahlung eines Gehalts mit der Stellung eines Agenten 
keineswegs unvereinbar iſt, daß übrigens das Fixum von 
monatlich 30 M., jährlich 360 M., ſo gering iſt, daß es als 
wirlkicher Gehalt nicht gelten kann, ſondern eben etwa als 
Vergütung für gewiſſe, dem Kl. obliegende Auslagen, wäh⸗ 
rend die weit überwiegende Haupteinnahme des Kls., die er 
auf über 5000 M. jährlich berechnet, die im Vertrag feſt⸗ 
geſetzten Proviſionen ſein ſollten. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 4. April 1916 in S. 

Kathol. Familienfreund g. Kölſche U.⸗Nr. 1151916. 


37. 
Militärdienſtverſicherung. 


Der Kl. hat 1897 ſeinen am 18. März 1891 geborenen 
Sohn mit einer Verſicherungsſumme von 1040 M. gegen 
den Militärdienſt verſichert. Nachdem dieſer Sohn am 
15. Februar 1915 auf Grund ſeiner Landſturmpflicht beim 
Erſatzbataillon des 1. Fußartillerieregiments in Königsberg 
eingeſtellt worden iſt, erachtet der Kl. die Verſicherungsſumme 
für verfallen. 

Der Bekl. hat gegen die Klage eingewendet: die Ver⸗ 
ſicherungsſumme werde nur fällig, wenn der Verſicherte (vor 
Vollendung des 25. Lebensjahrs) in das ſtehende Heer 
eingeſtellt werde, was im vorliegenden Fall nicht ge⸗ 
ſchehen ſei. 

Der Kl. hat dieſe Auslegung des Verſicherungsvertrags 
beſtritten. 

Nach der Police verpflichtet ſich der Bekl. „nach Maß⸗ 
gabe der Statuten, der Verſicherungsbedingungen“ (und et⸗ 
waiger beſonderer Vereinbarungen) „im Fall der Einſtellung 
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des Verſicherten — in das deutſche Heer — die Summe von 
M. 1040 nach den Beſtimmungen der SS 76—83 zu bezah⸗ 
len.“ Rückgewähr irgendwelcher Art finde nicht ſtatt, falls der 
Verſicherte den Militärdienſt vor Zurücklegung des 25. Le⸗ 
bensjahrs nicht antrete. Aus den Verſicherungsbedingungen 
iſt hervorzuheben: 8 76 Abſ. 1: „Die Militärdienſtverſiche⸗ 
rung bezweckt die Verſicherung eines Kapitals, welches im 
Falle des Eintritts des Verſicherten in das deutſche Heer 
zahlbar iſt.“ 8 80 Ziff. 1: „Die Verſicherungen teilen ſich 
in zwei Arten. Bei beiden Arten wird das verſicherte Ka⸗ 
pital ausbezahlt im Fall der Verſicherte vor Zurücklegung 
des 25. Lebensjahrs in das deutſche Heer eintritt“ —. 8 81: 
„Auszahlung der Verſicherungsſumme.“ 1. Hat ein in dieſer 
Abteilung Verſicherter das 20. Lebensjahr zurückgelegt und 
tritt derſelbe in das ſtehende Heer ein, ſo erhält er die Ver⸗ 
ſicherungsſumme in 4 gleich großen Raten ausbezahlt“ —. 
Ziff. 2 handelt von dem Eintritt in das ſtehende Heer vor 
Zurücklegung des 20. Lebensjahrs. Nach S 83 ift für die 
Normierung der Prämien der Friedenspräſenzſtand des deut⸗ 
ſchen Heeres maßgebend. 

Das Berufungsgericht hat nach dem Klagantrag erkannt 
aus folgenden 

Gründen: 

J. Nach § 23 des RGeſ. betr. Aenderungen der Wehr: 
pflicht vom 11. Februar 1888 kann der Landſturm in Fällen 
außerordentlichen Bedarfs zur Ergänzung des Heeres heran⸗ 
gezogen werden. Zum Landſturm erſten Aufgebots gehören 
nach § 24 die Landſturmpflichtigen bis zum 39. Lebensjahr, 
zum Landſturm zweiten Aufgebots die älteren Landſturm⸗ 
pflichtigen. Abſ. 4 des § 24 beſtimmt: „Der Landſturm 
zweiten Aufgebots wird in der Regel in beſonderen Abtei⸗ 
lungen formiert.“ 

II. Der Sohn des Kls. gehört zum erſten Aufgebot des 
Landſturms. Er iſt bei einem Erſatzbataillon eines Fuß⸗ 
artillerieregiments eingeſtellt, alſo zur Ergänzung des Heers 
herangezogen worden. Damit iſt er — wie keiner Ausfüh⸗ 
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rung bedarf — in das deutſche Heer eingeſtellt worden. Der 
Fall des § 76 Abſ. 1 der Verſ. Bed. iſt alſo gegeben, wie 
denn auch die Police dahin lautet: der Bekl. verpflichte ſich 
zur Bezahlung von 1040 M. im Fall der Einſtellung des 
Verſicherten in das deutſche Heer. 

III. Wenn der $ 81 der Verſ. Bed. von einem Eintritt 
des Verſicherten in das „ſtehende“ Heer ſpricht, ſo hat das 
Bedeutung eben für die Friedenszeit, die Friedensformation 
des Heers: die Ueberweiſung zur Erſatzreſerve oder zum 
Landſturm ſoll (im Frieden) den Anſpruch auf das Verſiche⸗ 
rungskapital nicht begründen. Im Kriegsfall umfaßt der 
Begriff des ſtehenden Heeres — wenn er überhaupt noch 
anwendbar iſt — alle zum Heeresdienſt Eingezogenen (ob 
der in beſonderen Abteilungen formierte Landſturm zweiten 
Aufgebots als nicht zum — ſtehenden — Heer gehörig an⸗ 
zuſehen iſt, kann dahingeſtellt bleiben) ). 

IV. Daß im Kriegsfall die Einſtellung in das — ſte⸗ 
hende — Heer den Anſpruch auf die Verſicherungsſumme 
nicht begründe, beſagen die Verſ.⸗Bed. nicht und folgt auch 
nicht aus dem Zweck der Militärdienſtverſicherung, zur (gan⸗ 
zen oder teilweiſen) Deckung des mit dem Militärdienſt ver⸗ 
bundenen Aufwands zu dienen. Die Verſ. Bed. enthalten 
auch (im Gegenſatz zu den Verſicherungsbedingungen, auf 
die ſich das vom Bekl. angeführte Urteil des OLG. Celle?) 
bezieht) keine Beſtimmung dahin, daß durch Befreiung vom 
Militärdienſt im ſtehenden Heer durch Ueberweiſung zur Er— 
ſatzreſerve oder zum Landſturm die Verpflichtung zur Zah— 
lung der Verſicherungsſumme erlöſche (Erſatzreſerviſten er⸗ 
halten vielmehr nach § 80 Ziff. 2 der Verſ. Bed. unter Um⸗ 
ſtänden gewiſſe Quoten der Verſicherungsſumme). Der beim 
Bekl. Verſicherte verliert vielmehr ſeinen Anſpruch auf die 
Verſicherungsſumme (falls er nicht etwa von vornherein für 


1) Vgl. Laband, Staatsrecht des Deutſchen Reichs, 4. Aufl. § 101: 
„Das ſtehende Heer. I. Die Friedensformation. — IV. Die Kriegs: 
formation des Heers.“ 

2) Vgl. Leipziger Zeitſchrift 1915 Nr. 23 S. 1608. 
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abſolut militärdienſtunfähig erklärt wird) erſt, wenn er bis 
zur Vollendung des 25. Lebensjahrs nicht in das deutſche 
Heer eingeſtellt wird, was beim Sohn des Klrs. eben nicht 
zutrifft. 
Urteil des III. Zivilſenats in S. Biſchoff g. Allg. deut⸗ 
ſchen Verſ. Verein. U. 528/1915. 


38. 
Erſatzklage der Berufsgenoſſenſchaft gegen den Unter- 
nehmer vor rechtskräftiger Entſcheidung der Ber- 
ſicherungsbehürde. 


Am 12. Oktober 1911 erlitt in dem Steinbruch des 
Bekl. der dort als Taglöhner beſchäftigte W. M. einen Un⸗ 
fall. Die klagende Berufsgenoſſenſchaft lehnte mit Beſcheid 
vom 23. April 1912 eine Entſchädigung ab, da kein Be⸗ 
triebsunfall vorliege; auf Berufung verurteilte aber das 
Schiedsgericht IV der Arbeiterverſicherung in E. vom 30. Au⸗ 
guſt 1912 die jetzige Klrin., dem W. M. für die Folgen des 
Unfalls die geſetzliche Entſchädigung zu gewähren. Der Re⸗ 
kurs der Klrin. gegen dieſe Entſcheidung wurde durch Urteil 
des Reichsverſicherungsamts vom 20. Januar 1915 zurück⸗ 
gewieſen. Schon im Auguſt 1913 wurde von dem Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtand die Erhebung des Erſatzanſpruchs gegen den 
bekl. Unternehmer beſchloſſen. Letzterer erhielt davon am 
30. Auguſt 1913 ſchriftlich Mitteilung und gab keine Er⸗ 
klärung ab. Nach Ablauf eines Monats erhob die Klrin. 
die Erſatzklage gemäß § 903 Abſ. 4 RVerſ. O. Das Land⸗ 
gericht und das Oberlandesgericht verurteilten den Bekl. 
Ueber die Frage, ob den Vorſchriften von §S 906 RVerſ. O. 
genügt war, iſt in den 

Gründen 
des Urteils des Oberlandesgerichts ausgeführt: 

Da der Unfall ſich unter der Herrſchaft des Gewerbe⸗ 
unfallverſicherungsgeſetzes vom 5. Juli 1900 ereignet hat, 
richtet ſich der Umfang der Leiſtungen der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft an den Verletzten nach dem erwähnten Geſetz. Für die 


——ͤ— ——— . — — 
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Inanſpruchnahme des Unternehmers auf Erſatz der Aufwen⸗ 
dungen der Berufsgenoſſenſchaft iſt aber die am 1. Januar 
1913 in dieſem Teil in Kraft getretene RVerſ. O. maßge⸗ 
bend, unter deren Herrſchaft der Anſpruch erhoben wird). 
Eine Geltendmachung des Erſatzanſpruchs nach § 903 RVerſ. O. 
ſetzt nach 8 906 RVerſ. O. voraus, daß der Vorſtand der 
Berufsgenoſſenſchaft dieſe Geltendmachung beſchließt und 
dann den Beſchluß dem Erſatzpflichtigen ſchriftlich mitteilt. 
Dieſer kann binnen einem Monat die Genoſſenſchaftsver⸗ 
ſammlung anrufen. Klage darf, wenn der Erſatzpflichtige 
binnen dieſer Friſt die Genoſſenſchaftsverſammlung anruft, 
erſt nach deren Beſchluß, andernfalls erſt nach Ablauf eines 
Monats ſeit der Mitteilung angeſtellt werden. Die Erfüllung 
dieſer Vorſchrift iſt die Vorausſetzung der Zuläſſigkeit einer 
auf § 903 WVerſ. O. geſtützten Klage. Das Geſetz gibt dem 
Erſatzpflichtigen nicht etwa bloß eine Einrede, durch die er 
eine ohne die Erfüllung der Vorſchrift erhobene Klage als 
verfrüht zurückweiſen kann?). Da das Vorhandenſein der 
geſetzlichen Vorausſetzung zurzeit der Klagzuſtellung Be⸗ 
dingung der Zuläſſigkeit der Klage iſt, ſo kann ein diesbe⸗ 
züglicher Mangel auch nicht mehr nachgeholt werden). Un: 
beſtrittenermaßen hat im vorliegenden Fall der Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtand im Auguſt 1913 die Erhebung des Erſatzan⸗ 
ſpruchs gegen den Bekl. beſchloſſen und hievon am 30. Au⸗ 
guſt 1913 dem Bekl. ſchriftlich Mitteilung gemacht, ohne daß 
dieſer in der Folge eine Erklärung hierauf abgegeben hätte. 
Der Bekl. ſtellt zur Prüfung des Berufungsgerichts, ob, da 
damals durch die Verſicherungsbehörde die Entſchädigungs⸗ 
pflicht der Berufsgenoſſenſchaft noch nicht rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt geweſen ſei, in gültiger Weiſe ein Beſchluß des Ge— 
noſſenſchaftsvorſtands über Inanſpruchnahme des Bekl. habe 
gefaßt und Klage gegen letzteren habe erhoben werden kön⸗ 
nen. Durch die Vorſchrift des § 906 RVerſ. O. ſoll dem 


) JW. 1915 S. 283 und 797. 
2) RG. 62, 430. 
3) Seuff A. 69 S. 400. 
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Unternehmer, an den der Genoſſenſchaftsvorſtand mit Erſatz⸗ 
anſprüchen der in 8 903 beſtimmten Art herantritt, eine an⸗ 
gemeſſene Friſt zur Ueberlegung, ob er die Entſchließung der 
Genoſſenſchaftsverſammlung anrufen ſolle, und, falls er ſich 
dafür entſcheidet, zur Ausführung ſeines Entſchluſſes ge⸗ 
währt werden. Der Erſatzpflichtige ſoll ſorgſam prüfen kön⸗ 
nen, ob und inwieweit ihn ein Verſchulden treffe). Dieſe 
Entſchließung kann der Unternehmer auch ſchon faſſen, ehe 
eine rechtskräftige Entſchließung der Verſicherungsbehörde 
vorliegt. Es mag dem Bekl. zugegeben werden, daß es nicht 
im Intereſſe des Unternehmers liegt, wenn gegen ihn eine 
Erſatzklage ſchon vor rechtskräftiger Entſcheidung der Ver— 
ſicherungsbehörde anhängig gemacht wird. Allein ein nennens⸗ 
werter Nachteil kann ihm daraus nicht erwachſen. Wenn 
durch die nachträgliche Entſcheidung der Verſicherungsbehörde 
feſtgeſtellt wird, daß eine Entſchädigungspflicht der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft nicht beſteht, ſo wird die Berufsgenoſſenſchaft 
ihre Klage gegen den Unternehmer zurücknehmen oder ſie wird, 
wenn ſie dies je nicht tun ſollte, mit ihrer Klage abgewieſen 
werden. In beiden Fällen hat die Berufsgenoſſenſchaft die 
Prozeßkoſten zu tragen. Der Unternehmer hat nicht zu be⸗ 
fürchten, daß er von der Berufsgenoſſenſchaft ſeine Koſten 
nicht beitreiben kann. Neben den Intereſſen des Unterneh⸗ 
mers beſtehen aber auch Intereſſen der Berufsgenoſſenſchaft. 
Wenn das Verfahren vor den Verſicherungsbehörden ſich 
lange hinzieht, jo kann der Erſatzanſpruch der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft verjähren. Der Berufsgenoſſenſchaft muß die recht- 
liche Möglichkeit gewährt ſein, bezüglich ihres Erſatzanſpruchs 
den drohenden Ablauf der Verjährung abzuwenden. Die 
Gefahr einer Verjährung des Erſatzanſpruchs lag insbeſon⸗ 
dere zur Zeit der Geltung des GewuVG., nach welchem 
(S 138) der Erſatzanſpruch in 2 Jahren nach dem Unfall 
verjährte, nicht fern. In § 905 des Entwurfs einer Reichs⸗ 
verſicherungsordnung war in Uebereinſtimmung mit dem 


) RG. 72, 429, Di. Bd. 15 S. 973. 
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§ 138 des Gew VG. beſtimmt: Die Anſprüche verjähren in 
den Fällen, in denen kein ſtrafgerichtliches Urteil erforderlich 
iſt, in 2 Jahren nach dem Unfall, ſonſt in 18 Monaten nach 
dem Tag, an dem das ſtrafgerichtliche Urteil rechtskräftig 
geworden iſt. In der Kommiſſion über den Entwurf einer 
RVerſ oO. (ſ. Bericht der Reichstagskommiſſion über den Ent» 
wurf einer RVerſO. S. 186) beantragte ein Abgeordneter 
in der erſten Leſung, in § 905 an Stelle des Satzes 1 fol⸗ 
gende Sätze zu ſetzen: „Die Anſprüche verjähren in 18 Mo⸗ 
naten nach dem Tag, an dem das ſtrafgerichtliche Urteil 
rechtskräftig geworden iſt. In denjenigen Fällen, in denen 
kein ſtrafgerichtliches Urteil erforderlich iſt, verjähren ſie in 
einem Jahrs nach der erſten rechtskräftigen Feſtſtellung der 
Entſchädigungspflicht der Berufsgenoſſenſchaft, ſpäteſtens 
aber in 5 Jahren nach dem Unfall.“ Er führte aus, es ſei 
mehrfach vorgekommen, daß Berufsgenoſſenſchaften ihrer Er⸗ 
ſatzanſprüche verluſtig gegangen ſeien, weil ſie ohne ihr Ver: 
ſchulden die zweijährige Friſt zur Erhebung des Anſpruchs 
nicht hätten einhalten können; ſie ſeien ſelbſt von dem Un⸗ 
fallſchaden zu ſpät unterrichtet worden oder die rechtskräftige 
Feſtſtellung der Entſchädigung ſei infolge des zeitraubenden 
Inſtanzverfahrens zu ſpät ergangen. Bei Fällen der erſtbe⸗ 
zeichneten Art verſage das Mittel einer Feſtſtellungsklage 
völlig und auch bei Fällen der zweiten Art könne man der 
Berufsgenoſſenſchaft, die vom Schiedsgericht eine ihr gün⸗ 
ſtige Entſcheidung erlangt habe, nicht wohl zumuten, für den 
möglichen Fall, daß ſie durch das Verſicherungsamt verur⸗ 
teilt werden könnte, gegen den eventl. Haftpflichtigen mit 
Feſtſtellungsklage vorzugehen. Aus dieſem Grund recht⸗ 
fertige ſich eine andere Regelung der Verjährung. Für den 
Antrag ſprach ſich auch ein Vertreter der verbündeten Re⸗ 
gierungen aus, weil allerdings Fälle, in denen die vom Ent⸗ 
wurf übernommene Verjährungsfriſt ſich als zu kurz er⸗ 
wieſen habe, öfters vorgekommen ſeien. Der Antrag und 
mit ihm $ 905 wurden in beiden Leſungen angenommen. 
Er wurde auch Geſetz: RVerſoO. § 907. Daraus iſt zu ent⸗ 
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nehmen, daß bei jener Kommiſſionsberatung die geſetzgeben⸗ 
den Faktoren keinen Zweifel hatten, daß nach dem bisherigen 
Recht eine Klage der Genoſſenſchaft ſchon vor rechtskräftiger 
Entſcheidung der Verſicherungsbehörde zuläſſig ſei. Es iſt 
bei der damaligen Beratung von keiner Seite zum Ausdruck 
gebracht worden, daß nach der neuen Beſtimmung des Ge⸗ 
ſetzes die Erhebung einer Klage vor rechtskräftiger Entſchei⸗ 
dung der Verſicherungsbehörde unſtatthaft ſein ſolle. 

In 8 901 der RBerfD., der das Verhältnis der Ent⸗ 
ſcheidungen der ordentlichen Gerichte über Schadenserſatzan⸗ 
ſprüche gegen den Unternehmer und die in 8 899 bezeichne⸗ 
ten Perſonen von Verſicherten oder Hinterbliebenen zur Feſt⸗ 
ſtellung der Entſchädigung durch die Verſicherungsbehörden 
regelt, iſt in Abſ. 2 beſtimmt, das ordentliche Gericht ſetze 
ſein Verfahren ſo lange aus, bis die Entſcheidung in dem 
Verfahren nach dieſem Geſetz ergangen ſei. In 8 907 RVerſO. 
iſt auf den Abſ. 2 des § 901 nicht verwieſen. Damit ſoll 
aber nur zum Ausdruck gebracht ſein, daß hier eine Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens durch das ordentliche Gericht nicht 
vorgeſchrieben iſt!). Die Möglichkeit einer Ausſetzung des 
Verfahrens im Fall des § 907 iſt alſo nicht ausgeſchloſſen. 
Auch dies weiſt darauf hin, daß eine Erſatzklage der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft ſchon vor rechtskräftiger Entſcheidung der Ver⸗ 
ſicherungsbehörde ſtatthaft iſt. Die neue Verjährungsbeſtim⸗ 
mung hat zur Folge, daß ohne Gefahr der Verjährung das 
Verfahren bis zur rechtskräftigen Entſcheidung der Verſiche⸗ 
rungsbehörde ausgeſetzt werden kann. Die Zuläſſigkeit der 
erhobenen Klage iſt daher nicht zu beanſtanden. Da in- 
zwiſchen die rechtskräftige Entſcheidung der Verſicherungs⸗ 
behörde erfolgt iſt, kommt eine Ausſetzung des Verfahrens 
nicht mehr in Frage. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 9. Dezember 1914 in S. 

A. g. Ziegeleiberufsgenoſſenſchaft. U. 374/1915. 


) Vgl. Komm. zur RVO. von Moesle und Rabeling Aum. 
zu 8 907. 
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39. 
Anfechtung der Ehe wegen Epilepfe. 


Der am 28. Januar 1881 geborene Kläger und die am 
5. November 1887 geborene Beklagte heirateten einander am 
2. Auguſt 1913. Der Klr. hat mit ſeiner Klage die Ehe 
wegen Irrtums und argliſtiger Täuſchung angefochten; er 
hat behauptet, die Bekl. habe bei der Eheſchließung an Epi⸗ 
lepſie gelitten. Die Bekl. iſt der Klage entgegengetreten. 
Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Auf die Be⸗ 
rufung des Klrs. iſt das Urteil des Landgerichts abgeän⸗ 
dert und die Ehe für nichtig erklärt worden aus folgenden 

Gründen: 

Durch die überzeugenden Darlegungen der Sachverſtän⸗ 
digen Medizinalrat Dr. J. und Dr. V. iſt der Beweis er⸗ 
bracht, daß die Bekl. ſchon zur Zeit der Eheſchließung an 
Epilepfie litt und zwar an einer ſog. echten Epilepſie erheb⸗ 
licher Art, bei der eine Heilung ausgeſchloſſen iſt. Dies wird 
von Dr. V. ausdrücklich feſtgeſtellt und ihm iſt beizutreten. 
Eines Obergutachtens bedarf es nicht mehr, insbeſondere iſt 
es nicht erforderlich, den Profeſſor Dr. Gaupp in Tübingen, 
den der Prozeßbevollmächtigte der Bekl. benannt hat und der 
in erſter Linie als Obergutachter in Betracht käme, noch zu 
hören. Profeſſor Dr. Gaupp geht in einer von ihm im 
Arch. f. ziv. Praxis Bd. 104 S. 365 ff. veröffentlichten Ab⸗ 
handlung gleichfalls davon aus, daß Epilepſie im weſent⸗ 
lichen unheilbar ſei (ogl. S. 372/373 und S. 376 a. a. O.), 
und damit ſtimmen die Handbücher von Strümpell, Spezielle 
Pathologie und Therapie Bd. II S. 722, S. 724 und von 
Binswanger, Epilepſie S. 349 überein. Strümpell ſagt, daß 
man die Krankheit als lebenslängliche anſehen müſſe und daß 
es kein Mittel gebe, um eine ſichere und dauernde Heilung 
derſelben herbeizuführen. Binswanger führt aus, als Regel 
gelte der Satz, daß die Epilepſie ein tückiſches, unheilbares 
Uebel ſei, und es bilden die günſtigen Fälle die Ausnahme. 

20 * 
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Wenn bei Binswanger a. a. O. erwähnt wird, daß Heilun⸗ 
gen vorkommen und daß etwa 5 Proz. aller Fälle heilbar 
ſeien, ſo iſt hervorzuheben, daß dieſe Heilungen insbeſondere 
bei jugendlichen Perſonen vorkommen, bei denen die Epilepſie 
zu einer ſpontanen, definitiven Ausheilung glangen kann 
(Binswanger a. a. O. S. 348) und daß weiter die Heilung 
in ſolchen Fällen möglich iſt, in denen es ſich nicht um echte 
Epilepfie, ſondern um ſog. Reflexepilepſie und jog. trauma⸗ 
tiſche Epilepſie handelt, bei denen die Urſache der Epilepſie 
in irgend einer Verletzung oder in einer ſonſtigen äußeren 
Urſache zu finden iſt, und wobei dieſe Urſache auf operati⸗ 
vem Weg beſeitigt werden kann, vgl. Strümpell a. a. O. S. 715, 
Binswanger S. 143. 

Im vorliegenden Fall handelt es ſich nicht um eine ju⸗ 
gendliche Perſon, ſondern um eine jetzt 28 Jahre alte Frau, 
bei der die Krankheit ſich erſtmals mit 24 Jahren gezeigt 
haben ſoll; auch hat hier Dr. V. das Vorhandenſein einer 
traumatiſchen Epilepſie als ausgeſchloſſen bezeichnet und — 
wie erwähnt — echte Epilepſie feſtgeſtellt. Auch daraus, 
daß es ſich um Epilepſie erheblichen Grads handelt, bei der 
nach den Anfällen mehrtägige Benommenheit vorhanden iſt, 
ergibt ſich, daß das Leiden ein ſo hochgradiges iſt, daß mit 
einer Heilung nicht gerechnet werden kann. 

Ein ſolches Leiden iſt eine perſönliche Eigenſchaft, die 
bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe die Be⸗ 
teiligten regelmäßig von Eingehung der Ehe abhält !); denn 
eine ſolche Krankheit bringt regelmäßig die ſchwerſten Ge⸗ 
fahren für das eheliche Glück, insbeſondere auch für die Ge— 
ſundheit und das Wohl der Nachkommenſchaft, mit ſich. 

Nach § 1333 BGB. genügt aber das objektive Vor⸗ 
handenſein einer derartigen Eigenſchaft nicht zur Anfechtung 
der Ehe, vielmehr muß der betr. anfechtende Ehegatte weiter 
dartun, daß er im Irrtum war, ſich über die Sachlage ge— 

1) Vgl. Komm. v. RGRäten zu BGB. § 1333 Ziff. 5 und Sta u⸗ 
dinger, Komm. zu BGB. 8 1333; Rietſchel im Arch ZivPrax. 
Bd. 104 S. 346. | | | 
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täuſcht hat und daß er von ſeinem ſubjektiven Standpunkt 
aus gleichfalls dieſe Eigenſchaft als weſentlich angeſehen 
haben würde)). 

Hier iſt nun zunächſt ein Irrtum des Klrs. über den 
Zuſtand der Bekl. als erwieſen anzuſehen. Der Klr. gibt 
zwar zu, daß er von Ohnmachtsanfällen der Bekl. gewußt 
habe, daß ihm mit Rückſicht hierauf der Vater der Bekl. von 
der Heirat abgeraten habe, daß ihm bekannt geweſen ſei, 
man habe einen Arzt zugezogen, und daß er ſich ſelbſt bei 
dem Naturheilkundigen L. über die Krankheit der Bekl. er⸗ 
kundigt habe. Auch ergibt ſich aus den den Eindruck der 
Wahrheit machenden Angaben des Zeugen M., daß der Klr. 
ſelbſt einmal dazu gekommen iſt, wie ſich die Bekl. noch in 
dem Zuſtand der Benommenheit nach einem Anfall befunden 
hat. Andererſeits hat der Zeuge M. angegeben, davon, daß 
Dr. V. von der Möglichkeit des Vorliegens epileptiſcher 
Krämpfe geſprochen habe, habe man dem Klr. nichts geſagt, 
und der Naturheilkundige L. hat nach übereinſtimmender An⸗ 
gabe der Parteien dem Klr. geſagt, es handle ſich um nichts 
Gefährliches. Auch wenn es deshalb richtig ſein ſollte, daß 
der Klr. ſchon lange mit der Bekl. verlobt war und daß er 
ſchon vor der Ehe mit ihr geſchlechtlich verkehrt habe, ſo iſt 
es doch möglich, daß er nichts davon gewußt hat, daß es 
ſich um epileptiſche Anfälle handle. Denn dieſe Erkenntnis 
iſt in einem Fall, wie dem gegenwärtigen, ſehr ſchwierig und 
es waren hier immerhin genügend Anzeichen dafür vor⸗ 
handen, daß es ſich um eine nicht ernſthafte Erkrankung 
und um Anfälle anderer Art handle. So iſt es glaubhaft, 
daß der Klr. vor der Eheſchließung nicht angenommen hat, 
es handle ſich um Epilepſie. 

Der Vorderrichter verneint einen Irrtum des Klrs. des⸗ 
halb, weil hiezu gefordert werden müſſe, daß die betr. 
Tatſache wenigſtens erkennbar geweſen ſei, dies ſei aber hier 
nicht der Fall. Allein dies iſt nicht zutreffend. Man kann 


1) Vgl. Komm. v. RGRäten zu BGB. $ 1333 Ziff. 8. 
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ſich auch irren, wenn die betr. Sachlage überhaupt noch nicht 
erkannt werden konnte, wenn ſie nur zu der maßgebenden 
Zeit beſtand. Dies muß allerdings der Fall ſein. Es muß 
nachträglich feſtgeſtellt werden können, daß der betr. Zuſtand 
anders war, als die Beteiligten annahmen. Unerheblich iſt 
aber, ob damals überhaupt ſchon jemand die Sachlage kannte 
oder kennen konnte !). 

Was die Frage betrifft, ob auch der Klr. die mehrer⸗ 
wähnte Eigenſchaft als weſentlich angeſehen oder ob er ſich 
bei Kenntnis der Sachlage über die vorhandenen Bedenken 
weggeſetzt haben würde und die Bekl. doch geheiratet hätte, 
ſo muß erſteres angenommen werden. Es fehlt an einem 
Anhaltspunkt dafür, daß der Klr., wenn er die Sachlage 
klar erkannt hätte, anders gehandelt hätte, als jeder andere 
in dieſer Lage, und es muß ihm deshalb geglaubt werden, 
wenn er angibt, er hätte die Bekl. bei genauer Kenntnis 
ihres Leidens nicht geheiratet. Die Tatſache, daß der Vater 
der Bekl. von der Heirat abgeraten und daß der Klr. trotz⸗ 
dem geheiratet hat, iſt hier nicht erheblich. Sie beweiſt zwar, 
daß der Klr. eine ſtarke Zuneigung zu der Bekl. hatte und 
daß ihm viel an der Heirat lag; allein bei dieſem Entſchluß 
hat jedenfalls die von dem Naturheilkundigen L. erhaltene 
Auskunft eine weſentliche Rolle geſpielt; dieſe Tatſache be⸗ 
weiſt daher nicht, daß der Klr., auch wenn er die volle Trag⸗ 
weite des Leidens der Bekl. gekannt hätte, doch die Ehe ge⸗ 
ſchloſſen haben würde. 

Hienach und da die ſechsmonatige Anfechtungsfriſt des 
$ 1339 BGB. gewahrt iſt, iſt die Ehe der Parteien gemäß 
$ 1333 BGB. für nichtig zu erklären. Den Beweis einer 
argliſtigen Täuſchung nach $ 1334 BGB. dagegen hat der 
Klr. nicht geführt. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 10. Februar 1916 in S. 

B. g. B. U.⸗Nr. 218/1915. 


) Vgl. Sörgel, Rechtſpr. 1913 S. 340 zu § 1333 BGB. 
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40. 


Zur Auslegung der Bundesratsuerordnung vom 22. Be- 
zember 1914/20. Mai 1915 betr. Bewilligung von 
Jahlungsfriſten bei Hypotheken und Grundſchulden. 


In den 
Gründen 
eines Beſchluſſes iſt geſagt: 

I. Der Klein. ſteht eine Forderung von 10 000 M. ge⸗ 
gen die Gewerkſchaft Dürkheim zu, für die urſprünglich eine 
Hypothek im erſten Rang beſtellt war. Anläßlich des Rück⸗ 
tritts des Gläubigers im Rang hinter andere Hypotheken 
haben ſich die Bekl. für die Forderung als Selbſtſchuldner⸗ 
bürgen haftbar gemacht. Klrin. hat nach vorangegangener 
Kündigung die Forderung gegen die Bekl. eingeklagt. Dieſe 
haben den Klaganſpruch anerkannt, aber Bewilligung einer 
Zahlungsfriſt von 6 Monaten beantragt. Das angefochtene 
Urteil hat (für die Hauptforderung) eine Zahlungsfriſt von 
3 Monaten beſtimmt. Mit der Beſchwerde beantragen die 
Bekl. eine ſechsmonatige Zahlungsfriſt zu beſtimmen. 

II. Nach der Verordnung des Bundesrats vom 22. De⸗ 
zember 1914/20. Mai 1915 kann eine Zahlungsfriſt bis zu 
6 Monaten beſtimmt werden „wenn der Rechtsſtreit die Zah⸗ 
lung des Kapitals einer Hypothek betrifft“. Es iſt be⸗ 
ſtritten, ob ſich dieſe Beſtimmung nur auf die dinglichen An⸗ 
ſprüche oder auch auf die perſönliche (obligatoriſche) Forde⸗ 
rung bezieht. Dieſe Streitfrage braucht im vorliegenden 
Fall nicht entſchieden zu werden. Denn keinenfalls läßt ſich 
dieſe Beſtimmung auf den Anſpruch gegen denjenigen be- 
ziehen, der ſich für eine hypothekariſch geſicherte Forderung 
als Selbſtſchuldnerbürge haftbar gemacht hat. Der Grund, 
aus dem für Hypothekenforderungen die Möglichkeit geſchaffen 
worden iſt, eine Zahlungsfriſt bis zu 6 (ſtatt nur — wie 
bei ſonſtigen Forderungen — bis zu 3) Monaten zu beſtim⸗ 
men, waren die Schwierigkeiten, mit denen heute die Be⸗ 
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ſchaffung größerer Hypothekenkapitalien verbunden iſt ). 
Dieſe Schwierigkeiten kommen für den, der ſich für eine 
Hypothekenforderung als Selbſtſchuldner haftbar gemacht hat, 
nicht in Betracht; er muß von vornherein damit rechnen, 
daß der Gläubiger davon abſieht, aus der Hypothek oder 
beim Hypothekenſchuldner Befriedigung zu ſuchen, und ſich an 
ihn hält; die Hypothek bleibt hiebei ganz unberührt. Für 
den Selbſtſchuldnerbürgen iſt es in dieſer Beziehung ganz 
gleichgültig, ob die Forderung, für die er ſich verbindlich 
gemacht hat, hypothekariſch geſichert iſt oder nicht. Im vor⸗ 
liegenden Fall haben die Bekl. die Selbſtſchuldnerbürgſchaft 
augenscheinlich deshalb übernommen, weil die im Rang ver: 
änderte Hypothek dem Gläubiger keine genügende Sicherheit 
gewährte und er die Möglichkeit haben wollte, ſich auf an⸗ 
dere Weiſe, als aus der Hypothek, befriedigt zu machen. 
Der Selbſtſchuldnerbürge einer Hypothekenforderung iſt nicht 
Hypothekenſchuldner, ſondern Darlehens⸗, Kaufpreis⸗ uſw. 
Schuldner, je nach dem der Hypothek zugrund liegenden 
Rechtsgeſchäft. Die akzeſſoriſche Natur der Bürgſchaft hat 
hieher keine Bedeutung?). Auch die Beſtimmung des $ 768 
Abſ. 1 Satz 1 BGB. kommt nicht in Betracht, denn die dem 
Hypothekenſchuldner gewährte Möglichkeit, um Beſtimmung 
einer Zahlungsfriſt nachzuſuchen, iſt keine Einrede; für die 
Nichtanwendbarkeit der VO. vom 22. Dezember 1914/20. Mai 
1915 auf einen Fall der vorliegenden Art ſpricht die Vor: 
ſchrift des zweiten Satzes des $ 768 Abſ. 1 BGB. und der ihr 
zugrund liegende Gedanke ). 

Hienach war die Beſtimmung einer längeren als einer 
dreimonatigen Zahlungsfriſt unzuläſſig. 

Beſchluß des III. Zivilſenats vom 4. Januar 1916 in 

S. Bühler g. Epple W. 247/1915. 


1) S. Güthe-Schlegelberger, Kriegsbuch S. 296. 

2) Vgl. über deren rechtliche Folgen Staudinger, Komm. zum 
BGB. 7./8. Aufl. Anm. 6 zu § 765. 

3) S. Staudinger a. a. O. Anm, 3 Abſ. 1 zu 8 768. 
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41. 


Freigabe des Haunſes des Gemeinſchuldners aus der 
Konkursmaſſe ohne die Mietzinſen. ö 


Der klagende Konkursverwalter hat das mit Hypothe⸗ 
ken überlaſtete Haus des Gemeinſchuldners in St. durch 
ſchriftliche Mitteilung an den Gemeinſchuldner vom 27. Febr. 
1913 aus der Konkursmaſſe freigegeben und zugleich die Lö— 
ſchung des Konkursvermerks im Grundbuch herbeigeführt. 
Er hat aber in der Mitteilung an den Gemeinſchuldner be- 
merkt, daß die Mietzinſen nach wie vor in die Konkursmaſſe 
fallen. Nachdem eine Zwangsverwaltung, die im März 1913 
auf Antrag einer Hypothekengläubigerin angeordnet worden 
war, am 21. September 1914 infolge Zurücknahme des An⸗ 
trags wieder aufgehoben worden war, hat der Zwangsver⸗ 
walter zufolge einer von dem Bekl. erwirkten Anordnung des 
Amtsgerichts St. die Mietzinsüberſchüſſe aus der Zwangs⸗ 
verwaltung bei der Hinterlegungsſtelle des genannten Ge⸗ 
richts hinterlegt. Der Bekl. nimmt den hinterlegten Betrag 
für ſich in Anſpruch, weil ihm der Gemeinſchuldner am 
15. Juli 1914 ſämtliche Mietzinsforderungen aus dem Haus 
abgetreten hat, damit er die Zinſen der 1. und 2. Hypothek 
und die öffentlichen Laſten bezahle und den Reſt auf ſeine 
eigene Hypothek verrechne. Außerdem hat ihm der Gemein⸗ 
ſchuldner am 5. Auguſt 1914 eine Generalvollmacht unter 
Ausſchluß der Beſchränkungen des $ 181 BGB. erteilt, auf 
Grund deren der Bekl. am 24. September 1914 die Miet⸗ 
zinsüberſchüſſe aus der Zwangsverwaltung zugunſten ge— 
wiſſer Forderungen gegen den Gemeinſchuldner an ſich ſelbſt 
urkundlich abgetreten hat. 

Der Klr. hat mit der Klage von dem Bekl. die Ein⸗ 
willigung in die Ausfolgung der hinterlegten Mietzinsüber⸗ 
ſchüſſe an den Klr. verlangt und hat in erſter Inſtanz ob⸗ 
geſiegt. Die gegen dieſes Urteil von dem Bekl. eingelegte 
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Berufung iſt von dem Oberlandesgericht zurückgewieſen wor⸗ 
den aus folgenden 
Gründen: 

Der klagende Konkursverwalter hat im een 1913 
das Grundſtück des Gemeinſchuldners aus der Konkursmaſſe 
freigegeben, dabei aber erklärt, daß die Mietzinſen nach wie 
vor in die Konkursmaſſe fallen. Damit hat er nicht bloß 
einer Rechtsauffaſſung Ausdruck gegeben, ſondern den Willen 
erklärt, daß die Mietzins forderungen der Konkursmaſſe ver⸗ 
bleiben ſollen. Die rechtliche Zuläſſigkeit, die Mietzinsfor⸗ 
derungen ohne das Grundſtück ſelbſt zur Konkursmaſſe zu 
ziehen, iſt nicht zu beanſtanden. Nach $ 1 KO. beſteht die 
Konkursmaſſe aus dem geſamten, einer Zwangsvollſtreckung 
unterliegenden Vermögen des Gemeinſchuldners zur Zeit der 
Konkurseröffnung. Die Mietzins forderungen aus einem 
Grundſtück unterliegen nun zwar als zum Hypothekenverband 
gehörige Nutzungen des Grundſtücks der Zwangsverwaltung, 
durch welche dem Schuldner die Verwaltung und Benützung 
entzogen wird (ZPO. § 865 Abi. 1; ZUG. SS 148, 21 
Abſ. 2). Zugleich aber find fie ſelbſtändige Forderungs⸗ 
rechte und als ſolche ſind ſie, ſolange ſie nicht im Wege der 
Zwangsverwaltung beſchlagnahmt ſind, Gegenſtand der For⸗ 
derungspfändung, die unbeſchadet der Verwaltung des Grund⸗ 
ſtücks durch den Schuldner erfolgt (ZPO. § 865 Abf. 2). 
Auch in ihrer letzteren Eigenſchaft gehören die Mietzins⸗ 
forderungen zur Konkursmaſſe und es iſt nicht einzuſehen, 
weshalb der Konkursverwalter ſie nicht als Objekte der Mo⸗ 
biliarpfändung ſollte zur Maſſe ziehen können, auch wenn er 
das Grundſtück ſelbſt freigegeben und damit die Verfügung 
über dieſes und deſſen Verwaltung dem Gemeinſchuldner 
endgültig überlaſſen hat. Wollte man dies verneinen, ſo 
wäre der Konkursverwalter im Falle der Ueberlaſtung des 
Grundſtücks, wo ſich regelmäßig auch die Zwangsverwaltung 
für die Maſſe nicht lohnt, vor die Alternative geſtellt, ent⸗ 
weder die Mietzinſen dem Gemeinſchuldner zur beliebigen 
Verwendung zu überlaſſen oder aber das Grundſtück trotz 
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ſeiner Unverwertbarkeit für die Maſſe wenigſtens inſolange 
zu dieſer zu ziehen und ſich mit deſſen Beſitz und Verwal⸗ 
tung zu beſchweren, bis er die Mietzinſen eingezogen oder 
die Mietzins forderungen ſonſtwie verwertet hat. Beides kann 
nicht in der Abſicht des Geſetzes liegen. Die Rückſicht auf 
die Realgläubiger verbietet das von dem Konkursverwalter 
eingeſchlagene Verfahren nicht. Es iſt nicht richtig, daß der 
Konkursverwalter die Anſprüche der Realgläubiger von Amts 
wegen zu berückſichtigen hat, und wenn er es zu tun hätte, 
ſo dürfte er erſt recht nicht die Verfügung über die Miet⸗ 
zinſen während des Konkurſes dem Gemeinſchuldner über⸗ 
laſſen. In Wirklichkeit aber erlangen die Realgläubiger ein 
unentziehbares Recht auf Befriedigung aus den Mietzinſen 
erſt durch deren förmliche Beſchlagnahme (BGB. § 1124 
Abſ. 1). Solange dieſe nicht ausgebracht iſt, kann, wie 
außerhalb des Konkurſes der Gemeinſchuldner, ſo während 
des Konkurſes der Verwalter im Rahmen des § 1124 Abi. 2 
BGB. (jetzt abgeändert durch das RGeſ. vom 8. Juni 1915 
Art. 2 IV) über die Mietzinſen durch Einziehung oder in 
anderer Weiſe verfügen. Ob der Konkursverwalter die Miet⸗ 
zinsforderungen mit oder ohne das Grundſtück ſelbſt zur 
Konkursmaſſe gezogen hat, begründet dabei keinen Unterſchied 
und berührt die Rechte der Realgläubiger nicht. Dieſe haben 
es im einen wie im andern Falle jederzeit in der Hand, ihren 
Anſpruch auf abgeſonderte Befriedigung aus den Mietzinſen 
durch Erwirkung der Beſchlagnahme zur Geltung zu bringen. 
Gibt der Konkursverwalter das Grundſtück unter Vorbehalt 
der Mietzinſen frei, ſo bleibt die Verfügungsbefugnis hin⸗ 
ſichtlich der letzteren beim Verwalter, während über das 
Grundſtück ſelbſt fortan der Gemeinſchuldner verfügen kann. 
Eine ſolche Trennung der Verfügungsbefugniſſe hat an ſich 
nichts auf ſich; ſie kommt auch ſonſt innerhalb wie außer⸗ 
halb des Konkurſes vor, z. B. wenn derjenige, der in beiden 
Richtungen verfügungsberechtigt iſt, die Mietzinsforderungen 
ohne das Grundſtück oder dieſes ohne die Forderungen ver⸗ 
äußert. Allerdings kann der Gemeinſchuldner, dem die Ver⸗ 
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fügung über das Grundſtück zuſteht, dieſes noch während des 
Konkurſes veräußern und dadurch bewirken, daß die Miet⸗ 
zinſen vom Uebergang des Eigentums auf den Erwerber an 
der Konkursmaſſe entzogen werden (BGB. $ 571 Abſ. 1). 
Dies kann nach Umſtänden die Maßregel des Konkursver⸗ 
walters, die Mietzinsforderungen ohne das Grundſtück zur 
Maſſe zu ziehen, als unzweckmäßig erſcheinen laſſen; aber 
ihrer rechtlichen Zuläſſigkeit ſteht es nicht entgegen. Die 
Rechtsſtellung derjenigen Perſonen, deren Schutz durch die 
§§ 573 ff. BGB. bezweckt iſt, wird dadurch, daß der Kon⸗ 
kursverwalter die Mietzinſen der Maſſe vorbehält, nicht be⸗ 
einträchtigt. Etwaige Vorausverfügungen des Verwalters 
über die Mietzinſen ſind, da der Verwalter ſein Verfügungs⸗ 
recht vom Gemeinſchuldner ableitet, für den Fall der Ver⸗ 
äußerung des Grundſtücks durch letzteren nicht mehr und 
nicht minder wirkſam, als wenn ſie bei Freigabe auch der 
Mietzinsforderungen vom Gemeinſchuldner vorgenommen wer⸗ 
den. Entſprechendes gilt für den Fall, daß das Grundſtück 
beim Gemeinſchuldner im Wege der Zwangsverſteigerung 
veräußert wird (ZwVG. früher § 57, jetzt 88 5757 b). 
Ein Bedenken gegen die Zuläſſigkeit der von dem klagenden 
Konkursverwalter vorgenommenen Maßregel läßt ſich auch 
daraus nicht herleiten, daß der Gemeinſchuldner, obwohl hin⸗ 
ſichtlich des Grundſtücks ſelbſt verfügungsberechtigt, doch über 
die Mietzinſen mit Wirkung gegenüber den Konkursgläubi⸗ 
gern nicht verfügen kann. So iſt insbeſondere die Abtre⸗ 
tung der Mietzinsforderungen durch ihn der Maſſe gegen- 
über unwirkſam und der Mieter, der nach der Konkurseröff⸗ 
nung die Miete an den Gemeinſchuldner zahlt, iſt nur nach 
Maßgabe des § 8 KO. geſchützt. Allein es iſt nicht zu viel ver⸗ 
langt, wenn demjenigen, der ſich nach der Konkurseröffnung 
mit dem Gemeinſchuldner in ein Rechtsgeſchäft über die 
Mietzinſen einlaſſen, insbeſondere auch dem Mieter, der die 
Miete an ihn zahlen will, zugemutet wird, ſich vorher dar⸗ 
über zu vergewiſſern, daß der Konkursverwalter mit dem 
Grundſtück auch die Mietzinsforderungen aus der Maſſe 
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freigegeben hat. Auch die Berufung des Bekl. auf § 21 KO. 
greift nicht durch. Es iſt zwar richtig, daß mit der Freigabe 
des Grundſtücks aus der Konkursmaſſe das Recht des Ver⸗ 
walters, über das Grundſtück zu verfügen und es zu ver⸗ 
walten, in Wegfall kommt und daß fortan auch die Miet⸗ 
verträge über das Grundſtück die Konkursmaſſe nicht mehr 
berühren. Aber dies hindert nicht, daß der Verwalter die 
Mietzins forderungen in ihrer Eigenſchaft als ſelbſtändige 
Forderungsrechte für die Maſſe in Anſpruch nimmt, wie ſie 
ja auch außerhalb des Konkurſes der einzelne Gläubiger un⸗ 
beſchadet der übrigen Rechte und Pflichten des Vermieters 
aus den Mietverträgen pfänden laſſen kann. Der Umſtand, 
daß mit der Freigabe des Grundſtücks der Gemeinſchuldner 
in die Lage kommt, ſei es durch Kündigung der Mietver⸗ 
träge, ſei es durch Vernachläſſigung ſeiner Vermieterpflichten 
auf den Beſtand der Mietzins forderungen auch während des 
Konkurſes nachteilig einzuwirken, kann, wie ſeine Befugnis, 
das Grundſtück zu veräußern, die Zweckmäßigkeit der Maß- 
regel, die Mietzinſen ohne das Grundſtück zur Maſſe zu 
ziehen, nicht aber deren rechtliche Zuläſſigkeit in Frage ſtellen. 
Was endlich die Löſchung des Konkursvermerks im Grund— 
buch anbelangt, fo iſt fie für die hier zur Entſcheidung ſte⸗ 
hende Frage ohne Belang. Maßgebend für den Umfang einer 
Freigabe aus der Konkursmaſſe iſt nicht die Löſchung des 
Konkursvermerks, ſondern der Inhalt der Freigabeerklärung 
des Verwalters gegenüber dem Gemeinſchuldner. Die Ein⸗ 
tragung des Konkursvermerks bezweckt, Verfügungen des Ge- 
meinſchuldners über dingliche Rechte am Grundſtück zugun⸗ 
ſten gutgläubiger Erwerber nach der Konkurseröffnung hint— 
anzuhalten (KO. 8 7 Abi. 1 Halbſatz 2; BGB. § 892, 893). 
Für die Frage, ob der Gemeinſchuldner nach der Konkurs: 
eröffnung über die Mietzinsforderungen aus einem Grund— 
ſtück wirkſam verfügen kann oder nicht, iſt die Eintragung 
und die Löſchung des Konkursvermerks im Grundbuch ohne 
Bedeutung. 

Nach dem Ausgeführten ſteht der Anſpruch auf die 
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Mietzinſen, ſoweit ſie nicht infolge der angeordnet geweſenen 
Zwangsverwaltung für die Realgläubiger zu verwenden wa⸗ 
ren, der Konkursmaſſe zu. Die Abtretung der Mietzinsfor⸗ 
derungen durch den Gemeinſchuldner an den Bekl. im Juli 
1914, wie auch die Abtretung des Anſpruchs auf die Ueber⸗ 
ſchüſſe aus der Zwangsverwaltung, die der Bekl. auf Grund 
der Generalvollmacht des Gemeinſchuldners im September 
1914 an ſich ſelbſt vorgenommen hat, war ſomit gemäß 87 
Abſ. 1 KO. den Konkursgläubigern gegenüber unwirkſam. 
Da demnach die Zivilkammer die hinterlegten Mietzinsüber⸗ 
ſchüſſe dem klagenden Konkursverwalter mit Recht zugeſpro⸗ 
chen hat, ſo war die Berufung des Bekl. als unbegründet 
zurückzuweiſen. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 10. Dezember 1915 in S. 

L. g. J. U.⸗Nr. 437/1915. 


42. 


Einzug der zur KRonkursmaſſe gehörigen Mietzinſen 
durch einen ſchlechtglänbigen Britten. 


Der klagende Konkursverwalter hat ein Haus des Ge⸗ 
meinſchuldners, das mit Hypotheken überlaſtet iſt, durch 
ſchriftliche Erklärung an den Gemeinſchuldner vom 27. Febr. 
1913 aus der Konkursmaſſe freigegeben mit dem Vorbehalt, 
daß die Mietzinſen nach wie vor in die Konkursmaſſe fallen. 
Im Oktober 1914 hat der Bekl., dem der Gemeinſchuldner 
am 15. Juli 1914 die Mietzinsforderungen aus dem Haus 
abgetreten und überdies am 5. Auguſt 1914 Generalvoll⸗ 
macht erteilt hatte, ſich die auf 1. Oktober 1914 von den 
Mietern an die Hausverwalters ehefrau H. gezahlten Miet⸗ 
zinſen aushändigen laſſen. Er will das Geld zur Zahlung 
von Hypothekenzinſen und anderen, aus der Verwaltung des 
Hauſes für den Gemeinſchuldner entſtandenen Schulden ver⸗ 
wendet haben. Der Konkursverwalter hat den Bekl. auf 
Zahlung des Betrags der eingenommenen Mietzinſen nebſt 
Zins belangt und hat die Klage auf Eigentum an dem ein⸗ 


A. in Civilſachen. 303 


gegangenen Geld, auf argliſtige Täuſchung der Frau H. durch 
den Bekl. und auf ungerechtfertigte Bereicherung des letzteren 
geſtützt. Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Auf 
die Berufung des Konkursverwalters iſt das Urteil des Land⸗ 
gerichts geändert und der Bekl. nach dem Klagantrag ver⸗ 
urteilt worden aus folgenden 

Gründen: 

Wie der erkennende Senat in dem Urteil vom 10. De⸗ 
zember 1915 in der Rechtsſache der Parteien U. 437/1915 
mit eingehender Begründung dargelegt hat, hatte die vom 
Konkursverwalter dem Gemeinſchuldner gegenüber am 27. Fe⸗ 
bruar 1913 abgegebene Erklärung, daß er das Haus aus der 
Konkursmaſſe freigebe, die Mietzinſen aber nach wie vor in 
die Konkursmaſſe fallen, die Wirkung, daß die Mietzinsfor⸗ 
derungen der Maſſe verblieben ſind. Hieran ändert nichts, 
daß der Verwalter den Konkursvermerk im Grundbuch am 
28. Februar 1913 und, nachdem er ihn im November 1913 
nochmals hatte eintragen laſſen, wiederholt am 22. Septem⸗ 
ber 1914 ohne Vorbehalt hat löſchen laſſen und daß er die 
letztere Löſchung dem Bekl. mit Schreiben vom 1. Auguſt 1914 
angekündigt hat. Die Eintragung oder Löſchung des Kon⸗ 
kursvermerks berührt die Rechte der Maſſe an den Miet⸗ 
zinsforderungen überhaupt nicht. Durch die Anordnung der 
Zwangsverwaltung auf Antrag einer Hypothekengläubigerin 
war zwar dem Konkursverwalter die Verfügung über die 
Mietzinſen entzogen worden; mit der Aufhebung der Zwangs- 
verwaltung wegen Zurücknahme des Antrags am 21. Sep⸗ 
tember 1914 trat aber das Verfügungsrecht des Verwalters 
wieder unbeſchränkt in Kraft. Daraus folgt, daß die Ab⸗ 
tretung der Mietzinsforderungen an den Bekl. am 15. Juli 
1914 der Konkursmaſſe gegenüber unwirkſam war und daß 
die am 1. Oktober 1914 fällig gewordenen Mietzinsforde⸗ 
rungen der Konkursmaſſe zuſtanden. 

Dieſe Mietzinſen im Betrag von M. 1071.65, deren 
Erſatz durch den Bekl. jetzt gefordert wird, ſind von der 
Zeugin H., der Ehefrau des Hausverwalters des Gemein⸗ 
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ſchuldners, bei Verfall eingezogen worden, nachdem der Kon⸗ 
kursverwalter die Zeugin einige Tage zuvor mit dem Ein⸗ 
zug für ihn beauftragt hatte. Es iſt daher davon auszu⸗ 
gehen, daß die Frau H. das Geld im Auftrag und in Ver⸗ 
tretung des Konkursverwalters eingezogen und, da die Mieter 
an den ihnen unbekannten Berechtigten zahlen wollten, für 
die Konkursmaſſe erworben hat. Aber auch wenn ſie, weil 
ihr der frühere Zwangsverwalter erklärt hatte, die Miet⸗ 
zinſen werde der Bekl. bekommen, ſie ſolle ſie dem geben, der 
einen gerichtlichen Ausweis bringe, das Geld für denjenigen 
erwerben wollte, der zum Einzug berechtigt ſei, ſind die 
Mietzinſen, weil dies die Konkursmaſſe war, in dieſe gekom⸗ 
men. Das eingezogene Geld war alſo in den Händen der 
Frau H. zwar Eigentum des Gemeinſchuldners, aber ſolches, 
an dem nicht ihm, ſondern dem Konkursverwalter das Ver⸗ 
fügungsrecht zuſtand. Die Forderungen gegenüber den Mie⸗ 
tern waren erloſchen. | 
In der Folge hat die Frau H. das Geld nicht an den 
Konkursverwalter, ſondern an den Bell. abgeliefert. Die An⸗ 
nahme, daß hiedurch der Bekl. Eigentümer des Geldes ge⸗ 
worden ſei, iſt unmöglich. Die H.ſchen Eheleute hatten zwar 
als die Hausverwalter des Gemeinſchuldners Vollmacht zum 
Einzug der Mietzinſen, nicht aber zur Verfügung über das 
eingezogene Geld. Es konnte ihnen daher gar nicht in den 
Sinn kommen, dem Bekl. das Eigentum an dem Geld ver⸗ 
ſchaffen zu wollen; ſie wollten lediglich ihrer Verpflichtung 
genügen, es an den Berechtigten tatſächlich herauszugeben. 
Selbſt wenn übrigens die Frau H. hätte in Vertretung des 
Gemeinſchuldners den Bekl. zum Eigentümer des Geldes 
machen wollen, ſo wäre ihre Verfügung einer ſolchen des 
Gemeinſchuldners ſelbſt gleich und daher für unwirkſam zu 
erachten. Ein Gemeinſchuldner kann an Geld, das zur Kon⸗ 
kursmaſſe gehört, ſelbſt einem gutgläubigen Erwerber mit 
Wirkung gegenüber den Konkursgläubigern kein Eigentum 
verſchaffen, da die Vorſchrift des §7 Abſ. 1 2. Halbſatz KO. 
(anders als § 135 Abſ. 2 BGB.) auf bewegliche Sachen 
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keine Anwendung findet!). Hat hienach das Geld durch die 
Ablieferung an den Bekl. nicht aufgehört, Maſſebeſtandteil 
zu ſein, ſo hätte es der Verwalter, ſolange es ſich unver⸗ 
miſcht im Beſitz des Bekl. befand, gemäß § 985 BGB. auf 
Grund Eigentums herausverlangen können. Nachdem ſich 
der Bekl. durch Verausgabung des Geldes außerſtande ge⸗ 
ſetzt hat, es an die Maſſe herauszugeben, haftet er ihr nach 
den §8 990 Abſ. 1 S. 1, 989 BGB. auf Schadenserſatz, 
wenn er beim Erwerb des Beſitzes nicht in gutem Glauben 
war?). Dem Bekl. fehlte der gute Glaube, wenn er wußte 
oder infolge grober Fahrläſſigkeit nicht wußte, daß das Geld 
zur Maſſe gehörte und er daher ihr gegenüber nicht zum 
Beſitz berechtigt war: BGB. § 932 Abſ. 2. Dies muß im 
Gegenſatz zum Landgericht bejaht werden. Der Bekl. wußte 
nicht bloß um die Konkurseröffnung, ſondern es war ihm 
auch bekannt, daß der Konkursverwalter das Haus nur unter 
Vorbehalt der Mietzinſen freigegeben und die Zivilkammer 
den Vorbehalt für zuläſſig erklärt hatte; auch hatte er, als 
er die Frau H. um Ablieferung des Geldes anging, von 
dieſer erfahren, daß der Konkursverwalter die Mietzinſen 
auf 1. Oktober wieder für die Maſſe in Anſpruch nahm und 
die Frau H. mit dem Einzug für die Maſſe beauftragt hatte. 
Wenn nun auch ſeit der Vorbehaltserklärung des Verwalters 
die wiederholte Eintragung und Löſchung des Konkursver⸗ 
merks und die Anordnung und Wiederaufhebung der Zwangs⸗ 
verwaltung ſtattgefunden und der Verwalter dem Bekl. jene 
Löſchung angekündigt hatte, ſo kann doch der Bekl. bei 
der Entgegennahme des Geldes nicht der Ueberzeugung ge⸗ 
weſen ſein, daß dieſes konkursfreies Eigentum des Gemein⸗ 
ſchuldners ſei. War er aber, wie auch das Landgericht an⸗ 
zunehmen ſcheint, darüber im Zweifel, ſo hat er auf die Ge⸗ 
fahr hin, daß ſein Zweifel berechtigt ſei, das Geld an ſich 
genommen und ſpäter ausgegeben. Zum mindeſten hat er 
dabei in grob fahrläſſiger Unkenntnis über die Maſſezuge⸗ 

) Jäger, KO. 3 und 4. Aufl. § 7 Anm. 16, 31, 32. 

1) Bol. Jäger, KO. 8 7 Anm. 18. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVII. 3. 21 
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hörigkeit des Geldes gehandelt. Er hätte ſich bei Aufwen⸗ 
dung auch nur der allergeringſten Sorgfalt ſagen müſſen, 
daß das Geld zur Maſſe gehören könne, und hätte nicht, 
ohne ſich darüber mit dem Konkursverwalter auseinanderge⸗ 
ſetzt oder ſich ſonſt Gewißheit verſchafft zu haben, das Geld 
ſich ausfolgen laſſen und darüber verfügen dürfen. Hat hie⸗ 
nach der Bekl. den Beſitz ſchlechtgläubig erworben und bei 
Fortdauer des ſchlechten Glaubens über das Geld verfügt, 
ſo muß er die Konkursmaſſe ſchadlos halten und ihr zu die⸗ 
ſem Zweck den ganzen Betrag von M. 1071.65 gemäß § 251 
Abſ. 1 BGB. erſetzen, ohne daß es auf die Frage, ob der 
Bekl. bereichert iſt, ankäme. Anhaltspunkte dafür, daß der 
Schaden der Konkursmaſſe den genannten Betrag nicht er⸗ 
reiche, liegen nicht vor; auch ſind vom Bekl. keine Einwen⸗ 
dungen in dieſer Richtung erhoben. Insbeſondere könnte, 
wenn der Bekl. das eingenommene Geld oder einen Teil 
davon zur Zahlung von Hypothekenzinſen verwendet haben 
ſollte, dieſer Umſtand nicht zu einer Minderung des Scha⸗ 
dens der Konkursmaſſe führen. Denn der Konkursverwalter 
hätte das Geld dazu nicht zu verwenden gehabt, da an ein⸗ 
gezogenen Mietzinſen den Hypothekengläubigern keine Rechte 
zuſtehen: BGB. S 1124 Abſ. 1 S. 1. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 28. Januar 1916 in ©. 

J. g. L. U. ⸗Nr. 523/1915. 


43. 


Koſtentragungspflicht des verurteilten Beklagten trotz 
Geſchüftsaufficht. 


Der Klägerin ſtanden ſeit 18. November und 8. Dezem⸗ 
ber 1914 zwei fällige Kaufpreisforderungen gegen die Bekl. 
zu. Zahlungsaufforderungen waren erfolglos. Am 6. April 
1915 wurde die Bekl. unter Geſchäftsaufſicht geſtellt. Die 
Aufſichtsperſon verſprach den Gläubigern ratenweiſe und 
verhältnismäßige Befriedigung je nach dem Eingang der 
Ausſtände und verſchaffte der Klrin. auf Verlangen eine, 
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von dem Geſchäftsführer der Bekl. unterzeichnete notariell 
beglaubigte Schuldurkunde, lehnte dagegen die Ausſtellung 
einer Urkunde, in der die Bekl. ſich der ſofortigen Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterwerfe, ab, weil die Ausſtellung einer ſol⸗ 
chen Urkunde einer einſeitigen Befriedigung der Klrin. gleich⸗ 
käme. In der Folge erwirkte die Klrin. wegen ihrer Kauf⸗ 
preisforderungen nebſt Zins gegen die Bekl. einen Zahlungs⸗ 
befehl; die Bekl. erhob Widerſpruch. In der mündlichen 
Verhandlung vor der Kammer für Handelsſachen, an die der 
Rechtsſtreit verwieſen wurde, erkannte die Bekl. den einge⸗ 
klagten Anſpruch unter Verwahrung gegen ihre Verurteilung 
zur Koſtentragung ſofort an. Die Bekl. wurde zur Bezah⸗ 
lung von Hauptſumme und Zinſen, aber auch zur Tragung 
der Koſten des Rechtsſtreits einſchließlich derjenigen des 
vorangegangenen Mahnverfahrens verurteilt. Die Berufung 
der Bekl. gegen dieſes Urteil wurde zurückgewieſen aus fol⸗ 
genden 
Gründen: | 

Die auf den Koſtenpunkt beſchränkte Berufung ift zu⸗ 
läſſig, weil die daneben ausgeſprochene Verurteilung der 
Bekl. in der Hauptſache auf Grund Anerkenntniſſes der Bekl. 
erfolgt iſt — § 99 Abſ. 2 ZPO. —. Die Verordnung des 
Bundesrats zur Entlaſtung der Gerichte vom 9. September 
1915 ſteht der Zuläſſigkeit der Berufung nicht im Weg, weil 
der Betrag der Koſten I. Inſtanz, der den Streitgegenſtand 
für die Berufung bildet, die Summe von 50 M. überſteigt. 

Die Anordnung der Geſchäftsaufſicht über die Bekl. hin⸗ 
derte die Klrin. nicht, ihre Forderung gegen die Bekl. ge⸗ 
richtlich geltend zu machen. Dies ergibt ſich aus § 5 der 
Verordnung des Bundesrats betr. die Anordnung einer Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht zur Abwendung eines Konkursverfahrens vom 
8. Auguſt 1914 (RGeſBl. S. 363), wonach während der 
Dauer der Geſchäftsaufſicht nur die Eröffnung des Konkurs⸗ 
verfahrens in das Vermögen des Schuldners unſtatthaft iſt 
und wonach Arreſte und Zwangsvollſtreckungen in das Ver⸗ 
mögen des Schuldners während beſtehender Geſchäftsaufſicht 

21 * 
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zwar zugunſten der von dem Verfahren nicht betroffenen, in 
89 der BWO. genannten Gläubiger ftattfinden, im übrigen 
aber unzuläſſig ſind. Hätte die genannte BVO. auch die 
Erhebung und Durchführung von Klagen gegen die unter 
Geſchäftsaufſicht ſtehenden Schuldner für unzuläſſig erklären 
wollen, ſo hätte ſie dies ausdrücklich beſtimmen müſſen, was 
nicht geſchehen iſt. 

Eine andere Frage iſt, ob ſich ein unter Geſchäftsauf⸗ 
ſicht ſtehender Schuldner, wenn er den gegen ihn eingeklag⸗ 
ten Anſpruch ſeines Gläubigers ſofort anerkennt, gegen ſeine 
Verpflichtung zur Tragung der Prozeßkoſten darauf berufen 
kann, daß er durch die beſtehende Geſchäftsaufſicht an der 
Bezahlung der eingeklagten Forderung gehindert geweſen ſei 
und deshalb durch die Nichtbezahlung ſeinem Gläubiger keine 
Veranlaſſung zur Klagerhebung im Sinn des § 93 ZPO. 
gegeben habe. 

Dieſe Frage iſt beſtritten; ſie wird z. B. verneint in 
den Entſcheidungen des OLG. Frankfurt a. M. vom 14. Ok⸗ 
tober 19151) und des OLG. Breslau vom 6. November 
19155), dagegen von dem OLG. Dresden in einer Entſchei⸗ 
dung vom 28. Oktober 19155) bejaht, während nach einem 
Urteil des OLG. Dresden vom 14. Oktober 1915 ihre Ent⸗ 
ſcheidung von der Lage des einzelnen Falls abhängen ſoll. 

Der Senat ſchließt ſich der letzten Anſicht an. Denn es 
iſt nicht zu verkennen, daß es Fälle gibt, in denen es un⸗ 
billig wäre und gegen den Sinn der genannten BWO. ver⸗ 
ſtoßen würde, wenn dem bekl. Schuldner trotz ſeines ſofor⸗ 
tigen Anerkenntniſſes die Koſten einer gegen ihn während 
der Dauer der Geſchäftsaufſicht erhobenen Klage auferlegt 
würden. Wenn z. B. die eingeklagte Forderung erſt wäh⸗ 
rend des Beſtehens der Geſchäftsaufſicht fällig geworden iſt 
und die Aufſichtsperſon dem Schuldner die in $ 7 Abſ. 2 


1) Recht 1915 S. 623. 

2) JW. 1915 S. 1452. 

) ROLG. Bd. 31 S. 389. 
) JW. S. 1377. 
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der BVO. geforderte Zuſtimmung zur Befriedigung dieſer 
Forderung verſagt hat, ſo wird der Schuldner, wenn der 
Gläubiger hierauf ſofort zur Klagerhebung geſchritten iſt, mit 
Recht geltend machen können, daß er zur Klagerhebung keine 
Veranlaſſung gegeben habe. Zwar wäre der Schuldner auch 
in einem ſolchen Fall rechtlich in der Lage, die Forderung 
ſeines Gläubigers zu befriedigen, da ſeine Handlungsfähig⸗ 
keit nach außen hin durch die Geſchäftsaufſicht nicht beſchränkt 
wird. Eine ſolche Befriedigung des Gläubigers gegen den 
Willen der Aufſichtsperſon würde aber eine Zuwiderhand⸗ 
lung des Schuldners gegen § 7 Abſ. 2 der BVO. bedeuten 
und der Schuldner würde ſich hiedurch nach 8 10 der BVO. 
der Gefahr der Aufhebung der Geſchäftsaufſicht ausſetzen. 
Dies kann von ihm nicht verlangt werden. 

Ganz anders verhält ſich die Sache in dem vorliegenden 
Fall. Hier hat die Bekl. der Klein. ſchon dadurch Veran⸗ 
laſſung zur Klage gegeben, daß ſie die vor Anordnung der 
Geſchäftsaufſicht fällig gewordenen Forderungen der Klrin., 
an deren Bezahlung ſie von der Klrin. überdies gemahnt 
worden war, nicht bezahlt hat, ehe es überhaupt zur An⸗ 
ordnung der Geſchäftsaufſicht gegen ſie kam. 

Aber auch abgeſehen hievon hat die Bekl. der Klrin. 
dadurch Veranlaſſung zur Klage gegeben, daß ſie die ihr 
angeſonnene Ausſtellung einer vollſtreckbaren Urkunde über 
die eingeklagten Forderungen durch den für ſie handelnden 
Bücherreviſor G. ablehnen ließ, obgleich ihr die Klrin. da⸗ 
durch entgegen kam, daß ſie das vollſtreckbare Schuldaner⸗ 
kenntnis außer für die Hauptſumme nur bezüglich Zinſen 
vom 24. März 1915 an verlangte, während ſie Zinſen nach 
§ 353 HGB. ſchon vom 18. November bzw. 8. Dezember 
1914 an, als den Verfalltagen der beiden Poſten, aus de⸗ 
nen ſich ihre Forderung zuſammenſetzte, hätte beanſpruchen 
können. 

Die der Bekl. durch die Ausſtellung der vollſtreckbaren 
Urkunde entſtandenen Koſten wären durch den ihr von der 
Klrin. angebotenen Nachlaß an den Zinſen annähernd aus⸗ 


310 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


geglichen worden; auch hätte die Bekl. die vollſtreckbare Ur⸗ 
kunde ohne Zuſtimmung ihrer Aufſichtsperſon ausſtellen kön⸗ 
nen, ohne deshalb die Aufhebung der Geſchäftsaufſicht ge⸗ 
wärtigen zu müſſen; denn die Ausſtellung der verlangten 
Urkunde hätte weder die Bedeutung der Eingehung einer 
(neuen) Verbindlichkeit gehabt, noch wäre hiedurch die kläg. 
Forderung befriedigt oder ſichergeſtellt worden. Die Bekl. 
konnte als Grund dafür, warum ſie die Ausſtellung der Ur⸗ 
kunde unterlaſſen habe, außer der Weigerung ihrer Aufſichts⸗ 
perſon nur angeben, daß die Klein. durch die Ausſtellung 
der Urkunde vor ihren anderen Gläubigern bevorzugt wor⸗ 
den wäre. Dieſer Grund kann aber nach dem Ausgeführten 
nicht als durchſchlagend anerkannt werden. 

Da die Klrin. von der Bekl. auf gütlichem Weg keinen 
vollſtreckbaren Titel für ihre Forderung erlangen konnte, ſo 
hatte ſie begründete Veranlaſſung, ſich dieſen Titel im Wege 
der Klage zu verſchaffen. Auf den ihr von der Bekl. im 
Lauf des Mahnverfahrens angebotenen Vergleich, nach wel⸗ 
chem die Klrin. die Koſten des Mahnverfahrens hätte über⸗ 
nehmen ſollen, brauchte die Klrin. ſich nicht einzulaſſen, nach⸗ 
dem die Bekl. durch ihr Verhalten das Mahnverfahren ver⸗ 
anlaßt hatte. 

Auf die von der Bekl. gegen ihre Verpflichtung zur 
Tragung der Prozeßkoſten geltend gemachten volkswirtſchaft⸗ 
lichen Bedenken war nicht näher einzugehen; denn dieſe 
treffen jedenfalls auf den vorliegenden Fall nicht zu, weil es 
die Bekl. in der Hand gehabt hätte, die Prozeßkoſten zu ver⸗ 
meiden, wenn ſie ſich zur Ausſtellung der mit verhältnis⸗ 
mäßig geringen Koſten verbundenen vollſtreckbaren Urkunde 
verſtanden hätte. 

Hienach hat das Landgericht der Bekl. mit Recht die 
Prozeßkoſten nach §S 91 Abſ. 1 ZPO. auferlegt. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 4. Februar 1916. in S. 

Schr. g. Fl. U.⸗Nr. 530/1915. 
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44. 


Anwaltskosten des zur Vertretung des Kriegsteil⸗ 
nehmer beſtellten Vertreters. 


Die Klrin. klagte gegen einen Kriegsteilnehmer im 
Wechſelprozeß. Auf ihren Antrag wurde dem Bekl. gemäß 
8 1 der Bekanntmachung vom 14. Januar 1915 ein Ver⸗ 
treter in der Perſon des Rechtsanwalts K. beſtellt. Dieſer 
trat in der mündlichen Verhandlung vor dem Landgericht als 
Prozeßbevollmächtigter des Bekl. auf und erkannte den Klag⸗ 
anſpruch an. Nach dem Antrag der Klrin. wurde der Bekl. 
auf Grund des Anerkenntniſſes zur Hauptſache verurteilt; 
auch wurde er verpflichtet, die Koſten des Rechtsſtreits zu 
tragen. 

Der Bekl. hat im Koſtenpunkt Berufung eingelegt und 
die Zuſcheidung der in I. Inſtanz erwachſenen Koſten des 
Vertreters des Bekl. an die Klrin. verlangt. Die Berufung 
it zurückgewieſen worden aus folgenden 

Gründen: 

Als in der Hauptſache unterlegener Teil hat nach $ 91 
ZPO. der Bekl. die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. Zu 
dieſen Koſten gehören die Koſten, die dadurch entſtanden, 
daß der Bekl. in dem Rechtsſtreit durch einen Rechtsanwalt 
vertreten war. Eine andere Entſcheidung iſt auch auf Grund 
der vom Bekl. angerufenen Vorſchrift des § 3 der Bekannt⸗ 
machung vom 14. Januar 1915 nicht zu treffen. Zwar iſt 
richtig, daß dieſe Vorſchrift für richterliches Ermeſſen, wie 
es das Landgericht nach der Begründung ſeiner Entſcheidung 
anſcheinend angewendet hat, keinen Raum läßt und daß des⸗ 
halb die genannten Koſten der Klrin. trotz ihres Obſiegs in 
der Hauptſache auferlegt werden müßten, wenn ſie beſondere 
Koſten wären, die durch die Beſtellung eines Vertreters ent⸗ 
ſtanden ſind. Dies trifft aber bei den ſtreitigen Koſten nicht 
zu. Denn unter den beſonderen, durch die Beſtellung eines 
Vertreters entſtandenen Koſten im Sinn des $ 3 find nur 
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ſolche Koſten verſtanden, die durch die Beſtellung eines Ver⸗ 
treters zur Wahrnehmung der Rechte des Kriegsteilnehmers 
als ſolche und durch die von dieſem Vertreter entwickelte 
Tätigkeit entſtanden ſind, nicht auch Koſten, die dadurch ent⸗ 
ſtanden ſind, daß der Kriegsteilnehmer, worüber an ſeiner 
Stelle der zur Wahrnehmung ſeiner Rechte beſtellte Vertreter 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu entſcheiden hatte, im Rechts⸗ 
ſtreit durch einen Rechtsanwalt vertreten war. Daß vor⸗ 
liegend zur Wahrnehmung der Rechte des Bekl. ein Rechts⸗ 
anwalt als Vertreter beſtellt war, daß dieſer eine Vertretung 
des Bekl. im Rechtsſtreit für angemeſſen hielt und daß er 
ſelbſt die Vertretung des Bekl. auch in dem unter Anwalts⸗ 
zwang ſtehenden Rechtsſtreit führte, ändert hieran nichts. 
Die gegenteilige, in Rechtſprechung und Wiſſenſchaft übrigens 
nur vereinzelt vertretene Auffaſſung würde zu dem Ergebnis 
führen, daß der Kriegsteilnehmer infolge der Beſtellung eines 
Vertreters günſtiger geſtellt wäre, als wenn er ſelbſt ſeine 
Rechte wahrzunehmen in der Lage wäre. Das will aber das 
Geſetz nicht, ſondern nur den Schutz des Kriegsteilnehmers 
gegen ſolche Nachteile, die ihm daraus entſtehen könnten, 
daß er durch die Kriegsteilnahme an der perſönlichen Wahr⸗ 
nehmung ſeiner Rechte verhindert iſt. 

Hienach erweiſt ſich die nach 8 99 Abſ. 2 ZPO. und beim 
Nichtzutreffen der Vorausſetzungen der VO. vom 9. Sep⸗ 
tember 1915 an ſich zuläſſige Berufung des Bekl. als unbe⸗ 
gründet. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 20. Januar 1916 in S. 

D. g. H. Nr. 494/1915. 


313 


B. in Straffaden. 


41. 


Iſt die Nerfülſchung von Mehlanweiſungen der Schult⸗ 
heißenämter nach SS 267 ff. oder bloß nach § 363 566k. 
ſtrafbar? 


Der Angeſchuldigte, ein Bäckermeiſter in R., OA. W., 
hatte vier Mehlanweiſungen ſeines Schultheißenamts im 
Herbſt 1915 jeweils durch Vorſetzen einer Zahl oder hinten 
Anfügen einer ſolchen an die amtlich im Anweiſungsſchein 
eingeſetzten Zahlen in der Abſicht abgeändert, dadurch mehr 
Mehl beziehen und verkaufen, auch den Anſprüchen ſeiner 
Kundſchaft beſſer entgegenkommen zu können und ſelbſt mehr 
zu verdienen. 

Eine ſolche Anweiſung hatte z. B. wörtlich gelautet: 
„Dem Bäckermeiſter F. in R. ſind gegen Abgabe dieſer An⸗ 
weiſung und gegen Bezahlung ſoweit die Vorräte der Mehl⸗ 
abgabeſtellen reichen, abzugeben 14 kg Weizenauszugsmehl, 
41 kg Brotmehl, 434 kg Roggenmehl. R.... den .. An⸗ 
weiſungsſtelle, Schultheißenamt B.“ Dieſe Mehlanweiſung 
hat der Angeſchuldigte je durch Anhängen der Ziffer 4 an 
die Zahlen 41 und 434 auf 414 kg Brotmehl und 4344 kg 
Roggenmehl abgeändert, ebenſo eine andere auf 42 kg Weizen⸗ 
mehl und 298 kg Roggenmehl lautende Anweiſung durch 
Vorſetzen der Ziffer 4 vor die Zahl 42 und Anfügen der 
Ziffer 4 hinter die Zahl 298 ſo abgeändert, daß die An⸗ 
weiſung zum Einkauf von 442 kg Weizenmehl und 2984 kg 
Roggenmehl lautete; eine dritte Anweiſung auf 39 kg Wei⸗ 
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zenmehl und 255 kg Roggenmehl, ſowie eine vierte auf 
57 kg Weizenmehl und 520 kg Roggenmehl hat er in ähn⸗ 
licher Weiſe auf 439 kg Weizenmehl und 1255 kg Roggen⸗ 
mehl bzw. auf 574 kg Weizen⸗ und 4520 kg Roggenmehl 
abgeändert. Dieſe verfälſchten Mehlanweiſungen hat er kurz 
hernach jeweils einem der vom Kommunalverband im Bezirk 
zugelaſſenen Mehlgroßhändler überbracht, dieſe Händler 
ſeiner Abſicht gemäß über die ihm angewieſenen Mengen 
von Weizen⸗ und Roggenmehl getäuſcht und dadurch veran⸗ 
laßt, ihm annähernd diejenigen Mengen von Mehl zu ver⸗ 
abfolgen, die den von ihm abgeänderten d. h. erhöhten Zah⸗ 
len entſprachen, alſo erheblich mehr als ihm auf Grund der 
ſchultheißenamtlichen Anweiſung zuſtand. Außerdem hatte er 
von ſolchem Weizen⸗ und Roggenmehl, von letzterem erheb⸗ 
liche Mengen an ſeine Kunden ohne Entgegennahme von 
Mehl: und Brotkarten verkauft. 

Entgegen der Anklageſchrift der Staatsanwaltſchaft, in 
der die Eröffnung des Hauptverfahrens vor dem Schwur⸗ 
gericht beantragt war wegen Verbrechens der erſchwerten 
Fälſchung öffentlicher Urkunden in einer Handlung zuſammen⸗ 
treffend mit einem Vergehen des unerlaubten Zuvieleinkaufens 
von Mehl im Sinn der BRVO. vom 28. Juni 1915, ſo⸗ 
wie wegen weiteren Vergehens gegen die angeführte Bundes⸗ 
ratsverordnung, hat die Strafkammer, abgeſehen von den 
zwei letzterwähnten Vergehen, lediglich den Tatbeſtand einer 
Uebertretung im Sinn des § 363 StGB. als gegeben an⸗ 
genommen, im weſentlichen mit folgender Begründung: der 
Angekl. habe nur zum Zweck ſeines beſſeren Fortkommens 
gehandelt und offenſichtlich komme nach Lage der Sache nir⸗ 
gends ein Angriff in ein konkretes Recht Dritter in Frage; 
die gefälſchten Urkunden erſcheinen aber auch als Zeugniſſe, 
deren Ausſtellung unter beſtimmten Verhältniſſen bei Aus⸗ 
übung des Bäckereigewerbes während der Kriegszeit unab⸗ 
hängig von der Willkür der Beteiligten als notwendig vor⸗ 
geſchrieben ſei, mithin als auf Grund beſonderer Vorſchrif⸗ 
ten auszuſtellende Zeugniſſe, wie ſie denn auch zur Legitima⸗ 
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tion des Angekl., wenn auch nicht zum Nachweis über ſeine 
Perſon, ſo doch zum Nachweis über ſeine Berechtigung zum 
Bezug der für ſein Gewerbe notwendigen Mehlmengen be⸗ 
ſtimmt waren, ſonach wenigſtens als eine Art von Legitima⸗ 
tionspapieren erſcheinen. 

Hiegegen hat die Staatsanwaltſchaft die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde gemäß § 209 Abſ. 2 StPO. eingelegt und bei de⸗ 
ren Begründung ſich gegen die letzterwähnte Auffaſſung ge⸗ 
wandt, ſowie dagegen, daß der Angekl. im Sinn des § 363 
StGB. zum Zweck feines beſſeren Fortkommens gehandelt 
habe. Denn keines der in dieſem Paragraphen erwähnten 
Zeugniſſe oder Ausweispapiere ſtehe hier in Frage, unter 
den „auf Grund beſonderer Vorſchriften auszuſtellenden Zeug⸗ 
niſſen“ ſeien nur ſolche über die Perſon des Inhabers und 
deſſen perſönliche ſowie Erwerbs⸗ und Vermögensverhältniſſe zu 
verſtehen, z. B. Geburtsurkunden, Tauf⸗, Impfſcheine, Ver⸗ 
mögenszeugniſſe, nicht aber Beſitzzeugniſſe über Sachen 
(z. B. Rechtmäßigkeit des Beſitzes von Pferden, Holz, Wild⸗ 
pret), Viehurſprungs⸗ oder Geſundheitsatteſte, zollamtliche 
Beſtätigungen, Wandergewerbeſcheine, ebenſowenig eine Er⸗ 
mächtigungsurkunde des Vaters zum Eintritt des Sohnes in 
ein Dienſtverhältnis oder überhaupt Urkunden, in denen kon⸗ 
krete Rechtsverhältniſſe beſcheinigt werden wie Quittungs⸗ 
karten für die Invalidenverſicherung (= Urkunden über die 
amtliche Prüfung und Anerkennung der Verſicherungsver⸗ 
pflichtung oder berechtigung), Stammrollen der Kompagnien 
(= Urkunden zum Beweis von Rechtsanſprüchen des Staats 
und der Mannſchaften); ebenſo können auch die Mehlanwei⸗ 
ſungen des Schultheißenamts nicht als Zeugniſſe i. S. des 
8 363 StGB., ſondern nur als öffentliche Urkunden im Sinn 
des 8 267 StGB. gelten, es handle fich bei ihnen nur um 
Ermächtigungserteilung einerſeits gegenüber dem Angeſchul⸗ 
digten anderſeits gegenüber der Mehlabgabeſtelle der Groß⸗ 
händler, ein ſolcher Ermächtigungsſchein ſei aber kein Zeug⸗ 
nis. Auch ſei Angekl. nicht zum Zweck ſeines beſſeren Fort⸗ 
kommens tätig geweſen, dieſer Zweck ſchließe eine gegen 
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Rechte Dritter gerichtete Abſicht unbedingt aus und indem 
Angeſchuldigter als Verarbeiter von Mehl und Kleinver⸗ 
käufer nur in der ihm von der Mehlanweiſungsſtelle nach 
vorgeſchriebener Berechnung angewieſenen Menge und nur 
gegen Abgabe der (in dem auf den Ausſtellungsmonat fol⸗ 
genden Monat) noch gültigen Anweiſung Mehl beziehen 
durfte, auch die Mehlabgabeſtellen ihm nur gegen die erfor⸗ 
derliche Mehlanweiſung ſowie nur in der angewieſenen Menge 
und nur nach Abgabe der noch gültigen Mehlanweiſung 
Mehl verabfolgen durften, habe er gegen Rechte Dritter, 
jedenfalls des Kommunalverbands und deſſen Unterorgans, 
der Mehlanweiſungsſtelle (Schultheißenamt) gehandelt, den 
Mehlverkehr und ⸗verbrauch den geſetzlichen Beſtimmungen ge⸗ 
mäß zu leiten und in den erforderlichen Schranken zum Zweck 
der Sicherung der Volksernährung zu halten; er habe auch 
darüber hinaus noch den Zweck verfolgt und tatſächlich er⸗ 
reicht, mehr Mehl als er durfte, und dazu noch ohne Mehl⸗ 
und Brotkarten veräußern zu können, ſofern er nur ohne 
ſolche ſo große Mengen Mehl ohne Gefahr veräußern und 
wenn er nicht entdeckt ſein wollte, Mehl⸗ und Brotkarten 
nur entſprechend den in den unverfälſchen Anweiſungen ihm 
zugeteilten Mehlmengen dem Schultheißenamt abliefern 
konnte; zugleich habe er die Mehlbeſtände des Kommunalver⸗ 
bands unbefugt bedeutend verringert und dieſen dadurch 
immerhin ſchwer gefährdet, ſelbſt aber bewußt verbotene Vor⸗ 
teile erzielt. 

Vom Strafſenat wurde der mit der Beſchwerde ange⸗ 
fochtene Strafkammerbeſchluß aufgehoben und das Haupt⸗ 
verfahren vor dem Schwurgericht eröffnet 1. wegen eines 
fortgeſetzten Verbrechens der erſchwerten Fälſchung öffent⸗ 
licher Urkunden, in einer Handlung begangen mit einem 
Vergehen des unerlaubten Zuvieleinkaufs von Mehl im Sinn 
der §§ 268, 267, 73 StGB. und des 8 57, vgl. §8 47, 
48 b, 49 BRVO. vom 28. Juni 1915 über den Verkehr mit 
Brotgetreide und Mehl aus dem Erntejahr 1915 (RGeſBl. 
363) in Verbindung mit der Bekanntmachung des Oberamts 
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W. über die Mehlverteilung des Kommunalverbands W.; 
2. wegen fortgeſetzten Vergehens der entgeltlichen Abgabe 
von Mehl ohne Mehlkarten als Kleinhändler im Sinn des 
§ 57, vgl. SS 47, 49 c der zit. BRVO. und einer Bekannt⸗ 
machung des Oberamts W. über die Regelung des Ver⸗ 
brauchs von Mehl und Brot durch die Verſorgungsberech⸗ 
tigten, auf Grund hinreichenden Verdachts 1. in mehreren 
rechtlich nicht ſelbſtändigen Handlungen in rechtswidriger Ab⸗ 
ſicht und in der Abſicht ſich einen Vermögensvorteil zu ver⸗ 
ſchaffen, inländiſche öffentliche Urkunden verfälſcht und von 
denſelben zum Zweck einer Täuſchung Gebrauch gemacht, ſo⸗ 
wie in rechtlich einer fortgeſetzten Handlung hienach einer 
Anordnung zuwidergehandelt zu haben, die der Kommunal: 
verband W. zur Durchführung der Regelung des Verbrauchs 
von Brotgetreide und Mehl in ſeinem Bezirk erlaſſen hat, 
wonach der Angeſch. nicht mehr als die ihm von ſeinem Orts⸗ 
vorſteher geſetzlich berechneten und in ſeinen Anweiſungen 
genau bezeichneten Mengen Mehl der verſchiedenen Arten von 
den im Bezirk zugelaſſenen Großhändlern einkaufen durfte, 
indem er als Mehlhändler um einen größeren Geſchäftsum⸗ 
ſatz und dadurch einen höheren Gewinn für ſich zu erzielen 
(folgen die einzelnen Abänderungsakte an Mehlanweiſungen 
des Schultheißenamts ſowie die Gebrauchsakte wie oben an⸗ 
gegeben), 2. in einer zweiten, rechtlich ſelbſtändigen Hand⸗ 
lung einer anderen Anordnung desſelben Kommunalverbands 
zuwidergehandelt zu haben, indem er als Mehlkleinhändler, 
als welcher er Mehl nur gegen Abgabe der entſprechenden 
Mehl⸗ und Brotkarten gegen Entgelt veräußern durfte, in 
geringerem Maß Weizenmehl ſowie mehrere Dutzend Zentner 
Roggenmehl gegen Bezahlung, aber ohne die vorgeſchriebene 
Entgegennahme von Mehl: und Brotkarten in entſprechendem 
Betrag an ſeine Kunden verkaufte. 

Beſchluß des Strafſenats vom 7. Februar 1916 in der 

Strafſache gegen F. X. F. in R. wegen Urkundenfäl⸗ 

ſchung u. a. V. 
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42. 


Zum Tatbeſtand der Einkommenſtenergeführdung. Bie 
Moransfebungen der Straffreiheit nach Art. 73 Eink.- 
Stenergef. und nach § 68 Wehrbeitragsgeſ. 


Ein Körperſchaftsbeamter, deſſen Dienſteinkommen ſich 
zum Teil aus einer größeren Anzahl einzelner Poſten für 
die Beſorgung amtlicher Nebengeſchäfte zuſammenſetzte, war 
nach Freiſprechung durch das Schöffengericht vom Berufungs⸗ 
gericht wegen drei Vergehen im Sinn des Art. 71 Abſ. 1 und 2 
Eink. Steuergeſ. (wiſſentliche und fahrläſſige Steuerhinter⸗ 
ziehung) zur Geldſtrafe von 250 M. für das Jahr 1911, 
von 200 M. für 1912 und von 150 M. für 1913 verurteilt 
worden. Hiebei wurde angenommen, daß die Abſicht der 
Steuerverkürzung im Gegenſatz zum Strafbeſcheid des Kame⸗ 
ralamts nicht erweislich ſei, und daß die unrichtige Ein⸗ 
kommensangabe zum Teil darauf beruhte, daß Angekl. ver: 
ſchiedene, nach Art. 15 Abſ. 6 nicht begründete Abzüge 
machte, zum Teil darauf, daß er ſein Einkommen nur ſchätzte, 
ſtatt die einzelnen Beträge genau zuſammenzurechnen. Sein 
Dienſteinkommen, das 1911 betrug 6491 M., 1912 6406 M., 
1913 6533 M., hatte er nur mit 6000 M. je für 1911 und 
1912, mit 6380 M. für 1913 angegeben. Die Reviſion des 
Angekl. iſt verworfen worden. 

Aus den Gründen: 

I. Mit Unrecht beanſtandet die Reviſion hinſichtlich der 
Vergehen für die Steuerjahre 1911 und 1912 die Ausfüh⸗ 
rungen des Berufungsurteils, mit denen es die Verweigerung 
der Straffreiheit nach Art. 73 des Einkom⸗ 
menſteuergeſetzes begründet. Nach dieſer Beſtimmung 
iſt die Verfehlung ſtraffrei zu laſſen, wenn von dem Steuer⸗ 
pflichtigen oder ſeinem verantwortlichen Vertreter oder Be⸗ 
vollmächtigten, bevor eine Anzeige der Verfehlung bei der 
Behörde gemacht wurde oder ein ſtrafrechtliches Einſchreiten 
erfolgte, die unrichtige oder unvollſtändige Angabe bei einer 
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mit der Anwendung dieſes Geſetzes befaßten Behörde be⸗ 
richtigt oder ergänzt, oder das verſchwiegene Einkommen an⸗ 
gegeben und hiedurch die Nachforderung der ſämtlichen nicht 
verjährten Steuerbeträge ermöglicht wird. 

Das Urteil hat nun feſtgeſtellt: nachdem das Kameral⸗ 
amt Verdacht gegen den Angeklagten geſchöpft hatte, fragte 
es bei der Brandverſicherungshauptkaſſe an, wem im Bezirk 
die Gebühren für den Einzug der Beiträge und die Ausbe⸗ 
zahlung der Brandentſchädigung zufallen. Nach Empfang 
der Antwort, daß in den meiſten Bezirken dieſe Gebühren 
dem Oberamtspfleger zufallen und daß dieſe für den frag⸗ 
lichen Bezirk im Jahr 1911 397 M. 66 Pf. betragen haben, 
faßte das Kameralamt am 8. Oktober 1912 den ſchriftlichen 
Beſchluß: „1. Einleitung der Unterſuchung für 1910 —1912, 
2. Eintrag in die Prozeßliſte“, und richtete ſodann am glei⸗ 
chen Tage an das K. Oberamt die ſchriftliche Anfrage, wem 
im Bezirk jene Gebühren zufallen. Am 15. Oktober 1912 
beantwortete der Angekl. ſelbſt die ihm vom K. Oberamt am 
9. Oktober übermittelte Anfrage dahin, daß die Gebühren 
ihm zufallen. Inzwiſchen hatte aber der Angekl. durch eine 
am 11. Oktober geſchriebene, am 12. Oktober beim Kameral⸗ 
amt eingekommene Erklärung für die Jahre 1909 —1912 je 
weitere 380 M. Nebenbezüge zur nachträglichen Steuerver⸗ 
anlagung angemeldet. 

Bei dieſem Sachverhalt hat das Berufungsgericht ohne 
Rechtsirrtum angenommen, daß z. Z. der Berichtigung der 
Steuererklärung ein ſtrafrechtliches Einſchreiten gegen den 
Beſchuldigten ſchon erfolgt war. Hiezu genügte freilich der 
Beſchluß vom 8. Oktober 1912 nicht, vielmehr muß das Ein⸗ 
ſchreiten durch irgend eine in die äußere Erſcheinung tretende 
Maßnahme betätigt werden, die auf die Feſtſtellung der ver⸗ 
übten ſtrafbaren Handlung abzielt (ERGSt. Bd. 46 S. 250). 
Eine ſolche Maßnahme iſt aber die Anfrage beim K. Ober⸗ 
amt geweſen. Freilich enthält, wie die Reviſion einwendet, 
nicht jede Erhebung auf Grund der Vermutung einer Steuer⸗ 
gefährdung ein ſtrafrechtliches Einſchreiten (vgl. auch Anw. 
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d. Steuerkollegiums vom 23. Januar 1895 zum Vollzug d. 
Gef. vom 25. Auguſt 1879 A.⸗Bl. S. 199 $ 5 Abſ. 3). Im 
vorliegenden Fall erfolgte aber nach der ausdrücklichen Feſt⸗ 
ſtellung des Urteils jene Anfrage in Ausführung des Be⸗ 
ſchluſſes vom 8. Oktober und beruhte die Angabe des Be⸗ 
treffs mit „Steuerveranlagung“ auf jener Anfrage auf einem 
Schreibverſehen. Die hierauf bezüglichen Einwendungen der 
Reviſion bewegen ſich nur auf tatſächlichem Gebiet und ſind 
daher unbeachtlich. Dagegen wäre die vom Berufungsurteil 
eventuell verwertete Unvollſtändigkeit der Berichtigung be⸗ 
langlos, da die berichtigten Beträge (6697 und 380 = 7077 
bzw. 6763 und 380 = 7143) in dieſelben Steuerklaſſen fallen, 
wie die tatſächlich richtigen Beträge von 7188 und 7169 M. 
Da der Angeklagte der in der eingeleiteten Unterſuchung 
an ihn ergangenen Vorladung zur Vernehmung durch das 
Kameralamt keine Folge leiſtete, wurde er auf Erſuchen des 
Kameralamts gemäß Art. 15 des Geſ. betr. das Verfahren 
der Verwaltungsbehörde bei Zuwiderhandlungen gegen die 
Zoll⸗ und Steuergeſetze vom 25. Auguſt 1879 (Reg.⸗Bl. 
S. 259) am 13. Mai 1914 durch das Amtsgericht als Be⸗ 
ſchuldigter vernommen und zwar entſprechend dem Erſuchen 
über die geſamte Zuſammenſtellung in den Unterſ.⸗Akten 
ohne Einſchränkung auf die Jahre 1910— 1912. Dieſe Zu⸗ 
ſammenſtellung enthielt auf Grund der vom Kameralamt im 
Verfolg der Unterſuchung bei den einzelnen amtlichen Stellen 
gemachten Erhebungen eine Berechnung des Dienſteinkom⸗ 
mens des Angeklagten für die Jahre 1905— 1913; für 1913 
war das Dienſteinkommen auf 6483 M. 27 Pf. berechnet 
(richtig 6533 M. 27 Pf.; 50 M. für Verwaltung einer Stif⸗ 
tung wurden erſt im Berufungsverfahren bekannt). Bei ſeiner 
Vernehmung anerkannte der Angekl. die einzelnen Poſten als 
richtig, machte aber verſchiedene Abzüge geltend. Nach 
Empfang des Vernehmungsprotokolls faßte das Kameralamt 
am 13. März 1914 den Beſchluß: die Unterſuchung auch 
wegen Einkommenſteuergefährdung für 1913 einzuleiten. 
Die Strafkammer geht davon aus, daß bezüglich des 


B. in Strafſachen. | 321 


Jahres 1913 ein ſtrafrechtliches Einſchreiten erſt mit dieſem 
Beſchluß erfolgt ſei, verſagt aber dem Angekl. die Straffrei⸗ 
heit nach Art. 73 Eink. StGeſ., weil 1. das Anerkenntnis vor 
dem Amtsgericht nicht bei einer mit Anwendung jenes Ge⸗ 
ſetzes befaßten Behörde erfolgt ſei, 2. nicht zu Zwecken der 
Nachfaſſion abgegeben ſei, 3. wegen Verſchweigens j W 50 M. 
nicht vollſtändig geweſen ſei. 

Dieſe Ausführungen ſind rechtsirrtümlich. 

1. Das Amtsgericht handelte lediglich auf Erſu⸗ 
chen des Kameralamts. Da der Angekl. ſich zur Verneh⸗ 
mung durch das Kameralamt ſelbſt nicht geſtellt hatte, follte 
dieſe Vernehmung durch die nur für das Kameralamt be⸗ 
ſtimmte Vernehmung des Amtsgerichts erſetzt werden. Mit 
dem Eingang des Protokolls bei dem Kameralamt war alſo 
die Sachlage ſo, wie wenn der Angekl. die Erklärung un⸗ 
mittelbar gegenüber dem Kameralamt abgegeben hätte. Der 
Angeklagte hat alſo objektiv durch Vermittlung des Amts⸗ 
gerichts ſeine Angabe gegenüber dem Kameralamt gemacht 
und da ihm die Zweckbeſtimmung ſeiner Vernehmung bekannt 
war, auch machen wollen. Mit dem Eingang des Proto⸗ 
kolls beim Kameralamt war deſſen Inhalt durch den An⸗ 
gekl. auch dem Kameralamt gegenüber im Sinn des Art. 73 
erklärt. 

2. Die Erklärung des Angekl. enthält tatſächlich e i ne 
Berichtigung i. S. des Art. 73 Eink. StGeſ. Richtig 
iſt zwar, daß nicht jede, in anderem Zuſammenhang erfol⸗ 
gende Mitteilung des richtigen Einkommens an die Steuer⸗ 
behörde als Berichtigung i. S. des Art. 73 gelten kann. 
Vielmehr muß die Angabe zum Ausdruck bringen, daß die 
frühere Angabe unrichtig ſei, daß alſo an deren Stelle die 
neue Angabe als richtige treten ſolle (vgl. RGSt. Bd. 40 
S. 305) und dieſe neue Angabe muß den Betrag des Ein⸗ 
kommens ohne weiteres erſichtlich machen. Dieſen Erforder⸗ 
niſſen iſt aber, wie der Sachverhalt ergibt, genügt. Daß die 
Berichtigung infolge Beanſtandung durch die Behörde, auf 
Vorhalt erfolgte, iſt unerheblich. Es iſt anerkannt, daß ins⸗ 
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beſondere im eigentlichen ſog. Beanſtandungsverfahren ge⸗ 
machte Angaben zu Gunſten des Pflichtigen an die Stelle 
ſeiner Angabe in der Steuererklärung treten (vgl. Piſtorius 
3. Aufl. Anm. 6. zu Art. 73). 

3. Daß der Angekl. die Vergütung von 50 M. für Ver⸗ 
waltung einer Stiftung nicht angab, iſt im vorliegenden Fall 
belanglos. Denn der berichtigte Betrag fällt in dieſelbe 
Steuerklaſſe wie der durch Hinzurechnung der 50 M. ſich er⸗ 
gebende tatſächlich richtige Betrag, nämlich in den Rahmen 
von 7300 bis 7600 M. Nach Art. 70 und 71 des Ein.⸗ 
StGeſ. find unrichtige Angaben nur unter der Vorausſetzung 
ſtrafbar, daß ſie zur Verkürzung der Steuer zu führen ge⸗ 
eignet ſind. Dies trifft aber nicht zu bei unrichtigen Anga⸗ 
ben innerhalb derſelben Steuerklaſſe, dieſe ſind alſo nicht 
ſtrafbar und für die Steuerbehörde ohne Intereſſe (vgl. RG. 
in Strafſ. E. Bd. 33 S. 110). Gleiche Erwägungen treffen 
für den Fall des Art. 73 zu. Es muß vernünftigerweiſe 
genügen, wenn die Berichtigung ſo vollſtändig iſt, daß ſie 
auch bei der erſten Steuererklärung dem Geſetze genügt hätte. 
Hiefür ſpricht auch der Wortlaut, wonach durch die Berich⸗ 
tigung die Nachforderung der ſämtlichen Steuerbeträge er⸗ 
möglicht ſein muß. Auf dieſem Standpunkt ſteht offenbar 
auch die Vollzugsanweiſung des Steuerkollegiums vom 14. 
Juni 1904 Amtsbl. S. 113 vgl. mit der Anweiſung vom 
13. Juni 1883 (Amtsbl. S. 272) II, 2c, wonach die Nach⸗ 
faſſion das verſchwiegene Einkommen in dem Umfange an⸗ 
geben muß, daß der Steuerbehörde dadurch die Feſtſtellung 
und Nachforderung der geſamten Steuerbeträge ermög⸗ 
licht iſt. 

Trotzdem iſt die Verſagung der Straffreiheit aus Art. 73 
Einkomm. StGeſ. gerechtfertigt, da das ſtrafrechtliche Ein⸗ 
ſchreiten nicht erſt mit dem Beſchluß vom 13. März 1914, 
ſondern ſchon vor der Vernehmung des Angekl. erfolgte. 
Allerdings kann der Beſchluß vom 8. Oktober 1912 nicht 
herangezogen werden, da er ſich auf andere Straftaten be⸗ 
zog. Andererſeits iſt ein förmlicher Beſchluß, die Unter⸗ 


B. in Strafſachen. 323 


ſuchung zu eröffnen, vom Geſetz nirgends vorgeſchrieben, es 
genügt vielmehr jede zum Zweck ſtrafrechtlichen Einſchreitens 
vorgenommene Unterſuchungshandlung (vgl. Verh. d. K. d. 
Abg. 1901/1902 Beil. 161 und 162 S. 581) Fuiſting, 
Das preuß. Einkommenſt. Geſ. 7. Aufl. Anm. 7 zu § 72. 

Wenn $ 5 der Vollz. Anw. des Steuerkollegiums vom 
23. Januar 1895 Amtsbl. S. 199 z. Geſ. vom 25. Auguſt 
1879 — übrigens nur für den Fall der Anzeige — einen 
förmlichen Beſchluß vorſieht, ſo konnte und wollte damit 
nicht ein die Wirkſamkeit des ſtrafrechtlichen Einſchreitens 
bedingendes Formerfordernis aufgeſtellt werden, vielmehr iſt 
dieſer Beſchluß nur inſtruktionell vorgeſchrieben, um das 
Einſchreiten möglichſt zweifelsfrei aktenkundig zu machen. 
Dadurch nun, daß das Kameralamt in der Unterſuchung 
gegen den Angekl. ſein Einkommen für das Steuerjahr 1913 
erhob und ihn über das Ergebnis als Beſchuldigten verneh⸗ 
men ließ, iſt es tatſächlich in unzweideutiger Weiſe ſtraf⸗ 
rechtlich auch bezüglich des Jahres 1913 eingeſchritten. Dem 
Beſchluß vom 13. März 1913 kann daher nur die Bedeu⸗ 
tung zukommen, dieſes Einſchreiten entſprechend der bei der 
Behörde beſtehenden Uebung in zweifelsfreier Weiſe akten⸗ 
kundig zu machen. 

II. Mit Unrecht beanſtandet ferner die Reviſion, daß 
dem Angekl. die Straffreiheit aus § 68 des Geſetzes über 
einen einmaligen außerordentlichen Wehrbeitrag vom 3. Juli 
1913 (RGBl. S. 505) verſagt wurde. Der Verteidiger des 
Angekl. hat nämlich durch einen beim Kameralamt am 
25. September 1913 eingekommenen Schriftſatz die Erklä⸗ 
rung des Angekl. vom 11. Oktober 1912 wiederholt und ge⸗ 
mäß 868 des Wehrbeitrageſ. die Einſtellung des 
Verfahrens beantragt. Ferner meldete er in der Schöffen⸗ 
gerichtsverhandlung vom 9. Juni 1914 gegenüber dem an⸗ 
weſenden Vorſtand des Kameralamts nachträglich unter Be⸗ 
rufung auf $ 68 diejenigen Beträge des Dienſteinkommens 
an, die das Kameralamt als zu wenig fatiert, berechnet hatte, 
nämlich 441 M. 52 Pf. für 1911, 356 M. 14 Pf. für 1912, 
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103 M. 27 Pf. für 1913 (die weiteren 50 M. für die Ver⸗ 
waltung einer Stiftung waren hiebei noch nicht berückſich⸗ 
tigt). Die Berichtigung vom 11. Oktober 1912 ſcheidet 
von vornherein aus, da ſie vor Erlaſſung des Geſetzes er⸗ 
folgte. 

Die Streitfrage, ob 8 68 des Wehrbeitr.Geſ. die Straf⸗ 
freiheit unter allen Umſtänden verſagt, wenn ſchon ein Straf⸗ 
verfahren eingeleitet war, bedarf hier keiner Entſcheidung. 
Ebenſo kann dahingeſtellt bleiben, ob die ſpäteren Erkärun⸗ 
gen des Angekl. überhaupt bei der Veranlagung zu einer 
direkten Staats⸗ oder Gemeindeſteuer erfolgt ſind (vgl. hiezu 
ERG. vom 12. Februar 1915 in Amtl. Mitt. über die Zu⸗ 
wachsſteuer uſw. 1915 S. 65). Jedenfalls iſt aber nach 
Wortlaut und Zweck der Beſtimmung die Straffreiheit dann 
zu verſagen, wenn das betr. ſteuerpflichtige Einkommen ſchon 
vor der fraglichen Angabe im Sinn des § 68 zweifelsfrei, 
insbeſondere durch das Anerkenntnis des Pflichtigen ſelbſt 
feſtgeſtellt war. Dieſen Standpunkt hat das Reichsgericht 
in zahlreichen Entſcheidungen vertreten. 

Vgl. E. Bd. 48 S. 303, S. 372, Amtl. Mitt. über 

die Zuwachsſt. uſw. 1915 S. 102, Leipz. Z. Bd. 8 

S. 1560 N. 14. Ebenſo Bayr. Oberſt. LG. in Amtl. 

Mitt. 1914 S. 268. 

Auch die von der Reviſion angeführte Entſch. des KG. 
vom 5. März 1914 (Deutſch. Strafrechtsz. 1914 S. 143 ff.) 
ſteht auf keinem anderen Standpunkt. 

Der Senat ſchließt ſich dem an. Denn das Geſetz be⸗ 
zweckt mit der Vergünſtigung im Intereſſe möglichſt ergiebi⸗ 
ger Geſtaltung der Steuer den Pflichtigen zu beſtimmen, bis⸗ 
her verheimlichtes Einkommen zur Kenntnis der Behörde zu 
bringen; davon kann aber keine Rede ſein, wenn dieſes Ein⸗ 
kommen, ſei es durch frühere Berichtigungen des Pflichtigen 
ſelbſt, jet es durch die Erhebungen der Behörde ſchon v o r⸗ 
her feſtgeſtellt war. Das Geſetz ſpricht daher auch 
folgerichtig von Einkommen, „das bisher der Beſteuerung 
entzogen worden iſt“; das trifft aber nicht zu bei dem 
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bereits zweifelsfrei bekannten und daher der Beſteuerung 
ohne weiteres zugänglichen Einkommen. — 

Was nun die weiteren Angaben des Angekl. anlangt, 
ſo wiederholte diejenige vom 25. September 1913 lediglich 
die Nachfaſſion vom 11. Oktober 1912. Die Berichtigung 
vom 13. März 1914 wiederholte für die Jahre 1911 und 
1912 durch das Anerkenntnis der Berechnung des Kameral⸗ 
amts bis zum Betrag von 380 M. dieſe Nachfaſſion vom 
11. Oktober 1912. Für das Jahr 1912 wurde durch das 
Anerkenntnis kein weiteres Einkommen angegeben, da ja das 
Kameralamt das Dienſteinkommen nicht auf mehr als 6380 M. 
(ſondern ſogar weniger) berechnet hatte. Die Angabe des 
weiteren Betrags von 61 M. 52 Pf. für 1911 (nämlich 
441 M. 52 Pf. — 380 M.) iſt ſchon deshalb belanglos, da 
ſchon durch die Nachfaſſion vom 11. Oktober 1912 das Ein⸗ 
kommen ſo angegeben war, daß es in die zutreffende Steuer⸗ 
klaſſe fiel. Für das Jahr 1913 endlich hatte das Kameral⸗ 
amt durch ſeine Erhebungen bei den einzelnen Amtsſtellen 
das geſamte Dienſteinkommen zweifelsfrei feſtgeſtellt, ſo daß 
dem Angekl. nichts anderes übrig blieb, als die Erhebungen 
als richtig anzuerkennen. Die Erklärung vom 9. Juni 
1914 wiederholte lediglich das Anerkenntnis vom 13. März 
1914. 

III, Auch die Angriffe der Reviſion gegen die Geſe tz⸗ 
mäßigkeit der Strafzumeſſung ſind unbegrün⸗ 
det. Ob die Strafe aus Art. 71 Eink. StGeſ. das Höchſt⸗ 
maß der durch Art. 70 für den Fall der abſichtlichen Ver⸗ 
kürzung angedrohten Strafe erreichen darf, bedarf nicht der 
Entſcheidung. Denn die Vergleichung der erkannten Strafen 
von 250 M., 200 und 150 M. mit den gefährdeten Steuer⸗ 
beträgen von 32.55 M., 32.55 M. und 18.60 M. ergibt ohne 
weiteres, daß das Höchſtmaß des zehnfachen Betrags nicht 
erreicht iſt. Inwiefern bei der Berechnung der Strafe aus 
Art. 70 die Beträge, zu deren Abzug ſich der Angekl. irr⸗ 
tümlicherweiſe befugt gehalten hat, nicht berückſichtigt wer⸗ 
den ſollen, wie die Reviſion meint, iſt unerfindlich. Denn 
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bei der Vergleichung mit einer eventuellen Strafe aus Art. 70 
iſt gerade vorausgeſetzt, daß der Angekl. das verſchwiegene 
Einkommen, und zwar im ganzen Umfang, in der Abſicht der 
Steuerverkürzung nicht angegeben hat. Auch der Einwand 
der Reviſion, die Strafe aus Art. 71 dürfe den Mindeſt⸗ 
betrag der Strafe aus Art. 70 nicht erreichen oder gar über⸗ 
ſteigen — letzteres trifft hier zu — findet weder im Wort⸗ 
laut des Art. 71 eine Stütze noch führt die Auslegung dieſes 
Artikels zu dieſem Ergebnis. Wenn Art. 71 beſtimmt, es 
trete anſtatt der in Art. 70 beſtimmten Strafe nur eine 
Geldſtrafe von 1 M. bis 300 M. ein, ſo folgt daraus nur 
ſoviel, daß das Vergehen gegen Art. 71 im allgemeinen mil⸗ 
der zu beurteilen ſei, als das des Art. 70, und daß daher 
ein milderer Strafrahmen beſtimmt iſt. Die Auslegung 
könnte nur dann zu dem Standpunkt der Reviſion führen, 
wenn vom Standpunkt ſtrafrechtlicher Mißbilligung auch im 
einzelnen Fall grundſätzlich ſtets die beabſichtigte Hinter⸗ 
ziehung ſchwerer zu beurteilen wäre, als im Fall des Art. 71 
bei Zugrundelegung desſelben gefährdeten Betrags. Dies 
kann jedoch nicht anerkannt werden. Es laſſen ſich im ein⸗ 
zelnen Fall bei Art. 71 ſolche Straferhöhungsgründe denken, 
daß eine höhere Strafe am Platze iſt, als bei abſichtlicher 
Hinterziehung desſelben Betrags unter Vorliegen erheblicher 
Strafminderungsgründe. Auf demſelben Standpunkt ſteht 
auch das allgemeine Strafgeſetz, indem z. B. der Strafrah⸗ 
men für fahrläſſige Körperverletzung ($ 230 StGB.) in den 
für vorſätzliche Tötung — alſo ſogar bei größerem Umfang 
der Rechtsverletzung — hinübergreift ($ 212 StGB.). 

Urteil des Strafſenats vom 21. Mai 1915 in der 

Strafſache gegen N. N. wegen Einkommenſteuerge⸗ 

fährdung. | | 

43. 
Wann verfällt eine Sicherheit der Staatskaſſe? 5 122 
RO. 

Der wegen Privaturkundenfälſchung am 28. Juni 1910 

in Haft genommene Angeklagte war am 19. Oktober 1910 
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gegen die Sicherheitsſumme von 500 M., die ſeine Schwä⸗ 
gerin in bar hinterlegte, vom Unterſuchungsrichter am Land⸗ 
gericht St. auf freien Fuß geſetzt und am 20. Mai 1911, 
nachdem ſich in der Zwiſchenzeit der Verdacht weiterer Straf⸗ 
taten ergeben hatte, der frühere Haftbefehl vom 28. Juni 
1910 erneut in Vollzug geſetzt worden. Von der Straf⸗ 
kammer wurde nach Eröffnung des Hauptverfahrens am 
12. Auguſt 1911 beſchloſſen, den Angeklagten gegen 500 M. 
Sicherheitsleiſtung mit der weiteren Unterſuchungshaft zu 
verſchonen und die ſchon am 19. Oktober 1910 hinterlegten 
500 M. als Sicherheit anzunehmen; am gleichen Tag wurde 
er auch freigelaſſen. Am 8. November 1911 zu mehrmonat⸗ 
licher Gefängnisſtrafe rechtskräftig verurteilt, wußte ſich der 
Angekl. über 3 Monate lang durch wiederholte Einreichung 
von Strafaufſchub⸗ und Gnadengeſuchen dem Strafantritt zu 
entziehen; im September 1912 flüchtete er in die Schweiz, 
am 26. September 1912 erging Steckbrief gegen ihn und 
im Juni 1913 erfolgte ſeine Auslieferung. 

Durch Beſchluß vom 14. Februar 1914 hat die Straf⸗ 
kammer die für den Angekl. am 19. Oktober 1910 geleiſtete 
Sicherheit von 500 M. für die Staatskaſſe verfallen erklärt. 
Auf Beſchwerde hiegegen wurde vom Strafſenat dieſer Be⸗ 
ſchluß aufgehoben und die Sicherheit für frei erklärt. 

Aus den Gründen: 

Zwar iſt nicht zweifelhaft, daß der Angekl. ſich dem 
Antritt der gegen ihn erkannten Freiheitsſtrafe durch ſeine 
Flucht in die Schweiz entzogen hat. Auch kommt nicht in 
Betracht, daß er nach ſeiner Auslieferung und nachdem er 
vom Landgericht Nürnberg, dem er zunächſt zur Aburteilung 
zugeliefert wurde, verſehentlich auf freien Fuß geſetzt worden 
war, ſich freiwillig in R. zum Strafantritt geſtellt hat, übri⸗ 
gens nicht ohne daß zuvor bei ſeiner Ehefrau vergeblich nach 
ihm gefahndet worden war. Dagegen wird gegen den an⸗ 
gefochtenen Beſchluß mit Recht geltend gemacht, daß zur Zeit, 
als der Angekl. flüchtig ging, eine rechtswirkſame Sicher⸗ 
heitsleiſtung nicht mehr beſtanden hat. Dadurch, daß der 
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Angekl. vom Unterſuchungsrichter am 20. Mai 1911 von 
neuem zur Haft gebracht wurde, iſt die für ihn ſchon am 
19. Oktober 1910 geleiſtete, bis dahin nicht verfallene Sicher⸗ 
heit gemäß § 121 Abſ. 1 StPO. freigeworden und zwar 
ohne daß es eines gerichtlichen Ausſpruches darüber be⸗ 
durfte. Allerdings hat die Strafkammer am 12. Aug. 1911 
beſchloſſen, den Angekl. gegen eine Sicherheit von 500 M. 
abermals mit der Unterſuchungshaft zu verſchonen und die 
früher hinterlegten 500 M. als Sicherheit anzunehmen. 
Allein hiedurch ſind an der bereits freigewordenen Sicherheit 
keine Rechte für die Staatskaſſe begründet worden. Die Ehe⸗ 
frau des Angekl., die das Haftentlaſſungsgeſuch damals ge⸗ 
ſtellt hatte, und der Angekl. ſelbſt, der ſich dem Geſuch an⸗ 
geſchloſſen und die Eröffnung des Strafkammerbeſchluſſes 
ohne Widerſpruch entgegengenommen hatte, waren nicht be⸗ 
rechtigt über das hinterlegte Geld zu verfügen. Die Ver⸗ 
fügungsberechtigte, mochte dies nun die Schwägerin, na⸗ 
mens deren die Sicherheit geleiſtet worden war, oder die 
Schwiegermutter des Angekl. ſein, die das Geld hergegeben 
zu haben behauptet, hat der erneuten Verwendung desſelben 
zur Sicherheitsleiſtung für den Angekl. nicht zugeſtimmt. 
Auch kann nicht angenommen werden, daß die Berechtigte 
dadurch, daß ſie die Sicherheit im Oktober 1910 für den 
Angekl. geleiſtet und ſie nach deſſen Wiederinhaftnahme zu⸗ 
nächſt nicht zurückverlangt hat, ihr Einverſtändnis mit der 
Verwendung des freigewordenen Geldes zu einer abermali⸗ 
gen Sicherheitsleiſtung kundgegeben hat, dies umſo weniger, 
als in der Zwiſchenzeit der Angekl. weiterer ſtrafbarer Hand⸗ 
lungen beſchuldigt und gegen ihn das Hauptverfahren eröff⸗ 
net worden war. Ebenſo liegen keine Anhaltspunkte für 
eine nachträgliche Genehmigung vor. Da hienach an der 
einmal freigewordenen Sicherheit durch deren erneute An⸗ 
nahme ſeitens der Strafkammer keine Rechte für die Staats⸗ 
kaſſe begründet worden ſind, ſo konnte die Sicherheit dadurch 
nicht der Staatskaſſe verfallen, daß ſich der Angekl. dem 
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Strafantritt durch die Flucht entzogen hat, § 122 Abſ. 1 
StPO. — 
Beſchluß des Strafſenats vom 31. Mai 1915 in der 
Strafſache gegen A. St. von E. wegen Urkundenfälſchung 
und Betrugs. 


44. 


FIR eine Beſchwerde gegen die Ladung eines Beamten 
als ZJengen ſtatthaft? 


Auf Grund eines vom Vorſtand eines K. Oberamts 
wegen Beleidigung des Stationskommandanten geſtellten 
Strafantrags war öffentliche Klage erhoben und zur Be⸗ 
rufungsverhandlung der zweite Beamte des K. Oberamts als 
Zeuge von der Staatsanwaltſchaft benannt und geladen wor⸗ 
den. Gegen dieſe Zeugenladung hat der Oberamtsvorſtand 
Beſchwerde erhoben. Dieſe wurde verworfen. 

Aus den Gründen: 

Die Beſchwerde konnte weder als prozeſſuale Beſchwerde 
noch als Dienſtbeſchwerde Erfolg haben. 

1. Es kann dahin geſtellt bleiben, ob den von der La⸗ 
dung betroffenen Zeugen ſelbſt ein Beſchwerderecht gegen die 
Ladung zuſteht. Jedenfalls kann nicht anerkannt werden, 
daß der Vorſtand einer Behörde als Vorgeſetzter eines Be⸗ 
amten ein prozeſſuales Recht hat, gegen die Ladung 
des Beamten als Zeugen Beſchwerde zu erheben, etwa mit 
der Begründung, daß die Ladung den perſönlichen oder dienſt⸗ 
lichen Intereſſen des Beamten widerſpreche oder den Ge⸗ 
ſchäftsgang der Behörde beeinträchtige. Eine ſolche Be⸗ 
ſchwerde hat, da die Ladung nur gegen den Zeugen gerichtet 
iſt und nur er in prozeſſualem Sinn von der Ladung. „bes 
troffen“ iſt (StPO. § 346 Abſ. 2), in der Prozeßordnung 
keine Grundlage. Für die Ladung von Beamten beſtehen in 
Württemberg keine beſonderen Vorſchriften (Bohn W., Ju⸗ 
ſtiz Verw. S. 385). Es iſt vielmehr ausdrücklich in $ 6 Abſ. 2 
des Beamtengeſetzes beſtimmt, daß über Zulaſſung von Be⸗ 
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amten zum gerichtlichen Zeugnis die Prozeßgeſetze entſchei⸗ 
den. Ebenſowenig ſteht dem Beſchwerdeführer als Neben⸗ 
kläger ein prozeſſuales Beſchwerderecht zu. Die Ladungs⸗ 
verfügung des Vorſitzenden, in deren Ausführung der Zeuge 
geladen worden iſt, enthält eine dem Urteil vorausgehende 
Entſcheidung, die gemäß § 347 StPO. der Anfechtung mit⸗ 
tels der Beſchwerde entzogen iſt. Zwar ſpricht der ange⸗ 
führte $ 347 nur von Entſcheidungen des erkennenden Ge⸗ 
richts. Allein nach der herrſchenden, auch vom Senat ver⸗ 
tretenen Lehre ſind hierunter auch die der Urteilsfällung vor⸗ 
ausgehenden Entſcheidungen des Vorſitzenden zu verſtehen, 
die von dieſem in Vertretung des Gerichts erlaſſen werden. 

2. Gegen eine ſolche rein prozeſſuale Maßregel iſt ferner, 
wie der Senat ſchon wiederholt entſchieden hat, eine Dienſt⸗ 
beſchwerde zum Zweck der Beſeitigung der Verfügung 
nicht ſtatthaft. Vielmehr kann eine ſolche Verfügung in 
ihrem prozeſſualen Rechtsbeſtand nur angefochten werden, 
ſofern gegen ſie nach Maßgabe der Prozeßordnung ein Rechts⸗ 
mittel zuläſſig iſt. Eine Dienſtbeſchwerde könnte in Frage 
kommen, ſoweit ſie ſich gegen eine unpaſſende Form einer 
prozeſſualen Verfügung richtet; aber um einen ſolchen Fall 
handelt es ſich hier nicht, ſondern die Dienſtbeſchwerde be⸗ 
zweckt die Beſeitigung der prozeſſualen Verfügung und zu 
dieſem Zweck iſt eine ſolche Beſchwerde nicht gegeben. Der 
Beſchwerdeführer macht noch weiter geltend, er wende 
ſich auch in ſeiner Eigenſchaft als Nebenkläger gegen die La⸗ 
dung des Amtmanns, ganz abgeſehen davon, daß hiedurch 
die Verhandlung wiederum in die Länge gezogen werden 
müßte. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der oben ausge⸗ 
führte Grundſatz eine Ausnahme erleidet, wenn die pro⸗ 
zeſſuale Verfügung eine Prozeßverſchleppung zur Folge hat 
und ob alſo unter dieſem Geſichtspunkt eine Dienſtbeſchwerde 
an ſich ſtatthaft wäre. Denn eine Prozeßverſchleppung durch 
das Gericht liegt eben in keiner Weiſe vor. Eine Verzöge⸗ 
rung des Verfahrens iſt vielmehr erſt durch die Beſchwerde 
herbeigeführt worden. Wenn der Amtmann auf die Ladung 
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vor Gericht erſcheint — und daß er ein Recht hätte, der 
Ladung keine Folge zu leiſten, iſt nicht dargetan — wird 
das Verfahren ohne Verzögerung ſeinen Fortgang nehmen. 

Im Koſtenpunkt war, was die Prozeßbeſchwerde anlangt, 
eine Verfügung nicht zu treffen (vgl. Allg. Sportelgeſetz in 
der Faſſung vom 16. Auguſt 1911 Art. 1 nt. 2 Regbl. 
S. 403). 

Beſchluß des Strafſenats vom 1. Februar 1915 in der 

Strafſache gegen E. F. in H. wegen Beleidigung. 


45. 


Was iſt unter „bare Auslagen“ und „anf erlangen 
des Anftraggebers“ im Sinn von $ 5 des Stellenver⸗ 
| mittlergeſetzes zu verſtehen? 


Aus den Gründen: 

Die Verrechnung von Auslagen anlangend, ſo wird der 
Angekl. beſchuldigt, daß er ſich in allen 6 Fällen Inſertions⸗ 
koſten, Porti und Schreibgebühren als bare Auslagen habe 
erſetzen laſſen, ohne hiezu nach 8 5 Ab. 3 StVG. berech⸗ 
tigt geweſen zu ſein. Hinſichtlich der Inſertionskoſten und 
Porti nimmt das angefochtene Urteil an, daß es ſich hier 
um bare Auslagen handle und daß der Angekl. deren Er⸗ 
ſtattung habe fordern dürfen, weil ſie im Einverſtändnis mit 
den Auftraggebern gemacht ſeien und als notwendig hin⸗ 
reichend nachgewieſen erſcheinen. Die Rüge der K. Staats⸗ 
anwaltſchaft, daß die Inſertionskoſten zu Unrecht als bare 
Auslagen im Sinne des Geſetzes angeſehen ſeien, iſt nicht 
begründet. Die Strafkammer unterſtellt, daß der Angekl. 
die ſeinen Auftraggebern in Anrechnung gebrachten Inſertions⸗ 
koſten und Porti wirklich für ſie aufgewendet hat und dieſe 
Aufwendungen zwecks Zuſtandekommens der betr. Dienſtver⸗ 
träge hat machen müſſen. Nach dieſen Feſtſtellungen han⸗ 
delt es ſich bei den Inſertionskoſten und Porti nicht um all⸗ 
gemeine Geſchäftsunkoſten des Angekl., ſondern um beſondere 
Auslagen, die mit den einzelnen Aufträgen im Zuſammen⸗ 
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hang ſtehen und durch ſie veranlaßt ſind. Solche Aufwen⸗ 
dungen ſind aber bare Auslagen im Sinne des Geſetzes und 
dürfen vom Stellenvermittler, ſofern die übrigen Voraus⸗ 
ſetzungen ihrer Erſtattungsfähigkeit gegeben ſind, dem Auf⸗ 
traggeber in Anrechnung gebracht werden. Freilich hat der 
Angekl. nicht für jeden einzelnen Stellenſuchenden beſonders 
inſeriert, ſondern hat jeweils mehrere hiezu geeignete Geſuche 
in ein Inſerat zuſammengefaßt. Wenn er aber, wie die 
tatſächlichen Feſtſtellungen der Strafkammer zu verſtehen ſind, 
die für mehrere gemeinſam entſtandenen Koſten unter ſie an⸗ 
gemeſſen verteilt und von jedem nur den auf ihn entfallen⸗ 
den Betrag erhoben hat, ſo iſt hiegegen vom Standpunkt des 
Geſetzes aus nichts einzuwenden. Der auf jeden einzelnen 
entfallende Koſtenanteil kann ohne Rechtsirrtum als eine für 
ihn gemachte bare Auslage i. S. von § 5 Abi. 3 StVG. 
angeſehen werden. 

Die Erſtattung barer Auslagen darf nur inſoweit ge⸗ 
fordert werden, als ſie auf Verlangen und nach Vereinba⸗ 
rung mit dem Auftraggeber verwendet und als notwendig 
hinreichend nachgewieſen ſind. Die in dieſer Richtung ge⸗ 
gebenen Ausführungen der Strafkammer ſind ungenügend. 
Es iſt zwar angenommen, daß der Angekl. den Stellen⸗ 
ſuchenden vorgeſchlagen hat, es ſollen die Koſten bzw. Aus⸗ 
lagen für Porti, Korreſpondenz und allgemeine Inſertion 
beſonders berechnet werden und daß die Auftraggeber damit 
einverſtanden geweſen ſind, woraus im Zuſammenhalt mit 
den oben erwähnten Feſtſtellungen auch ohne beſonderen Aus⸗ 
ſpruch der Strafkammer zu entnehmen iſt, daß der Angell. 
die verrechneten Beträge nach Vereinbarung mit den Auf⸗ 
traggebern verwendet hat. Die Strafkammer ſpricht ſich 
aber nirgends darüber aus, ob die Verwendung auf Ver⸗ 
langen der Auftraggeber erfolgt iſt. Das Geſetz will ver⸗ 
hüten, daß ſich der Stellenvermittler Auslagen erſetzen läßt, 
deren Aufwendung dem Auftraggeber unerwünſcht war und 
zu denen er ſich nur verſtanden hat, weil er ſich dem Ver⸗ 
langen des Stellenvermittlers fügte. Deshalb macht das 
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Geſetz das Recht des letzteren auf Erſatz von Auslagen nicht 
bloß von einer Vereinbarung über die Verwendung, ſondern 
außerdem davon abhängig, daß die Verwendung auf Ver⸗ 
langen des Auftraggebers erfolgt iſt. Dieſem Erfordernis 
iſt nicht ohne weiteres genügt, wenn ſich der Auftraggeber 
mit dem Vorſchlag des Stellenvermittlers einverſtanden er⸗ 
klärt. Das Einverſtändnis kann eine bloße Unterwerfung 
unter die Bedingungen des Stellenvermittlers, ein Sich- Fügen 
gegenüber deſſen Verlangen ſein, ohne daß der Auftraggeber 
ſelbſt den Wunſch hat, daß die Auslagen gemacht werden. 
Dies verkennt die Strafkammer, wenn ſie, wie es den An⸗ 
ſchein hat, das Verlangen der Auftraggeber als gegeben er⸗ 
achtet, weil ſie mit den Vorſchlägen des Angekl. einverſtan⸗ 
den waren. Sie hätte prüfen und ſich darüber ausſprechen 
müſſen, ob es nicht trotz des Einverſtändniſſes an dem Ver⸗ 
langen der Stellenſuchenden, daß die Auslagen aufgewendet 
werden, gefehlt hat. 

Ein weiterer, von der K. Staatsanwaltſchaft mit Recht 
gerügter Mangel des angefochtenen Urteils zeigt ſich in den 
Ausführungen darüber, ob die Inſertionskoſten und Porti 
als notwendig hinreichend nachgewieſen find. Die Straf⸗ 
kammer bejaht dies lediglich mit der Begründung, es ſei 
dem Angekl. nicht zu verwerfen, daß er jene Auslagen im 
Einverſtändnis mit den Auftraggebern gemacht habe und 
zwecks Zuſtandekommens der Dienſtverträge habe machen 
müſſen. Ob die Notwendigkeit gemachter Auslagen als hin⸗ 
reichend nachgewieſen anzuſehen iſt oder nicht, hat das Ge⸗ 
richt nach freier Ueberzeugung auf Grund der geſamten er⸗ 
mittelten und ermittelbaren Umſtände des Falles zu entſchei⸗ 
den, wobei neben den Wünſchen des Auftraggebers und der 
größeren oder geringeren Schwierigkeit des Auftrags insbe⸗ 
ſondere die Angaben und etwaige Belege des Stellenver- 
mittlers über Zweck und Höhe der einzelnen Aufwendungen, 
bei Inſertionskoſten der Inhalt der Annoncen und die zur 
Veröffentlichung benützten Blätter, in Betracht kommen kön⸗ 
nen. Die Bemerkung der Strafkammer, daß die Behaup⸗ 


334 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


tung des Angekl. über die Notwendigkeit der Auslagen nicht 
zu widerlegen ſei, läßt nicht nur jede nähere tatſächliche Be⸗ 
gründung vermiſſen, ſondern gibt auch dem Zweifel Raum, 
ob ſich das Gericht ſeiner Pflicht, über die Notwendigkeit 
oder Nichtnotwendigkeit nach ſeiner Ueberzeugung zu entſchei⸗ 
den, bewußt geweſen iſt. 

Die Reviſion des Angekl. bemängelt, daß in den von 
ihm berechneten Vergütungen für die Korreſpondenz keine 
baren Auslagen i. S. von 85 Abſ. 3 StVG. geſehen wor⸗ 
den ſind. Die Strafkammer ſtellt feſt, daß der Angekl. die 
verſchiedenen anläßlich der Ausführung der Aufträge abge⸗ 
faßten Schreiben ſelbſt geſchrieben und auch keinen mit den 
Aufträgen im Zuſammenhang ſtehenden beſonderen Aufwand 
für Schreibmaterialien gehabt hat. Für die auf die Führung 
der Korreſpondenz verwendete Mühe und Zeit darf der 
Stellenvermittler nach dem Geſetz eine beſondere Vergütung 
neben der taxmäßigen Gebühr nicht beanſpruchen. Und wenn 
die Strafkammer annimmt, daß die Anſchaffung des erfor⸗ 
derlichen Schreibmaterials zu den allgemeinen Geſchäftsun⸗ 
koſten gehört, für welche der Stellenvermittler von den Auf⸗ 
traggebern keinen beſonderen Erſatz unter dem Geſichtspunkt 
der Erſtattung barer Auslagen verlangen kann, ſo iſt darin 
kein Rechtsirrtum, insbeſondere keine Verkennung des Rechts⸗ 
begriffs der baren Auslagen zu finden. Unter dieſen ſind, 
wie der Senat ſchon früher in einem Urteil vom 23. Juni 
1913 (Jahrb. W. Rpfl. Bd. 26 S. 301) angenommen hat, nur 
ſolche Baraufwendungen zu verſtehen, welche mit der Ver⸗ 
mittlungstätigkeit im einzelnen Falle zuſammenhängen und 
durch den Vermittlungsauftrag verurſacht ſind, was bei den 
allgemeinen Koſten für die Einrichtung und Unterhaltung 
des Geſchäftsbetriebs nicht zutrifft. Der Hinweis der Ver⸗ 
teidigung auf die dem Rechtsanwalt nach 8 76 RAG. zu⸗ 
ſtehenden Pauſchſätze iſt nicht zutreffend. Während dem 
Rechtsanwalt die Pauſchſätze zur Deckung ſeiner Unkoſten 
für Schreibwerk und Poſtgebühren ohne Rückſicht auf den 
tatſächlichen Aufwand eingeräumt ſind, beſchränkt das Geſetz 
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den Stellenvermittler auf den Erſatz wirklich gemachter barer 
Auslagen. In dieſem Punkt iſt daher die Reviſion des 
Angekl. unbegründet. 

Schließlich iſt der Angekl. beſchuldigt, daß er entgegen 
der Vorſchrift in S 5 Abſ. 2 Satz 2 StVG. die Vermitt⸗ 
lungsgebühr von einem Stellenſuchenden ganz erhoben habe, 
obwohl auch der Arbeitgeber ſeine Vermittlung in Anſpruch 
genommen gehabt habe. In dieſem Fall iſt der Angelkl. 
auch verurteilt worden, weil er ſowohl von dem Arbeit⸗ 
ſuchenden F. als von dem Arbeitgeber Sch. einen Auftrag 
zur Vermittlung gehabt hat, ſeine Tätigkeit alſo von beiden 
Teilen in Anſpruch genommen worden iſt, er aber trotzdem 
von F. die ganze Gebühr erhoben hat. Die Strafkammer 
führt aus, die Firma Sch. habe dem Angekl., ohne daß dieſer 
ſich vorher mit einer Anfrage über einen etwaigen Perſonal⸗ 
bedarf an ſie gewendet hatte, erſucht, ihr einen geeigneten 
Fakturiſten zu beſorgen, und der Angekl. habe dieſen Auf⸗ 
trag angenommen. Auf Grund dieſer Feſtſtellung hat die 
Strafkammer mit Recht angenommen, daß die Vermittlungs⸗ 
tätigkeit des Angekl. auch von der Firma Sch. in Anſpruch 
genommen war. Wenn die Reviſion des Angekl. behauptet, 
die Strafkammer habe überſehen, daß der Zeuge Sch. nicht 
beſtimmt habe angeben können, ob er ſich zuerſt an den An⸗ 
gekl. gewendet habe, und wenn ſie weiter unter Berufung 
auf die Eigenart der kaufmänniſchen Stellenvermittlung und 
die Gepflogenheit der Kaufleute im Verkehr mit den Stellenver⸗ 
mittlern geltend macht, daß in dem Schreiben der Firma 
Sch. an den Angekl. eine bloße unverbindliche Anfrage und 
nicht ein Auftrag zur Vermittlung zu ſehen ſei, ſo können 
dieſe Rügen im gegenwärtigen Verfahren keine Beachtung 
finden. Das Reviſionsgericht iſt nicht in der Lage, die Be⸗ 
weiswürdigung des Berufungsrichters nachzuprüfen. Und 
was das Schreiben der Firma Sch. betrifft, ſo beruht deſſen 
Auslegung als einer Auftragserteilung auf Erwägung rein 
tatſächlicher Natur und iſt deshalb gleichfalls der Nachprü⸗ 
fung durch das Reviſionsgericht entzogen. 
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Trotzdem iſt die Reviſion des Angekl. hier nicht ohne 
Erfolg. Der Angekl. iſt wegen vorſätzlicher Zuwiderhand⸗ 
lung gegen § 12 Abſ. 1 Ziff. 4 vgl. mit § 5 Abi. 2 S. 2 
des StVG. verurteilt. Nach dem angefochtenen Urteil hatte 
er früher vorgebracht, daß er nur aus Verſehen die Hälfte 
der Gebühr nicht von dem Arbeitgeber erhoben habe; er 
hatte alſo das Vorhandenſein des Vorſatzes beſtritten. Die 
Bemerkung der Strafkammer, er habe an ſeinem früheren 
Vorbringen nicht feſtgehalten, läßt nicht erkennen, ob er den 
Einwand fallen gelaſſen oder nur in der Berufungsverhand⸗ 
lung nicht wiederholt hat. Für die Reviſionsinſtanz iſt das 
letztere zu unterſtellen. War aber der Einwand nicht fallen ge⸗ 
laſſen, ſo mußte die Strafkammer das Vorhandenſein des 
Vorſatzes nicht bloß feſtſtellen, ſondern auch tatſächlich be⸗ 
gründen. Die Strafkammer beſchränkt ſich aber auf den 
Ausſpruch, daß der Angekl. die einſchlägige Geſetzesbeſtim⸗ 
mung gekannt, alſo die feſtgeſetzte Taxe vorſätzlich über⸗ 
ſchritten habe. Dieſe Bemerkung erweckt zudem den Verdacht, 
daß die Strafkammer die beim Angekl. vorhandene Kenntnis 
des Strafgeſetzes für die Verurteilung wegen vorſätzlicher 
Verübung für genügend angeſehen hat, während ſie dazu 
nicht einmal erforderlich iſt. Wohl aber iſt eine Veruͤrtei⸗ 
lung wegen eines vorſätzlichen Vergehens i. S. von § 12 
Abſ. 1 Ziff. 4 vgl. mit § 5 Abſ. 2 S. 2 StVG. nur mög⸗ 
lich, wenn feſtſteht, daß ſich der Angekl. bewußt war, daß 
ſeine Tätigkeit als Vermittler von beiden Teilen in Anſpruch 
genommen war, und daß er von dem einen Teil die ganze 
Gebühr erhebt. In dieſer Richtung fehlt es an den erfor⸗ 
derlichen Feſtſtellungen, ein Mangel, der auch dadurch nicht 
behoben wird, daß die Strafkammer die an ſich richtige, aber 
im Falle der Verurteilung wegen vorſätzlicher Verübung be⸗ 
langloſe Bemerkung hinzufügt, daß auch eine bloße fahrläſſige 
Taxüberſchreitung ſtrafbar wäre. 

Nach dem Ausgeführten war auf die Reviſion der K. Staats⸗ 
anwaltſchaft wie auf diejenige des Angekl. das angefochtene 
Urteil aufzuheben, jedoch nur inſoweit, als es ſich auf das 
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Vergehen i. S. von § 12 Abſ. 1 Ziff. 4 und nicht auf die 

von der Strafkammer als ſelbſtändige Handlung angeſehene 

Uebertretung i. S. von § 13 Abſ. 1 Ziff. 1 StVG. bezieht. 
Urteil des Strafſenats vom 17. Mai 1915 in der Straf⸗ 
ſache gegen den Stellenvermittler G. Z. in St. 


46. 
Zum Tatbeſtand des Warenlieferungsbetrugs. 


Aus den 
Gründen: 

Die Strafkammer erblickt die den Beſtellern zugegangene 
Vermögensbeſchädigung mit Recht nicht in dem 
Abſchluß der Verträge, die im Gegenteil eine Verbeſſerung 
der Vermögenslage der Beſteller inſofern herbeiführten, als 
dieſe einen Anſpruch auf Lieferung reiner Kapokmatratzen 
erwarben und dafür einen Preis zu zahlen hatten, der hinter 
dem üblichen Preis für ſolche Matratzen um einige Mark 
zurückblieb. Die Vermögensbeſchädigung wird vielmehr in 
der mangelhaften Erfüllung der Verträge, nämlich darin ge⸗ 
ſehen, daß die Beſteller vom Angekl. Matratzen geliefert er⸗ 
hielten, die infolge ihrer gemiſchten Füllung gegenüber von 
Matratzen mit reiner Kapokfüllung minderwertig waren, daß 
ſie die minderwertigen Matratzen als Erfüllung auf ihre auf 
reine Kapokmatratzen gehenden Anſprüche annahmen und da⸗ 
für denjenigen Preis zahlten, den ſie für reine Kapokma⸗ 
tratzen zu zahlen hatten. Daß hierin im Verhältnis zu der 
durch die Verträge geſchaffenen Vermögenslage der Beſteller 
eine Schädigung ihres Vermögens gefunden wird, iſt recht⸗ 
lich nicht zu beanſtanden. Auch iſt im Urteil feſtgeſtellt, daß 
ſich der Angeklagte dieſer Folge ſeines Handelns bewußt 
war und daß er ſie bewirkt hat in der Abſicht, ſich durch 
die Verwendung des billigeren Materials einen Vermögens⸗ 
vorteil zu verſchaffen, auf den er, wie er wußte, nach 
Maßgabe der abgeſchloſſenen Verträge keinen Anſpruch ge⸗ 
habt hat. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVII. 3. 23 
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Weiter iſt feſtgeſtellt, daß die Beſteller die gelieferten 
Matratzen als Vertragserfüllung ohne nähere Prüfung ihres 
Inhalts annahmen und mit dem vereinbarten Preis im Ver⸗ 
trauen darauf bezahlten, daß der Angekl. beſtellungsgemäß 
liefere. Die Vermögensbeſchädigung habe er dadurch bewirkt, 
daß er in den Beſtellern einen Irrtum erregte und unter⸗ 
hielt; die Irrtumserregung ſei allerdings nicht ſchon 
allein in der Lieferung vertragswidriger Ware zu finden, 
und der Angekl. habe ſchon bei der Entgegennahme der Be⸗ 
ſtellungen beabſichtigt, keine reinen Kapokmatratzen zu liefern, 
ſondern ſolche mit der nachher angewendeten gemiſchten und 
minderwertigen Füllung. Er habe alſo ſchon bei Ahſchluß 
der Verträge durch die Vorſpiegelung der falſchen Tatſache, 
daß er Matratzen mit reiner Kapokfüllung liefern werde, die 
Beſteller in einen Irrtum verſetzt und ſie ſo zum Abſchluß 
der Verträge beſtimmt. Dieſen von ihm erregten und mit 
ſeinem Wiſſen und Willen in den Beſtellern fortwirkenden 
Irrtum habe der Angekl. ſeinem von vorneherein beſtehenden 
Plan gemäß benützt, die Beſteller zur Annahme der geliefer⸗ 
ten Matratzen als Vertragserfüllung und zur Bezahlung des 
vollen Vertragspreiſes zu beſtimmen. 

In dieſen Ausführungen der Strafkammer iſt eine irrige 
Rechtsanwendung nirgends erſichtlich; insbeſondere iſt nicht 
zu beanſtanden, wenn die Strafkammer in der beim Ver⸗ 
tragsabſchluß kundgegebenen Abſicht des Angekl., reine Ka⸗ 
pokmatratzen zu liefern, während er in Wirklichkeit beabſich⸗ 
tigte, zu den Matratzen eine gemiſchte und minderwertige 
Füllung zu verwenden, die Vorſpiegelung einer falſchen Tat⸗ 
ſache gefunden hat. Zu den Tatſachen i. S. des § 263 
StGB. gehören auch innere Zuſtände und die Kundgebung 
des Vorhandenſeins einer beſtimmten Abſicht iſt die Behaup⸗ 
tung einer Tatſache. Wenn die Strafkammer von der Tat⸗ 
ſache ſpricht, daß der Angekl. reine Kapokmatratzen liefern 
werde, ſo will ſie offenſichtlich damit zum Ausdruck bringen, 
daß der Angekl. ſeine Abſicht, ſolche Matratzen zu liefern, 
kundgegeben habe. Hat aber der Angekl. den Irrtum, den 
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er bei dem Vertragsabſchluß erregt hat, zunächſt um die Be⸗ 
ſtellungen zu erhalten — worin, wie ſchon bemerkt, keine 
Vermögensbeſchädigung gefunden wird — und der wie er 
wußte, in den Beſtellern nachwirkte, und wie im Sinn der 
Strafkammer zu ergänzen iſt, zu dem irrigen Glauben ge⸗ 
führt hatte, die Matratzen ſeien beſtellungsgemäß ausgeführt, 
ſeinem von vornherein gefaßten Plan gemäß dazu benützt, 
um die Beſteller zur Annahme der gelieferten Matratzen als 
Vertragserfüllung und zur Zahlung des vollen Vertrags⸗ 
preiſes zu beſtimmen, ſo konnte die Strafkammer ohne Rechts⸗ 
irrtum zur Feſtſtellung gelangen, daß der Angekl. die Be⸗ 
ſteller durch Vorſpiegelung falſcher Tatſachen in einen Irr⸗ 
tum verſetzt und ſo an ihrem Vermögen geſchädigt habe. 
Eine Verletzung des $ 263 StGB. oder einer anderen ma⸗ 
teriellen Rechtsnorm iſt daher nirgends zu finden. 

Urteil der Strafſenats vom 10. Mai 1915 in der Straf⸗ 

ſache gegen F. W., Sattler in L. wegen Betrugs. 


47. 


Zum Begriff des Bermögensſchadens beim betrüge⸗ 
riſchen Marenverkanf. 


Der Angekl. hatte in einem Inſerat 6 Ziegen, 3 prima 
Mutterlämmer mit einem Bock zum Verkauf ausgeſchrieben 
u. a. mit dem Bemerken, 2 Ziegen ſtehen vor dem Lammen, 
3 haben gelammt, es ſeien beſte Milchtiere und geben 3 bis 
4 Liter beſte Milch. Der Zeuge M. kaufte und erhielt zu⸗ 
geliefert gegen Vorausbezahlung von 218 M. die 10 Tiere, 
die bei ihrem Eintreffen (als Eilgut verſandt) beim Käufer 
verſchiedene körperliche Fehler aufwieſen, ganz mit Ungeziefer 
überzogen waren und namentlich inſofern nicht den vom 
Angekl. gemachten Zuſicherungen entſprachen, als die Ziegen, 
welche beſte Milchtiere ſein ſollten, nur ganz wenig Milch 
gaben und die 2 Ziegen, die vor dem Lammen ſtehen ſollten, 
nicht trächtig waren. Dieſe Zuſicherungen hatte der Angekl. 
nach der weiteren Feſtſtellung des Berufungsgerichts bewußt 

23 * 
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wahrheitswidrig gemacht und den M. in den Irrtum ver⸗ 
ſetzt, er bekomme 2 trächtige Ziegen und 3 beſte Milchziegen, 
ihn dadurch auch beſtimmt, die Ziegen zu kaufen und den 
verlangten Preis zu bezahlen; M. hätte bei Kenntnis des 
Fehlens dieſer Eigenſchaften die Ziegen nicht gekauft, jeden⸗ 
falls den geforderten Preis nicht bezahlt. Der dem Käufer 
durch die Irrtumserregung des Angekl. zugegangene Ver⸗ 
mögensſchaden wurde zu 80 — 100 M. angenommen und der 
Angekl. wegen Betrugs verurteilt. Auf ſeine Reviſion wurde 
das Berufungsurteil aufgehoben und die Sache in die Vor: 
inſtanz zurückverwieſen. 

Aus den | 

Gründen: 

Die Strafkammer führt aus, daß der Wert der ge⸗ 
kauften 10 Tiere hinter dem bezahlten Preis von 218 M. 
um 45 M. zurückbleibe, wozu noch komme, daß M. die Tiere 
habe füttern müſſen und doch nur einen ganz geringen Milch⸗ 
ertrag von den Ziegen bekommen habe. Aus den Ausfüh⸗ 
rungen der Strafkammer ergibt ſich, daß M., wenn er über 
die Trächtigkeit von 2 Ziegen und über die Milchergiebigkeit 
der 3 Milchziegen nicht in Irrtum verſetzt worden wäre, 
nicht bloß vom Ankauf dieſer 5 Ziegen, ſondern vom Kauf 
überhaupt abgeſtanden wäre oder für alle Tiere einen ge⸗ 
ringeren Geſamtpreis bezahlt hätte. Die Feſtſtellungen, M. 
ſei durch den in ihm erregten Irrtum beſtimmt worden, die 
Ziegen zu kaufen und den verlangten Preis zu bezahlen, 
und er hätte bei Kenntnis des Fehlens der zugeſicherten 
Eigenſchaften die Ziegen nicht gekauft, jedenfalls den gefor⸗ 
derten Preis nicht bezahlt, ſind offenbar in jenem weiteren 
Sinn zu verſtehen. 

Von dieſem Standpunkt aus ſind die Ausführungen der 
Strafkammer über die von M. infolge der Täuſchung er⸗ 
littene Vermögensbeſchädigung nicht zu beanſtanden für den 
als möglich unterſtellten Fall, daß er ohne jene Täuſchung 
von dem Ankauf der Tiere überhaupt abge⸗ 
ſt anden wäre. Wenn auch die Täuſchung ſich nur auf 
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die von den Mängeln der fehlenden Trächtigkeit und der ge⸗ 
ringen Milchergiebigkeit betroffenen 5 Ziegen bezog und da⸗ 
her der Schaden des M. zunächſt und unmittelbar durch den 
Minderwert dieſer 5 Ziegen und den für ſie mit geringem 
Nutzen gemachten Fütterungsaufwand dargeſtellt wird, ſo 
war doch in dem unterſtellten Falle eine weitere Folge der 
Täuſchung, daß M. auch infolge der übrigen Mängel der 
Tiere geſchädigt worden iſt. 

Nun unterſtellt aber die Strafkammer als möglich, daß 
M., wenn er über die Trächtigkeit der 2 Ziegen und die 
Milchergiebigkeit der 3 Milchziegen nicht getäuſcht worden 
wäre, die ſämtlichen Tiere doch gekauft hätte, 
aber zu einem geringeren Preis. Für dieſen Fall 
find die Ausführungen über den von M. infolge der Täu⸗ 
ſchung erlittenen Vermögensſchaden rechtlich nicht haltbar. 
Allerdings wird ein Käufer regelmäßig keinen höheren Preis 
bezahlen als nach ſeiner Anſicht der Wert des gekauften Ge⸗ 
genſtandes iſt. Aber im vorliegenden Fall handelt es ſich 
um den Kauf von 10 Tieren zu einem Geſamtpreis und eine 
Reihe der Tiere wies die verſchiedenen Mängel auf, die nach 
den Feſtſtellungen der Strafkammer zuſammen einen Minder⸗ 
wert der Tiere gegenüber dem bezahlten Preis bedingten. 
Stünde nun feſt, daß M. über die ſämtlichen den Minder⸗ 
wert der Tiere bedingenden Mängel getäuſcht worden ſei, 
ſo ließe ſich annehmen, daß er ohne die Täuſchung einen 
dem geringeren Wert und der geringeren Milchnutzung ent⸗ 
ſprechenden niederen Preis bewilligt und bezahlt hätte. Dann 
beſtünde auch hier der ihm infolge der Täuſchung entſtandene 
Vermögensſchaden, d. h. die Differenz zwiſchen dem wirklich 
bezahlten und demjenigen Preis, den er ohne die Täuſchung 
bewilligt hätte, in dem von der Strafkammer angenommenen 
Betrag von 80— 100 M. Die Strafkammer hat aber bloß 
feſtgeſtellt, daß M. über die beiden mehrerwähnten Mängel 
der 5 Ziegen in Bezug auf Trächtigkeit und Milchergiebig⸗ 
keit getäuſcht worden iſt. Unterſtellt man mit der Straf⸗ 
kammer, daß M. wegen dieſer Mängel einen geringeren Preis 
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bewilligt hätte, als er in Wirklichkeit bezahlt hat, ſo fehlt es 
an jedem Anhalt, daß auch dieſe Differenz 80 — 100 M. 
ausgemacht hätte. Die Folge jener Täuſchung war, daß der 
Käufer bei der Entſchließung über den zu zahlenden Preis 
die mangelnde Trächtigkeit der beiden Ziegen und die ge⸗ 
ringe Milchergiebigkeit der 3 Milchziegen nicht berückſichtigen 
konnte. Dagegen kann es keine Folge der Täuſchung ſein, 
daß er auch die übrigen an den verſchiedenen Tieren vor⸗ 
handenen Mängel, die die Strafkammer bei Feſtſtellung des 
Minderwerts der Sendung mit in Rechnung genommen hat, 
bei der Preisbeſtimmung unberückſichtigt gelaſſen hat. Die 
Strafkammer hätte ſonach, wenn ſie es offen laſſen wollte, 
ob M. beim Unterbleiben der feſtgeſtellten Täuſchung vom 
Kauf ganz abgeſtanden wäre oder den Kauf mit einem ge⸗ 
ringeren Preis abgeſchloſſen hätte, ſich über die Folgen, die 
ſich in letzterem Fall durch die Täuſchung für das Vermö⸗ 
gen desſelben ergeben hätten, beſonders ausſprechen müſſen 
und ſich nicht damit begnügen dürfen, feſtzuſtellen, wie ſich 
das Vermögen des M. geſtaltet hätte, wenn er den Kauf 
gar nicht abgeſchloſſen haben würde. Dabei wäre ſie nach 
dem Ausgeführten wohl zu dem Ergebnis geführt worden, 
daß die auf der Täuſchung beruhende Vermögensbeſchädigung 
hinter dem angenommenen Betrag von 80 — 100 M. zurück⸗ 
bleibt und ſie hätte dann den geringeren Betrag der Ver⸗ 
urteilung und Strafbemeſſung zugrunde legen müſſen. 
Hienach unterlag das angefochtene Urteil nebſt den ihm 
zugrunde liegenden Feſtſtellungen der Aufhebung. Bei der 
erneuten Verhandlung und Entſcheidung der Sache wird die 
Strafkammer für den Fall, daß ſie wieder nicht glaubt, zu 
der Feſtſtellung gelangen zu können, M. wäre ohne die Täu⸗ 
ſchung über die Trächtigkeit und die geringe Milchergiebig⸗ 
keit vom Kauf abgeſtanden, zu prüfen haben, ob nicht auch 
hinſichtlich der ſonſtigen bei den gekauften Tieren vorhande⸗ 
nen Mängel, ſo namentlich hinſichtlich des verwahrloſten Zu⸗ 
ſtandes der ſämtlichen Tiere und der verſchiedenen körper⸗ 
lichen Mängel einzelner Ziegen feſtgeſtellt werden kann, daß 
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der Angkl. den M. durch Vorſpiegelung falſcher oder we⸗ 
nigſtens durch Unterdrückung wahrer Tatſachen in Irrtum 
verſetzt und ſo beſtimmt hat, einen höheren auch dieſe Mängel 
nicht berückſichtigenden Preis zu bewilligen und zu zahlen, 
wobei in Betracht kommt, daß der Vermögensſchaden für M. 
mit der Bezahlung des Kaufpreiſes eingetreten iſt, alſo zu 
einer Zeit, wo er allem Anſchein nach auch von den hier in 
Frage ſtehenden Mängeln noch keine Kenntnis gehabt hat. 
Urteil des Strafſenats vom 22. Juni 1914 in der 
Strafſache gegen den Ziegenhändler H. Sch. in N. we⸗ 
gen Betrugs. 


48. 


Zur Auslegung der Strafbeſtimmung des Art. 28 Ziff. 
des Forſtpolizeigeſetzes. 


Art. 28 Ziff. 1 des Forſtpolizeigeſetzes (FPG. vom 
8. September 1879), ſoweit hier in Betracht kommend, be⸗ 
droht mit Strafe, wer unbefugt in fremdem Walde durch 
Ableitung oder Einleitung des Waſſers oder durch Anlegung 
von Gruben oder Gräben Schaden ſtiftet. 

Aus den 

Gründen: 

Die Strafkammer erachtet nach dem Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes zu deſſen Anwendung nur für erforderlich, daß durch 
die angeführten Vorkehrungen in fremdem Wald unbefugt 
Schaden geſtiftet werde, ſo daß es vorliegend nicht darauf 
ankomme, in weſſen Eigentum der Grenzweg ſtehe, in dem 
der zur Waſſerein⸗ und ⸗ableitung benützte Graben angelegt 
worden iſt. Maßgebend ſei, was die Eigentumsverhältniſſe 
anlange, nur, ob der Wald, in dem Schaden geſtiftet werde, 
ein fremder ſei. Die Strafkammer will damit ſagen, 
daß der objektive Tatbeſtand erfüllt iſt, wenn der Täter 
durch die im Geſetz bezeichneten Mittel unbefugterweiſe be⸗ 
wirkt, daß in fremdem Walde Schaden entſteht, während es 
nicht erforderlich ſei, daß die der Einleitung oder Ableitung 
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des Waſſers dienenden Vorkehrungen und die Gruben oder 
Gräben in dem fremden Wald ſelber getroffen bzw. ange⸗ 
legt ſind. Rein ſprachlich genommen iſt dieſe Auslegung 
nicht unmöglich. Ueberwiegende Gründe ſprechen aber für 
eine engere Auslegung des Geſetzes. 

Was zunächſt den erſten Fall betrifft, die Schadens⸗ 
ſtiftung durch Einleitung oder Ableitung des Waſſers, ſo 
gehören etwaige beſondere der Waſſerfortbewegung dienende 
Vorkehrungen überhaupt nicht zum geſetzlichen Tatbeſtand; 
ſie brauchen daher nicht in dem fremden Walde getroffen zu 
ſein. So iſt z. B. der objektive Tatbeſtand ohne Zweifel 
erfüllt, wenn durch eine bis an den Wald hingeführte Dohle 
das Waſſer unbefugt in den fremden Wald eingeleitet und 
hiedurch Schaden darin geſtiftet wird. Dagegen müſſen die 
im Geſetz genannten Mittel der Schadensſtiftung, die Ein⸗ 
oder Ableitung des Waſſers, in unmittelbarer räumlicher 
Beziehung zu dem fremden Walde ſtehen, das Waſſer muß 
in ihn eingeleitet ſein, die Ableitung in ihm vor ſich gehen. 
Durch Veränderungen im Waſſerlauf, welche die Waſſerver⸗ 
hältniſſe des Waldes unberührt laſſen, kann darin kein Scha⸗ 
den entſtehen. Sind aber hienach die Worte „in fremdem 
Walde“ auf die Tatbeſtandsmerkmale der Einleitung und 
Ableitung des Waſſers mitzubeziehen, jo kann dies hinſicht⸗ 
lich der Anlegung von Gruben oder Gräben nicht wohl an⸗ 
ders ſein. Dieſe müſſen in dem fremden Walde 
angelegt ſein. Auf dieſe Auslegung weiſt auch die 
Faſſung des Geſetzes hin. Die Voranſtellung der Worte 
„in fremdem Walde“ legt nahe, daß ſich dieſe Worte auch 
auf die unmittelbar nachfolgenden Mittel der Schadens⸗ 
ſtiftung beziehen ſollen. Ferner iſt zu beachten, daß das Ge⸗ 
ſetz nicht von der Beſchädigung eines fremden Waldes oder 
von der Stiftung von Schaden an einem ſolchen, ſondern 
von der Schadensſtiftung in einem fremden Walde ſpricht, 
was gleichfalls darauf hindeutet, daß die zum Tatbeſtand 
gehörigen ſchädigenden Einwirkungen, die Anlegung von Grä⸗ 
ben oder Gruben ſo gut wie die Einleitung oder Ableitung 
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des Waſſers in dem fremden Walde vor ſich gehen müſſen, wie 
dies auch bei den übrigen in Art. 28 FPG. unter Strafe 
geſtellten Handlungen der Fall iſt. Die Motive ſprechen ſich 
über die aufgeworfene Frage nicht aus. Immerhin wird 
durch die zu Art. 26 Ziff. 1 des Entwurfs (Art. 28 Ziff. 1 
des Geſetzes) gemachte Verweiſung auf Art. 35 Ziff. 1 des 
Pol StG. die hier vertretene Auffaſſung inſofern beſtätigt, 
als dort neben der Ableitung des Waſſers nur ſolche Hand⸗ 
lungen als Urſachen der Beſchädigung eines fremden Grunds 
ſtücks genannt ſind, welche unmittelbare Einwirkungen auf 
dieſes enthalten, nämlich das unbefugte Wenden oder Schlei⸗ 
fen mit Pflug, Egge, Walze oder ſonſtigen Ackergerät⸗ 
ſchaften. 

Die Strafkammer nimmt an, daß der Grenzweg, durch 
welchen die Waſſerdohle gelegt und aus welchem der Waſſer⸗ 
graben zur einen Hälfte ausgehoben worden iſt, einen Be⸗ 
ſtandteil des Waldes ausmacht und wie dieſer in fremdem 
Eigentum ſteht; ſie läßt aber dahingeſtellt, ob ſich der An⸗ 
geklagte dieſer Eigenſchaften des Grenzwegs bewußt war. 
Demungeachtet hätte ſie zu einer für den Angeklagten unan⸗ 
ſechtbaren Verurteilung wegen vorſätzlicher Verübung ge— 
langen können, wenn ſie die Aushebung des Grabens inſo⸗ 
weit, als dieſe aus dem Grenzweg ſtattgefunden hat, aus⸗ 
geſchieden und ſich auf die Feſtſtellung beſchränkt hätte, daß 
der Angekl. unbefugt in dem fremden Walde durch Einlei- 
tung des Waſſers und durch Anlegung der außerhalb des 
Grenzwegs fallenden Hälfte des Grabens Schaden geſtiftet 
habe. Die Urteilsgründe ſprechen ſich zwar nirgends be- 
ſtimmt darüber aus, durch welche der im Geſetz genannten 
Mittel nach Annahme der Strafkammer der Angekl. den 
Schaden geſtiftet hat, und namentlich nicht, ob auch durch 
die Anlegung des Grabens inſoweit, als dieſer aus dem 
Grenzweg ausgehoben wurde. Der ganze Zuſammenhang 
der Gründe aber und die Erwägung, daß es auf das Be— 
wußtſein des Angekl. von der Eigenſchaft des Weges als 
eines fremden Waldes nicht ankomme, laſſen erkennen, daß 
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die ſtrafbare Tätigkeit nicht bloß in der Einleitung des 
Waſſers, ſondern auch in der Anlegung des Grabens und 
zwar auch ſoweit dieſe in dem Weg geſchehen iſt, erblickt 
wurde. Es iſt deshalb kein Zweifel, daß das Urteil auf 
der oben erörterten unrichtigen Auslegung des Geſetzes 
beruht. 

Daß der Angekl. bei der Anlegung der ſchädlichen Leitung 
ohne die erforderliche Erlaubnis des Waldeigentümers, ſo⸗ 
mit objektiv unbefugt gehandelt hat, iſt von der Reviſion 
nicht beanſtandet. Mit der Bemerkung der Urteilsgründe, 
der Angekl. habe als Vorſtand des Tiefbauamts, nach deſſen 
Plänen und Anordnungen die Leitung ausgeführt worden 
ſei, die ſtrafrechtliche Verantwortung zu tragen, iſt einmal 
geſagt, daß der Angekl. obwohl er auf Grund eines Be⸗ 
ſchluſſes der bürgerlichen Kollegien tätig geworden iſt, als 
Täter zu betrachten ſei; ſodann aber ſollte damit wohl auch 
zum Ausdruck kommen, daß durch jenen Beſchluß die Ein⸗ 
holung der Erlaubnis des Waldeigentümers nicht überflüſſig 
gemacht, die objektive Rechtswidrigkeit der Handlungsweiſe 
des Angekl. nicht ausgeſchloſſen worden iſt. Zur vorſätz⸗ 
lichen Verübung der Uebertretung i. S. von Art. 28 Ziff. 1 
FG. gehört nun aber auch das Bewußtſe in des Täters, 
unbefugt zu handeln. Daß der Angekl., wie die Reviſion 
geltend macht, geglaubt habe, durch den Beſchluß der bür⸗ 
gerlichen Kollegien entſchuldigt zu ſein, wäre als bloßer Irr⸗ 
tum über das Strafgeſetz nicht beachtlich. Die Reviſion 
bringt weiter vor, der Angekl. habe angenommen, daß die 
Erlaubnis des Waldeigentümers zur Anlegung der Leitung 
von den bürgerlichen Kollegien eingeholt ſei oder doch dem⸗ 
nächſt eingeholt werde. Es iſt zuzugeben, daß mindeſtens 
die erſtere Annahme das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit 
beim Angekl. ausgeſchloſſen hätte. Allein der Angekl. iſt 
mit dieſer Verteidigung erſtmals in der Reviſionsinſtanz 
hervorgetreten, wo das neue Vorbringen nach der tatſäch⸗ 
lichen Seite hin nicht gewürdigt werden kann. Die Straf⸗ 
kammer aber hatte mangels entſprechender Einwendungen des 
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Angekl. keinen Anlaß zu prüfen, ob dieſer nicht vielleicht der 
Meinung war, daß die Erlaubnis erteilt ſei oder demnächſt 
auf Geſuch der bürgerlichen Kollegien erteilt werde, dies um 
ſo weniger, als die angebliche Annahme des Angekl. mit ſei⸗ 
ner ſonſtigen Verteidigung, er habe den Grenzweg als Eigen⸗ 
tum der Stadtgemeinde F. ſeinerſeits angeſehen und deshalb 
ſich zur Ausführung der Leitung für befugt erachtet, nicht im 
Einklang ſteht. Dagegen hatte der Angekl. durch die letztere 
Einwendung beſtritten, daß er bei Anlegung der Leitung 
bewußt unbefugt gehandelt habe und deshalb hätte die Straf⸗ 
kammer dieſes Bewußtſein beſonders feſtſtellen und tatſäch⸗ 
lich begründen müſſen. Die allgemeine Wendung, daß das 
Zutreffen der übrigen Tatbeſtandsmerkmale in objektiver wie 
in ſubjektiver Richtung unbeſtritten und unzweifelhaft ſei, 
genügt nach Lage des Falles nicht. Im übrigen ſtellt die 
Strafkammer bloß feſt, daß der Angekl. gewußt hat, daß der 
Wald, in welchen das Waſſer eingeleitet wurde, ein fremder 
war. Wenn ſie weiter erwägt, es wäre darum die Einho⸗ 
lung der Erlaubnis des Waldeigentümers zur Einführung 
des Waſſers in den Wald nicht minder notwendig geweſen, 
auch wenn wirklich der Angekl. den Grenzweg als der Stadt⸗ 
gemeinde F. gehörig angeſehen hätte, ſo läßt dieſe Ausfüh⸗ 
rung, auch wenn man ſie, wie die Strafkammer wohl will, 
in ſubjektivem Sinne verſteht, nicht erkennen, ob nach ihrer 
Anſicht der Angekl. die Notwendigkeit der Erlaubnis er⸗ 
kannt hat oder bloß hätte erkennen müſſen. Hievon abge⸗ 
ſehen fehlt es an jeder Feſtſtellung darüber, ob und inwie⸗ 
weit ſich der Angekl. hinſichtlich der Anlegung des Grabens 
der Unerlaubtheit ſeines Handelns bewußt war, was freilich 
zum Teil mit der eingangs erörterten irrigen Geſetzesauslegung 
zuſammenhängt. 

Was endlich die Reviſion gegen die Ausführungen der 
Strafkammer über den in dem Wald geſtifteten Scha⸗ 
den vorbringt, iſt nur zu einem geringen Teil begründet. 
Die Urteilsgründe ſtellen ausdrücklich feſt, daß durch die 
Einleitung des Waſſers und die Aushebung des Grabens 
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ein Vermögensſchaden in dem Wald verurſacht worden iſt 
und der Eintritt eines ſolchen nicht erſt in der Zukunft zu 
beſorgen war. Damit ſteht nicht im Widerſpruch, daß der 
eingetretene Schaden als nicht meßbar bezeichnet wurde. 
Denn dies ſoll, wie der Zuſammenhang ergibt, nicht beſa⸗ 
gen, daß der Eintritt eines Schadens nicht habe feſtgeſtellt 
werden können, ſondern nur, daß deſſen Umfang und Höhe 
nicht genau zu ermitteln und in Geld abzuſchätzen geweſen 
ſeien. Rechtlich nicht zutreffend iſt freilich, wenn ein Scha⸗ 
den ſchon darin erblickt wird, daß in halber Grabenbreite 
Waldboden ausgehoben worden iſt. Denn wenn das Geſetz 
neben der Anlegung eines Grabens in fremdem Walde als 
weiteres Tatbeſtandsmerkmal noch einen hiedurch in dem Wald 
geſtifteten Schaden verlangt, ſo iſt erſichtlich, daß das Aus⸗ 
heben eines Grabens für ſich allein und ohne das Hinzu⸗ 
treten weiterer Umſtände noch keinen im Wald geſtifteten 
Schaden darſtellt. Im übrigen aber ſind die Ausführungen 
des Vorderrichters nicht zu beanſtanden. Daß in dem mit 
dem Ausheben des Waldbodens verbundenen Abhauen von 
Baumwurzeln und Ausreißen einer jungen Birke, beides 
Folgen, die der Angekl. nach den getroffenen Feſtſtellungen 
in ſein Bewußtſein und ſeinen Willen aufgenommen hatte, 
ein Schaden im Walde geſtiftet worden iſt, konnte ohne 
Rechtsirrtum angenommen werden. Ebenſo daß die infolge 
der Einleitung des Waſſers in den Wald eingetretene 
„Wundreißung“ des Waldbodens im Verhältnis zu den Fol⸗ 
gen des bisherigen „verlorenen“ Waſſerzufluſſes einen in dem 
Wald angerichteten Schaden darſtellt. Auch dieſen Schaden 
hat der Angekl. nach den Feſtſtellungen der Strafkammer als 
Folge der Waſſereinleitung vorausgeſehen. Was die Re⸗ 
viſion in dieſer Hinſicht noch weiter gegen das angefochtene 
Urteil geltend macht, richtet ſich teils gegen die tatſächliche 
Würdigung des Vorderrichters, teils gegen die Nichtberück⸗ 
ſichtigung von Beweisanträgen und iſt, daher im gegenwärti⸗ 
gen Verfahren nicht beachtlich. 

Dagegen mußten die früher erörterten Mängel zur Auf⸗ 
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hebung des landgerichtlichen Urteils und der ihm zugrunde 
liegenden Feſtſtellungen und weiterhin zur Zurückverweiſung 
der Sache an das Berufungsgericht führen. 
Urteil des Strafſenats vom 12. April 1915 in der 
Strafſache gegen den Bauinſpektor B. in F. wegen 
Uebertretung des Forſtpolizeigeſetzes. 


49. 


1. Inwiefern kann die Reviſtan auf eine bloße Er⸗ 
meſſensentſcheidung des Tatrichters geſtützt werden? 
2. Zum Tatbeſtand einer Verfehlung gegen das Vieh⸗ 
ſeuchengeſetz. | 

3. Beckt ſich der ſtrafgeſetzliche Beſitzbegriff mit dem 
des BOB. 


Der Angekl. iſt vom Berufungsgericht von der Anklage 
einer Uebertretung gegen § 27 MiniſtVerf. vom 11. Juli 
1912 in Verbindung mit der Bekanntmachung des Medizinal⸗ 
kollegiums vom 12. November 1913 vgl. mit $ 76 Ziff. 1 
des ViehſGeſ. freigeſprochen, die Koſten des Verfahrens bei⸗ 
der Inſtanzen ſind auf die Staatskaſſe übernommen und der 
Antrag der Verteidigung, die dem Angekl. in beiden In⸗ 
ſtanzen erwachſenen notwendigen Auslagen auf die Staats⸗ 
kaſſe zu übernehmen, abgelehnt worden. Unter Anfechtung 
dieſer letzteren Entſcheidung hat der Angekl. Reviſion gegen 
das Urteil eingelegt mit der Rüge einer Verletzung des ma⸗ 
teriellen Rechts ſowie mit dem Antrag, das Urteil in dem 
erwähnten Punkt aufzuheben und die Uebernahme dieſer 
Auslagen nebſt den Koſten der Verteidigung in der Reviſions⸗ 
inſtanz auf die Staatskaſſe auszuſprechen, eventuell unter 
Aufhebung des Urteils in jenem Punkt nebſt den ihm zu⸗ 
grunde liegenden Feſtſtellungen die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung über die Frage der Ueber⸗ 
nahme der erwähnten Koſten in die Vorinſtanz zurückzu⸗ 
verweiſen. 

Die rechtliche Zuläſſigkeit der auf die Koſtenentſchei⸗ 
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dung beſchränkten Reviſion begegnet an ſich keinem Zweifel 
und die Vorſchrift des $ 380 StPO. ſteht nicht entgegen, 
da die Beſtimmungen der StPO. über die Verbindlichkeit 
zur Tragung und Erſtattung der durch ein Strafverfahren 
verurſachten Koſten nicht lediglich Normen über das Ver⸗ 
fahren, ſondern auch Normen materiell rechtlicher Natur ſind. 
Eine Ausnahme bilden aber ſolche Vorſchriften, in welchen 
die Art der Entſcheidung in das freie richterliche Ermeſſen 
geſtellt und dem erkennenden Gericht die bloße Ermächtigung 
zu einer gewiſſen Verfügung erteilt, ihm alſo anheimgeſtellt 
iſt, ob es von einer im Geſetz ihm gegebenen Befugnis Ge⸗ 
brauch machen will oder nicht. Denn ſolchenfalls handelt 
es ſich nicht um eine Geſetzes verletzung, ſondern um einen 
in das freie gerichtliche Ermeſſen geſtellten Anſpruch, der an 
ſich einer Nachprüfung des Reviſionsrichters entzogen bleibt. 
Falls jedoch die im Urteil für die Art einer ſolchen Er⸗ 
meſſensentſcheidung angeführte Begründung erkennbar auf 
einer rechtsirrigen Auffaſſung beruht, das Gericht erſichtlich 
aus Rechtsirrtum von der erwähnten Befugnis Gebrauch 
machte oder davon Abſtand nahm, muß der hierauf geſtützte 
Reviſionsangriff als zuläſſig erachtet werden, ſofern die 
Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen iſt, daß bei richtiger Geſetzes⸗ 
auslegung die in das Ermeſſen des Gerichts geſtellte Ent⸗ 
ſcheidung zugunſten des Angekl. oder Beſchwerdeführers an⸗ 
ders ausgefallen wäre. Der Fall iſt dem gleichzuerachten, 
wenn eine tatſächliche Feſtſtellung auf Grund einer rechts⸗ 
irrigen Auffaſſung getroffen oder von ſolcher beeinflußt iſt 
und die Entſcheidung auf ihr beruht. Wohl braucht das 
Gericht keinen Grund für ſeine Ermeſſensentſcheidung anzu⸗ 
geben; aber wenn es einen angibt, ſo iſt es nicht gleichgül⸗ 
tig, ob dieſer ein rechtsirriger iſt, falls nämlich die Entſchei⸗ 
dung ausdrücklich auf ihn geſtützt worden iſt. 

Vorliegend handelt es ſich um eine ſolche in das Er: 
meſſen des Berufungsgerichts geſtellte Entſcheidung. Die mit 
der Reviſion angefochtene Koſtenentſcheidung, derzufolge der 
von der Anklage freigeſprochene Angekl. die ihm erwachſenen 
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notwendigen Auslagen und mit dieſen insbeſondere die Ko⸗ 
ſten der Verteidigung ſelbſt zu tragen hat, beruht auf der 
Beſtimmung des § 499 Abſ. 2 StPO. Nach ihr können im 
Fall der Freiſprechung des Angekl. die ihm erwachſenen 
notwendigen Auslagen der Staatskaſſe auferlegt werden. 
Der Ausſpruch des Gerichts, von dieſer Ermächtigung keinen 
Gebrauch zu machen, kann an ſich mit der Reviſion nicht 
angefochten werden. Der Vorrichter hat bei dieſer ſeiner 
Entſcheidung zutreffend ausgeführt, daß die beantragte An⸗ 
wendung des § 499 Abſ. 2 in ſein freies Ermeſſen geſtellt 
ſei und dieſe Anwendung ſich nach der Lage des einzelnen 
Falles zu richten habe. Die Nichtanwendung im gegebenen 
Fall wurde aber ausdrücklich und ausſchließlich damit be⸗ 
gründet, daß eine Freiſprechung nur erfolgt ſei, weil der 
Beweis für das Vorliegen eines Tatbeſtandsmerkmals, näm⸗ 
lich für die Tatſache der auch nur mittelbaren Beſitzüber⸗ 
tragung des vom Zeugen H. an den Angekl. verkauften Stiers 
für die Zeit des Auftriebs zum H.⸗Markt nicht ausreichend 
erbracht worden ſei. 

Nun behauptet die Reviſion, eine Beſitzübertragung in 
dem vom Berufungsgericht erörterten Sinn eines constitu- 
tum possessorium ſei für den Tatbeſtand der fraglichen 
Uebertretung des VieſGeſ. überhaupt gleichgültig und jeden⸗ 
falls nicht ausreichend, bei richtiger Geſetzesauslegung wäre 
eine Schuld des Angekl. ganz ausgeſchloſſen geweſen und 
auf dieſer Grundlage hätte der Vorrichter in die Ermeſſens⸗ 
frage des $ 499 Abſ. 2 eintreten müſſen, nach deren Sinn 
und Zweck der erwieſenermaßen unſchuldige Angekl. auch die 
Uebernahme der Koſten der Verteidigung auf die Staatskaſſe 
hätte erwarten dürfen. Die Reviſion macht hienach die un⸗ 
richtige Entſcheidung einer Rechtsfrage in dem Sinn gel⸗ 
tend, daß eine auf Rechtsirrtum beruhende Annahme des 
Vorrichters dieſen zu der dem Angekl. ungünſtigen Koſten⸗ 
entſcheidung im erwähnten Teil geführt habe. 

Dieſe Rüge iſt nach obigem zuläfitg; fie iſt auch ber 
gründet. Nach der behördlichen Anordnung, deren Ueber: 
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tretung dem Angekl. zur Laſt gelegt war, ſind für die im 
Beſitz von Händlern befindlichen Wiederkäuer ſoweit ſie zum 
Zweck des Verkaufs aufgeſtellt oder außerhalb abgegrenzter 
Räumlichkeiten feilgeboten oder auf Märkte aufgetrieben 
werden, tierärztliche Geſundheitszeugniſſe beizubringen. Der 
Vorrichter hat rechtlich bedenkenfrei feſtgeſtellt, daß der an 
den Angekl. von H. verkaufte und von dieſem erſt 8 Tage 
ſpäter verabredungsgemäß auf dem H.⸗Markt dem Angekl. 
zugeführte Stier beim Auftrieb auf dieſen Markt und zuvor 
noch nicht im Beſitz des Angekl. ſich befand, ſoweit hierunter 
eine tatſächliche Herrſchafts- und Verfügungsgewalt über die 
Sache zu verſtehen iſt. Dagegen wurde angenommen, daß 
auch ein ſogenannter mittelbarer Beſitz im Sinn des § 868 
BGB. genügt habe, bei dem ein anderer als Nießbraucher, 
Verwahrer uſw. die Sache tatſächlich inne hat. Dieſer Auf⸗ 
faſſung kann in dieſer Allgemeinheit und jedenfalls in der 
Anwendung auf den hier feſtgeſtellten Sachverhalt nicht bei⸗ 
getreten werden. 

Nach § 17 des ReichsviehſGeſ. vom 26. Juni 1909 
können „zum Schutz gegen die ſtändige Gefährdung des Vieh⸗ 
ſtands durch Viehſeuchen“ durch die zuſtändigen Behörden 
eine Reihe von Maßnahmen angeordnet werden, nach Ziff. 3 
die Beibringung von Urſprungs⸗Geſundheitszeugniſſen für 
das im Beſitz von Viehhändlern befindliche Vieh. In Aus⸗ 
führung dieſer reichsrechtlichen Vorſchrift hat das Miniſterium 
des Innern in § 27 der Verfügung vom 11. Juli 1912 
(Reg Bl. S. 312) für die im Beſitz von Viehhändlern be⸗ 
findlichen Schweine in den oben erwähnten drei Fällen die 
Beibringung tierärztlicher Geſundheitszeugniſſe mit dem Bei⸗ 
ſatz vorgeſchrieben, daß im Fall einer beſtimmten Seuchen⸗ 
gefahr dieſe Vorſchrift vom Medizinalkollegium auf die im 
Beſitz von Viehhändlern befindlichen Wiederkäuer ausgedehnt 
werden dürfe. Hievon hat das Medizinalkollegium laut Be⸗ 
kanntmachung vom 12. November 1913 im Hinblick auf die 
geſteigerte Gefahr der Ein- und Verſchleppung der Maul: 
und Klauenſeuche Gebrauch gemacht. 
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Vorliegend ſteht ſomit die Rechtsfrage zur Entſcheidung, 
wann der Geſetzgeber im Sinn der erwähnten Vorſchrift ein 
Tier als im Beſitz eines Viehhändlers befindlich anſieht 
und ob insbeſondere der Beſitzbegriff des bürgerlichen Rechts 
hiebei zur Anwendung kommt. Letzteres muß verneint wer⸗ 
den. Zwar laſſen ſich aus den Materialien zum Reichs⸗ 
viehſGeſ. ſichere Anhaltspunkte für die Auslegung nicht ge⸗ 
winnen, ſofern nach der Begründung des Entwurfs, dem 
Kommiſſionsbericht und dem Protokoll der drei Geſetzes⸗ 
leſungen im Reichstag dieſe ſpezielle Frage nicht zur Er⸗ 
örterung gelangte, Verh Reicht. XII. Legislaturperiode 1907/09 
Bd. 243 Anl.⸗Druckſache 484 S. 20 ff. S. 50; Bd. 255 
Druckſache 1381 S. 8306 ff.; Verh. Bd. 229 S. 2383 ff.; 
2555, Bd. 236 S. 8429 ff.; 8542 ff. Dagegen iſt weſent⸗ 
lich, daß es ſich bei den fraglichen Viehſchutzmaßregeln um 
Beſtimmungen nicht des Zivilrechts, ſondern des öffentlichen 
Rechts handelt und daß dieſe nach der Blankettſtrafvorſchrift 
des § 76 ReichsviehſGeſ. auch als Normen des Strafrechts 
in Betracht kommen. Wenn nun auch im allgemeinen, wo 
immer es für den Tatbeſtand ſtrafbarer Handlungen auf 
rein privatrechtliche Begriffe und Rechtsverhältniſſe wie Ei⸗ 
gentum, Kauf, Miete ankommt, regelmäßig auf das bürger⸗ 
liche Recht zurückzugehen iſt, ſo gilt dies gerade für den Be⸗ 
griff „Beſitz“, wie von der Wiſſenſchaft und Rechtſprechung 
einhellig anerkannt iſt (ſo Vorentwurf zum deutſchen StGB. 
1909, beſonderer Teil $ 269 S. 734) nicht als allgemein 
zutreffend. 

Denn der Beſitz iſt, wenn ihm auch vom bürgerlichen 
Recht gewiſſe rechtliche Wirkungen beigelegt ſind, doch nicht 
ein ausſchließlich privatrechtliches Inſtitut, ſondern zunächſt 
rein tatſächlicher Natur und wo daher Geſetze, die dem 
öffentlichen Recht angehören und ſpeziell Strafgeſetze vom 
Beſitz ſprechen, iſt nicht ohne weiteres die Annahme gerecht⸗ 
fertigt, daß dieſer Ausdruck nach dem techniſchen Sprachge⸗ 
brauch des bürgerlichen Rechts verſtanden werden müſſe. 
Vielmehr iſt nach dem Zweck und Sinn der betr. ſtrafrecht⸗ 
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lichen Beſtimmung, nach ihrer Vorgeſchichte und ihrem Zu⸗ 
ſammenhang mit anderen Beſtimmungen desſelben Geſetzes 
jeweils zu prüfen, was in dem beſonderen Fall unter Beſitz 
verſtanden werden ſollte (RGE. 12 S. 257, Bd. 37 S. 199, 
Bd. 43 S. 13 ff., Bd. 45 S. 250). Schon die Motive zum 
Entwurf des RStGB. betr. das Vergehen der Unterſchla⸗ 
gung gehen davon aus, daß der ſogenannte juriſtiſche Beſitz 
nicht entſcheidend ſei, ſofern dort ausgeführt wird, man habe 
die in der Wiſſenſchaft wie in der Rechtsanſchauung des 
Volks und in der Natur der Sache begründete Verwandtſchaft 
der Vergehen des Diebſtahls und der Unterſchlagung feſtge⸗ 
halten und den Tatbeſtand der letzteren einfach als die 
rechtswidrige Aneignung der fremden beweglichen Sache be- 
zeichnet, in deren Innehabung der Täter ſich bereits befindet. 
Hieraus folgt, daß da, wo im bürgerlichen Recht Beſitz ohne 
Innehabung der Sache anerkannt iſt, der zivilrechtliche Be⸗ 
ſitzbegriff mit dem ſtrafgeſetzlichen ſich nicht deckt. Vom 
Innehaben einer Sache kann aber nur geſprochen werden, 
wenn eine tatſächliche Verfügungsgewalt über ſie beſteht, 
eine tatſächliche Herrſchaft über ſie ausgeübt wird, wie dies 
dem § 854 BGB. entſpricht und eben in dieſem Sinn wird 
das Tatbeſtandsmerkmal des Beſitzes oder Gewahrſams im 
Sinn des § 246 StGB. von Lehre und Rechtſprechung all⸗ 
gemein verſtanden. In dieſem Sinn wird der Begriff Beſitz 
auch in der Anwendung verſchiedener Reichsgeſetze, ſo z. B. 
des Sprengſtoffgeſetzes vom 9. Juni 1884 8 9 in ausge⸗ 
ſprochener Abweichung vom bürgerlichen Recht ſeitens des 
Reichsgerichts ſtändig ausgelegt und ein bewußtes tatſäch⸗ 
liches Innehaben, d. h. die Ausübung einer tatſächlichen 
Herrſchaftsgewalt in dem Sinn darunter verſtanden, daß der 
Inhaber phyſiſch in der Lage iſt, die Herrſchaft über den in 
ſeinen Händen befindlichen Sprengſtoff für ſich ſelbſt mit 
Ausſchließung anderer auszuüben, ERG. Bd. 41 S. 157 
und die oben zit. Urteile. Dieſelbe Auslegung hat das 
Reichsgericht (EStf. Band 45 S. 339) für den Beſitzbegriff im 
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Sinn des § 5 der Schaumweinnachſteuerordnung vom 29. Juli 
1909 getroffen. 

Für die Zeit mit Geltung des BGB. iſt ein beachtens⸗ 
werter Anhaltspunkt weiterhin dadurch gegeben, daß nach 
dem Bericht der Reichstagskommiſſion über den Entwurf 
eines Einführungsgeſetzes zum BGB. (Nr. 87a Druckſache 
Nr. 440 d. 1895/6, Materialien⸗Band II S. 447) ein An⸗ 
trag zu Art. 33, der die Streichung der Worte „oder Ge» 
wahrſam“ hinter „Beſitz“ in $ 246 StGB. bezweckte, abge⸗ 
lehnt wurde mit der Begründung, daß die Begriffe Beſitz 
und Gewahrſam nach der herrſchenden Anſicht nicht aus dem 
Zivilrecht, ſondern aus dem StGB. zu entwickeln ſeien, das 
StGB. faſſe die tatſächliche Innehabung, das tatſächliche 
äußere, die Möglichkeit voller Verfügungsgewalt gewährende 
Verhältnis zur Sache ins Auge. Hienach iſt, wie auch vom 
Reichsgericht (E. 37 S. 201) ausgeſprochen wurde, ein Er» 
ſatz des ſtrafrechtlichen Beſitzbegriffs in $ 246 StGB. durch 
denjenigen des BGB. nicht gewollt worden. Hiezu kommt, 
daß nach der Begründung des Vorentwurfs zu einem deut⸗ 
ſchen StGB. zu § 269 (S. 734, beſonderer Teil) die Frage 
beſonders geprüft worden iſt, ob es ſich nicht empfehle, jetzt, 
nachdem das Beſitzrecht durch das BGB. für das ganze 
Reich einheitlich geregelt ſei, vom Beſitzbegriff des Zivil⸗ 
rechts auch hier auszugehen und für den Tatbeſtand des 
Diebſtahls zu fordern, daß der andere, dem weggenommen 
wird, Beſitzer geweſen ſein müſſe. Dies wurde ausdrücklich 
abgelehnt, da für das Strafrecht das Moment des Wegneh⸗ 
mens, die Erlangung der tatſächlichen Herrſchaft über die 
Sache im Sinne des § 854 BGB. entſcheidend ſei, das bürger⸗ 
liche Recht aber bei der Regel des 8854 BGB. nicht ſtehen 
geblieben ſei, ſondern manchmal nicht den, der die tatſäch⸗ 
liche Gewalt über die Sache ausübe, ſondern einen anderen 
für den Beſitzer erkläre (S 855) und umgekehrt in anderen 
Fällen Beſitz nicht annehme, ohne zu berückſichtigen, ob die 
tatſächliche Gewalt vorhanden iſt oder nicht (S8 857, 868, 
Erbenbeſitz und mittelbarer Beſitz); aber mit ſolchen Fiktio⸗ 

24 * 


356 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


nen, alſo Unwirklichkeiten, die in beſonderen Verhältniſſen 
des bürgerlich = rechtlichen Beſitzſchutzes ihre Rechtfertigung 
finden, könne das Strafrecht nicht rechnen. 

Bei dieſer Sach⸗ und Rechtslage kann keinenfalls da⸗ 
von ausgegangen werden, daß eine uneingeſchränkte Ueber⸗ 
nahme des bürgerlich⸗ rechtlichen Beſitzbegriffs bei den dem 
öffentlichen Recht angehörigen Geſetzen dem Willen des Ge⸗ 
ſetzgebers entſpricht, vielmehr muß im Einzelfall vor allem 
aus Zweck und Sinn der betr. Vorſchrift auf die Abſicht 
des Geſetzgebers geſchloſſen, auch der Sprachgebrauch des 
gewöhnlichen Verkehrslebens dabei mitberückſichtigt werden. 

Dieſe beiden Geſichtspunkte ſprechen unzweifelhaft dafür, 
daß im Sinn des zit. § 17 Reichs viehſeuchengeſetzes, des § 27 
zit. MiniſtVerf. und der Bekanntmachung des Medizinal⸗ 
kollegiums der Ausdruck „im Beſitz des Viehhändlers be⸗ 
findlich“ dahin auszulegen iſt, daß eine tatſächliche Inne⸗ 
habung und Herrſchaftsausübung auf Seite des Viehhänd⸗ 
lers über das Tier beſteht wie fie der $ 854 BGB. vor⸗ 
ſieht. Denn dies entſpricht nicht nur dem üblichen Sprach⸗ 
gebrauch des Verkehrslebens, ſondern ergibt ſich vor allem 
aus dem Zweck und Sinn der in Frage ſtehenden geſetzlichen 
Beſtimmung und behördlichen Anordnung. Dieſe bezweckt, 
wie ſchon aus den Einleitungsworten des $ 17 und dem 
allgemeinen Teil der Begründung zum Entwurf des Reichs⸗ 
viehſGeſ. hervorleuchtet, auch in einem Urteil des Senats 
vom 23. Juli 1913 (Württ. Jahrb. Bd. 26 S. 77) ausge⸗ 
führt iſt, daß die Tiere ſoweit möglich ſeuchenfrei in den 
Handel kommen und daß die zur Abwendung und Einſchrän⸗ 
kung der Seuchengefahr angeſichts der modernen Entwicklung 
des Viehverkehrs erfahrungsgemäß notwendigen veterinär⸗ 
polizeilichen Maßnahmen ergriffen, insbeſondere die häufi⸗ 
gen Quellen einer Seuchenübertragung tunlichſt verſtopft 
werden. 

Nun gilt das ſog. Händlervieh für eine Weiterverbrei⸗ 
tung der Maul⸗ und Klauenſeuche als beſonders gefährlich 
und verdächtig, denn es kommt erfahrungsgemäß aus ver⸗ 
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ſchiedenen Orten und Ställen ſowie auf mancherlei Wegen 
zuſammen. So in ſtetem Wechſel zuſammengebrachtes Vieh 
iſt der Anſteckungsgefahr beſonders ausgeſetzt und bei ihm 
iſt eine fortgeſetzte Verſchleppungsmöglichkeit der Seuche ge⸗ 
geben. Hieraus rechtfertigt ſich, daß das Händlervieh einer 
weit ſchärferen Kontrolle unterworfen wird als das im Beſitz 
gewöhnlicher Landwirte ſtehende Vieh, wie dies auch in den 
Motiven zu Ziff. 3 § 17 hervorgehoben iſt. Dies trifft na⸗ 
turgemäß aber nur für ſolche Tiere zu, die wirklich im Ge⸗ 
wahrſam des Händlers, d. h. in ſeiner tatſächlichen Inne⸗ 
habung ſtehen oder wenigſtens bereits mit dem Betrieb des 
Händlers tatſächlich in Berührung gekommen ſind. Hiezu 
genügt keinenfalls, wie der Vorrichter zutreffend annimmt, 
ein bloßer Kaufabſchluß, der vorerſt ohne Uebergabe des 
Tieres an den Händler erfolgt; aber auch die meiſten mög⸗ 
lichen Fälle und Formen des ſog. mittelbaren Beſitzes im 
Sinn des § 868 BGB. werden ausſcheiden, ſofern nämlich 
der Viehhändler irgend eine tatſächliche Herrſchaftsgewalt 
über das Tier noch nicht erlangt hat und dieſes vorläufig 
noch in der freien Verwahrung oder Benützung eines ande⸗ 
ren, eines Nichtviehhändlers, ſich befindet. In welchen Fällen 
des jog. mittelbaren Beſitzes i. S. des 8 868 BGB. es ſich 
anders verhält, braucht hier nicht unterſucht zu werden; denn 
entſcheidend bleibt die über das Beſitzverhältnis am Tier zur 
Zeit des Marktauftriebs getroffene tatſächliche Feſtſtellung 
des Vorrichters. Nach dieſer iſt unzweifelhaft die Annahme 
einer tatſächlichen Innehabung des vom Angekl. dem Bauern 
H. abgekauften Stiers für dieſen kritiſchen Zeitpunkt, ſowie 
für die Zeit vorher ausgeſchloſſen. 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt iſt der Kauf vom 
Fenſter des Wirtshauſes aus in H. zwiſchen dem Angefl. 
‚und H. abgeſchloſſen und der letztere angewieſen worden, den 
Stier vorerſt in ſeinem Stall zu belaſſen und erſt 8 Tage 
ſpäter auf dem Markt in H. dem Angekl. zu überbringen. 
Dies geſchah wie vereinbart, H. behielt den Stier in ſeinem 
Stall und in ſeiner Verwendung, er bekam vom Käufer für 
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dieſe Zeit auch keinen Futtererſatz und der Stier kam in 
keiner Weiſe mit dem Viehhändlerbetrieb des Angekl. in Be⸗ 
rührung, bis er dieſem 8 Tage nach Kaufabſchluß auf dem 
H.⸗Markt von H. übergeben wurde. In der Zwiſchenzeit 
haben die beiden über den Stier nicht mehr verhandelt und 
die Sache lag auch nicht ſo, daß H. die tatſächliche Gewalt 
über den Stier vom Kaufabſchluß bis zur Uebergabe auf 
dem H.⸗Markt für den Angekl. in deſſen Erwerbsgeſchäft 
oder in einem ähnlichen Verhältnis ausgeübt hätte, ver⸗ 
möge deſſen er den ſich auf die Sache beziehenden Weiſun⸗ 
gen des Angekl. Folge zu leiſten gehabt hätte. Eine Un⸗ 
ſelbſtändigkeit der Innehabung auf Seite des H. war, wie 
der Vorrichter ſagt, nicht gegeben; dieſer erfüllte nur eine 
Nebenabrede des Kaufabſchluſſes, als er den Stier 8 Tage 
nach dem Kaufvertrag auf den Markt auftrieb und er ſtand 
dabei in keinem Abhängigkeits verhältnis zum Angekl., etwa 
wie deſſen Knecht oder Viehtreiber. 

Nun hat der Vorrichter die Anwendung des $ 499 
Abi. 2 StPO. zugunſten des Angekl. einzig und allein, 
wie die Urteilsgründe ergeben, mit der Begründung abge⸗ 
lehnt, daß nur deshalb die Freiſprechung erfolgt ſei, weil 
der Nachweis für eine mittelbare Beſitzübertragung im Sinn 
des § 868 BGB. für die Zeit vor dem Auftrieb des Stieres 
zum Markt nicht genügend erbracht ſei. Nach obigem fchei- 
det aber für den Tatbeſtand der in Betracht kommenden 
Uebertretung eine Beſitzeigenſchaft in der Form des § 868 
BGB. jedenfalls dann aus, wenn, wie hier feſtgeſtellt iſt, 
eine tatſächliche Innehabung des Angekl. in Abſicht auf den 
Stier vor dem Marktauftrieb in Wirklichkeit nicht Platz ge⸗ 
griffen hat und der Stier vom Verkäufer dem Angekl. vor⸗ 
her in keiner Weiſe zu Beſitz übergeben worden iſt. Der 
Grund, auf den der Vorrichter die in ſein Ermeſſen geſtellte 
Entſcheidung im Sinn des § 499 Abſ. 2 StPO. und zwar 
ausſchließlich abgeſtellt hat, iſt ſonach von einem Rechtsirr⸗ 
tum beeinflußt, die Nichtanwendung des § 499 Abſ. 2 be⸗ 
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ruht auf einer irrigen Auslegung des Rechtsbegriffs eines 
im Beſitz eines Viehhändlers befindlichen Tieres. 
Allerdings konnte der Vorrichter auch bei richtiger Ge⸗ 
ſetzesauslegung zu derſelben Entſcheidung auf Grund ſeines 
freien Ermeſſens aus anderem Grunde gelangen; er iſt aber 
in Wirklichkeit nur aus dem erwähnten rechtsirrigen Grunde 
zur Nichtanwendung des § 499 Abſ. 2 zu Ungunſten des 
Angekl. gelangt und es iſt die Möglichkeit ſonach gegeben, 
ja naheliegend, daß er, wenn er den Beſitzbegriff im Sinn 
dieſes Reichsgeſetzes richtig ausgelegt hätte, zu einer anderen 
dem Angekl. günſtigeren Entſcheidung in dieſem Punkt ge⸗ 
langt wäre. Dies aber genügt für eine Aufhebung des Ur⸗ 
teils wegen Geſetzes verletzung bei Anwendung des Geſetzes 
auf die dem Urteil zugrunde liegenden Feſtſtellungen. Das 
Reviſionsgericht iſt, da ein Fall des Abſ. 1 $ 394 StPO. 
nicht vorliegt, ſeinerſeits nicht in der Lage, ſelbſt zu ent⸗ 
ſcheiden und hat deshalb nach Abſ. 2 $ 394 StPO. zu ver⸗ 
fahren. Das Berufungsurteil wurde hinſichtlich der Ent⸗ 
ſcheidung über die Auslagen des Angekl. aufgehoben und 
die Sache inſoweit zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung zurückverwieſen. 
Urteil des Strafſenats vom 25. Januar / 1. Februar 
1915 in der Strafſache gegen H. L. in H. wegen Ver⸗ 
fehlung gegen das Viehſeuchengeſetz. 
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II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 
1. 


Hinzurechnung von Koſten des Erwerbes zum Erwerbs⸗ 
preis nach § 14 Biff. 1 des Inwachsſtenergeſetzes. 


Aus den 
Gründen: 

Nach § 14 Ziff. 1 des Zuwachsſteuergeſetzes find dem gemäß 
§ 8 des Geſetzes eine Grundlage der Feſtſtellung der ſteuer⸗ 
pflichtigen Wertſteigerung bildenden Erwerbspreis hinzuzu⸗ 
rechnen „als Koſten des Erwerbs, ſofern nicht an Stelle des 
Erwerbspreiſes der Wert maßgebend iſt, 4 vom Hundert des 
Erwerbspreiſes und, falls der Veräußerer nachweislich ein⸗ 
ſchließlich der ortsüblichen Vermittlungsgebühr einen höheren 
Betrag aufgewendet hat, dieſer“. Während die Steuerbe⸗ 
hörde die Anſchauung vertritt, daß dieſe Hinzurechnung zur 
Vorausſetzung habe, daß für den Steuerpflichtigen bei dem 
früheren Erwerb des Grundſtücks Koſten überhaupt entſtan⸗ 
den ſeien, geht die Beſchwerdeführerin davon aus, daß die 
Hinzurechnung nach Maßgabe von § 14 Ziffer 1 des Ge⸗ 
ſetzes einzutreten habe, ohne Rückſicht darauf, ob der Steuer⸗ 
pflichtige in Wirklichkeit Erwerbskoſten aufgewendet habe, 
alſo auch in dem Fall, daß ſolche für ihn überhaupt nicht ° 
erwachſen ſind. 

Der Beſchwerdeführerin iſt zuzugeben, daß der Wortlaut 
des § 14 Ziffer 1 des Geſetzes in dieſem Sinn verſtanden wer⸗ 
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den kann, andererſeits zwingt er aber nicht notwendig zu die⸗ 
ſer Auslegung, vielmehr kann daraus, daß die 4% des Erwerbs⸗ 
preiſes „als Erwerbskoſten“ hinzuzurechnen ſind, immerhin 
die Folgerung abgeleitet werden, daß eine ſolche Hinzurech⸗ 
nung jedenfalls dann nicht ſtattfinden ſolle, wenn dem Ver⸗ 
äußerer Erwerbskoſten ſeinerzeit nicht entſtanden ſind. Ueber 
die Bedeutung des genannten Wortlauts gibt die Entſtehungs⸗ 
geſchichte der Beſtimmung Aufſchluß. Letztere hat ihre jetzige 
Faſſung bei der Beratung in der Reichstagskommiſſion er⸗ 
halten. Der Entwurſ ($ 10 Ziffer 1) hatte die Hinzurech⸗ 
nung der vom Veräußerer nachweislich aufgewendeten 
Erwerbskoſten zum Erwerbspreis vorgeſehen, dieſelbe alſo 
vom Nachweis des Aufwands von Erwerbskoſten und ihrer 
Höhe durch den Steuerpflichtigen abhängig gemacht. Die in 
das Geſetz übergegangene Faſſung iſt bei der Kommiſſions⸗ 
beratung mit der Erwägung begründet worden, es werde für 
den Veräußerer überaus ſchwierig ſein, die Koſten des unter 
Umſtänden lange Zeit zurückliegenden Erwerbs nachzuweiſen. 
Die Pauſchalierung mit 4% des Erwerbspreiſes werde da- 
her nicht nur für den Steuerpflichtigen, ſondern auch für die 
Behörden eine große Anzahl von Weiterungen und Schwie⸗ 
rigkeiten aus dem Wege räumen (Reichstagsverh. 12. Legis⸗ 
laturperiode, II. Seſſ. 1909/11 Druckſ. Nr. 374 Anl. z. d. 
ſtenogr. Ber. S. 4, 37 Druckſ. Nr. 515 Anl. Bd. 276 S. 2563). 

Der Steuerpflichtige ſollte alſo durch die in das Geſetz 
aufgenommene Pauſchalierung zur Vermeidung von Weite⸗ 
rungen der Notwendigkeit enthoben werden, den oft 
ſchwierigen Nachweis zu führen, daß und in welcher 
Höhe ihm durch den Erwerb des veräußerten Grundſtücks 
Koſten erwachſen ſeien. Ein Nachweis ſollte ihm nur 
inſoweit obliegen, als er die Aufwendung eines höheren Be⸗ 
trags als 4% des Erwerbspreiſes behauptete. Hienach geht 
zwar die Anſicht zu weit, daß die Hinzurechnung des Pau⸗ 
ſchalſatzes von 4% des Erwerbspreiſes zu dieſem nur unter 
der Vorausſetzung eintrete, daß der Steuerpflichtige zuvor 
den Aufwand von Erwerbskoſten überhaupt nachweiſe. An⸗ 
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dererſeits weiſt aber die Tatſache, daß durch die Pauſchalie⸗ 
rung nach der Abſicht der geſetzgebenden Faktoren ein an 
ſich dem Steuerpflichtigen obliegender Nachweis erübrigt 
werden ſoll, darauf hin, daß ſie nur in ſolchen Fällen Platz 
greifen ſoll, in welchen ein Nachweis von Erwerbsaufwen⸗ 
dungen für den Steuerpflichtigen überhaupt in Frage kom⸗ 
men kann, nämlich wenn er ſolche Aufwendungen behaup⸗ 
tet. Iſt der Steuerpflichtige hiezu nicht in der Lage z. B., 
weil offenkundig iſt oder ſonſtwie feſtſteht, daß ſämtliche an⸗ 
rechnungsfähigen Veräußerungskoſten von dem damaligen 
Veräußerer übernommen und tatſächlich getragen worden 
ſind, ſo kann er die Hinzurechnung des im Geſetz beſtimmten 
Pauſchalbetrags für Erwerbskoſten nicht verlangen. Dieſe 
aus der Entſtehungsgeſchichte der Beſtimmung in § 14 
Ziffer 1 des Geſetzes folgende und auch mit ihrem Wortlaut 
zu vereinbarende Auslegung iſt der Beurteilung des gegen⸗ 
wärtigen Steuerfalls zugrunde zu legen. Die entgegen: 
ſtehende Auslegung der Beſchwerdeführerin hätte im Hinblick 
auf die Vorſchrift in § 22 Ziffer 1 des Geſetzes, wonach 
die dem bisherigen Eigentümer nachweislich zur Laſt fallen⸗ 
den Koſten der Veräußerung am Veräußerungspreis abzu⸗ 
ziehen ſind, unter Umſtänden zur Folge, daß die gleichen 
Veräußerungskoſten bei verſchiedenen Veräußerungen des⸗ 
ſelben Grundſtücks und demgemäß bei verſchiedenen Steuer⸗ 
fällen das eine Mal im Weg des Abzugs am Veräußerungs⸗ 
preis, das andre Mal im Weg der Hinzurechnung zu dem 
Erwerbspreis den ſteuerpflichtigen Zuwachs mindern würden; 
ſie würde ſich überhaupt nicht wohl mit dem in § 1 Abſ. 1 
in programmatiſcher Weiſe ausgeſprochenen Zweck des Ge⸗ 
ſetzes, den ohne Zutun des Eigentümers entſtandenen Zu— 
wachs mit der Steuer zu erfaſſen, in Einklang bringen laſſen. 
Als ein ſolcher Zuwachs iſt derjenige zu betrachten, welcher 
nach Ausſcheidung des den Aufwendungen des Eigentümers 
gleichkommenden Teils der Wertſteigerung im Weg der Zu— 
und Abrechnung noch übrig bleibt. Geht man von der Ans 
ſicht der Beſchwerdeführerin aus, ſo würde ein Teil der un⸗ 
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verdienten Wertſteigerung von der Beſteuerung frei bleiben. 
Urteil in der R. B.ſache der Bürgerhoſpitalpflege St. 
vom 28. 1. 14. 


2. 


Hühe des für die Bemeſſung des ſtenerpflichtigen Mert- 
zuwachſes maßgebenden Beränßerungspreifes (88 Abſ. 2 
des ZJnwachsſtenergeſetzes). 


Der Gärtner S. in C. veräußerte ſein Anweſen, auf 
dem er bisher ſein Geſchäft betrieben hatte, an eine Aktien⸗ 
geſellſchaft. In dem Kaufvertrag wurde der Preis auf 
110 000 M. feſtgeſetzt, ſodann beſtimmt, daß der Verkäufer 
berechtigt ſei, bis zur Uebergabe die auf den Vertragsob⸗ 
jekten ſtehenden Schuppen, Gewächshäuſer, Bäume, Pflanzen, 
Blumen, Geſträuche und ſonſtige dem Gärtnereibetrieb die⸗ 
nenden Gegenſtände, ebenſo die Gartenwaſſerleitung wegzu— 
nehmen, und endlich vereinbart: „Außer dem Kaufſchilling 
und gleichzeitig mit dieſem erhält der Verkäufer für Verlegung 
des Gärtnereibetriebs eine Entſchädigung von 10 000 M.“ 
Dieſen Betrag hat nun die Steuerbehörde bei Anſetzung der 
Zuwachsſteuer nach erfolgtem Eigentumsübergang als einen 
Beſtandteil des für die Bemeſſung des ſteuerpflichtigen Wert⸗ 
zuwachſes maßgebenden Veräußerungspreiſes ($ 8 Zuwachs⸗ 
ſteuergeſetzes) behandelt. 

In der gegen die Entſcheidung des Finanzminiſteriums 
erhobenen Rechtsbeſchwerde wurde geltend gemacht, der Be⸗ 
trag von 10 000 M. ſei die Vergütung für den dem Ber: 
äußerer durch die Verlegung ſeines Geſchäfts erwachſenen 
beſonderen Schaden und ſtelle keinen unverdienten Wertzu⸗ 
wachs aus Grund und Boden, ſondern den perſönlichen, 
durch Arbeit erworbenen Wert des Geſchäftsbetriebs dar. 

Der Verwaltungsgerichtshof wies die Rechtsbeſchwerde 
mit folgenden Ausführungen als unbegründet zurück: 

Die Aufgabe des Gärtnereibetriebs auf dem veräußerten 
Anweſen war die notwendige Folge der dem Beſchwerde⸗ 
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führer gemäß dem Kaufvertrag obliegenden Uebertragung des 
Beſitzes des Anweſens an die Erwerberin, ſie konnte ſonach 
nicht Gegenſtand einer beſonderen vertragsmäßigen Leiſtung 
des Verkäufers gegenüber der Käuferin ſein, wie denn auch 
jener eine derartige Verpflichtung nicht beſonders übernom⸗ 
men hat. Die Verpflichtung der Käuferin zur Zahlung des 
Betrags von 10 000 M. an den Verkäufer für die Verlegung 
des Gärtnereibetriebs konnte hienach, auch wenn man darin 
die Gewährung einer Entſchädigung an den Verkäufer für 
die ihm durch die Aufgabe des Geſchäftsbetriebs auf dem 
veräußerten Anweſen entſtehenden Vermögensnachteile er⸗ 
blickt, nur die Bedeutung haben, daß ſich der Beſchwerde⸗ 
führer für dieſe Nachteile Deckung durch entſprechende Er⸗ 
höhung der Gegenleiſtung für den Kaufgegenſtand verſchaffen 
wollte. Denn daß etwa mit dem Verſprechen der 10 000 M. 
eine unentgeltliche Zuwendung, eine Schenkung an den Be⸗ 
ſchwerdeführer bewirkt werden ſollte, hat dieſer ſelbſt nicht 
behauptet. Der von dem Beſchwerdeführer infolge der Ge⸗ 
ſchäftsverlegung in Ausſicht genommene „beſondere Schaden“ 
bildete nur den Beweggrund für die entſprechend höhere Be⸗ 
meſſung des Entgelts für das Grundſtück, konnte aber nicht 
ſelbſt Gegenſtand einer durch Gegenleiſtung abzugeltenden 
Leiſtung ſein (zu vergl. Sächſ. OVG. v. 19. 12. 12 Amtl. Mitt. 
1913, 42 ff., Bad. VGHof 1. 4. 13 Amtl. Mitt. 1913, 
212/13, Preuß. OVG. 4. 11. 13 Amtl. Mitt. 1914, 43). 
Iſt demgemäß der Betrag von 10 000 M. als Beſtandteil 
des Grundſtücksveräußerungspreiſes anzuſehen, ſo entfällt der 
weitere Einwand des Beſchwerdeführers, es liege in Höhe 
dieſes Betrags kein Wertzuwachs oder kein unverdienter 
Wertzuwachs vor. Nach § 1 Abſ. 1 Zuwachsſteuergeſ. wird 
von dem Zuwachs, der ohne Zutun des Eigentümers ent⸗ 
ſtanden iſt, gemäß den Vorſchriften dieſes Ge⸗ 
ſetzes eine Abgabe (Zuwachsſteuer) erhoben. Der hier ge⸗ 
gebenen Begriffsumgrenzung des Zuwachſes kann ſonach keine 
ſelbſtändige Bedeutung zukommen, vielmehr find für die Er⸗ 
mittlung der Wertſteigerung überhaupt und für die Aus⸗ 
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ſcheidung ihres ſteuerpflichtigen Teils die Einzelvorſchriften 
des Geſetzes maßgebend (Amtl. Mitt. 1912 S. 95/96, Entſch. 
des Preuß. OVG. 62, 47/48). Nach § 8 des Geſ. gilt als 
ſteuerpflichtiger Wertzuwachs der Unterſchied zwiſchen dem 
Erwerbspreis und dem Veräußerungspreis. Demzufolge iſt 
der hier als Veräußerungspreis feſtgeſtellte Betrag von 
110 000 + 10 000 = 120 000 M. der Berechnung der ſteuer⸗ 
pflichtigen Wertſteigerung zugrunde zu legen, ohne daß 
unterſucht zu werden braucht, welche Urſachen für die Bil⸗ 
dung des Preiſes maßgebend waren, ob insbeſondere die 
Preisſteigerung auf einer Steigerung des Grundſtückswerts 
beruht (Sächſ. OVG. a. a. O.). 

Urteil in der R. B.ſache des J. S., Gärtners in C. 

vom 22. 4. 14. 


3. 


Rrivatgewüſſer eines Grundſtücks find bei Anſatz 

der Inwachsſtener nicht als ſtenerfrei zu behandeln. 

Feſtſetzung des Zuwachsſtenerbetrags in einer Summe 
für mehrere Stenerpflichtige. 


Die Gründe beſagen: 

I. Die Firma E. A., offene Handelsgeſellſchaft in R., hat 
von den in landrechtl. Errungenſchaftsgeſellſchaft lebenden Ehe⸗ 
leuten A. und M. H. daſelbſt die unbebauten Parzellen 7983/1, 
7983/2, 7983 / 3, 7983/4, 7984 dortiger Markung käuflich um 
3 M. 50 Pf. für den qm, zuſammen 25 490 M. 50 Pf. erworben. 
Die Parzellen 7983/2 und 3 und 7984 gehörten zur Er- 
rungenſchaft der Eheleute, während die Parzellen 7983 / 1 und 4 
Sondergut der Ehefrau waren. Die Veräußerung ſämtlicher 
Parzellen iſt auf Grund einer Kaufvertragsurkunde erfolgt, 
indeſſen iſt darin ausdrücklich der Ehemann H. als Ver⸗ 
äußerer nur der Errungenſchaftsgrundſtücke aufgetreten, wo⸗ 
bei er erklärte, daß er zugleich namens ſeiner Ehefrau kraft 
ſeines Verwaltungsrechts am Errungenſchaftsvermögen handle, 
während als Veräußerin der Sondergutsgrundſtücke der Ehe⸗ 
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frau dieſe unter Feſtſtellung der Zuſtimmung des Ehemanns 
bezeichnet iſt. Die Eintragung der Eigentumsänderung im 
Grundbuch hat am 3. April 1912 ſtattgefunden. Aus 
dieſen Veräußerungen hat das Kameralamt R. den Ehe⸗ 
leuten H. durch Beſcheid vom 6. Februar 1913 eine Zu⸗ 
wachsſteuer von 5 660. M. 08 Pf. angeſetzt und hiebei beide 
Eheleute für den auf die Parzellen 7983/2 und 3; 7984 
entfallenden Teilbetrag dieſer Steuer von 3978 M. 17 Pf. 
als Geſamtſchuldner haftbar erklärt, ferner die Ehefrau allein 
mit dem auf die Parzellen 7983/1 und 4 entfallenden Steuer⸗ 
betrag von 1681 M. 91 Pf. belaſtet. Die Zahlung der ge⸗ 
ſamten Steuer hat die Erwerberin im Kaufvertrag über⸗ 
nommen. | 

Die Veräußerer haben den Steueranfa im Beſchwerde⸗ 
weg angefochten, indem ſie, neben einer Beanſtandung des 
von der Steuerbehörde angenommenen Werts der auf den 
Grundſtücken befindlichen Obſtbäume, geltend machten, daß ſich 
auf den Grundſtücken eine mindeſtens ¼ Sekundenliter liefernde 
Quelle befinde, welche die Erwerberin als Nutzwaſſer be⸗ 
nötigt habe. Ohne dieſe hätte letztere für die Grundſtücke 
zuſammen nicht mehr als 10 000 M. bezahlt. Der auf die 
Quelle hienach entfallende Teil des Veräußerungspreiſes von 
15 000 M. ſei als zuwachsſteuerfrei für die Steuerberechnung 
außer acht zu laſſen. Denn die Quelle ſei weder ſelbſt ein 
Grundſtück noch eine Berechtigung, für welche die auf die 
Grundſtücke ſich beziehenden Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts gelten, noch ein Beſtandteil oder Zubehör des Grund- 
ſtücks im Sinn des BGB. Auf ihre Rechtsverhältniſſe ſeien 
vielmehr die Vorſchriften des Waſſergeſ. vom 1. Dezember 
1900 anzuwenden. Allerdings ſei die auf den veräußerten 
Grundſtücken befindliche Quelle nicht ein öffentliches Gewäſſer, 
ſondern ein Privatgewäſſer im Sinn des Art. 2 WGeſ. 
Mit der Ueberlaſſung aller Privatgewäſſer an den Grund: 
eigentümer zur privatrechtlichen Verfügung durch Art. 2 WG. 
ſeien dieſe aber nicht Beſtandteil des Grundeigentums ge⸗ 
worden. Das Recht des Grundeigentümers an dem Privat⸗ 
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gewäſſer ſei vielmehr ein beſonderes waſſergeſetzliches Recht, 
das einen gemiſcht öffentlichrechtlichen und privatrechtlichen 
Charakter trage. Ueberhaupt handle es ſich im vorliegenden 
Fall nicht nur um eine Quelle, vielmehr ſei für den Ankauf 
des Grundſtücks durch die Firma E. A. vorwiegend der Um⸗ 
ſtand maßgebend geweſen, daß die veräußerten Grundſtücke 
in einer Schicht ihres Untergrunds Waſſer führen, welches 
für die Erwerberin ſehr wertvoll ſei, von ihr aber erſt durch 
Sickerung geſammelt und in einer innerhalb der Grundſtücke 
hergeſtellten Anlage habe abgeleitet werden müſſen. 

Das K. Steuerkollegium hat mit Erlaß vom 22. 9. 1913 
in Anerkennung eines höheren Werts der auf den Grund⸗ 
ſtücken befindlichen Obſtbäume der Beſchwerde teilweiſe ſtatt⸗ 
gegeben und die von dem Kameralamt auf 5 660 M. 08 Pf. 
berechnete Zuwachsſteuer auf 5563 M. 39 Pf. feſtgeſetzt, 
ohne aber den, den einzelnen Veräußerer treffenden Steuer⸗ 
betrag zu beſtimmen. Die Entſcheidung beruhte auf der Er⸗ 
wägung, daß die Quelle einen weſentlichen Beſtandteil des 
Grundſtücks bilde, und deshalb nicht zu den ſteuerfreien 
Gegenſtänden nach $ 13 des Zuwachsſteuergeſetzes gerechnet 
werden könne. Dieſer Entſcheidung iſt das K. Finanzmini⸗ 
ſterium unter Abweiſung der weiteren Beſchwerde beigetreten. 
Gegen die Miniſterialentſcheidung haben die Steuerpflichtigen 
Rechtsbeſchwerde erhoben und den Antrag geſtellt, von der 
Zuwachsſteuererhebung für den Kaufvertrag über die bezeich- 
neten Grundſtücke entweder vollſtändig oder jedenfalls für 
den Teilbetrag von 15000 M. des Kaufpreiſes Abſtand zu 
nehmen. Die Rechtsbeſchwerde iſt im weſentlichen im Sinn 
der ſeitherigen Ausführungen der Beſchwerdeführer begründet 
worden. 

II. Nach § 1 des Zuwachsſteuergeſetzes unterliegt der 
Zuwachsſteuer der Wertzuwachs an Grundſtücken. 
Unter Grundſtück verſteht das Zuwachsſteuergeſetz, wie das 
bürgerl. Recht (8 905 BGB.) einen beſtimmten abgegrenzten 
Teil der Erdoberfläche, einſchließlich des Raums über ihr 
und des Erdkörpers unter ihr, ohne Rückſicht auf ihre Be⸗ 


368 Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


ſchaffenheit und wirtſchaftliche Benützungsart. Das Grund⸗ 
ſtück ſchließt ſomit auch die den Erdkörper durchziehenden, 
aus durchläſſigen Bodenſchichten gebildeten Waſſeradern, ſo⸗ 
wie die an der Erdoberfläche zutage tretenden Quellen, ſo⸗ 
weit ſie in ſeinen räumlichen Grenzen ſich befinden, in ſich, 
da dieſelben Teile ſeiner Bodenſubſtanz ſind. Dieſe Quellen 
und Waſſeradern ſind daher, wie weſentliche Beſtandteile 
($$ 93, 94 BGB.), notwendig Gegenſtand des Eigentums⸗ 
rechts am Grundſtück und nicht fähig, Objekt eines beſon⸗ 
deren Rechts zu ſein, ſoweit ſie nicht durch das Landesrecht 
auf Grund des Art. 65 Einf. Geſ. z. BGB. dem Privatrechts⸗ 
verkehr entzogen ſind. Letzteres iſt nach dem württ. Waſſer⸗ 
geſetz vom 1. Dezember 1900 Art. 2 vergl. mit Art. 1 bei 
den unterirdiſchen Waſſeradern überhaupt nicht, bei den 
Quellen nur dann der Fall, wenn ſie mit ſolcher Mächtig⸗ 
keit hervorbrechen, daß ihr Ablauf ſofort einen im Bett 
ſtändig fließenden Waſſerlauf bildet. Ob dies zutrifft, iſt 
Tatfrage, welche nach den Umſtänden des Einzelfalls zu ent⸗ 
ſcheiden iſt. Da die auf den veräußerten Grundſtücke zutage 
tretende Quelle eine Ergiebigkeit von nur /—1 Sekunden⸗ 
liter hat, ſo kann ſie als ein öffentliches Gewäſſer nicht wohl 
angeſehen werden, wie denn auch ihre Eigenſchaft als Privat⸗ 
gewäſſer unbeſtritten iſt. Mit Unrecht folgern die Beſchwerde⸗ 
führer aus der Beſtimmung in Art. 2 WG., wonach die 
nicht unter Art. 1 fallenden Gewäſſer der privatrechtlichen 
Verfügung des Grundeigentümers überlaſſen ſind, daß dieſem 
hieran ein neben dem Eigentumsrecht am Grundſtück be- 
ſtehendes beſonderes Recht zukomme. Durch dieſe Vorſchrift 
ſollte vielmehr nur ausdrücklich beſtätigt werden, daß bezüg⸗ 
lich des dem Grundſtückseigentümer als Ausfluß ſeines Eigen⸗ 
tumsrechts nach den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts 
(SS 903 ff. BGB.) zuſtehenden Verfügungsrechts über die 
auf ſeinem Grundſtück befindlichen Privatgewäſſer durch das 
Waſſergeſetz nichts geändert worden iſt. Die Möglichkeit der 
Exiſtenz eines beſonderen ſubjektiven Rechts an Privatquellen 
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und den ſie ſpeiſenden Waſſeradern läßt ſich ſomit auch nicht 
aus den Beſtimmungen des Waſſergeſetzes ableiten. 

Die auf den hier veräußerten Grundſtücken befindlichen 
Quellen und Waſſeradern kommen ſonach für den Rechts⸗ 
verkehr nicht etwa als unweſentliche Beſtandteile oder ſelb⸗ 
ſtändige Gegenſtände, ſondern nur als beſondere Eigenſchaft 
des Grundſtücks in Betracht. Sie können daher nicht 
als ſteuerfreier Gegenſtand nach § 13 des Zuwachsſteuer⸗ 
geſetzes behandelt werden, vielmehr bildet die in dem Grund⸗ 
ſtückskaufpreis enthaltene Vergütung für ſie einen Teil der 
Gegenleiſtung für das Grundſtück als „ſteuerpflichtigen Gegen⸗ 
ſtand“ im Sinn des § 13 Zuwachsſteuergeſetzes und dem⸗ 
gemäß des für die Bemeſſung der ſteuerpflichtigen Wert⸗ 
ſteigerung maßgebenden Veräußerungspreiſes (8 8 d. Geſ.h). 
Da auch $ 10 des Zuwachsſteuergeſetzes hier nicht anwendbar 
iſt, ſo iſt von der Steuerbehörde mit Recht der von den Be⸗ 
ſchwerdeführern verlangte Abzug am Veräußerungspreis für 
die Berechnung des ſteuerpflichtigen Zuwachſes abgelehnt und 
der volle Veräußerungspreis dieſer Berechnung zugrunde ge⸗ 
legt worden. 

Indeſſen läßt ſich die angefochtene Entſcheidung aus 
einem andern Grund nicht aufrecht erhalten. In der Ent⸗ 
ſcheidung des K. Steuerkollegiums iſt in Abänderung des 
kameralamtlichen Steueranſatzes an deſſen Stelle die Zu: 
wachsſteuer auf 5563 M. 39 Pf. feſtgeſetzt worden. Wäh⸗ 
rend das Kameralamt für die Eheleute H. als Miteigentümer 
der Errungenſchaftsgrundſtücke und die Ehefrau allein wegen 
der Veräußerung der Sondergutsparzellen je die Steuer zu⸗ 
gleich beſonders feſtgeſtellt hatte, hat das Steuerkollegium 
für beide Steuerpflichtige nur eine Summe, die vorbezeich- 
nete, feſtgeſetzt, obwohl für die Parzellen 7983/2 und 3, 7984 
einerſeits und 7983/1 und 4 andrerſeits je verſchiedene Per⸗ 
ſonen als Veräußerer in Betracht kommen und demnach 2 
verſchiedene Veräußerungen und Steuerfälle vorlagen. Aller: 
dings entſpricht der von dem Steuerkollegium angeſetzte Be⸗ 
trag der Summe der die Ehegatten einzeln treffenden Steuer⸗ 
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beträge. Indeſſen hat die Feſtſetzung nur eines Steuer⸗ 
betrags für beide Steuerpflichtige nach 8 29 Abſ. 1 Zuwachs⸗ 
ſteuergeſetzes die Wirkung, daß ſie als Geſamtſchuldner für 
denſelben haften, während bei richtigem Steueranſatz, alſo 
geſonderter Beſteuerung der beiden Veräußerungsfälle die 
Eheleute zwar gemäß § 29 Abſ. 1 des Geſetzes für die Steuer 
aus der Veräußerung der früher als Errungenſchaft in ihrem 
Miteigentum befindlichen Parzellen als Geſamtſchuldner haft⸗ 
bar wären, die Ehefrau aber für die Steuer aus der Ber: 
äußerung der Sondergutsgrundſtücke allein als Schuldnerin 
in Betracht käme. Inſofern enthält die Steuerfeſtſetzung des 
K. Steuerkollegiums eine Belaſtung des Ehemanns H. mit 
einer ihm nicht obliegenden Verbindlichkeit. Demgemäß war 
dieſer Steueranſatz mit der ihn beſtätigenden Miniſterial⸗ 
entſcheidung außer Wirkung zu ſetzen. Sache der Steuer⸗ 
behörde iſt es nunmehr, die Zuwachsſteuer für die Beſchwerde⸗ 
führer unter Beachtung vorſtehender Geſichtspunkte neu feſt⸗ 
zuſetzen. 

Urteil in der R. B.ſache des Rotgerbers A. H. und deſſen 

Ehefrau in R. vom 22. 4. 14. 


4. 


Aeſchwerde des Erwerbers eines Grundſtücks gegen 
den Anſatz der Inwachsſtener. 


In einem Zuwachsſteuerfall erhob gegen den dem Ver⸗ 
äußerer des Grundſtücks erteilten Steuerbeſcheid nicht dieſer, 
ſondern der Erwerber des Grundſtücks, dem ein Beſcheid der 
Steuerbehörde nicht zugegangen war, wiewohl er in dem 
Kaufvertrag gegenüber dem Verkäufer die Zahlung der Zu— 
wachsſteuer übernommen hatte, zuerſt Beſchwerde und nach 
deren Abweiſung Rechtsbeſchwerde. Der Verwaltungsgerichts⸗ 
hof wies die Rechtsbeſchwerde als unzuläſſig mit folgender 
Begründung zurück: 

Die Rechtsbeſchwerde geht von irrtümlichen Voraus- 
ſetzungen aus. Die Haftung des Erwerbers für die Zus 
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wachs ſteuer tritt nach § 29 Abſ. 2 Zuwachsſteuergeſ. nur 
ein, wenn die Steuer vom Veräußerer nicht beigetrieben wer⸗ 
den kann. Solange dieſe Vorausſetzung nicht erfüllt iſt, be⸗ 
ſteht ausſchließlich die Steuerpflicht des Veräußerers. Im 
vorliegenden Fall iſt weder vom Beſchwerdeführer behauptet 
worden, noch ſind ſonſt irgendwelche Anhaltspunkte dafür 
vorhanden, daß die Steuer von dem Veräußerer nicht hätte 
beigetrieben werden können. Infolgedeſſen beſtand eine Haft⸗ 
pflicht des Beſchwerdeführers für die Steuer nicht, und er 
konnte ſomit nicht zur Befriedigung des zunächſt gegen den 
Veräußerer gerichteten Steueranſpruchs herangezogen werden, 
wozu es in formeller Hinſicht, da die Haftung des Erwerbers 
nichts anderes als eine ſubſidiäre, wenn auch dem Umfang 
nach beſchränkte Steuerpflicht iſt, einer beſonderen Auflage 
durch die Steuerbehörde an ihn mittelſt Zuſtellung eines 
Beſcheids bedurft hätte, der ſeine Verpflichtung zur Zahlung 
des dem Veräußerer angeſetzten Steuerbetrags ausſprach (zu 
vgl. Preuß. OVG. v. 23. 5. 1912 in Amtl. Mitt. 1912, 77, 
v. 9. 1913 Amtl. Mitt. 1913, 235, auch Braunſchweig VGH. 
v. 9. 10. 1913 Amtl. Mitt. 1913, 303). Inſolange aber 
der Erwerber nicht in dieſer Weiſe von der Steuerbehörde 
in Anſpruch genommen iſt, liegt eine Belaſtung desſelben 
mit einer Verbindlichkeit nicht vor und es beſteht daher für 
ihn kein Rechtsſchutzbedürfnis, alſo auch kein Beſchwerderecht 
(zu vgl. SS 44 46 Geſ.). 

Die Tatſache, daß der Beſchwerdeführer vertragsmäßig 
gegenüber dem Veräußerer die Zahlung der Zuwachsſteuer 
übernommen hat, begründet zwar eine privatrechtliche Ver⸗ 
pflichtung desſelben gegenüber dem Veräußerer zur Zahlung 
der Steuerſchuld des letzteren, keineswegs aber eine Verbind⸗ 
lichkeit gegenüber dem Steuergläubiger. Ob und inwieweit 
eine ſolche entſteht, richtet ſich ausſchließlich nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Zuwachsſteuergeſetzes und iſt der Partei⸗ 
dispoſition entzogen. Die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
über Schuldübernahme und ihre Genehmigung können hier, 
da das durch die Veranlagung zur Zuwachsſteuer begründete 
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Rechtsverhältnis öffentlichrechtlicher Natur iſt, keine Anwen⸗ 
dung finden. 

Aus dem Mangel eines Verwaltungsbeſchwerderechts 
des Erwerbers ergibt ſich die Unzuläſſigkeit auch der Rechts⸗ 
beſchwerde (zu vgl. § 44 Abſ. 2 Zuwachsſteuergeſ. und Mini⸗ 
ſterialverfügung vom 28. 4. 1911 § 9 A. Bl. des Steuer⸗ 
kollegiums S. 155). 

Urteil in der R. B.ſache des Privatmanns G. F. in F. 

vom 6. 5. 14. 


5. 


Berteilung eines Geſamterwerbspreiſes für eine An⸗ 
zahl von Grundſtücken auf einzelne derſelben nach 8 13 
des Inwachsſtenergeſetzes. 


Die Gründe führen aus: 

I. Der Beſchwerdeführer hat je durch Vertrag vom 
29. Januar 1913 die Parzellen 717 und 718 Wieſe, Mar⸗ 
kung W. an die Taglöhners Eheleute H. in W. um 700 M. 
und die Parzelle 902 derſelben Markung an die Bahnarbeiters 
Eheleute S. in Sch. um 720 M. verkauft. Die Uebereig⸗ 
nung der Parzellen an die Erwerber hat je am 5. März 
1913 ſtattgefunden. Der Beſchwerdeführer hatte dieſe Par⸗ 
zellen mit einer Reihe anderer Grundſtücke am 10. Januar 
1910 auf Grund Vertrags vom 29. November 1909 um den 
Geſamtpreis von 8000 M. erworben. Das Zuwachsſteuer⸗ 
amt hat durch Beſcheide vom 7. Mai 1913 dem Beſchwerde⸗ 
führer aus der Veräußerung der Parzellen 717 und 718 
eine Zuwachsſteuer von 34 M. 50 Pf. und aus derjenigen 
der Parzelle 902 eine ſolche von 37 M. 07 Pf. angeſetzt, 
wobei es gemäß der Auskunft des Stadtſchultheißenamts W. 
ſowohl für die Parzellen 717 und 718 als auch für die 
Parzelle 902 einen geſchätzten Erwerbspreis von je 400 M. 
zugrunde legte. Der Beſchwerdeführer hatte in feinen Zu- 
wachsſteuererklärungen vom 31. März 1913 den Erwerbs⸗ 
preis für die Parzellen 717 und 718 auf 550 M. und für 


Verteilung eines Geſamterwerbspreiſes. 373 


die Parzelle 902 auf 580 M. angegeben. Eine von dem 
Zuwachsſteueramt am 3. 4. 1913 an ihn gerichtete Aufforde⸗ 
rung zur Ueberſendung einer Ueberſicht über die Verteilung 
des Geſamtpreiſes von 8000 M. auf die einzelnen Parzellen, 
welche — unter Beſtimmung einer Friſt von 8 Tagen für 
ihre Erledigung — mit dem Hinweis erfolgte, daß ſich die 
Behörde mangels Nachweiſes der Richtigkeit der Zuwachs⸗ 
ſteuererklärungen an die Angaben des Stadtſchultheißenamts 
W. über den Erwerbspreis halten müſſe, hatte er unbeant⸗ 
wortet gelaſſen. Auf die von dem Steuerpflichtigen gegen 
die Zuwachsſteuerbeſcheide erhobene Beſchwerde, worin er 
unter Feſthaltung an den angegebenen Erwerbspreiſen geltend 
machte, daß für ſeine Bewertung der Erwerbspreiſe die 
leichtere oder ſchwierigere Verkäuflichkeit der einzelnen Grund⸗ 
ſtücke maßgebend geweſen ſei, nach welcher der Geſchäfts⸗ 
mann beim Einkauf zu kalkulieren habe, ermäßigte das K. 
Steuerkollegium die angeſetzten Steuerbeträge von 34 M. 
50 Pf. auf 30 M. 47 Pf., und von 37 M. 02 Pf. auf 
25 M. 63 Pf. Hiebei nahm das Steuerkollegium für die 
Parzellen 717 und 718 einen Erwerbspreis von 430 M. 
und für die Parzelle 902 einen ſolchen von 469 M. an. 
Dieſe Preiſe wurden nach dem Verhältnis des am 21. Ok⸗ 
tober 1909 gemeinderätlich geſchätzten Werts der verkauften 
Grundſtücke von 550 M. (Parz. 717 und 718) bzw. 600 M. 
(Parz. 902) zu dem nach dieſer Schätzung ſich ergebenden 
Geſamtwert der von dem Beſchwerdeführer am 10. Januar 
1910 erworbenen Grundſtücke im Betrag von 10 230 M. 
aus dem Geſamterwerbspreis von 8000 M. ermittelt. In 
der weiteren Beſchwerde hat der Beſchwerdeführer ausge⸗ 
führt, er könne die nach dem Verhältnis des amtlichen 
Schätzungswerts der einzelnen Grundſtücke zu dem ihrer Ge⸗ 
ſamtheit erfolgte prozentuale Berechnung der Erwerbspreiſe 
nicht anerkennen, müſſe vielmehr ſolche Grundſtücke, welche, 
wie die in Frage ſtehenden, leichter zu verkaufen ſeien, beim 
Erwerbspreis noch um einen beſondren Betrag höher ein⸗ 
ſchätzen, als nach dem im Verhältnis zur Schätzung berech⸗ 
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neten Betrag. Andrerſeits müſſe er ſchwer zu verkaufende 
Grundſtücke noch um einen gewiſſen Betrag unter letzterem 
einſchätzen. Die Beſchwerde wurde durch Entſcheidung des 
K. Finanzminiſteriums vom 19. Januar 1914 abgewieſen 
mit der Begründung, die Steuerbehörde ſei zur ſelbſtändigen 
Beſtimmung des Erwerbspreiſes nach § 13 Zuwachsſteuer⸗ 
geſetzes befugt geweſen, nachdem der Steuerpflichtige die von 
ihm verlangte Angabe des auf die einzelnen Grundſtücke ent⸗ 
fallenden Anteils am Geſamterwerbspreis nicht ſelbſt vorge⸗ 
nommen habe. Auch ſei die von der Vorinſtanz bewirkte 
Schätzung der Erwerbspreiſe nicht zu beanſtanden. Gegen 
die Miniſterialentſcheidung hat der Steuerpflichtige Rechts⸗ 
beſchwerde eingelegt. 

II. Die Beſchwerde iſt nicht begründet. Betrifft der 
ſteuerpflichtige Rechtsvorgang, worunter das Geſetz gemäß 
8 17 auch die für die Bemeſſung des Wertzuwachſes maß⸗ 
gebenden Erwerbsvorgänge verſteht, mehrere ſteuerpflichtige 
Gegenſtände, ohne daß Einzelpreiſe oder-Werte angegeben 
werden, fo iſt nach §S 13 Abſ. 2 vgl. mit Abſ. 1 Zuwachs⸗ 
ſteuergeſetzes die Steuerbehörde berechtigt, ſelbſtändig den 
auf die einzelnen Gegenſtände entfallenden Teil der Geſamt⸗ 
ſumme zu beſtimmen, wenn nicht der Steuerpflichtige auf Er⸗ 
fordern innerhalb der ihm geſetzten Friſt die Trennung der 
Preiſe oder Werte nachholt. Die Angabe der Einzelpreiſe 
oder Einzelwerte bzw. die Trennung der Geſamtſumme der 
Gegenleiſtung in dieſe durch den Steuerpflichtigen iſt für die 
Steuerbehörde nur dann verbindlich, wenn die angegebenen 
Einzelbeträge tatſächlich von den Vertragsparteien vereinbart 
worden ſind. Die Angabe von Einzelwerten kann übri⸗ 
gens nur inſoweit in Betracht kommen, als die Gegenleiſtung 
nicht in Geld, ſondern andern Leiſtungen beſtimmt iſt, wie 
z. B. beim Tauſchvertrag, in welchem Fall vom Steuer⸗ 
pflichtigen der auf die einzelnen ſteuerpflichtigen Gegenſtände 
entfallende Teil des Geſamt werts der Gegenleiſtung an⸗ 
zugeben, eventuell von der Steuerbehörde zu beſtimmen iſt. 
Dieſer Fall ſcheidet aber hier aus, da bei dem Erwerb der 
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jetzt veräußerten Grundſtücke durch den Beſchwerdeführer als 
Gegenleiſtung ein Geldpreis (8000 M.) feſtgeſetzt worden 
iſt. Die von dem Beſchwerdeführer in den Steuererklärungen 
als Erwerbspreis dieſer Grundſtücke angegebenen und auch 
im Beſchwerdeverfahren vertretenen Beträge waren nun, wie 
die Ausführungen in den Beſchwerdeſchriften erkennen laſſen, 
nicht etwa von dem Beſchwerdeführer mit ſeinem Rechts⸗ 
vorgänger als in dem Geſamtpreis von 8000 M. enthaltenes 
Entgelt für die vorgenannten Grundſtücke vereinbart, ſon⸗ 
dern beruhten auf ſeiner einſeitigen Schätzung, wenn ſie ihm 
auch als Anhalt bei der Kalkulation des von ihm bei dem 
Ankauf der Parzellen bewilligten Geſamtpreiſes gedient haben 
mögen. An derartige, auf Grund einer Schätzung gemachte 
Angaben über den Erwerbspreis war die Steuerbehörde 
nicht gebunden, vielmehr war ſie, nachdem der Steuerpflich⸗ 
tige auch in der Folge trotz entſprechender unter Friſtſetzung 
erfolgter Aufforderung die Angabe von vertragsmäßig feſt⸗ 
geſetzten Einzelpreiſen unterlaſſen hat, berechtigt, den auf die 
hier ſteuerpflichtigen Grundſtücke entfallenden Teil des Ge⸗ 
ſamtpreiſes von 8000 M. nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu 
beſtimmen. Wenn ſie hiebei das Verhältnis des amtlich feſt⸗ 
geſtellten Werts der Einzelgrundſtücke zu dem Geſamtwert 
der am 10. 1. 1910 erworbenen Grundſtücke als Grundlage 
gewählt hat, ſo iſt hiegegen nichts einzuwenden (Sächſ. OVG. 
in Amtl. Mitt. 1913, 281/282). Im übrigen iſt das Er⸗ 
gebnis der nach pflichtmäßigem Ermeſſen erfolgten Erwerbs⸗ 
preisbeſtimmung gemäß Art. 13 Abſ. 2 des Verwaltungs⸗ 
rechtspflegegeſetzes der Nachprüfung durch den Verwaltungs⸗ 
gerichtshof entzogen. 

Urteil in der R. B.ſache des J. K. in O. vom 22. 4. 14. 

6. 
Anwendung der Beſtimmung in Art. 18 Abſ. 1 Satz 1 
des Maſſergeſetzes. 


Die Beſchwerdeführerin hatte zum Schutz ihres Fischerei; 
rechts an das Stadtſchultheißenamt G. das Anſinnen geſtellt, 
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daß in die von ihm neuerdings getroffenen ortspolizeilichen 
Vorſchriften über die Gewinnung von Kies und Sand aus 
öffentlichen Gewäſſern auch eine beſondere Beſtimmung auf⸗ 
genommen werden ſolle, wonach gemäß Art. 18 Abſ. 1 Satz 1 
des Waſſergeſetzes die Entnahme von Sand, Kies uſw. nur 
mit vorgängiger Erlaubnis der Ortspolizeibehörde erfolgen 
dürfe. Nachdem dieſes Verlangen abgewieſen worden war 
und auch im Wege der Verwaltungsbeſchwerde nicht hatte 
durchgeſetzt werden können, wurde Rechtsbeſchwerde erhoben, 
die der Verwaltungsgerichtshof aus folgenden Erwägungen 
als unbegründet zurückwies: 

Nach Art. 13 Abſ. 1 Verwaltungsrechtspflegegeſetzes hat 
die Beſchwerdeführerin nachzuweiſen, daß die angefochtene 
Entſcheidung rechtlich nicht begründet iſt und daß ſie hie⸗ 
durch in einem ihr zuſtehenden Recht verletzt wird. Dieſen 
Nachweis hat ſie nicht erbracht, der Beſchwerde war daher 
der Erfolg zu verſagen. Weder die Beſtimmung des Art. 18 
Abſ. 1 Satz 1 Waſſergeſetzes, wonach die Entnahme von 
Sand, Kies uſw. aus öffentlichen Gewäſſern nur mit vor⸗ 
gängiger Erlaubnis der Ortspolizeibehörde erfolgen darf, 
noch eine andere geſetzliche Vorſchrift gibt der Beſchwerde⸗ 
führerin ein Recht für ihr Verlangen, daß Art. 18 Abſ. 1 
Satz 1 in dem angefochtenen Ortsſtatut anzuführen ſei. Ob 
dies geſchehen ſoll oder nicht, iſt vielmehr eine lediglich der 
Erwägung der Polizeibehörden anheimgeſtellte Zweckmäßig⸗ 
keitsfrage, deren Bejahung oder Verneinung in den Rechts⸗ 
beſtand der angeführten Vorſchrift und in den Rechtszuſtand 
der von dem Ortsſtatut betroffenen öffentlichen Gewäſſer, 
insbeſondere in das Fiſchereirecht der Beſchwerdeführerin in 
keiner Weiſe eingreift. Es könnte ſich höchſtens darum han⸗ 
deln, ob nicht die Sicherheit, daß die Beſtimmung von der 
Polizeibehörde zugunſten der Beſchwerdeführerin gehandhabt 
wird, eine größere ſein würde, wenn ſie im Ortsſtatut an⸗ 
geführt wäre. Aber die Aufſicht darüber, ob dies geſchieht 
oder nicht, liegt im Einzelfall in der Hand der Polizeibe⸗ 
hörde, und weder das Geſetz noch das Fiſchereirecht der Be⸗ 
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ſchwerdeführerin gibt ihr einen rechtlichen Anſpruch darauf, 
daß die Handhabung der polizeilichen Beſtimmung des Art. 18 
Abſ. 1 Satz 1 Waſſergeſetzes in der von der Beſchwerde⸗ 
führerin gewünſchten Weiſe noch beſonders zu ihren Gunſten 
ſicher geſtellt wird. 
Urteil in der R. B.ſache der K. K. in K. OA. G. vom 
16. 12. 14. 


3 


Uebernahme von Rachbarſchaftsſtraßen in die Unter⸗ 
haltung der Amtskörperſchaft. 


Die Gründe lauten: 

I. Die Amtsverſammlung des Oberamtsbezirks W. hat 
am 27. Juni 1907 eine Bezirksſatzung aufgeſtellt, wonach 
vom 1. April 1908 an diejenigen Nachbarſchaftsſtraßen des 
Oberamtsbezirks in die Unterhaltung der Amtskörperſchaft 
genommen werden ſollen, die der Bezirksrat als dazu geeignet 
bezeichnet. Nach § 1 Abſ. 4 der Satzung haben diejenigen Ge⸗ 
meinden, die eine Uebernahme ſolcher Straßen in die Verwal⸗ 
tung der Amtskörperſchaft nachſuchen wollen, ein diesbezüg⸗ 
liches Geſuch bei dem Oberamt einzureichen, welches den 
Entſcheid des Bezirksrats herbeiführt. An den übernomme⸗ 
nen Straßen fällt der Amtskörperſchaft neben anderem nach 
8 4 Ziffer 5 zur Laſt: „Die Bewalzung mit der Maßgabe, 
daß die Gemeinden beim erſtmaligen Bewalzen ihrer Straßen⸗ 
ftreden die Koſten der Anſchaffung und der Beifuhr der 
Steine und des Sandes oder Kieſes zu tragen, dagegen vom 
zweiten Bewalzen an zu den Geſamtkoſten des Bewalzens 
ein Drittel der Koſten als Beitrag zu leiſten haben. Ueber 
die Notwendigkeit der Bewalzung hat im einzelnen Fall der 
Bezirksrat nach Anhörung der bürgerlichen Kollegien der be⸗ 
treffenden Gemeinden zu erkennen.“ Das Oberamt forderte 
mit Erlaß vom 26. Oktober 1907 ſämtliche Gemeinden des 
Oberamtsbezirks auf, ihre Nachbarſchaftsſtraßen zwecks Ueber⸗ 
nahme in die Unterhaltung der Amtskörperſchaft anzumelden. 
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Dieſe Anmeldung erfolgte hinſichtlich der Nachbarſchaftsſtraße 
W.⸗Sch. für die auf der Teilgemeindemarkung B. liegenden 
Straßenſtrecken B. gegen W. und gegen den E.⸗Hof ſeitens 
des Geſamtgemeinderats B. am 16. Dezember 1907, für die 
auf der Teilgemeindemarkung L. gelegene Strecke ſeitens des 
Geſamtgemeinderats R. am 13. Dezember 1907. In beiden 
Fällen hatte es noch einer beſonderen Aufforderung des Ober⸗ 
amts (vom 25. November bzw. 9. Dezember) bedurft, um die 
Gemeinderäte zur Anmeldung dieſer Straßenſtrecken zu be⸗ 
wegen. Namens der Gemeinde St. erfolgte die Anmeldung 
für die durch ihre Markung führende Strecke durch das 
Schultheißenamt am 29. Oktober 1907 ohne Mitwirkung der 
bürgerlichen Kollegien. Das Oberamt brachte dieſe Anmel⸗ 
dungen, ohne ſie hinſichtlich ihrer Formgültigkeit einer wei⸗ 
teren Prüfung zu unterziehen, zur Verhandlung vor den Be⸗ 
zirksrat, und dieſer erkannte die angemeldeten Straßenſtrecken 
am 20. April 1908 als geeignet zur Uebernahme in die 
Unterhaltung der Amtskörperſchaft an. Hiebei ging der Be⸗ 
zirksrat davon aus, daß unter erſtmaliger Bewalzung i. S. 
des § 4 Ziffer 5 der Bezirksſatzung die erſte Bewalzung 
nach erfolgter Uebernahme zu verſtehen ſei. Der Beſchluß 
des Bezirksrats fand am 30. April 1908 die Zuſtimmung 
der Amtsverſammlung und am 20. Mai 1908 die Genehmi⸗ 
gung der Kreisregierung. Am 21. März 1910 beſchloß der 
Bezirksrat, die genannten Straßenſtrecken im Jahr 1911 be⸗ 
walzen zu laſſen. Auf die unter Mitteilung des Koſten⸗ 
voranſchlags erfolgte Ankündigung dieſes Beſchluſſes erklärten 
der Geſamtgemeinderat B., der Gemeinderat St. und der 
Teilgemeinderat L. übereinſtimmend, ſie erkennen zwar die 
Notwendigkeit der Bewalzung an, lehnen aber jede Ver⸗ 
pflichtung zu einer Ausgabe ihrerſeits ab mit dem Hinweis 
darauf, daß die Stadtgemeinde W. für dieſe Straßenſtrecken 
unterhaltungspflichtig ſei. Die Amtskörperſchaft hat hierauf 
die Bewalzung auf ihre Koſten ausgeführt und am 1. Januar 
1914 verwaltungsgerichtliche Klage gegen die Gemeinden B. 
und St. und die Teilgemeinde L. erhoben. Erſt in der münd⸗ 


Uebernahme von Nachbarſchaftsſtraßen uſw. 379 


lichen Verhandlung vor der Kreisregierung am 24. April 
1914 erklärte der Vertreter der Klägerin, die Klage ſolle nun⸗ 
mehr ſtatt gegen die Geſamtgemeinde B. gegen die Teilge⸗ 
meinde B. gerichtet ſein, und ſtellte den Antrag, die Teil⸗ 
gemeinde B. zur Zahlung von 3575 M. 80 Pf., die Teil⸗ 
gemeinde L. zur Zahlung von 1258 M. 92 Pf. und die 
Gemeinde St. zur Zahlung von 1538 M. 67 Pf. koſten⸗ 
fällig zu verurteilen, auch der Klägerin Verzugszinſen vom 
30. März 1913, bzw. für nachträglich angemeldete, in obigen 
Summen enthaltene 40 M. 50 Pf. ſeit 1. Februar 1914 an 
zuzubilligen. 

Die K. Regierung des .. kreiſes hat mit Urteil vom 
25. April 1914 die Klage als unbegründet koſtenfällig abge⸗ 
wieſen. Hiebei iſt ſie von nachſtehendem ausgegangen: Es ſei un⸗ 
beſtritten und gehe auch aus den Akten O. gegen W. wegen 
Wegunterhaltungspflicht hervor, daß die Stadtgemeinde W. 
herkömmlicherweiſe die Unterhaltungslaſt an den ſtreitigen 
Straßenſtrecken bis zur Uebernahme derſelben in die Amts⸗ 
förperjchaftsverwaltung getragen habe. Da die Markungs⸗ 
gemeinde nach §S 1 der Wegordnung vom 23. Oktober 1808 
(Rgbl. von 1809 S. 19) in Verbindung mit § 1 der K. VO. 
vom 29. Juni 1828, Rgbl. S. 553, die Wege nur inſofern 
zu unterhalten habe, als nicht einzelne Güterbeſitzer oder 
Körperſchaften vermöge eines beſonderen Rechtstitels hiezu 
verpflichtet ſeien, ſo ſei W. auf der ſtreitigen Straßenſtrecke 
nach dem Geſetz unterhaltungspflichtig. Wenn die Klage 
demgegenüber behaupte, nach außen ſeien lediglich die Mar⸗ 
kungsinhaberinnen verpflichtet, ſo irre ſie. Denn in einem 
ſolchen Falle liege nicht bloß ein Innenverhältnis zwiſchen 
W. und den Markungsgemeinden vor, vielmehr trete W. voll⸗ 
ſtändig und auch mit Wirkung nach außen als nach öffent⸗ 
lichem Recht verpflichtet an die Stelle der ſonſt unterhaltungs⸗ 
pflichtigen Körperſchaft. Sei dem aber ſo, dann richte ſich 
die Bezirkſatzung, ſoweit es ſich um die ſtreitige Straßen⸗ 
ſtrecke handle, nicht an die Beklagten, ſondern an die Stadt⸗ 
gemeinde W. Nähme man etwas anderes an, ſo wären den 
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Beklagten durch die Bezirksſatzung Laſten aufgebürdet worden, 
die ſie zuvor nicht kannten. Daß dies aber nicht einſeitig, 
ſondern nur mit Zuſtimmung der Beklagten hätte geſchehen 
können, leuchte ohne weiteres ein. Dieſe Zuſtimmung liege 
aber nicht ſchon, wie die Klägerin meine, darin, daß auch 
die Amtsverſammlungsvertreter der Beklagten in der Amts⸗ 
verſammlung für die Uebernahme der ſtreitigen Straßenſtrecke 
in die Amtskörperſchafsverwaltung geſtimmt haben. Da die 
Zuſtimmung der Beklagten nicht vorliege, ſo ſei auf Grund 
der. Bezirksſatzung die Unterhaltungslaſt nur der Stadtge⸗ 
meinde W., nicht aber den Beklagten abgenommen worden, 
und es habe deshalb auch nur W. gegenüber die nach der 
Bezirksſatzung den Gemeinden noch zufallenden Laſten aufer⸗ 
legt werden können. 

II. Gegen das ihr am 6. Mai zugeſtellte Urteil hat die 
Amtskörperſchaft W. am 26. Mai rechtzeitig und formrichtig 
Berufung eingelegt mit dem Antrag: „Unter Abänderung 
des angefochtenen Urteils dem von der Klägerin in erſter 
Inſtanz geſtellten Antrag entſprechend zu erkennen und den 
Beklagten die Koſten des Rechtsſtreits in beiden Inſtanzen 
aufzuerlegen.“ Zugleich hat ſie der Stadtgemeinde W. den 
Streit verkündet. Dieſe hat ſich hierauf nicht erklärt. 

III. Dem angefochtenen Urteil iſt darin beizutreten, daß 
die Zuſtimmung der Gemeinde St. und der Teilgemeinde L. zur 
Uebernahme der ſtrittigen Straßenſtrecke auf die Amtskörper⸗ 
ſchaft nicht ſchon darin zu erblicken iſt, daß die Abgeordneten 
der Gemeinden R. und St. in der Amtsverſammlung für 
die Uebernahme der Strecken in die Amtskörperſchaftsver⸗ 
waltung geſtimmt haben. Dieſe Abgeordneten haben hiebei 
nur als Mitglieder der Amtsverſammlung gehandelt, der 
gegenüber die Gemeinden durch ihre eigene Organe vertreten 
werden. Für die Teilgemeinde L. könnte eine ſolche Bindung 
auch ſchon aus dem Grund nicht in Frage kommen, da ſie 
als ſolche in der Amtsverſammlung gar nicht „vertreten“ iſt. 

Auch darin iſt dem Unterrichter beizutreten, daß hin⸗ 
ſichtlich der Unterhaltung der ſtrittigen Straßenſtrecken zwi⸗ 
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ſchen den beklagten Gemeinden und der Stadtgemeinde W. 
nicht bloß ein Innenverhältnis beſteht, ſondern daß W. voll⸗ 
ſtändig und auch mit Wirkung nach außen als nach öffent⸗ 
lichem Recht verpflichtet an Stelle der ſonſt unterhaltungs⸗ 
pflichtigen Markungsgemeinden ſteht. Der Antrag auf Ueber⸗ 
nahme der Straßenſtrecken in die Unterhaltung der Amts⸗ 
körperſchaft konnte demnach von den beklagten Gemeinden 
ohne ausdrückliche Zuſtimmung der Gemeinde W. gar nicht 
geſtellt werden, und nur inſoweit, als die Straßenunterhal⸗ 
tung, wie ſie durch die Uebernahme der Straße auf die Amts⸗ 
körperſchaft ſich geſtaltet, eine andere, über die bisherige 
Verpflichtung der Stadtgemeinde W. hinausgehende geworden 
iſt, hätte die Zuſtimmung der Beklagten allein genügt. Die 
Amtskörperſchaft konnte ohne die ordnungsmäßige Zuſtim⸗ 
mung der bisher Unterhaltungspflichtigen und ohne die Zu⸗ 
ſtimmung derjenigen, denen durch die Uebernahme auf die 
Amtskörperſchaft Ausgaben irgendwelcher Art erwachſen 
ſollten, zu denen ſie bisher nicht verpflichtet waren, die Unter⸗ 
haltung der Straßen überhaupt nicht übernehmen. An dieſen 
beiden Erforderniſſen fehlt es aber. Mit der Vertretung der 
unterhaltungspflichtigen Gemeinde W. hat die Amtskörper⸗ 
ſchaft über die Uebernahme der bisher dieſer obliegenden Laſt 
auf die Amtskörperſchaft überhaupt nicht verhandelt. Aber 
auch mit St. und L. ſind ſolche Verhandlungen nicht geführt 
worden. Denn für St. hat nur der Ortsvorſteher, ohne 
einen Beſchluß der zuſtändigen Gemeindekollegien herbeizu⸗ 
führen, gehandelt; hieraus konnte eine Verpflichtung für die 
Gemeinde nicht begründet werden. Für die Teilgemeinde 
L. aber hat der Gemeinderat der Geſamtgemeinde gehandelt. 
Dieſer war hiezu nicht zuſtändig. Nur die ordnungsmäßige 
Vertretung der Teilgemeinde konnte über die Straßenunter⸗ 
haltung als über eine Markungslaſt mit bindender Wirkung 
für die Teilgemeinde beſchließen. 

Die Klägerin war demnach nicht befugt, auf Koſten der 
Gemeinden St. und L. die Bewalzung der ſtrittigen Straßen⸗ 
ſtrecken vorzunehmen, und der Unterrichter hat ihren An⸗ 
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ſpruch mit Recht abgewieſen. Es war deshalb auch die er⸗ 
hobene Berufung als unbegründet zurückzuweiſen. 

IV. Außer gegen L. und St. war die vorliegende Klage 
zuerſt auch gegen die Geſamtgemeinde B. gerichtet. Das 
Verfahren vor der Kreisregierung hat ſich bis zur münd⸗ 
lichen Verhandlung am 24. April auch nur zwiſchen der 
Amtskörperſchaft W. und der Geſamtgemeinde B. vollzogen. 
In der mündlichen Verhandlung, in der die Klage erſtmals 
ſtatt gegen die Geſamtgemeinde gegen die Teilgemeinde ge⸗ 
richtet wurde, war die Teilgemeinde nicht vertreten, ſie war 
auch nicht geladen, und es iſt ihr auch das Urteil nicht zu⸗ 
geſtellt worden. Es hätte demnach die Aufhebung des Ur⸗ 
teils und des Verfahrens I. Inſtanz und die Zurückweiſung 
der Sache an die Kreisregierung in Frage kommen können. 
Der Verwaltungsgerichtshof hat jedoch hievon Umgang ge⸗ 
nommen, da auch der gegen die Teilgemeinde B. erhobene An⸗ 
ſpruch aus den in III angeführten Gründen unbegründet iſt. 

Urteil in der Ber.fache der Amtskörperſchaft W. gegen 

die Teilgemeinde L. uſw. vom 3. 2. 15. 


8. 


Kann verlangt werden, daß die Benützungsmöglichkeit 
eines öffentlichen Feldwegs erweitert wird? 


Der Beſchwerdeführer beſitzt in der Nähe von St. ein 
Grundſtück, das auf einer Seite an einen öffentlichen, mit 
ſeiner Grundfläche im Gemeindeeigentum ſtehenden, ſchmalen 
und ſteilen Feldweg angrenzt. Dieſer Weg war infolge eines 
Unfalls, der ſich auf ihm für einen mit Steinen beladenen 
Wagen ereignet hatte, am 30. März 1911 vom Stadtpolizei⸗ 
amt für den Verkehr mit Laſtfuhrwerken polizeilich geſperrt 
worden. Am 16. Oktober 1913 ſtellte der Beſchwerdeführer 
das Geſuch um Oeffnung des Wegs zur Beifuhr von Latrine 
und Dung mittels Laſtfuhrwerken, das vom Gemeinderat 
am 27. Oktober 1914 aus weg⸗- und ſicherheitspolizeilichen 
Gründen abgelehnt wurde, wie dasſelbe auch auf erhobene 
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Beſchwerde ſeitens der Kreisregierung und des Miniſteriums 
des Innern geſchah. Der Verwaltungsgerichtshof wies die 
gegen die Entſcheidung des Miniſteriums eingelegte Rechtsbe⸗ 
ſchwerde ab und führte hiebei folgendes aus: 

Nachdem der Weg am 30. März 1911 von dem hiezu 
zuſtändigen Stadtpolizeiamt aus ſicherheitspolizeilichen Grün⸗ 
den für Laſtfuhrwerke geſperrt worden war, blieb dem Ge⸗ 
meinderat im Hinblick darauf, daß dieſes Verbot heute noch 
beſteht, nichts anderes übrig, als das Geſuch des H. vom 
16. Oktober 1913 abzulehnen. Eine andere Entſcheidung 
hätte die Aenderung oder Aufhebung des ſtadtpolizeilichen 
Verbots vom 30. März 1911 bedeutet. Eine ſolche lag aber 
nicht in der geſetzlichen Zuſtändigkeit des Gemeinderats gegen⸗ 
über dem Stadtpolizeiamt (GdO. Art. 163 Abſ. 1, 165 
Abſ. 1). Für den Gemeinderat hätte es ſich allerdings darum 
handeln können, die Benützungsmöglichkeit des Wegs durch 
Beſeitigung der ſicherheitswidrigen Zuſtände in der vom 
Beſchwerdeführer gewünſchten Weiſe zu erweitern, ihn ſo her⸗ 
richten zu laſſen, daß er auch zur Beifuhr von Latrine und 
Dung mittels Laſtfuhrwerken brauchbar geworden wäre. 
Hierauf hat H. aber keinen Rechtsanſpruch. Er will einen 
ſolchen auf das den Angrenzern des Wegs zuſtehende Ge- 
meingebrauchsrecht ſtützen. Dies iſt jedoch nicht angängig. In⸗ 
halt und Umfang eines Gemeingebrauchsrechts ergeben ſich 
aus der Art der zu benützenden Sache und aus den über 
dieſe Benützung ergangenen geſetzlichen oder Verwaltungs⸗ 
vorſchriften. Der Zweck des fraglichen Feldwegs erfordert 
nun keinesfalls den Verkehr mit Laſtfuhrwerken auf dem⸗ 
ſelben, auch Dung und Latrine können auf kleinerem Fuhr⸗ 
werk angeführt werden. Es beſtehen ferner keine geſetzlichen 
oder Verwaltungsvorſchriften, die ein Recht der Anlieger auf 
die Zulaſſung von Laſtfuhrwerken auf Feldwegen begründen 
würden; insbeſondere läßt ſich ein ſolches Recht nicht aus 
Art. 32 des Feldweggeſetzes vom 26. März 1862 (Reg. Bl. 
S. 91) ableiten, da hier den Gemeindebehörden nur ganz im 
allgemeinen die Pflicht auferlegt iſt, darüber zu wachen, daß 
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die Feldwege in einem geordneten, dem jeweiligen Bedürfnis 
der Güterbeſitzer entſprechenden Zuſtand erhalten werden. 
Die erhobene Beſchwerde war daher als unbegründet zu ver⸗ 
werfen. 
Urteil in der R. B.ſache des Gärtners Fr. H. in St. 
vom 3. 2. 15. 
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